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Vorwort. 

X/ie Unzulänglichkeit der Öaterreicbischen Steuergesetz- 
gebung wird aUgemein anerkannt. Nicht über das b, 
nur über das Wie der Steuerreform besteht noch Mei- 
nungsverachiedenbeit Dies erklärt sich theils aus dem 
grossen Umfang, der empfindlichen Natur und Vielseitig- 
keit der dabei zu erörternden Fragen, theüs aus manchen 
Einzelinteressen , welche sich bedroht glauben , theils 
endlich aus der alten Erfahrung, dass Steuerreformen 
allenthalben ernsten und hartnäckigen Schwierigkeiten 
begegnen. Genug, die Frage, auf welchem Wege Abhilfe 
zu schaffen sei, schwebt noch, und alle umfassenden Vor- 
berathungen über die Reform der directen Steuern, — 
die Verhandlungen der dafür im Winter 1859/60 ein- 
gesetzten Immediat-Commission mit eingeschlossen — 
haben noch heute zu keinem positiven Resultat geführt. 
Die ursprünglichen Reformvorschläge des k. k. Fi- 
nanzministeriums , wie sie aus den Berathungen der Mi- 
nisterconferenz hervorgegangen waren, fanden sowohl 
in jener Immediat-Commission als im Publicum eine sehr 
getheilte Äufiiahme. Um aber gewissen befangenen Ät 
urtheilungen, welche nicht blos in der Tagespresse hervor- 
traten, und die dem Unkundigen imponirten, nicht einen 
' zu' weiten, für die Sache selbst schädlichen Spielraum 
zu le =sen, sammelte ich auf Veranlassung des damaligen 
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Finanzministers die in der Wochenschrift „Austria" über 
die ßefonn der directen' Steuern von mir erschienenen 
Aufsätze , jedoch mit Verbesserungen und Ergänzungen 
versehen, zu der Schrift: „Dje Beform der directen Be- 
steuerung in Oesterreich auf Grund der Anträge des k. k. 
Finanzministeriüme." Der blossen Negation , meinte ich, 
wird ein Zaum angelegt, die tendentiöse Verdächtigung der 
Reform vorschlage wird sich besinnen und massigen müssen, 
wenn Jedermann und insbesondere den Fachmännern Ge- 
legenheit dargeboten wird, über Wesen und Zweck dersel- 
ben im Zusammenhange sich aufeuklären. Allein gerade 
die eingehende sachkundige Prüfung, welche die Vorschläge 
meines "Erachtens am wenigsten zu scheuen hatten, haben 
sie hier kaum, oder nur stückweise, am meisten noch im 
übrigen Deutachland und besonders in Preussen gefunden. 

Wie verhält sich nun jene Schrift zu der gegen- 
wärtigen, welche den gleichen Gegenstand behandelt? 

Jene, in der k. k. Staatsdruckerei erschienene Schrift 
wufde seibat in einer Regierungsvorlage an den ßeichs- 
rath als „officiös" bezeichnet. Sie war solches in mancher 
Hinsicht wirklich. Nur darf man, wie wohl häufig geschieht, 
diesem Ausdruck nicht den Sinn unterlegen, als ob der 
Verfasser nicht seine eigene Ueberzeugung, sondern ledig- 
lich die von dritten Personen vertreten habe. Es ist über- 
haupt eine Geschmacklosigkeit sonder gleichen, Jemand 
darum , weil er Staatsbeamter ist , einer selbstständigen 
Ueberzeugung für baar zu halten und Jedem ima Allem, 
waa er selbst in Fachsachen schreibt, einen offlciösen 
Ursprung, im guten oder schlimmen Sinn beizulegen. 



Freilich , dem Staatsbeamten mag es oft schwer genug 
gemacht werden , seine fachmännische Ueberzeugung zu 
behaupten ; allein nur um so mehr sollte man es an ihm 
achten, wenn er, um es zu thun, selbst empfindliche 
persönliche Opfer nicht scheut, und an Beispielen hieran 
fehlt es durchaus nicht. 

Nun, jenes Buch schreibend, war ich in der glück- 
licheren Lage, in meinen Anschauungen dabei mich in 
voller Uebereinstimmung mit denen der leitenden Persön- 
lichkeiten zu wissen. So sehr war dies der Fall, dass 
der damalige Finanzminister selber das „officiöse" Buch 
im Manuscript gar nicht vor Augen gehabt , überhaupt 
die Theile desselben nur in so weit gelesen hat , wie sie 
zuerst in der „Austria" gedruckt erschienen, mit Aus- 
nahme blos des Vorwortes, welches ich ihm, weil es 
persönliche Verhältnisse berührte, vor dem Abdruck zur 
Einsicht vorlegte. .Dies geschah am Tage vor der ver- 
hängnissvollen Katastrophe, welche seinem Wirken in so 
erschütternder Weise ein Ziel setzte. Er schickte mir 
noch am nämKchen Tage die Vorrede blos mit der Be- 
merkung zxuUck: „Va bene! v. Brück." Es sind die 
letzten fast ominös klingenden Worte , die dieser hoch- 
sinnige Staatsmann an mich richtete — eine mir doppelt 

theuere Reliquie. 

, Die hier vorliegende Schrift kann auf den Charakter 
einer officiösen in keiner Beziehung Anspruch erheben. 
Zwar erfreuen sich die in ihr entwickelten Ideen im 
Wesentlichen, wie ich glaube, der Zustimmung des gegen- 
wärtigen Finanzministers; ich schliesse dies aus mündlichen 
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BeBprechimgen , denen ich auch manche Anregung und 
manchen Äufschluss verdanke. Sonst aber ist die Schrift 
aus eigener Initiative hervorgegangen und eine durchaus 
selbstetändige Arbeit,' für deren Inhalt ich allein verant- 
wortlich bin. Als ich vor Monaten in DisponibiUtät trat, 
glaubte ich die mir gewordene Müsse zunächst nicht besser 
als eben zu einem Werk über die noch immer schwebende 
Steuerreform im Staatsinteresse verwerthen zu können. 
Auch ihrem Inhalte nach verhalten sich die beiden 
Schriften selbstständig zueinander. Damals war die Auf- 
gabe ReformJdeen, welche bereits eine bestimmte Gestalt 
in Gesetzentwürfen angenommen hatten, in Vergleichung 
mit dem Bestehenden wissenschaftlich zu beleuchten. Heute 
sind jene Reformideen wieder in Fluss ge'rathen, die ent- 
scheidende Discussion steht noch bevor, und ich konnte mir 
jetzt zum Vorwurf nehmen, aus der Entwicklung allgemei- 
ner Principien erat zu concreten Vorschlägen vorzudringen. 

Ich bewegte mich hierbei um so freier, als ich 
keine bestimmte Vorlage zu berücksichtigen hatte , und 
um so ungehemmter, als ich die mannigfaltigen Gebrechen 
der bestehenden Geeetagebung und Verwaltung auf dem 
Steuergebiet als bekamit voraussetzen durfte, mich also 
mit deren nochmaliger eingehender Schilderung im Ein- 
zelnen nicht mehr aufzuhalten brauchte. Auch sonst war 
zur wiederholten Öffentlichen Behandlung des gleichen 
Gegenstandes manche Anregung gegeben, sowie die Aus- 
sicht, auch auf diesem Boden mit gesunden Gedanken 
durchzudringen, lichter geworden. Einen anderen Ideen- 
gang also mit grösser«: Freiheit verfolgend , musste ich 
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zwar zu theilweise modifiarten Ergebnissen gelangen; 
im Ganzen und Wesentlichen aber hat die schon früher 
von der Finanzverwaltung gewonnene Ueberzeugung sich 
auch hier bekräftigt 

Zu dem gleichen Resultate so ziemlidb haben meines 
"Wissens überhaupt bisher alle sich wiederholenden Be- 
rathungen geführt, wiewohl dieselben anderqröBits zur 
grösseren Läuterung und Vertiefung der ursprünglichen 
ßeformvorschläge beitrugen. 

Vor allem will diese Schrift zur Aufklärung der 
Ansichten über Steuerwesen imd über die Ziele und 
Wege , welche bei der Reform desselben in Oesterreich 
einzuschlagen sind , beitragen. Sie würde ihren Zweck 
vollkommen erreichen, wenn sie jenen Männern, die, 
zur Gesetzgebung berufen , auf diesem schwierigen Ge- 
biete weniger heimisch sind , zur leichteren Orientirung 
und einigermassen zur Leuchte diente. Nur durch genauere 
Einsicht in die wahre Sachlage und deb inneren Zusam- 
menhang aller Steuerfragen lassen sich hier die Gegen- 
sätze und Meinungsverschiedenheiten allmälig versöhnen 
und wird ein besonnenes VerstäJidniss sich anbahnen. 

Wenn Aenderungen im Gefolge von Steuerreformen 
wirklich manches Einzelinteresse bedrohen , so stöbern 
sie doch noch weit mehr unbegründete Besorgnisse auf. 
Bald erheben sich Bedenken vom Standpunct des grossen, 
bald von dem des kleinen Eigenthümers, bald vom Stand- 
punct- des Unternehmers und Capitalisten, bald von dem 
des Piensteleistenden ; selbst vom Gesichtspunct der 
Administration aus erstehen oft plötzlich neue Zweifel, 
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oder der Widerstand wurzelt auch in ganz anderen frem- 
den Gebieten, und zuletzt ist hier, wie überall, die blosse 
Negation nicht am wenigsten geschäftig. Nur vor einer 
immer mächtiger vordringenden Erkenntniss der Wahr- 
heit werden die Vorurtheile schwinden, und wird die 
üeberzeugimg von der Solidarität aller Interessen 
bezüglich einer guten Steuergesetzgebung allgemein wer- 
den. An der Hand wachsender Einsicht wird, trotz Allem, 
die öffentliche Meinung für das Reformwerk erstarken, 
und demselben — zur -dauernden Wohlfahrt des iCaiser- 
staates — schliesslich -zum Siege verhelfen. Und warum 
sollte nicht endlich auch diese Frucht für Oesterreieh 
reifen ? Sind doch die Vorbedingungen, alle Dispositionen 
dazu , Licht und Soijne jetzt die günstigsten. Wenn das 
redliche Streben der Finanzverwaltung unter thunlichem 
ÄnschluBs an das Bestehende den Forderungen der gleich- 
vertheüenden Gerechtigkeit , den Bedürfnissen und der 
Finanzlage des Staates zu genügen , im volkswirtli schaft- 
lichen Gieiste fisoalische Bedrückung und Willkür bei der 
Besteuerung fem zu halten und dem Principe der Selbst- 
verwaltung auch auf diesem Gebiete im liberalen Geiste 
Folge zu geben — wenn dieses Streben Hand in Hand 
geht mit dem kräftigen erleuchteten Willen der Reichs- 
vertretung, den Staatshaushalt auf breiter fester Basis 
dauernd zu regeln , imd den öffentlichen Credit neu zu 
befestigen — dann muss das Reformwerk gelingen. 
Wien, am 1. August 1863. 

Der Verfasser. 
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Einleitung. 

X/as Bftsteuerungsrecht liegt im Wesen des Staates. Und zwar ist 
es im Staatswesen von so eminenter Natur, dass die slaatsrechtliche 
BeetimmuDg blos der Art, wie es ausgeübt wird, ob mit unge- 
theilter, ob mit getheilter Gewalt, wesentlich den absoluten Staat 
von dem Constitution eilen unterscheidet. In Wahrheit, die Thei- 
lung der Gewall ist auf keinem Gebiet von so grosser Tragweite, 
von so mächtigen Conscqucnzen für das ganze Staatsleben, als 
gerade auf dem der Besteuerung, 

Die Staatszwecke sind ohne Aufwand an geistigen und ma- 
teriellen Mitteln nicht zu erfüllen. Wie bei jedem Organismus, 
muss dieser öffentliche Verbrauch sich fortwälirend ergänzen, soll 
das Staatsleben gesund bleiben. Insofern die privatwirthscltaftlichen 
Einkünfte aus dem etwa vorhandenen eigenen Staats vermögen oder 
sonst zufallige Einnahmen zu dem Aufwände nidlil nusi-eichen, 
muss der Rest des Ei-fordernisscs durch Abgaben gedeclft werden. 

In der durch den Staat begründeten und geschützten allge- 
meinen Rechtsordnung reifen erst alle Früchte wirthschaftlicher 
Production. 

Der Staat hat also selbst nach rein ökonomischen Principiea 
auf einen Antbeil an den unter sCiner Mitwirkung erlangten ma- 
teriellen Früchten, und zwar in dem vollen Mass, als zur gedeih- 
lichen Fortsetzung dieser Wirksamkeit erforderlich ist, gerechten 
Anspruch. 

Beim Aufwand zwischen privatlichem und öffentlichen unter- 
scheidend, ist man daher mit Unrecht oft geneigt, letzteren dem 
unproductiven Verbrauche beizuzübien. Die Staatsvcrwaltungca 
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verzehten nicht, ohoe Güter von hohem Werthe zu produciren. 
Oekonomisch gesprochen' haben sie die besondere Function, die 
innere und äussere Sicherheit hervorzubringen , das Recht und die 
Wohlfahrt Aller zu wahren und zu mehren. 

Eben wegen dieser Production höchster Güter soll die Regie- 
rung sich auch im Allgemeinen nicht mit Privatindustrie befas- 
sen, die nicht ihres Amtes ist. Am wenigsten zum Erwerb ihres 
Aufwandes. So wenig der Private seinerseits, ohne sich gegen das 
Gesetz der Arbeltstheilung zu versündigen, auf eigene Herstellung 
seiner verschiedenen reellen Bedarfsgüter denkt, die er zu jeder 
Zeit beliebig im Verkehre kaufen kann, so wenig. wäre die aus- 
schliessliche Selbstproduction der Bedarfsguter des Staates wirth- 
schaftlich rathsam. Ausnahmen von dieser Regel müssen sich durch 
besondere Staatszwecke rechtfertigen lassen. In diesem Fall ist 
aber nicht der privatwirthsehaftliche Erwerb die Hauptsache. Viel- 
mehr betreffen die Ausnahmen solche Staatsgewerke , die ohne 
Rücksicht auf ihre Einträglichkeit betrieben werden müssen, um 
einen Theil des staatlichen Realbedarfes z. B. für Kriegszwecke, 
dessen Beschaffung der Privatindustrie nicht anheimgestellt bleiben 
darf, zu liefern. Auch dort wo der Privatindustrie noch der Gebt 
d^ Initiative zur Ausführung wichtiger Unternehmungen und An- 
stalten fehlt, darf die Regierung eingreifend die Bahn brechen und 
die Gesellschaft mit Einrichtungen von allgemeiner Kützlichkeit, 
wie Eisenbahnen , Geldinstitute , Hochschulen , ja ausnahmsweise 
seibat mit-eigentlichen Kunst- und Erwerbszweigen dotiren. 

In den meisten Fällen aber wird der Mangel an Initiative 
seitens der GeäeUschail eben von künstlichen oder natürlichen 
Hindernissen , die sich ihrer freien Thätigkeit entgegenstellen, 
herrühren, und in solchen Fällen wird die Productionsthätigkeit 
der Regierung sich in der Beseitigung dieser Hindernisse nicht 
am wenigsten feucht bar erweisen. 

Was Hock in seinem eben erschienenen Buche zu Gunsten 
des Betriebes von Gewerben durch Staatsorgane bemerkt, passt 
nicht ganz. Nicht darum handelt es sich in erster Linie, ob der 
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Staat einen golclien Betrieb gut oder scUecIit führt, sondern darum, 
dass der Staat seine immaterielle Froductiou nicht ohne Noth mit 
dem materiellen Gewerbebetrieb vermengen und vermiaoben soll. 
Wenn eine Fabrik durch Private der Begel nach auch besser als 
durch den Staat betrieben wird, so folgt daraus noch nicht, wie 
Hock meint, der Verzicht auf eine zweckmässige Staatsverwaltung 
überhaupt, eben weil diese gaoz andere Zwecke als den materiellen 
Erwerb verfolgt; — zugegeben selbst, dass die Staatsvnrthschaft 
nichts »als eine der verschiedenen Erscheinungen der Einzelwirtb- 
sch&ften« sei.- Dem Staat empfiehlt sich in' solchen Dingen £nt-' 
haltsamkeit, nicht blos weil »die allzugrosse Ausdehnung und 
Zersplitternng der staatlichen Th^tigkeit vom Uebel ist,« sondern 
weil der Geist, der die Staatsverwaltung leitet oder doch leiten soll, 
ein anderer und auf höhere Ziele gerichtet ist , ab die der übrigen 
Einzelwirthschaften *). 

Ungefähr im gleichen Sinn wie Regierung, Gesetzgebung, 
Verwaltung, Wehrstand ihren Verbrauch durch Producirung der 
inneren und äusseren Rechtssicherheit ersetzen, freilich mit einem 
sachlich nicht immer messbaren Gewinn, sind auch der Lehrstand, 
die Männer der Schule, der Wissenschaf): und Kirche, sehr pro- 
dnctive Consumenten. Die auf diese Zwecke verwendeten öffent- 
lichen Mittel werden sich reichlich lohnen; man müsste denn den 
Einfluss der Erziehung, der Kenntnisse, des Wissens, der Sitt- • 
lichkeit auf Ausbildung und zweckmässige Verwendung der Arbeits- 
und Produc^vkräfte hinwegläugnen. 

Ueberhaupt aber ist der Endzweck aller Wirthschafl die Be- 
friedigung jeder Art menschlicher BedUrMsae, also nicht die Pro- 
duction der Güter an sich, sondern der Verbrauch derselben, ihr 
Genuss. Aber dieser auch nicht schlechthin , sondernder wirth- 

") .Die Öffentlichen Abgabeo nodSchuldeii. Ton Dr. Carl 
FreUieTTn von Hock, Stuttgart 1863.« Ein'übrigena vortrefflich, mit Ge- 
BChmock und Freimnth, mit Geist und Warme geschriebenes Buch, das, 
liesondeTs in den Details der Verwaltung, ZengnisB ablegt von den reichen 
ErEahningen, der Beleaenheit nnd den Fachkenntnissen des TerfasserB. 
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achaftliche, der sociale und sittHclie Verbraudi, d. h. eis 
Bolcher, der den Aufwand reichlich ersetzt und über&ll die Zwecke 
der Gesellschaft, die Bestimmung der Menschen sich zu verroU- 
kommnen und ihre Zustände fort und fort zu verbessern und zu 
veredeln, unabiässig berücksichtiget. Würdendie gesellachaftlichen 
und staatlichen Zwecke bei der I'roduction und (Konsumtion ausser , 
Acht gelassen, so milsste die Menschheit in einen halbwilden 
Naturzustand zurück versinken. Der Verbrauch ohne alle Rttck- 
sicht auf die dauernden gemeioen und hSheren Bedürfnisse der 
Familie, der Gesellschaft, des Staates, auf die gemeinsamen 'An- 
li^en ist geradezu ein antisocialer; ein staatswidriger, ein unsitt- 
licher. Kein Zweifel, dass vorzugsweise die reichen, dje in Staat 
und Gesellschaft hochgestellten Glossen in dieser Richtung unab- 
weisbare Pflichten gegen die Ge^ammtheit zu erfüllen und nach 
Kräften durch Lehre, Beispiel und Gesetzgebung dem unfrucht- 
baren privaten , wie öffentlichen Aufbrauch entgegenzuwirken, 
dagegen den wirthschaftlichen Verbrauch zu fordern haben. In 
der That dort, wo prosperirende Wirthschafts- und FinanzzustSnde 
bestehen, wird man überall als Grundlage derselben neben Fleiss 
und Spiirsamkeit aller die Gewohnheit der höheren Stände finden, 
ihre Capitalien dem heimischen Boden und KunstSeisse zuzuwen- - 
den , und sich selbst an der Industrie wie an den ö&ntlichen 
Geschäften zu betheiligen, statt ihre Einkünfte im unnützen Prunke 
oder gar im Auslande zu vergeuden. — 

Der Staat also hat gerecliten Anspruch auf jene Mittel, welche 
der wirthscbaftliche Aufwand behufs Erfüllung seiner Zwecke 
erfordert. Nur kommt es darauf an, wie weit, in welchem Umfange 
and nach welchem Massstab dieser Anspruch geltend gemacht 
wird, wie (iie Einnahmen aufgebracht und wie sie zur Erreichung 
der Staatszwecke verwendet werden. 

Im Allgemeinen zwar int klar, dass der Aufwand des Staates 
nicht grösser und nicht kleiner sein soll, als die Erfüllung der 
S'aatszwecke heischt. Allein hier schon sind die Grunzen sehr 
unbestimmt, es fehlt an einem allgemein giltigen Kriterium politi- 
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scher WirthschaAIichkeit. Die AuiFassaog über das wae notli- 
wendig, was staatsklug, was nützlich oder was blos ajigen^hm 
oder gar willkürlich, ist sehr verschieden. An die Grösse und 
BeschafTenheit des Staatserfordemi^ses, an das Wie seiner Be- 
deckung knüpfen sipb in allen Richtungen Fragen von der gröss- 
teii Tragweite; 

Diese Angelegenheit i»t so schwierig, von so eingreifender 
Bedeutung für das Allgemeine wie l'ür jeden Einzelnen, dass eben 
darum auf keinem Gebiete die Tbeilung der Gewalt von grösserer 
praktischer Wichtigkeit erscheint, als auf diesem. Der Grundsatz, 
das Einkommen der Staatsbürger könne nur mit deren rerfassungs- 
massiger Zustimmung zu öffentlichen Zwecken besteuert werden, 
die entsi^eidende Einflussnahme der Volksvertretung auf Fest- 
stellung und Verwendung der Öffentlichen Einnahmen bildet daher 
das wichtigste conatitutionelle Recht und zugleich die wesentliche 
Garantie, dass dabei das Princip der WirtbschaiUichkcit zur Gel- 
tung komme. ^ 

Das Finanzsystem (positives Finanzrecht) eines Staales^ 
ist .nun der Inbegriff der fundamentalen positiven Rechtsnormen, 
nach welchen sein Bedarf festgesetzt und die möglichen Einkom- 
menquellen zur Erfüllung der Staatszwecke benutzt werden. Die 
Finanz Wissenschaft aber befasst sich mit den allgemeinen Grund- 
sStzen, nach welchen die Feststellung der Grösse des Staatsbedarfs, 
das hiernach erforderliche Staatseinkommen und dessen Verwen- 
dung zu beurtheilen ist. Und bei Erörterung dieser Grundsätze 
bat sie vor allem zu beachten, was nach den Vorschriften des 
allgemeinen Staatsrechts erlaubt und nach der Volkswirthscbafts- 
lehre zulässig ist. Sie geht dabei auf die unmittelbare Förderung 
keines einzigen besonderen Staatszweckes , wohl aber auf die mit- 
telbare Förderung aller Staatszwecke überhaupt aus, indem sie 
deren Verwirklichung ermöglicht. 

Im Allgemeinen richtet sich der Staatsbedarf nach den Aus- 
gaben , von welchen die Verwirklichung der für die Gesammtheit 
der Volksglieder erstrebenswerthen, durch die vereinzelten Privat- - 
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ki^fte aber nicht erreichbaren Zwecke abhäng^. Diese allgemeinen 
Zwecke erweitem sich auf der einen Seite fort und fort mit der 
steigenden Cultur, und fallen anf der anderen Seite wiederum 
hinweg , weil allmälig die einzelnen Bürger selbst sie gleich gut 
zu erreichen wissen, und eine solche Möglichkeit zugleich das 
Gebot des Wegfallens einechliesst. Feste , für alle Fälle und alle 
Zeiten ausreichende Normen sind hier .schwer aufzustellen. Im 
Ganzen aber muss eine Yerhältnissmässigkeit zwischen 
Mitteln und Zweck obwalten: die Opfer, die in der Herbei- 
schaffung der Mittel liegen, müssen durch die Vortheile, die der 
erreichte Zweck der Allgemeinheit gewährt, weit aufgewogen wer- 
den. Wie in der Privatwirthschaft , wäre auch in der Staatawirth- 
schafl gegen das Princip der Wirthschaftlichkeit gefehlt, wenn der 
Erfolg der Production nicht den aufgewendeten Mitteln entspräche. 
Vielleicht wohl die Sparsamkeit, nicht aber die Wirthschaft- 
lichkeit kann im Staatshaushalt einseitig übertrieben werden. 
Der Begrilf der Wirthschaftlichkeit schliesst in sich das negative 
Moment weiser* Sparsamkeit bei den Ausgaben, und zugleich das 
positive Moment intelligenter Be&uchtung und wirksamer Aus- 
nützung aller Hilfsquellen für die Einnahmen. In ihm löst sich 
gleichsam von selbst die vielberegte, etwas doctrinäre, d. i. blos 
formelle Streitfirage darüber: ob im Staatshaushalt die Ausgaben 
sich nach den Einnahmen, wie im Privathaushalte, oder diese 
sich nach jenen richten sollen *). In diesem vagen Gegensatee ist 
gar kein durchschlagendes positives Princip erkennbar. Einnahmen 

*) Auch die Schrift von Prof. A. Wagner: .Die Ordanng des 
österreichischen Staat ihanshaltes, mit besonderer Ilüclc- 
sicht auf den Auflgabe-Etat und die Staatsschuld. Wien 1863.« 
l«gt auf diesen doctrinellen Gegensatz allEuhoben Wertb. Sonst verdient 
dieses Bach alle Beachtung, insbesondere wegen der Berichtigung gewisser 
gefärbter finanz-statistischen Vergleichungssahlen, die leicht irre fllhren; 
sodauQ wegen des umstäudlicben Machweiees der TorzUgllchkeit hochver- 
zinslicher (AI pari-) Staatsanlefaen vor niedrig verainfllichen mit niedrigem 
Emissionsconrse, welche jede Zinsen-Reduction leicht vereiteln. * 
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UBd Ausgaben des Staats verhalten sich Tielmehr einfach zu einan- 
der wie Mittel zum Zweck. In diesem untrennbaren VerhSltniss 
bedingen sie sich gegenseitig, wachsen oder nehmen mit einander 
ab; und wenn dies nicht geschieht, da ist eben eine Störung des 
Gleichgewichts , ein Siechthum irgend im Staatsleben vorbanden. 
Ein schlechter Staatswirth , der bei Bemessung des Bedarfes nicht 
die Mittel und vorhandenen Kr&fte in's Auge fasste, oder der um- 
gekehrt bei Bestimmung der Eiiinahmen das Bedilrfniss und die 
Zwecke des Staates aus dem Auge verlöre. Ist es im Grunde nicht 
dasselbe, wenn Waitz in seinen Grundzügen der Politik sagt: 
iln dem entwickelten Staate müssen sich die Einnahmen nach den 
Ausgaben richten; die Ausgaben nach den Bedürfnissen und vor-, 
handenen Kräften, k Hier hebt der Nachsatz den Vordersatz in 
seiner Allgemeinheit wieder auf und führt ihn auf das eigentliche 
wirthschaßliche Princip zurück. Und das ist die Hauptsache: das 
Verhältniss zwischen Einnahmen und Aufgaben wird durch das 
Princip der Wirthschaftlichkeit beherrscht und die zwischen den 
beiden Seiten desselben Wesens etwa auftauchenden Gegensätze 
müssen durch dasselbe Princip gemeistert und begliclien werden. 
Dies gilt auch dann , wenn die nothwendige ErHillung der Staats- 
zwecke ausserordentliche Mittel , sie bestehen nun in Steuer- 
erhShungen, oder in Verkauf von Staatseigenthum , oder in An- 
wendung des Staalscredits, in Anspruch zu nehmen zwingt. 

Die regelmtissigen Ausgaben zum Betrieb und zur Instand- 
haltung des Staatswesens sollen natürlich auch auf ordentlichem 
Wege aufgebracht werden. Kur insofern iJs es sich um dauernde 
Capitalanlagen »in den Staat und seine Anstalten«, oder um pro- 
ductive Anlagen im engem Sinn , oder um Deckung von unab- 
wendbaren , durch Krieg oder andere Kataatrophen herbeigeführte 
Capital Verl u-ste handelt, kann die Anwendung des Staatscredits 
geboten sein. Auch hier entscheidet in letzter Instaüz darüber, ob 
das Staatsanleihen entweder mit oder ohne eine mehr oder weniger 
vorübergehende Erhöhung der Steuern, je nach der Lage des 
Capitalsmarktes und den Bedingungen der abzuschliessenden An- 
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leibe oder nach der HSlie der schon bestehenden BesteueruDg und 
den Wirkungen ihrer vreitereD Anspannung auf die gesammte 
Volks wir thschaft, verknüpft sein soll, — dus Princip der Wirth- 
schaftlichkeit , d. i. das consequente Bestreben , die grSasten Wir- 
kungen mit den kleinsten Mitteln, oder die immateriellen Güter 
der Staatsproduction mit dem relativ massigsten Aufwände herzu- 
stelleD. Kur dieses sich fort und fort bethatigende thatkrüftige 
Streben nach staatswirtliachaftlicher VervoUkommung bei Fest- 
stellung der Einnahmen und Ausgaben , nicht der formelle Aus- 
gajigspunct dabei, fuhrt zur Herstellung des dauernden Gleichge- 
wichtes im Staatsli aushalte. Gewiss aber nicht ein noch so klug 
ersonnenes System von Staatsschulden oder Benützung des öffent- 
lichen Credits. Denn , wie gesagt , im regelmässigen Verlauf 
müssen Mittel und Zweck im Gleichgewichte stehen, und ins- 
besondere hat es mit dem Staatscredit das eigene Bewandtniss, was 
nur zu oft vergessen zu werden scheint^ dass es mit demselben um 
so besser steht, je weniger man davon Gebrauch macht. 

Die regelmässigen Staatseinnahmen, die sich als das noth- 
wendige Correlat der ordentlichen Staatsbedürfnissa darstellen, sind 
entweder mechanischer oder organischer Natur. Die organi- 
seilen Einnahmequellen liegen in der wirtfascbaftlichen Leistungs- 
kraft der imStaate Werbenden und Wirkenden als jener Interessen- 
ten, fiir welche der Staat wirthschaftliche Verwendungen vornimmt, 
und die daher zur Deckung des Staatsbedai-& verpflichtet sind. Die 
übrigen öffentlichen Einnahmequellen ersclieinen mehr zufällig 
oder mechanisch, als nicht aus dorn .staatliclien Organismus selbst 
hervorgehend; eben deshalb stellen sie sich im Fortschritt der 
Zeiten mehr und mehr als eine Anomalie , als eine Ausnahme von 
der Regel dar, welche die Besteuerung bildet. Insofern der Staat 
auf beiden Wegen Subject von Vermögensverhältnissen wird, 
heisst er als solches, d.i. als Inhaber der Finajizwirthschaft, Fiscus. 
Behalt sich der Fiscus, in der Absicht Einkommen daraus zu ziehen, 
ausschliessliche Rechte auf ganze Gattungen von Vermßgens- 
objecten vor, welche sonst ihrer Natur nach der Privatwirthschaft 
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zufallen würden, so heissensolcLeFiscalvorrechte. Diese und 
die Domänen bilden wesentlich die mechanischen Quellen des 
Staatseinkommens '"). 

Auf den unteren Entwicklungsstufen treten die mechanischen 
Einnahmequellen noch entschiedener hervor, werden aber allmälig 
mit dem Culturfortschritt durch die organischen verdrängt. Der 
Domanial besitz und die Fiscal Vorrechte sind dann für die Be- 
deckung des öffentlichen Bedarfs von überwiegender Bedeutung. 

Es liegt im Wesen des Staats, dass er seine Wirthschafl; als 
Mittel seinen Zwecken unterordnet. Hieraus erklärt sich, warum 
mit der Erweiterung dieser Zwecke die Einkünfte aus dem Staats- 
eigenthum zur Bestreitung der öffentlichen Bedürfnisse je längei 
desto weniger ausreichen, ja dass das eigentliche Staats vermögen, 
seihst abgesehen von häufigen Fällen der Verschleuderung des- 
selben, sich absolut' und relativ fortwährend vermindert, schon 
weil die Tendenz, es selbst im Capital zu Staatszwecken zu ver- 
wenden, um so mehr vorwiegt, je regelmässiger — nicht mehr 
blos als ausserordentliche Hilfequelle — sich anderseits das Steuer- 
weaen entwickelt. Sogar rein wirthschaftliche Gründe bestimmen 
oft zur Veränssening- von Staatsgütern, vrie dies im gros-en Mass- 
stab in den Vereinigten Staaten von Amerika mit dem ager 
publicus der Union, im Einzelnen auch in Oesterreich, Preussen 
etc. fortwährend geschieht So ertrugen die Domfinen in Frank- 
reich 1781 noch 107o *1^^ damaligen Staatseinkünfte , heute nur 
etwa 3"/,, (ungefähr so viel wie in Oesterreich, wo der Staat jedoch 
noch ein grösseres Stammvermögen besitzt) aus den zur Dotation 



*) Tergl. E. Umprenbach'B Lehrbuch der Finanzwiaaenachart. 1860. 
Th. I. p. &T etc. Oft verwechselt nad verwisclit man den Begriff der Fiscal- 
Torrechte mit dem allgemsiiien der Finaniregalien. Allcki Ihrem staats- 
rechtlichen Begriffe nach sind Regalien oder Hoheitsrechte alle die einzelnea 
Rechte, welche iiiwmmen die Staatsgewalt bilden, mithin die FiDanxrega- 
lien in ihrer Oesammllieit soviel als die Finanzgewalt selbst, die sich anf 
alle , und nicht blos auf eine bestimmte Gattung von Staatsein kommen- 
quelle ii erstreckt. 
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der Krone gehörigen Domänen und dem Reste der Staatsforste. 
England hat gar keine Domänen mehr ausser den zur Dotation der 
Krone gehörigen, die nicht '/,% des Staatseinkommens tragen. 
Der russische Staat Iiat dagegen noch den bedeutendsten Grund- 
besitz in Europa, der Ertrag seiner Domänen erläuft im Durch- 
schnitt des letzten Jahrzehends über 10% , der in Preussen etwa 
auf 8% "ler Staatseinkünfte, noch höher der Baierns, welcher dort 
dem Ertrage aller Steuern gleichkömmt. In den deutschen Staaten, 
wie in Spanien, machten eben die Säcularisationen viele geist- 
liche Güter zum Staatseigentbum *). 

Verschieden von den Domänen, welche (obwohl ursprünglich 
mit der Regalität zusammenhängend) als bestimmte Vermögens- 
objecte der Sache nach rein privatrechtlicher Natur sind, haben die 
Fiscalvorrechte einen materiell staatsrechtlichen Urspi-ung und 
beziehen sich, unter Ausschluss aller anderen Wirthschaften, auf 
ganze Gattungen von Vermögensobjeeten. Sie sind keine aus dem 
StaatsbegrifiT hervorgehende nothwendige , sondern gleichsam nur . 
zufällige Regalien **). Urspi-iinglich lag ihnen zwar gewöhnlich 
ein Keim des Gebühreriwesens, nfimlicli Vergütung der Kosten für 
besondere Dienste zuta Grunde; allein dieser Keim des Gebühren- 
princips ward durch die Fiscalbevorrechtung rasch überwuchert. So 
viel möglich ward alles Greifbare fiscalisirt, selbst privative Gewerbs- 



*) Nebenbei: „Die Einkünfte der Domänen gehören xu dem Staatsein- 
kommen. Selbst da wu nach dem particulären Staatsrecht sie flir FamiUen- 
Fideicommiss des Regen tenhauses gelten, dient ihr Ertrag', nach Abzug des 
zur Civilliate gehörigen Thells, zu dem Staalsauftrand." Elftber, öff. R. 
d. t. Bundes, p. 707, 

~ *■) ümpfenbacb. TL II. p. 49. Der Staat kann Beine (nothwendigen) 
Hobeltarechte i. B. über den Wald , die Jagd , den Bergbau austtben , ohne 
flscalische Vorrechte und Ausbeutung damit zu verknüpfen. Jene bedeuten 
das Recht und die Pflicht des Staates, Forstcultur und Bergbau durch soch- 
gemftase Anordnungen zu fördern , das Fiscal Vorrecht dagegen eine Aus- 
BchlieSBung der Frivattb&tigkeit dabei, wenn der Staat den ganten Wald 
und Bergbau fiscalisirt. 
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zweige. Hieraus entatandeo die äücalischen Gewerbsmonopole, 
-welche zugleich eine Form meist indirecter Yerbraucbsbesteuerung 
bilden und häufig am schlimmsten wirkten. Der Fortschritt auf der 
Bahn rationeller Besteuerung verträgt sich jedoch nicht mit einem 
Uebermass der FiscaUsirong und beeeiügt -wieder die schlechteren 
Arten. Die Fisculvorrechte erstrecken sich gegenwiMig oft noch 
attf Occupation, Erbschaft, Jagd und Fischerei, Lotterien, Bank- 
noten und auf einzelne IndustriezTreige, Salz, Tabak etc. Ihrer 
gemeinschädlicben Anwendung widerstrebt mehr und mehr die 
wissenschaftliche Erkenntniss. 

Wie gesagt, in der Beschaffung und eigenen Bewirthschaf- 
tong einer selbatatändigen Vermögensbasis liegt nur eine -wider- 
natürliche Ent&emdung des modernen Staates von seinen eigentlichen 
Zwecken. Alle mechanischen Einnahmequellen des Staates sind 
nur relativ berechtigt, 'je nach dem gesammten Culturstande des 
Landes. Je höber dieser steigt, desto mehr werden sie scb-winden, 
insbesondere soweit sie mit monopolistischem Gewerbsbetrieb ver- 
knüpft sind, und die organischen Einnahmequellen ausschhessend 
vorherrschen. 

Doch auch hiervon abgesehen , mussle schon mit den gestei- 
gerten Anforderungen an den Staat die Bedeutung^ der Steuern fiir 
den Staatshaushalt sich mehr und mehr erhöhen, mithin das Steuer- 
wesen die Grundlage der Staats wirthsc Haft und der Kern der Fi- 
nanzwiseenscbaft werden. 
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II. 

Hauptgesichtspuncte bei den organischen Staatseinkünften, 
insbesondere beim Steuerwesen. 

Die ot^^jÜBcben Quellen der Staatselnoalimen zerfallen mit 
Rücksiebt auf den Zweck und die verschiedene BenUtzungsweise 
def Staatseinriclilungen in die zwei scharf abgegränzten Gruppen 
der GrebUhren und der Steuern. Erstere bilden eine solbst- 
ständige, übrigene durchaus berechtigte Classe von Stastaein- 
künften, insoweit es Staatseinrichtungen von facultativer Be- 
niitzungswebe gibt, bei denen — unbeschadet, dass sie auch einem 
allgemeinen Staatsinteresse dienen — doch mit aller Bestimmthdt 
hervortritt, dass ihre Kosten in ganz ungleichem Verhältnisse von 
den Staatnangehärigen veranlasst werden. Der Staat Ist berechtigt 
sich nach dem Masse, in welchem die einzelnen Individuen dies<; 
Kosten verursachen oder besondere Dienste von den Staatseinrich- 
tungen beanspruchen, Vergütungen leisten zu lassen, d. i. Gebühren 
zu erbeben. So weit dagegen die Kosten für die Staatseinrichtun- 
gen ununterschicdbar von der Gesammtheit der Staatsangehöri- 
gen hervorgerufen sind, werden sie auch nach einem bestimmten 
allgemeinen Massstab auf Alle vertheilt, und die demgemäss er- 
hobenen Beitrüge heissen Steuern. Dieser Massstab der Steuervertbei- 
lung kann gerechter Weise im Allgemeinen kein anderer als der der 
Xieistungsfnhigkcit sehi , die sich im freien reinen Einkomlnen der 
Einzelnen darstellt. Das Princip, auf welchem die Gebühren be- 
ruhen, nämlich das Entgelt für besondere vom Staat gewährte 
Dienste oder für besondere dem Staat verursachte Kosten, ist daher 
von dem Steuerprincip, nämlich das Beitragen zu den ^allgemeinen 
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Staatekoaten nach der Leiatungsfiiliigkeit eines Jeden, g^nzlicli ver- 

. schieden. 

Da die Staatseinricbtungeo , bei welchen Gr«bührenerhebung 
zulässig ist, nicht blos deshalb Kosten venitsachen, weil sie durch 
einzelne Individuen direct in Anspruch genommen w^en, son- 
dern auch deshalb, weil sie bereits im Hinblick aof die allgemeine 
Möglichkeit ihrer Benützung bestehen müssen und überhaupt mit 
Rücksicht auf das Gresammtinteresse geschaffen werden, muss bei 
ihnen der finanzielle Gcsichtspunct sich dem allgemeinen Staats- 
zweck, welchem sie dienen, unbedingt unterordnen. Darum ge- 
hören diese Einrichtungen in der Regel gar nicht zum Ressort des 
Finanzministeriums ; sie unterstehen gewöhnlich der Ccntrabtelle 
für Yolkswirthschafbpflege , wie z..B. öffentliche Strassen, Post, 
Telegraphen, oder es sind die verschiedenen Gerichts- und Ver- 
waltungsbehörden selbst, durch deren Thätigkoit und Aufwand 
die Justiz- und Administrativ- Gebühren veranlasst werden, wo 
dann blod deren Erhebung, wenn nicht mittelst Stempel, durch die 
Finanzbehörde auf Grund der g^chtlicben Ueberwebung erfolgt. 
Zur Normirung der Gebührensatze dient naturgemSss als Anhalt- 
pnnct der durch die einzelnen Interessenten verursachte Kosten- 
aufwand (keineswegs der denselben etwa erwachsende individuelle 
Vortheil), und das Yerbältnias zwischen dem durch Gebühren zu 
deckenden und dem aus allgemeinen Mitteln zu bestreitenden . 
Theile des Kostenbetrages richtet sich nach dem Masse, wie bei 
^ner Staatseinrichtung mehr die privatliche oder die staatliehe Seite 
in den Vordeigrund tritt, z. B. bei den öffentlichen Verkelirs- 
anstalten mehr jene, bei der Verwaltung und Justiz mehr diese. 
Der gerechte und entscheidende Massstab bei Bemessung von Ge- 
bühren ist immer: »Proportionalität zwischen Gebühr und 
öffentlichem Kostenaufwandes Höher als in diesem Ver- 
hältniss sollte die G«bühr als solche nicht bemessen sein. Streng 

_ genommen dürfte sie nicht einmal den vollen Ersatz der Kosten 
der Dient'te bilden, für die sie gefordert wird, nicht blos weil die 
öffentlichen Anstalten auch allen Anderen zu Gute kommen , soq- 
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dern aaob weil es im Interesse der Yolkswirthschaft lie^, dase die 
öffentlichen Dienste , je nützlicher sie sind , desto allgemeiner zu- 
gänglich ^^acfat werden. Sie soll nicht die Benützang der Stants- 
einrichtungen^ insbesondere das Rechtsuchen erschweren und die 
Rechtspflege vertheuem, auch hierbei nicht auf die Gtrösse des 
dem Bürger etwa gewordenen Yortheils reflectiren *). 

Insofern die GrebQhren wirklich nur dem öffentlichen Aufwand 
entsprechende Gegenleistungen der Privaten bilden, kann man sie 
nicht zu den öffentlichen Losten und noch weniger zu den Steuern 
zählen. Die besonderen Leistungen des Staates und seiner An- 
stalten beziehen sich entweder auf Sachen und erhöhen deren 
Werth, oder unmittelbar auf Personen (Lehr-, Heilanstalten etc.), 
und gerade hier tritt oft der PaSl ein , wo die besondere Leistung 
des Staates viel grösser ist, als der En^^t dafür. In solchen Fällen 
wird ein Theil des Aufwandes eben im allgemeinen Interesse aus 
allgemeinen Mitteln gedeckt und es bildet blos eine Kostenquote, 
welche der Staat von den Einzelnen hereinzubringen für gut be- 
funden, den Massstab zur Bemessung der Gebühr. Die Gegen- 
leistong ist hier oft verschwindend klein, wie namentlich z. B. bei 
öffentlichen Unterrichts- und Wohlthätigkeitsanstalten , so dass da 
Ton keiner Abgabe an den Staat, vielmehr nar von einer Rück- 
gabe des Staates an den Einzelnen die Rede sein kann. Auch das 
Postporto, die Telegraphengebühren, die Weggelder, zwangsweise 
VersicherungsprKmien haben sicher nichts von der Steuematur an 
sich, wenn die betreffenden Anstalten sonst aar nach richtigen 
volkswirthscbaftlichen Grundsätzen betrieben werden **). 



<■) Hock's: ,Oeffentliche Abgaben," p. 35 «tc. OmpfeDbach, Lehr- 
buch p. 64— 66 etc. 

*') Hock rechnet alle Gebühren nnter»chiedlOB zn den {Iffentlichen Ab- 
gaben, and sogar das Scbolgeld ist ihm QebQbr. Ebeoso die fUr AaBObnng der 
Jagd nud Fischerei in dem Staat vorbehalteoen Revieren tn eDtricbtende Ab- 
gabe, die wohl eher auf dem FiBcalvorrechle beraht. Du Schulgeld bildet 
überhaupt keine Abgabe. Von einer 8chnl- oder einer Kircheustener kOnnte 
nnr iu dem äinoe gecprochen werden, als eine wirkliche Steuer fQr jene 
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Erst wena, die Grebührea den proportionalen Kostenaufwand 
in der Leistung deä Staates übersteigen, nehmen sie die Katur 
von Abgaben an: Wenn z. B. die eigentlichen Crerichtsgebühren 
undSporteln so hochsind, dass durch sie dieKosten der gesammten 
Justizpäege bedeckt -werden, so enthalten sie zugleich ^ine öffent- 
liche Abgabe , weil ,die Justizpflege ein eminent aUgemeines 
Interesse ist, das sich Dicht blos auf die zufaltig Bechtsuchenden 
beschränkt, deshalb auch zum gewissen Theil aus den allge- 
meinen Staatseinkünften zu bestreiten wäre *). Steuern in Gebüb- 
renform sind im Allgemeinen wenig zu empfehlen. Hinsichtlich 
der Gleichmässigkeit der Vertheilung stehen sie noch den indirecten 
Verbrauchsabgaben nach (s. u.) , weil sie nicht blos auf das freie 
reine Einkommen des Einzelnen keine Rücksicht nehmen, sondern 
es auch nichtimmerindieFreiheit desselben stellenj sich ihnen durch 
Nichtgebrauch zu entziehen. Zudem wird der Staat, in Grebühren 
einmal eine reiche Steuerquelle suchend , wohl gar, um sich mehr 
Dienste ' hoch bezahlen zu lassen , solche eigens zu diesem Behufe 
erfinden, auch wenn der Bürger sie nicht wünscht *•}, Insofern 
solche Steuer-Gebühren, wie man sie nennen könnte, die Ele- 
mente der Produc(ion besdnmiter Waaren oder die allgemeine Regie 
betreffen, erhöhen sie die Froductionskosten, und insofern die per- 
sönlichen Genüsse, vertheuem sie den Gebrauch -:- beides aber 
höchst ungleich und willkürlich. — 

Soweit der ordentliche Staatsbedarf nicht aus mechanischen 
Quellen und, durch die Gebührenerhebung gedeckt wird, tritt die 

besonderen Schul- und Kirchemnecke ausgeschrieben würde, welche Form 
im heutigen Eecbt^staat sich als ttberflüeaig darstellt. In England war im 
Uittelalter die Sirchenetenei- (churchrate) wirklich die Haupt -Localateuer, 
aber auch dort hat Niemand das SchuJgeld, daa neben der Kirchensteuer tu 
entrichten war, eine Abgabe genannt. 

') BeBOnder| hoch sind die OerichtsgebUhren in Holland, in Et^land, 
dann auch in Preasaen und Frankreich. 

*■) Hiezn liefert das viel reglementirte und Alles einregistrirendeFmnk- 
r^ch aa^Ilende Beispiele. Vergl. Hock a. v. 0. 
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Besteuerung ein. Im -Allgemeinen entspricht die Beateuerung dem 
Theil des Staatabedarfes , weleher von der Gesemmtheit ununtcr- 
scheidbar vcranlasivt -ftird. .Steuern sind also die regelmässigen Bei- 
träge der Staatsinteressenten zur Bestreitung der im Belange der 
organischen Gcsammtbeit jeweilig aufgewendeten Kosten. Daraus 
folgt, dass diese Beiträge jeden Staatsangchöiigen mit gleicher 
Schwere treifen , Jedem mitbin ein gleiches oder ein solches Opfer 
auferlegen sollen, das den Einen nicht mehr als den Anderen 
drückt. Also Allgemeinheit und Gleichmässigkeit der Be- 
steuerung! Man sieht sogleich, das G-ebührenprincip wäre bei der 
Besteuerung nicht durchführbar. Es wäre ganz unmöglich, die 
allgemeinen Staatslasten auf die einzelnen Angehörigen je nach 
dem Masse zu vertbeilen , wie sie dem Staate Kosten verursachen, 
und wenn möglich — es wäre nicht gerecht. Denn der Staat ist 
keine Versicherungsanstalt, die auf solchem Frincip beruht, son- 
dern ein organisches Leben, in welchem die Einzelpersönlichkeiten 
zur Gesammtpersönlichkeit unauflöslich verwachsen sind und dessen 
Gesetzmässigkeit sich nicht in todten Zahlen ausrechnen lasst '*'). 

Die Grösse des Steuererfordernisses hängt im Allgemeinen 
also ab einmal von den zu erreichenden Staalszwe(;kcn , die sich 
mit Rücksicht auf die volkswirthschafiiichen Kiäite und Bedürf- 
nisse bestimmen müssen, und sodann von den dafür sonst noch vor- 
handenen Hilfsmiteln ' des Staates. Die Theorie der Steuern 
aber behandelt lediglich die Grundsätze und Regeln^ nach welchen 
das Steuererfordemiss aufzubringen ist, nach denen also die Bei- 
träge der Staatsbürger für die öfifentlichen Bedürfnisse bemessen, 
umgelegt und eingehoben , überhaupt das Abgabenwesen ein- 
gerichtet werden soll. 

Im Allgemeinen hat das öffentliche Abgabenwesen den An- 
forderungen der Gerechtigkeit , der Sittlichkeit und der Innern 
Zweckmässigkeit zu entsprechen. Auch in dem Steuersystem eines 
Staates muss die Rechtsidee walten und eich verwirklichen., soll 

•) Umpfenbach, p. 59. 
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einer vei theilentieii Willkür statt der Justitia diBtributiva nicht 
Thor und Thüi sicli öfiiien. Vom Geiste der Gerechtigkeit durch- 
druDgen, muss es zugleich seinen Zweck auf eine Weise zu er- 
reichen wiesen , welche)' die materielle Wohlfahrt nicht verletzt, 
die Entwicklung der Productivkräfte nicht stört und der Freihat 
der wirtLschafÜichen Thätigkeit keinen Abbruch thut Nicht der 
fiscaUsche-, der wirthschaftliche G^ist soll in ihm walten. 

Wenn aber das Steuerwesen der Beohuidee entsprechen und 
zugleicl) den Anforderungen innerer, hier also zunächst witth- 
schalitlicher Zweckmässigkeit genügen soll, — werden aus diesen 
verschiedenen Ansprüchen sich nicht Colliäionen ergeben? 

Ohne Zweifel, solche kommen in der Wirklichkeit nicht sel- 
ten vor, und es gereicht den Staatsmünnem, wie den Männern der 
W^issenschaft nuB zum Ruhme, wenn sie dann dem Bechtsprincipe 
vor der blossen Zweckmässigkeit die Ehre geben. Allein derlei 
Widersprüche stammen doch zuletzt blos ausderUnvollkommenheit 
des Lebens, def socitd-okonomischen Zustande und staatlichen Ein- 
richtungen. Nicht schoq an und fiir sich hegt ein Widerspruch in den 
verschiedenen Principien der Gerechtigkeit Sittlichkeit und Zweck- 
miUsigkeit. Vielmehr ^bt es einen höheren allgemeinen Einigungs- 
punct für sie. Und eben weil kein principieller Gegensatz besteht, 
darf man annehmen, ein Steuerwesen werde um so mehr auch dem 
Rechte genügen, je zweckmässiger es in ^ich auf eigenem Gebiete 
gestaltet sei, je harmonischer es sich den volkswirthschafdicheu 
Gesetzen und der höheren Ordnung im wirthschaftliche n Bereiche 
des Weltorganismus anpasse. 

Nicht gegnerischen, vielmehr einander unterstützenden und 
coiitrolir enden Mächten sind jene verschiedenen Principien zu ver- 
glciciien, und die Theorie der Steuern ist daher vollkommen berech- 
tigt, vom eigenen bestimmten Zweck ausgehend, die innere wirth- 
schaftliche Zweckmässigkeit in den Vordergrund zu stellen. Nur 
darf sie zur Controle und Correction ihrer Ergebnisse nicht ver- 
gessen, auch den Massstab der Gerechtigkeit und Sittlichkeit an 
dieselben zu legen, um sich vor Abwegen zu schützen. Das an 
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sich zweckmässige and mit der Volkswirthsciiaft liarmonireode 
Steuersystem wird sich eben darin bewähren, daaa es zugleich den 
Principien der Gerechtigkeit und Sitdichkeit entspiicLt. ■— 

Für einen Staat mit historisch gegebenen Verhältnissen macht 
sich aber ausser dem an sich Zweckmässigen , noch ein and^^r 
Factor geltend, der nicht Übersehen werden darf: die Rück- 
sicht auf das Bestehende. Wollte man das theoretisch als 
zweckmässig Erkannte in diesem Staat verwirklichen, ohne Rück- 
sicht darauf, ob man bestehende Rechte, Eigen thumsverhältnisse 
etc. etc. verletzt, — man würde damit das Gebiet der Umwälzung, 
nicht das der 'Verbesserung betreten. Das beste naturgemässe 
Steuersystem zu entwickeln ist eine Aui^be der Wissenschaft iiir 
sich, deren Lösung ihren grossen Werth hat. Ks rücksichtslos 
reaUsiren wollen, wäre Revolution. Das an sich Zweckmässige 
dagegen anzubahnen und dem Bestehenden schonend anzupassen, 

— hier ei-schlieset sich das weite Gebiet der Reform, auf welchem 
die praktische Staatskunst sich zu bewegen hat. 

In diesem Geiste wird auch hier die'Reform im Steuerwesen 
anzustreben versucht. Weil es vor allem doch auf pnditbch ver- 
wendbare Ergebnisse ankömmt, wird keine tabula rasa voraus- 
gesetzt, die nicht vorhanden. Die Gesetzgebung fragt nicht blos : 
was ist an sich zweckmässig, sondern vomehndich auch: wie lasst 
das an sich Zweckmässig mit Rücksicht auf das zu Recht bestem 
hende sich verwirklichen? 

Bei Beantwortung dieser Fragen bezüglich der Steuern wird 
selbstverständlich die Kenntniss der volkswiithschafÜichen Gesetze 
so weit sie hier in Betracht kommen, insbesondere aJso jener, 
welche sich auf die Freishildung und die Vertheilung des Volks- 
einkommens beziehep, vorausgesetzt. Gleichwohl dürfte sich's loh- 
nen, vorläufig bei dem für uns wichtigsten derselben zu verweilen 

— nämlich bei der Ueber- und Rückwälzung der Steuern. 
'Die Lehre hiervon ist wesentlich nur eine Anwendung der Theorie 
vom Preise. 
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So sehr sich auch die Eii^aicht davon ausbreitet, daas gut ver- 
wendete Steuern für Ordnung und Freiheit, Maclit und Grösse, Cre- 
dit und Cultur von gröttstcm Nutzen sind, wird doch immer kraft 
des Erwerbstriebes das Bestreben in der menschlichen Natur liegen, 
die öffentlichen Lasten im Verkehrswege Ton sich ab- und nacli Thun- 
lichkeit auf Andere überzuwälzen.' Der Erfolg dieses Bestrebens ist 
jedoch nicht der Willkür anheimgestellt oder inuner der Absieht des 
Gesetzgebers entsprechend, sondern richtet sich, -wie der Erwerb, 
die Vertheilung des Volkseinkommens selbst, theils nach allgemei- 
nen ökonomischen Gesetzen, theils nach den Conjuneturen und 
Umstünden. Der Fleischer, der von einem Stück Vieh eine 

' Scblachtabgabe zu enti-ichten hat, schlägt dieselbe — in diesem 
Fall auch ganz im Sinne des Gesetzes- — auf den Preis des Flei- 
sches, und der Verzehrer bezahlt sie ilim, wenigstens der Regel nach, 
zurück. Gleiches gilt mehr oder minder von allen Abgaben auf 
Gegenstände des Verbrauchs, 

"Wenn aber auf diese Weise durch Steuern die Lebensnoth- 
wendigkeitcn für die arbeitenden Classen vertheuert werden , so 
steigt aümälig der Arbeit^ohn, d. h. die Arbeiter wälzen nach 
Möglichkeit die Abgaben wieder auf Andere zurUck, die ihrer 
bedürfen, und da der Capitalsbedai-f durch grösseren Aufwand an 
vertheuerten Waaren und höheren Aibeitslöhnen ebenfalls erhöht 
wird, steigt auch der Zinsfuss. In Folge davon verlheuert sich die 
gesammte Produclion und zwar - was wohl zu beachten — wegen 
des Zinsenverlustes gegen früher gewöhnlich in höherem Verhält- 
niss als der Betrag jener Abgaben ausmacht. Die Wirkung ist — 
caetei-is paribus — theils die Erhöhung der Preise von Gewcrbs- 
erzcugnisscn, also die VertheuCrung des Aufwandes von Jeder- 
mann, theils in Folge der zunehmenden landwirthschaftlichen 
Productionskosten die Schmälerung der Grundrente , womit sich 
gleichzeitig der Process einer theilweisenRückwälzunji; der Steuer- 
last auf die ersten Ucberwolzev oder aucfi auf stcucibegünstigtc 

- Personen vollzieht. Schliesslich vertheilt sich in solcher und 
ühnlicber M'^eise die Steuerli^t, eben kraft des Gesetzes der 
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Ueber- und Rückwälzung wohl ganz anders, als die ursprüngliche 
Anlüge war. Diese SteuerwUlzung kann sich nun aber nicht bei 
jeder Steuerart in gleicher Weise vollziehen: oft geht sie sehr 
leicht und natürlich -von statten, oft iat sie schwierig, oft auch un- 
möglich. Hiernuch unterscheiden sich — was nur Torliiufig be- 
merkt wird — wesentlich die Verbrauchsabgaben, die 
Ertragssteuern ,und die Einkommensteuern. Später 
wird dies deutlicher hervortreten. 

Da jedoch solche Steuerüberwälzungen, obscbon an sich oft da^ 
Bestreben nach Steuerausglcichung bekundend, immer mitStSrungen 
des natürlichen Gleichgewichtes in der Vertheiluiig des Einkom- 
mens uuter die verschiedonen Productionafactoren und überhaupt 
häulig mit schweren Xachtheilen für die ganze Volks wir thschaft 
verknüpft sind , ohne doch nur selbst ihr finanzielles End- 
ergcbniss mit einiger Bestimmtheit übersehen zu lassen ; so stellt 
sich hierin ein weiterer Haoptgesichtspuncl beim Sieuerweson her- 
aus. Es soll nämlich im Ganzen auch so angelegt und geordnet 
sein, dass nicht in ihm selber die Ursache von nacbtheilig 
wirkenden Steuerüberwälzungen liege*). Wie das Steuersystem 
beschatfen sein müs^e, um Steuerüberwälzungen möglichst tiintan- 
zuhalten oder ihre Wirkung doch nur auf solche zu beschränken, 
welche durch das SteuergCsetz bestimmt beabsichtigt sind, — wii-d 
sich in der Folge ergeben.DasHauptmitteJist diegleichmüssige 
Vertheilung der Steuerlast, was also nicht blos eine Forderung 
der Gerechtigkeit, sondern auch die der Volkswirthschaft ist. 

Hier sei nur vorausgreifend bemerkt : die Steuer vom 
reinen persönlichen Einkommen hat das sie besonders 

*) Ro9cher weist besonders nacbdrUckUdi »ul'die fUr dieProduullvit&t 
dti Ganzeil su wichtige Verhultnissmäasigkeit der vurschiedenuD Erwerbs- . 
und Productionazweige bin. Diese Verlifiltnisaniäasigkeit so wenig als mög- 
lich durch ungleiche Besteuerung, welclie hauptsächlich die störenden Ueber- 
wftlzuQgen veranlasst, zu beirren., i'roduction und Consunition nicht in 
falsche B&linen zu drängen, muss eine vorueiinie Rücksicht der Steuergesetz- 
gebung bilden. 
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Aui^zeicliiiende , dass sie ganz wie andere persönliche Ausgaben 
bestritten wird und fUs Steuer daher niclit überwälzbar ist. Sie 
vertheuert unmittelbar keine Waare, keine Production, und mit- 
telbar nur in dem Mnsse, als die Hslie der Steuern, überhaupt 
indirekt darauf einwirken knnn. Insofern ist sie vielmehr eitt 
Sporn für die Production selbst, als ihr Ersatz nur in erhöhten 
Anstrengungen, in vermehrtem Gewinn gefunden werden kann, 
nicht aber in irgend welcher üebcrwSlzung der Last auf Andere. 
Will Jemand die reine Emkommens teuer minder fiililen, ohne zu 
Einschränkungen in seinen sonstigen Ausgaben zu schreiten, so 
muss er mehr verdienen öder gewinnen, er muss an seinem Theil 
die Production vermehren und dnsNationalt'inkommen vergrössern 
helfen. Hierum, sodann wegen der augenscheinlichen Billigkeit 
ihres Principes und weil sie in der Production keine Störung durch 
UeberwHlzung yersnlasst,. gilt sie der Theorie oft für die allein 
richtige Steuer. Auf um a ) grössere Scbw ierigkeiteji stösst sie dage- 
gen in der Praxis. Das reine persönliche Einkommen ist gewöhn- 
lich eine unbekannte Grösse, auch veränderlich, sehwankend, wech- 
selnd, kurz unbestimmbar, und verbirgt sich auf mannigfache Weise, 
In der Praxis hat sie daher erst angefangen Ebgnng zu vfinden. 

Der Staat, gedrängt von seinem conservativen Instincte, will 
in seiner primitiven Praxis vielmehr was Sichtbares, Handgreif- 
licliee, StiJtige^ Er faucht zunächst nach Steuerobjecten, die sich 
wenig verändern, oder nach solchen, die sich nicht verlieren kön- 
nen , weil sie Bedürfnisse des Volkes befriedigen ; es ist auch für 
seine Organe schwieriger und complicirter, oben alle die einzelnen, 
oft seh Machen Quellen in wahrer Verhiiltnissm8s.sigkeit aufzu- 
suchen, al- unten am breiten Strome des Verkehrs nach Gewicht 
und Weith zu schöpfen. Die Steuern also von Grundstücken, von 
GebÄuden, von Lebensmitteln und anderen Verbrauchssachen bil- 
den überall gleichsam die constanten Factoicn der Finnnzeinnah- 
men, das stabile schwere Element derselben. 

Diese Besteuerung wird sich nun nach der verschiedenen 
Natur der augenfiilligen Gegenstände, auf welche sie eich richtet. 
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■wesentlich unterscheiden. Die GegenstSjide sind entweder unbe- 
wegliche Güter, Liegenschaften, stehendes Capital, die gar nicht 
oder nur ganz allmolig ausgenutzt werden, oder sie ■sind beweg- 
liche roulirende Güter, zu baldigem einmaligen Verbrauche be- 
stimmt. VoQ dem unbeweglichen Eigenthum wiederholt sich natur- 
gemäss die Steuer alljährlich, von dem beM'eglicben Gut als solchem 
wird sie nur einmal entiichtet. Man besteuert jenes, weil es einen 
regelmässigen Ertiag gewährt, auch regelmässig, dieses nur einmal, 
weil es einen vorübergehenden Gcnuss verschaffi und dabei auf- 
geht. 

Ist dieser Verbrauch an sich unproductiv, so kann sich die 
Steuer auch an dem verbrauchten Werthe nicht weiter erneuern. 
Ist die Verzehiung dagegen productiv, den aufgebrauchten Werth 
mehr als ersetzend, so wiederholt sich und wächst selbst die Steuer 
in der beständigen Wertb-Reproduction. Hierin liegt der ein&che 
Grund davon, dass der Ertrag dieser (sogenannten mittelbaren) 
Besteuerungsurt ganz ausseroi-dcntüch steigen kann, wenn mit 
den Culturfortschritten die Production zu- und 
der unwirthschaftliobc Aufwand relativ abnimmt. 
Hierin liegen aber auch ihre im Finanzinteresse selbst gebotenen 
Schranken, Die Finanzpolitik musa Alles vermeiden, was die Pro- 
duction als Finanzquelle stören und ihrem Aufschwung entgegen 
wirken kann, Sie darf auch den Luxus nicht fördern, um dadurch 
"vermeintlich einen um so höheren Betrag an Aufwands steuern zu 
erheben, sonst zerstört sie nur die Steuorwurzcl und föllt den 
Baum, um dessen Früchte zu pflücken. 

Die Steuer auf ein bewegliches Gut entrichtet sclilicsslich 
in der Regel der Verbraucher desselben, und zwar meistens in 
selir kleinen TheiFchen, Die Auflagen dagegen auf die Reinertrage 
von Grund und Boden, von Gebäuden, Fabrikanlagen, Gewerken, 
Erwerbsgeschäften allgi' Art nähern sich mehr der Einkonmien- 
steuer. Sie werden aus dem Grund- und Hausertrage, aus den 
Gevrinnsten des Fabrikanten und Geschäftsmannes entrichtet, ohne 
sofort auf einen andern bestimmten Gegenstand Uberwälzt wer- 
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den zu können. Die Grundsteuer tat zwar Ginfluss auf den Preis 
der Liegenschaften als solchen ; dieser würde z. B. durch ihre Ab- 
Bchafiung unter sonst gleichen Verhältnissen steigen, durch ihre 
Erhöhung sinken. Allein, so weit sie wenigstens blos ans der 
Grundrente entrichtet wird, äussert sie keinen unmittelbaren Ein- 
fluss auf die Preise von Getreide, Kuben etc., welche Preise von 
anderen Bedingungen abhängen *). Die Landgüter rouliren nicht 
im Handel, werden nicht aufgebraucht und ihre BewirÜischaftung 
kann nicht beliebig eingeschränkt oder ausgedehnt werden. Ihr 
eigener Verkehrspreis, nicht der ihrer Producte regu- 
lirt sich mit jiacb den darauf haftenden Steuern und Iiasten. In 
dem massigeren Preise deckt steh unter gewöhnlichen Verhält- 
nissen die Steuer, wenngleich die stabile Grundsteuer sich mit dem 
Werthe der Güter allmälig so fest vereinigt, dass ihr Einfluss dar- ^ 
auf meistens gar nicht mehr erkannt wird, so lange zwar, bis ii^nd 
eine bedeutende AenderüDg in der Grundbelastung eintritt. 

Ebenso, wenn auch schon weniger sicher, wird die Gewerbe- 
steuer, die der Fleischer, der Bäcker etc. aus dem Reinertrage 
seines Geschäfts entrichtet, in der Regel ohne directen Einäuss auf 
die Fleisch- und Brodpreise bleiben, also nicht, wie die gemeinen 
Verbrauchsabgaben, die Production unmittelbar yertheuern. Nur 
insofern als diese Steuern den Gewinn und Werth der G^werbs- 
unternehmungen , die schon leichter ais Landwirthscbaften einzu- 
scbr^'ken sind, und in Folge davon die Concurrenz darin wirk- 
lich vermindern sollten, überhaupt aber, als sie die Grösse der 
werbend anzulegenden Jabresüberschüsse , das Anwachsen des 
Nation alcapitals beeinträchtigen — nur mittelbar also durch 
Lähmung der Mitbe wer bs- Entfaltung wirken sie gleichfalls auf 

*) Die Bodenrente fUr sich, ob hoch oder niedrig, macht nämlicb 
vom Standpuncte der Volkswirthschaft gar keinen BestandtheU. der 

ProdnctionBkoBtea aus; sie ändert nicht die Prod actio n , sondern nur die 
Tertheilung des Volks vermögend. Nur vom Standpuncte des einzelnen 
Unternehmers bildet die Reute, die er an Grundbesitzer bezahlen mnsa, 
uatiirijch einen Theil der Kosten. 
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die Vertheuerung der Production bin •), Denn was den letzten 
Punct betrifft, so muss sich liir Landwirthe, für alle Unternehmer 
das Capital um so mehr vertheuem, einen relativ je gröBsereai 
Theü die Steuern von den reinen Wirthschaftaüberschüssen hin- 
wegnehmen, welche sonst werbend angelegt würden. Und zwar 
gilt dies umsomebr,,aIs der Zinsfuss sieb bekanntlich nicht naeb 
den bereit« wirklich verwendeten, in Nutzung begriffenen, sondern 
lediglich nach den noch verfügb'chen CapitaJmengen im Yerhslt- 
ms8 zur Nachfra;ge darnach richtet. 

So viel jedenfalls steht fest, dass die verschiedenen Steuern, 
wie sie auch bcocbaffen sind, theils unmittelbar, theils mittelbar 
im ungeßibren Verbältniss ihrer Höbe die materielle Production ver- 
theuerr, und deien Erfolge schmälern. Nurdass bei wirklich gleich- 
n^isaiger Belastung, wie sie z. B. durcli die Einkommensteuer 
erstrebt wird, die absolute wirthschaftliche Leistungskrid't eines, 
jeden Einzelnen zwar auch um den nämlichen alignoten Theil, 
den er steuert, gemindert wird, dagegen aber die relative wirth- 
schaftliche Leistungskraft Aller nach wie vor dieselbe bleibt und 
nicht verschoben wii-d. Mit anderen Worten: eine mildere Be- 

') Etwas Anderes ist es, wenn bei Gelegenheit der Besteuerung gewis- 
ser Congumtio IIS -Gewerbe die Steuer zugleich d«n Verbrauch treffen soU. 
Solche Steuern, z. Li. auf Seh ank^ werbe , Cuffeesieder etc., deuten schon 
durch ihre Höhe an, dass sie niclit blos Ertrags-, sondern auch indirect 
erhobene Verbrouchssteuern sind, und sie können ausser allem VerhSltniss 
mit dem Reinertrage liochgegriffen sein, weil das Hehr von der Gennsaliebe 
gesteuert wird. Eine rationelle Genuessteuer, mittelbar erhoben bei Gewer- 
ben, welche sich mit dem Absätze von blossen Genusasftchen oder dem Be- 
trieb öffentlicher Belustigungen befassen, verthenevt eben nur den bestimm- 
ten concreten Qenuss, nicht aber die allgemeine Production , weil Lebens- 
Doth wendigkeiten nicht dabei im Spiele sind. In einigen Ländern sind solche 
Gewerbe die einzigen, die einer Steuer und zwar einer hohen vom Betriebe 
unterliegen, wie namentlich in England; mitunter liegt ihnen auch neben 
der gemeinen Gewerbesteuer noch ein« besondere sogenannte „Licenz- 
gebilhr" auf, oder sie sind vorzugsweise einer Venehrungssteuer unter- 
warfen 'die Weinsteuer in Oesterreich). , 
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I Steuerung bedingt, unter sonst gleichen UnisUinden, auch eine 

! wohlfeilere oder erfolgreichere Production und umgekehrt. Und 

wiederum veranlasst die gleicbmässigc Besteuerung bei derselben 
H(ftc die geringsten Wirrungen im Verkehr und in der Yolks- 
1 wirtfaschaft, die am wenigsten iitblbaren Versdiiebungen im 

VermögensT^rhältniss der verschiedenen Clnssen von Producenten. 
Milde und gleichmässigc Besteuerung ist daher ein höchst wün- 
schenswerther, streng in's Auge zu fassender Zustand. 

' In allen Fällen müssen die Steuern , um voJkawirtlischaftlich 
zu sein, nur einen Theil des freien Eiiikommens der einzelnen 
Staatsangehörigen*) und des Volkes überhaupt beanspruchen, weil 
sonst jeder volkswirthschaftliche Fortschritt gehindert wäre. Aus- 
nahmen hiervon können nur ausserordentliche Umstände recht- 
fertigen, welche den Staat drängen, sein Alles und Höchstes 
einzusetzen. Ausserdem aber kann , wenn die Abgaben schon an 
jene durch die Volkswirthschaft gezogene Schranke streifen, nur 
noch in Erspflrungen Heil liegen, welche das Mass der Staatsaus- 
gaben herabmindern. Neue Schulden ven^ehren nur die Zinscn- 
last und treiben vom Ziele weiter ab. Wie hoch der durch Steuern 
beanspruchte Theil des freien Einkommens sich belaufen dürfe, 
hiingt von den Umstanden , jedoch auch von der fruchtbaren Ver- 
wendung der Steuern ab; je massiger gehalten, desto mehr bleibt 
vom Einkommen für fruchtbringendö Verwendung, desto rascher 
wächst das Volksvermögen,- desto besser werden schwierige Zeiten 
ohne Angriff- auf den Grundstock überstanden. 

Die abstracte Höhe der Besteuerung eines Landes ergibt sich 
aus dem Verhältniss , in welclicm die Summe der rohen Steuer- 
einkünfte zu dem reinen Volkseinkommen steht. Die Besteuerung 
ist um so höher, je mehr Procente jene Steuersumme von dem 

*) Es ziehe denn JernBiid vur atiß aeinem Vermögen, statt <les each- 
iicheo Einkomoiena, Genüsse anderer Art lu ziehen , weno er z. B. Acker- 
land in einen Park umwandeJt oder ■im Jagd benutzt. iDie entgegengesetzte 
U^xiine wilidc dvn ßewerbHeisä beslmren nnd der nnlhätigeu GeuuAaliebe 
eine Stenerprämie gewäiiren.« Hock p. 34. 
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Volk sei ntommen beansprucht, Concret aber ist aie um so em- 
pfindlicher und fiihlbarer bei dem gleichen abstracten Procent- 
eatze , ein je kleineies Einkommen durchschnittlich auf den Kopf 
der Bevölkerung ßllt, d. h. je -weniger aUgemeine Wohlhabenheit 
besteht. Die concrete Stenerhöhe richtet sich nach dem Verbältniss, 
in welchem die rohe Steuer einnähme zu dem freien reinen Volks- 
einkommen steht*). Je geringer dieser Procentsatz und {je grösser . 
das durchschnittliche Einkommen auf den Kopf, desto leichter wer- 
den die verschiedenen Producentenclassen , unter welche sich die 
Steuerlast theils nach deren Veranlagung, theils nach dem Gesetze 
der Ueberwälzung schliesslich vertheilt, dieselbe tragen, desto 
weniger werden die Steuern die Production vertheuern und deren 
Erfolge schmälern. 

Ebenso hängt die Besteuerung mit der Concunenzfähigkeit 
der inländischen Industrie auf dem Weltmarkte zusammen. Je 
höher sie verhältnissmässig steigt, desto mehr wird — caeteris paribus 
— die Mitwerbsfähigkeit beeinträchtiget, und umgekehrt. Der Grund 
liegt in grösseren freien UeberschUssen, rascherem Capitalszuwachs, 
niedrigerem Zinsfuss, in der grösseren natürlichen Harmonie der 
Gewerbszweige , in den geringeren Anlässen zu Gewerbestörun- 
gen und Steuerüberwälzungen bei der milderen Besteuerung. So 
producirt ihrer geringeren Äbgahen wegen die Schweiz billiger 
als das benachbarte Elsass und das Kheinland **), In der Wirkung 

*) Die wirkliebe Höbe der Slenerluc misst sich also nicht, wie selbst 
iSiatiatiken wohl meinen , nach dem , was an Steuern auf den Kopf tSllt, 
Boiidern nach den Procenten, wt;lche vod dem durchschnittlichen freien 
reinen Einkommea (pr. Kopf) an tiieuern entfallen. 

**) Diu Steuern ilbrigene erschöpfen das OebiiM der Öffentliulien Lasteb 
nicht, auch nicht wenn man die mit Fiacal Vorrechten und Gebühren ver- 
knilpflen dazu rechnet. Nicht selten wiegen die Naturalleistungen an 
persönlichen' Diensten und materiellen Opfern, wie Militärdienst, , Vor- 
spann, Einquartierung, mancher anderen sogen, ive rat eckten Abgaben« 
nicht zu gedenken, so schwer wie die Öffentlichen Steuern. Noch immer 
steckt unsere Staatswirthschaft etwas tief in der Natural wi rthschaft , trot£ 
alles Bestrfbens überall die Seldwirthscheft, d. i. die Steuerform xur Get- 
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auf die Mitwei'bsfahigkeit über ist es ganz gleiciigütig , ob die 
grössere Wohlfeilheit fremder Pioductiou in milderen und rationel- 
ler umgelegten Abgaben , oder in grösserer Fruchtbarkeit des 
Bodens, oder in grösserem und wirksamerem Fleisse, oder wo sonst 
beruht. Und gegen solche Wirkung kami gar nichts schützen, als 
eben die Verwohlfeilung der eigenen Production. 

Selbst nicht ohne Geiahr ist die vielgehegte Ansicht, dass der 
Production Tür eine hochgespannte Besteuerung ansgleich ender 
Ersatz, durch Gränzzölle gewährt werden könne — die Theorie 
sogenannter Ausgleichungszölle. Eher gilt der Satz, dass eine 
hochentwickelte Industrie, welche den Weltmarkt beherrscht, we- 
nigstens einen Theil der inländischen Steuerlast auf das Ausland 
abzuwälzen vermag. Die Zölle, insbesondere die Finanzzölle, sind 
ihrer Katur nach Verbraucbsahgaben , sie haften an roulirenden 
Gegenständen und werden schliesslich der Regel nach von denen 
entrichtet, welche dieselben verbrauchen, also vom impoitirenden 
lolande. Neue Abgaben zu den anderen fügend, können sie für 
dicte keine Aüsgleicliung bilden. Wie soll z. B. der Grundbesitzer, 
dem die Grundsteuer Bodenertrag und Bodenwerth schmälert, Er- 
satz in Zöllen finden, die schliesslich nur die Producdonskosten 
vermehren , mithin von neuem seine Grundrente beeinträchtigen ? 

Mir ist es unbegreiflicii, wie z, B. Hock (p. 147, dann p. 169) 
im Zoll das Mittel der Besteuerung der Ausländer, und zwar 
ihres Gewinns aus dem Waarenverkehr erblicken kann , den sie 
aus dem Inlande ziehen *). Es sei dieser Zoll als einzige Besteue- 

tDDfj ZU bringen. Hai der Kriegsdienst bildet im höcbsien Staatainteresae 
die eigeatlictie PereonatleiBtung par excellence , die gleiche weaentiiche 
Pflicht aller dazu F&higen. Wie jedoch die Militärpüicht meistena geliand- 
habt wird, druckt sie in ihren wirtbachafdichen Wirkungen die unteren 
Stände härter als die höheren ^ umsoraehr'ala letztere sieb entweder diesen 
Wirkungen entziehen können oder den MiliCärstand als Beruf ergreifen. 
Zum Theil beruhen solche Natu ralleiatnn gen auf dem geraden Gegentheil 
de« Gebiibrenprincipa — Leistungen der Einzelnen ohne Entgelt! 

*) Ursprünglich mag dem Zoll wohl die berechtigte, obgleich nur 
dunkel geahnte Idee einer Vergütung, also einer Gebühr, welche Reisende 
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rung dea fremden Gewinns aus dem Waarenvcrkehr eine For- 
derung der Gerechtigkeit, und Hock nennt ihn Auagleicliun ga- 
zoll, insofern er zur Ausgleichung der Steuer vom Einkommen 
aus der inländischen Wnare diene, im Gegen^^atz zum Schutz- und 
zum Verbrauchszoll. Er cei bei Rohstoffen am niedrigsten, bei 
Ganzfabrikaten am höchsten zu bemessen, denn der Gegenstand 
der Besteuerung sei »die Summe der Einkommen derjenigen, 
welche an der Verfertigung der Waare mitgewirkt haben, und 
diese Summe ist bei Ganzfabrikaten die grösste, er habe also in 
dieser Beziehung Aehnlichkeil mit dem Schutzzoll, wnhreod er 
sich Ton diesem dadurch untenscheidet, daas nicht der Gewinn des 
Fremden , sondern die von diesem U ewinn dem Staat gebüiirende 
Steuer die Hoho des Zolls bestimmt.« Aber wer tragt denn die 
Steuer? Sicher nicht die fiemden Arbeiter und Unternehmer, die 
in das diesseitige Steuersystem hereinzuzwängen überhaupt eine 
wunderliche liee ist. Auch der steifste Schutzzöllner könnte hier 
dem Freihändler die Hand reichen, wenn ihm das genannte 
Motiv auch völlig fern lüge. Noch einmal (p, 16y) deHnirt Hock 
die Ausgleichungszölle afs eine Ausgleichung nicht bloa etwa für 
innere Verzehr ungssteuern , sondern auch für die inländisclieu 
Steuern, »von dem Einkommen Aller, die an dem besteuerten 
Erzeugnisse mitwirkten,« da auch diese Steuern auf dem inlän- 
dischen Productc haften sollen. Dieser Gedanke ist aber wohl an 
sich nicht correct, denn insofern die übrigen Steuern nur. das reine 
EinkoDomen der bei der Erzeugung Betheiligten trafen , zalilen sie 
keineswegs zu den Productionakosten und hatten mithin gar ni^ht 
auf dem inländischen Producte. Wäi-e dem auch nicht so, immer- 
hin föUt die durch inländische Besteuerung erhöhte Abgabenlast 



und Waai'entran8[jorle tHr diemif Herstellung von Verkehrswegen und siche- 
res Geleite Bufgeweodi'ten Konten zu verg'iteii hatten. Jetzt aber versteht man 
unter Znll vorwiegend eine Verbraiichsbelastiiiig von Gegtii ständen des aus- 
wärtigen Verkehrs, unter Accise (vielleicht paaaender, jedenfalls deutscher 
Uauthl eine innere Venehrungssteuer. 
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der Regel oacli auf das Inlund, und werden die correspondirenden 
Verbrauchsabgaben auf fremde Artikel noch durch Ausgleichunga- 
zölle erhöht, so vertheuern diese gewöhnlich die gleiehea inlän- 
dischen Artikel noch um denselben Betrag für die gance Consum- 
tion. Ausnahmen hiervon finden unter ähnlichen Bedingungen 
statt, unter welchen auch die innere Veraehrungssteuer ganz oder 
zum Theil auf den Producenten und nicht auf den Consumeuten 
fallen kann. 

Will man sich überhaupt die Ausgleichung durch Zölle nicht 
blos und allein im YerhältnisB zu d^m Producenten oder zu ganaen 
Classen von Producenten denken, wo sie daan einen Schutz für 
dieselben bildet, gleichviel aus welchem Uotiv, so stellen sich 
Zölle als Ausgleichungsabgiihen nur in dem Sinne dar, dass sie 
fremde Waaren bei deren Eingang den im Inlande für die gleich- 
artigen Erzeugnisse bestehenden Verbrauchästeuern unterwerfen 
und zwar hei verschiedenen Zollgebieten mindestens im gleichen 
Ausmasse, oder dass sie innerhalb desselben Zollgebietes wenig- 
stens gewisse Di£Fereuzen iji der Besteuerung zwischen den ein- 
zelnen Territorien des Zollgebietes auszugleichen suchen. So 
werden zwischen verschiedenen Staaten des deutschen Zollvereines 
jn Bezug auf die verschiedene Besteueiung von Bier, Wein, 
Branntwein , Tabak , Aua gleichsah gaben von diesen Aräceln er- 
hoben. So bestand früher mitten durch Oeaterreich eine Zolllinie, 
um die verschiedene Besteuerung diesseits und jenseits der Leitha 
gleichzeitig zum Vortheile der Staatscasse auszugleichen. Die Ein- 
fühlung der Grundsteuer in Ungarn hat dessen natürliche Ueb'er- 
legenheit in der Wein- und sonstigen Bodenproäuction nicht 
gemindert, während der Wegfall der Zwiscbenzölle den Absatz 
seiner Producte wesentlich fördert. 

Die Natur der Zölle war nirgends klarer bezeichnet als in 
dem dem deutschen Zollvereine zu Grunde liegenden Tarif von 
1818. Dieser fuhi-te nur einen allgemeinen Ein- und Durchgangs- 
zoll ein, 15 Bilbergroschen pro Centner; allein auf diesen Zoll 
wurden für manche Artikel Consumtionssteuem geschlagen (der 
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Regel nach nicht über 2.0*/o des Werthea), sowohl als Finanzquelie 
alß auch um der lodustrie Schutz zu gewäliren. Sie sind nun Aus- 
gleich ungsabgaben, d. i. reine Finanzquelle, insofern als die gleich- 
artigen Gegenstände des Inlandes derselben Conaunitionssteuer 
unterliegen ; sie .sind Schutzzölle gegen auswärtige Concurrcnz, in- 
Boweit die gleichartigen Gegenstände des Inlandes niedriger oder 
gar nicht besteuert sind. In beiden Fällen aber entrichtet wenig- 
stens der Regel nach der inländische Consument die Steuer; der 
ausländische Producent tr^ diese Steuerlast ebensowenig oder 
doch nur ebenso nur ausnahmsweise, wie der inländische Produ- 
cent die innere Verzehrungssteuer. 

In dem Schutszoll kann zwar zugleich eine billige Aus- 
gleichung fiir die Besteuerung der inländischen Production Rie- 
gen, an und für sich gleicht er dann aber nur einen Nach- 
theil der inländischen Producenten, nicht aber die Last des 
Steuerträgers aus, die vielmehr wenigstens vorübergehend noch 
erschwert wird, bis die erstarkende' inländische Concurrenz die 
Preise wieder ausgleicht und damit den Schatz in der Hauptsache 
überfiÜBsig macht. Reinertrags - und Einkommensteuern sind 
ihrer Natur nach nicht als Gegenstand der Zollausgleiclmng in 
Anschlag zu bringen, weil sie den Preis der Pi-oducte nicht un- 
mittelbar erhöhen. Erliebt der Staat Abgaben von Verzehrungs- 
gegenständen, gleichviel bei der Production oder bei der Consum- 
tion, oder unterwii-ft er z. B. die Bergwerksproducte dem Zehnten, 
80 mtiss er in ausgleichender Gerechtigkeit auch die fremden 
gleichartigen Gegenstände derselben oder einer Aeqnivalenlsteuer 
unterziehen ; in Folge davon werden freilich die ausländischen wie 
die inländischen Erzeugnisse itir Jedermann veithcuert 

Auch in Aus- undDurchfuhrzöUen kann eine Aus- 
gleichung in der Steuerlast zwischen dem In- und dem Auslande 
nicht gefunden werden , eher noch eine Foim , die es unter 
gewissen Bedingungen möglieh macht, das Ausland mit zu be- 
steuern, wenn dieses nämlich in gewissen Artikeln oder in ge- 
wissen Hondelsriohtungen an das Inland nothwendig angewiesen 
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ist. Im AUgemeinen aber würden ÄuafuhrzöUe, statt das fremde 
EiDkommen zu belasten, nur verderblich auf die inländische Pro- 
duction zurückfallen und deren Mitwerbsfiihigkett im Auslande 
vernichten"*). Richtigen finanziellen Grundsätzen gemäss erfolgt 
daher bei der Ausfuhr von verzehrungssteuerpflicbtigeD Gegen- 
ständen vieimebr die völlige Rückvergütung der von Ihnen ent- 
richteten Verzehrungssteuer, um hJedurch das Verhsltniss zwi- 
schen der in- und ausländischen Productipn wirklich auszugleichen. 
Ebenso treiben endlich Durchfuhrzölle den Welthandel zum Nach- 
theil des eigenen nur auf fremde Bahnen, und selbst wo dies die 
geographische Lage unmöglich machen wurde, stünde doch der 
fiscalische Nutzen des Durchfuhrzolles in keinem Verhältniss zu 
dem volkswirthscbaiUichen Schaden. 

Nicht die Belastung, sondern die Ausdehnung des eige- 
nen auswärtigen Verkehrs, der active Handelsaufschwung 
ist das wahre, das regelmüssige und auch das rechtmässige Mittel, 
um das Ausland in's Mitleid bei der inneren Besteuerung zu ziehen, 
und zwar eben auf dem "Wege der Steuerüberwälzung. Es ist gar 
kein Grund einzusehen, warum die Steuerüberwälzung vor der 
politischen Gränze oder vor einer Zolllinie Halt machen und sich 
nicht auf den auswärtigen Verkehr erstrecken sollte. Weim in 
einem Lande hohe Verbrauchssteuern aller Art die Production ver- 
tbeuern, die so vertheuerten Producte dennoch vcnnSge der son- 
stigen Industrie- und Handels Überlegenheit dieses Landes reichen 
Absatz in der Fremde finden, so ersetzt das Ausland in dem Preise 
dieser Waaren mit deren sämmtlichen Production skosten auch die 
bezüglichen Abgaben. Ganz ohne Hilfe von Zöllen, findet dann 
eine indirecte Besteuerung des Auslandes durch die inländischen 
Produeenten statt, was freilich selten gehörig berücksichtiget wird. 
Wie in der Volksökonomie die verschiedenen Produeenten 
i durch den iimeren Verkehr, so suchen also in der Weltökonomie 

*) Umpfenbach drückt »kb etwas kr&Ttig aus; Ausfuhnölie seien 
priuuipwidi'ige Ueberlastungen der eigenen Produeenten, oder, wenn sie 
wirklich auf aualändiecke Prodacenten fallen — „Raubzülle." 
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auch die Turscliiedeoen Nationen durcii den ausseien Hiindel einen 
TLcil Uirer Steuerlast auf einander Uberzu^^akeii. In diesem 
M'ettkampfe entscheidet zuletzt die Wohlfeilheit, die 
Wirksamkeit der nationalen Production. Ein Grund 
mehr, dass der Staat selbst dus gitlsste Finanzin tet;essQ daran tiat, 
die Produciion zu erleichtem und die Concurrenzfahigkeit der In- 
dustrie zu fördern. Hierauf aber nimmt die Höhe und die ganze 
Art der Besteuerung eintn wesentlichen Einäuss. ZSÜe allein thun 
es nicht, wie sehr sie auch einzelne Industriezweige begünstigen 
und selbst fördern können; am wenigsten Prohibitionszölle, die — 
selbst vom demorsUsirendeif Sclileichhandel abgesehen — nur den 
inneren Verbraucli doppelt und dreifach treCFen, die Productjon 
veitheuem, die Concurrenzfiibigkeit liintanhalten und jede Steuer- 
abwtilzung durch den äusseren H:iridel unmöglich machen*). 

Mitunter versucht das ^Zoll^ystem auch heutigen Tags noch 
mittels einzelner Ausfuhrzölle die Production des Auslände» fisca- 
lisch zu belasten und zugleich dessen Mitwerbskraft zu erschweren. 
Ausnahmsweise kann dies, wie gesagt, dort glücken, wo das Land 
irgend ein natürliches Monopol besitzt oder eine unbestiitteDe 
Ueberlegenheit gewonmn hat; im Ganzen jedoch ist es eine ge- 
fährliche zweischneidige Waffe. Wenn es Spanien Uoge Zeit ge- 
lang, durch eine Art Monopol seiner leichen Quecksilberminen 
einen Theil der Erzeugung fast aller Lander für seinen Schatz aus- 
zubeuten, so schlugen ihm dagegen z. B. seine hohen Ausfuhrzölle 
auf Rohseide eine Wunde, an der zuletzt seine Seideijproduction 
* und teine Seidenindustrie gi-össtentheils verbluteten. 

Mit grösserer Meisterschaft wusste England seine unter günsti- 
gen Umstanden gewonnene wir th schaftliche und politische 'ueber- 
legenheit auszunützen. Als es mit der Seeherrschaft das Schiff- 
fahrts- und Colonial -Monopol errungen, belastet« es mittelbar durch 
Ueberwälzung den Welthandel sozusagen nach Belieben , und die ' 

*) Darum schon liaben auch Stitati;)! mit streng«» Probibiüv-Zollsyste- 
mta selten oder niemals wirldich blühende Finanzen. 
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mittelst hoher Steuern aofgebrachteo Snbsidiea, die es dem Ccoiti- 
nente gab, wurden ihm in den höheren Preisen der Welthandek- 
artikel zurückersetzt "^enn.heute noch England den weitaus grSss- 
ten Thei! seiner Staatseinfctlnfte dardi Zölle and Accise aufbringt, 
so ist das überhaupt fUr andere' LSnder nicht mustergiltig, welche 
nicht in der Lage sind, durch ihren Handel sich alle Gebiete der 
Erde tributpflichtig zn machen und auf dieselb^en jene Steuern zum 
grossen Theil abzuwälzen. Was die Production eines Landes von 
der Industrie-, Handek- und Capitalskraft Englands leicht erträgt, 
würde die Production eines andern Landes erdrücken. 

In der Nationalproduction aber fliesst die unversiegbare all- 
gemeine Steuerquelle, und darum muss der volkswirtluchaftiiche 
Geist auch £e ganze Steuei^esetzgebung durchdringen. 
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Oberstes Steuerprincip; Besteuerungsarten; Steuersysteme. 

Wie" die Theorie jedes Gegenstandes, muse auch die der 
Steuern ihr Gebiet genau umgränzen. Die Lehre von den Steuern 
hat es wesentlich mit der zweckjp aasigen Auf bringung desSteuer- 
erfordernisses als solchen zu thun, sieb aber mit den verschie- 
denen Staatszwecken , welche die Grösse des Steuererfordernisses 
bedingen, im Einzelnen nicht weiter zu befassen. Für die Fest- 
stellung des Steuerbedarfes liegen eben die durchschlagenden 
Gründe nicht in der Steuertheorie als solcher, sondern in der 
Staatswirthschaftslehre , nach deren Gesetzen die Staatszwecke 
gegen die vorhandenen Kräfte und Mittel abgewogen und beides 
in's Gleichgewicht gebracht wird. Im Allgemeinen kann das Steuer- 
wesen eines Landes für zweckmässig und -Wohlgeordnet gelten, 
wenn das für die wirksame Erreichung der Staatszwecke nach 
staatswirthschaftlichen Grundsät^n festgestellte Steuererfordemiss 
in einer der Gerechtigkeit und Wirthschaftlichkeit entsprechenden 
Weise erzielt wird. Mit Erreichung dieses Zieles, aus welchen 
Quellen ~also die Öffentlichen Beiträge genommen vrerden, wie sie 
beschaffen sein , nach welchen Grundlagen sie bemessen und ver- 
theilt, wie sie erhoben wwden sollen — damit beschäftigt sich die 
Steuerlehre. 

Es ist daher nicht wissenschaftlich, und verstösst auch gegen 
den modernen Staatsbegriff, wenn man die Steuern wieder nach 
den verschiedenen Staatszwecken und dem Verhältniss der einzelnen 
Staatsbürger zu denselben, oder nach den Diensten und Vortheilea, 
die durch Erfüllung der Steiatszwecke den Einzelnen gewährt wer- 
den, zu bemtbeilen, einzutheilen und zu bemessen sucht. Diese 
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AjiBcbauung, die häufig auftritt, ist nichts anderes als eine grund- 
falsche allgemeine Anwendung des Gebiilirenpnncips auf das 
Steuerprineip. Streng genommen soll sich seihst die Gebühr nicht 
nach den vom Staat durch besondere Dienste den einzelnen Staats- 
angehörigen »gewährten VortheilenK richten, vielmehr nach den 
■ Kosten, welche der Einzelne dem Staate durch Inanspruchnahme 
besonderer Dienste verursacht ; diese Kosten sind auch zu bestim- 
men oder doch annähernd zu bewertlien, jene Vortheile ninunermchr. 
Wohin würde man mit der Steuerveranlagung konraien, wenn das 
gesammte Steuererforderniss von den einzelnen Staatsangehörigen 
je nach dem Mass ihrer Antheilnahmc an den Öfientlichen Ein- 
richtungen und nach den ihnen dabei zuäiessenden Vortheilen auf- 
gebracht werden sollte? *) 

Auch Hock in seinem erwähnten Buche theilt diesen Irrthum, 
wenn er die Steuern lediglich als den Entgelt für die je den Ein- 
zelnen vom Staat geleisteten verschiedenen Dienste auffasst, ebenso 
wie die Gebühren sich ihm als Entgelt für ganz specjelle Dienst- 
leistungen darstellen. Die Dienste, sagt er, die der Staat leiste, 
seien dreifacher Art und ihnen entsprechen die drei Ur steuern. 
Erstens Schutz der Person und der Thätigkeit, Sicherheit, Gesund- 
heitspflege etc. — ihnen entspreche die für Alle gleiche Personal- 
steuer. Zweitens Schutz des Besitzes un4 Erwerbes ftnd Vortheile 
eines geordneten Staatswesens dafür etc. — ihnen entspreche die 
Einkommensteuer. Endlich Dienste , durch Avelche der Ein- 
zelne Vortheile erlangt, die einem Andern nicht zu Theil werden 
etc. — und diesen entspreche ein Complex von Steuern fiir beson- 

*) qW&hrend der Gruodsats, dass Jeder in dem Masse SUatalasten 
trage, wie er Staatskosten provocirt, doch [abstract aafgefasst) noch einea 
Schein von Gerechtigkeit zur Seite hat, ist das Princip , dass der Staat sich , 
von den Einzelnen je in dem Mause bezahlen lasse, wie ihnen durch die 
Staatfleiurichtungen Vortheile erwachsen , höchstens würdig von einer 
egoistischen Erämerseele ausgeübt zu werden, die immer das Maximum des 

Gehrauchawerthea ihrer Leistungen für die Kunden -im Auge hat" 

Umpfenbach. 
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der« Dienste, Gebühren *). Ein Steuersystem sei nitsht rationell, 
dessen Bectaadtheile .sich nicht auf diese drei Ursteuem zurück- 
fuhren lassen, und nicht gerecht , so lange nicht jede der drei Ur- 
steuem den CDtsprecbeoden Antheil an den Lasten des Staates 
trage; auch sei eine weitere Forderung der Gerechtigkeit, dass 
jene drei Steuern mcbt cumnlirt werden — »sie werden jede fiir 
einen anderen Dienst gefordert, i^ 

Der geistreiche Verfasser fühlt indess schon wenige Seiten 
seines Buches später selbst, dass die Steuer nicht ausschliessend 
den Charakter eines Entgelts für die vom Staat geleisteten Dienste 
an sich trägt, sondern »dass sie von freien Männern fre| bewilligt 
und im Bewusstsein der erfilllten Pflicht bezahlt, sich über die 
Sph£^ des Lohnes erhebt und zu einem der Erhaltung des grossen 
Ganzen, welchem der Steuerpflichtige angehört, gewidmeten Bei- 
trage wird.« Noch später (p. 70 u. f.) wird die »befremdende That- 
sacbe« zugestanden, dass die Personal- und die Einkomm^isteuer 
nur in wenigen Ländern, in einer sehr untergeordneten Stellung 
oder nur ausnahmsweise als ein vorUbei^ehendee Äuskunftsmittel 
bestehe; — dass die reine Personalateuer, welche für Arme und 
Reiche zwar gleich sein soU, als Entgelt gleicher allgemeiner Dienste, 
doch wieder diejenigen nicht treffen soll, die gar kein a&eiesu Ein- 
kommen (nach Abzug des Unterhalts) bezieben, sowie Kinder und 
Grebe, die in der Regel nicht in die Reihe der »Erwerbenden " 
gehören — wodurch sich offenbar diese Steuer dem Verfeaser 
selbst unter der Hand nach einem von den Staatsdiensten wieder 
unabhängigen Kriterium richtet und ihre Natur ändert in eine 
rohe Erwerbs- oder Einkommensteuer; femer dass die P^'sonal- 
steuer wenig trage **), viel koste und verbasst bleibe. Ebenso wird 

*i Schon oben wurden die Gründe angeführt, wanun GtebUhren und 
Stenem als anf verachtedenem Principe beruhend streng von einander su 
scheiden sind. 

**) Dies gilt wenigstens nicht tod der gelegentlich citirteji ClMsenitener 
in Preussen, einer Art Personalsteuer , die nach Bteigenden Clsssen mit der 
Einkorn in enstener in Verbindung steht 
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dum die EinkommeiiBteuer als völlig ungenügend und nicht zweck- 
mlseig befunden, bo zwar, dass beide Steuern an und fiir sich zur 
Ergänzung und CJorrectur noch andere Steuern. Tt>raussetzen — 
wobei freilich, eine Folge des falschen Grandprincips , manche 
Unklarheit unterlfiufit, sollen doch zuletzt sogar die Zölle und Ver- 
bnrachfl»bgaben udie EUnkommen- und die Fersonalstoaer ver- 
treten.« So gelangt denn der Herr Verfasser, im Widerspruche mit 
sdner Thesis, selbst zu dem Schluss : es sei »fast unmöglich«, 
dass die drei Ursteuem allein und unTermischt bestehen, ja es 
liege der Gedanke nahe, sie in andere den Einwürfen weniger 
ausgesetzte Steuern au&ulösen oder umzuwandeln , die Personal- 
steuer z. B, in Verbrauchsabgaben etc. *) Diese Art Selbstberich- 
tigusg macht>es unnöthig, das Unhaltbare der ganzen Theorie v(M) 
den drei genannten nach den subjecliv verscbiedenen Staatsdiensten 
zu veranlagenden Ursteuem weiter darzulegen ; denn wozu eine 
Eintheilung und Begründung von Steuerarten, die practisch un- 
brauchbar ist 

Mag der Staat immerhin nicht Selbstzweck, d. b. nicht um 
seiner selbst, sondern um des Wohles des Volkes willen da eein, 
er bildet doch, und eben deshalb, eine solidarische Einheit aller 
seiner Glieder. Es ist die strenge Folge aus der Idee des Rechts- 
staates, dass seine Zwecke allgemeine und auf das Ganze gerichtet 
sind. Diese Zwecke bedingen Mittel zu ihrer Erreichung, d. i. 
Steuern^ und wegen ihrer Allgemeinheit auch die allgemeine und 
gleiche Steuerptiichtigkeit; nicht aber irgendeine innere Verschie- 
denartig^eit der Besteuerung. Die aUgemeine und gleiche Steuer- 
pflicbt kann nicht heissen, dass die Steuer als Entgelt für geleistete 

*) Gende.eine solche Um wandl an g scheint eich wenig su empfehlan. 
Dan Übrigens diese beiden Steneiarten in ihrer Anlag« sehr verschieden 
<ind, und nur in ihrer Wirkung aurEines hinaus kommen kOonen, liegtauf 
der Hand. Sie drücken nfimlich relativ die anteren Volkeclaesen am meisten. 
Ist dies richtig, dann verdienten, bei freier Wahl, die Perlon al steuern sogar 
noch den Vorang vor den Verbrauchssteuern, weil sie doch am Endf woM- 
feiler einznheben nnd den Verkehr weitaus weniger behelligend w8rao. 
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Dienste »nach dem (subjectiven) Werthe des Dienstes«, sondern 
nur, daas sie nach d^r objectiven Leistungskraft des Pflich- 
tigen bemessen werde. Denn nur eine »Gleichheit des Opfers«, 
die eben nicht vorhanden wäre, würde ein anderer Ma^sstab als 
der dieser Leistungskraß beliebt, bedingt die gleiche Steuerlast, 
d. i. die Steuergleichheit im Staate. Und darum beruht 
das oberete Steuerprincip auf der individuellen Vertheiluiig des 
ganzen Steuererfordernisses nach der objectiven Leistungskraft 
aller Einzelnen. 

Als in 'den Anfingen des Staates die öffentlichen Bedürfnisse 
noch wesentlich aus dem Staatsvermögen, denDomänen undFiscal- 
vorrechten befriedigt, die nothwendigen persönlichen Dienste unent- 
geltlich geleistet wurden, und eine Steuer nur gleichsam als ein ausser- 
ordentliches Hil&mittel sich darstellte, wurde die Steuer allerdings 
häufig nach dem besonderen Zwecke, dem sie dienen sollte, benannt; 
man hatte Kriegs-, Friedens-, Polizei-, Entschädigungssteuerii aller 
Art. Hand inHandmit der zunehmenden Arbeitsthcilung undGeld- 
wii'thschaft, mit dem Hei"vortreten des Staatsbeamtenthuma, mit der 
AusbUduQg der Steuer zum regelmässigen und wesentlichen S^taata- 
mittel, mit einem darauf beruhenden regelrechten StaatshausEalt 
traten die dauernden allgemeinen Staatszwecke in immer grösserem 
Masse an die Stelle blos vorübergehender Bedürfnisse, die all- 
gemeinen Staatsleistungen aber vor den besondern hervor; und es 
wurde nun bei regelmässiger Feststellung des Staatshaushaltes 
ganz gleichgiltig , ob die Abgaben für das Staatserfordembs als 
Ganzes oder zu dem einen oder andern Zwecke namentlich erhoben 
werden, und zwar umsomehj-, ala die Form, die Art der Erhebung 
doch sich nicht nach diesen Zwecken, sondern nach eigenen Nor- 
men und Grundsätzen richtete. Nur bei den Abgaben für Ge- 
meinde-, Kreis-, Provinzialzwecke erhielt sich dort, zumal wo 
für diese Verhältnisse eine Continuität der historischen Entwick- 
lung bestand, die Uebung noch länger, die Steuern nominell nach 
den besonderen Zwecken , die sie jedesmal hervorgerufen hatten, 
dnzntheilen, so dass natürlich mit der Entwickelung der örtlichen 
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Bedüriiusse sich auch die Zahl der Steuern zu jedem möglichen 
Zweck vermehren musste. Diese Eiutbeilung ist im Grunde nichts 
als eine Form, um die Ausgaben schon bei den Einnahmen zu be- 
nennen und zu bestimmen, da die verschiedenen Localsteuem, wie 
gesagt, ja doch mebtens nach in sich gleichartigen von ihren 
Zwecken abstrahirenden Normen erhoben werden. 

In England zumal sehen wir bei der historischen Ausbildung 
der Grafschi^s- und Ortsgemeindesteuem, womit dort zum grösseren 
Theil auch die Kosten der ganzen inneren Landesverwaltung be- 
stritten werden, diesen Fortgang; dort ist aber die fortdauernde 
Benennung dieser Steuern nach dem Zweck zugleich eine Con- 
seqnenz des Gesetzes, wonach die Gemeinde zur Verwendung von 
Mitteln auf irgend welchen Zweck vom Parlament besonders autori- 
sirt sein und auch eigene separate Mittel dafür ausweisen muss, 
Während früher die Kirchensteuer (church-rate) die wesenthche ört- 
liche Last (Kirchspielsbeitrüge) um^isste , wurde seit der Reforma- 
tion \md Eingehung der Klöster, welche die Erhaltung der Armen, 
Gebrechlichen und Arbeitslosen zu einer öffentlichen Pflicht 
machte, allmMig die Armensteuer (poor-rate) die Haupt-Orts- 
gemeindesteuer, weicher sich noch Nebensteuern dutzendweise für 
zwanzig und einige besondere Communalzwecke , wie für Miliz, 
Constablea, Civilstandsregister , Arbeitshäuser eto, anschlössen. 
Allein die Armeosteuer bt die rechtliche Grundlage für die Bei- 
tragspäicht nicht blos bei allen diesen Steuern, sondern auch bei 
der Grafechaftssteuer *) (gleichsam einer Kreis - Gerichts- und 
Polizeisteuer) und der Wegesteuer, de facto überhaupt ^der Mass- 
stab fiir alleörtüchen oder Communalsteuem. Ganz natürlich, denn 
die Armensteuer wurde bald nach ihrer Entstehung wichtiger als 
die Abgaben für alle Übrigen Gemsindezwecke zusammengenom- 
men, ihrer Veranlegung wurde daher die meiste Sorgfalt zuge- 
wendet, für sie die Entscheidung der Gerichte am häufigsten 

*) Die Qrofachaftwteuer (conoty-rate) z. B. erscheint als ein Beitrog 
. des Kirchipiela eu der Kieiscaaae und bildet wechselnd etwa */, , '/, , % der 
ArmeDStener. 



jcbyGoogIc 



40 

angerufen, und so gelangte nie zu der.festen Geatalt, um die ein- 
iieitUche Unterlage aller anderen zu werden *). Im Grand also 
bilden alle diese tirtliclien Steuern doch weBentUcb nur eine 
Steuer, beruhend auf der gleichen Grundlage der Bemeasung und 
Einhebung, und nur in ihren Theilen nach deren Verwendung zu den 
verschiedenen Z^recken benannt. Bei den Staatssteuern aia solchen 
aber hlitte die Au&Ühlung von Nominal-Steuem nach den ver- 
schiedenen Steuer - Verwendungen , welche ja die Ausgabe-Etats 
vollständig enthalten , gar keinen Sinn , und denkt auch in Eng- 
land niemand daran , ihre Bemessung und Umlage in eine Causal- 
Verbindung mit den verschiedenen Staatazwecken und dem Ver- 
hSltniss der Einzelnen zu denselben zu bringen **). 

*) „Das engliBche Grundsteuer - Sjratem" von Dr. Rudolf 
Od eist. Berlin 1859. 

**) üebrigens tritt ein organischer Zuaammenli&ng' zwischen der Ge- 
meinde- und der StaBtabeiteuemng, sowie ein beatimmender Einflass der Be- 
steoeraQgflberiiaupt auf die ftfentiicheVerfusungund Verwaltung biatorisch 
kanm in einem Lande so klar und vollständig hervor, wie in England. Zu 
allen Zeit«!! beruhten dort dieHanptkosten der inneren Landes Verwaltung auf 
Commonalstenero. diese waren das eigentlich stehende Budget dafür, wäh- 
rend die persönliche Mflha der Verwaltung zum grösseren Theil durch die 
höheren und HitteUtftnde in Ebren&mtem fibernommen wixä. Die dauern- 
den Lasten des Staates, im Gegensatz dasn, wurden nrsprttnglich aua den 
erblichen Revenuen der Krone bestritten. Als diese nicht mehr anareichten, 
bildete sich die Sitte, nach welcher von Zeit zu Zeit ein ausserordentlicher 
Beitrag für die BedliKnisse des Staates beschlossen wird, woraus duin die 
Stellung und Verfassung des englischen Unterhauses hervoi^bt. Seit 
ßdnard in. nämlicb Übernehmen die Communalslenerbörper auch diese 
ansserordentiichen Beitrage, welche sie nach dem gewohnten Xsssstab anf- 
bringen. ,Als solche Steuerkörper werden nun die. Kreis verbau de 
und einige hundert Stfidte die feste Basis dea Hauses der Oommvnal- 
verbände, Houae of Commons. Die mittelalterlichen unreg^lmfissigen 
Sabsidien werden mit den wachsenden Staats bedarfnissen seit den Zeiten 
der Revolution eine j&hrlich wiederkehrende Steuer, und continuiren sieb 
so in die heutige StaatsgrundateUer. Die ungahenem Mehrkosten aber, 
die durch Heer and Marine und bald darauf auch durch die Zinsen der an- 
schwellenden Staatsschuld entstehen, werden seitdem 17. Jahrhundert durch 
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Selbstredend Iiaben sich nnn in den venchied^ien Stuten histo- 
riscli, von ren^hiedenCD AnsKtsen au«, höchst mannigfitche Steuer- 
formen, Steuerurten and Steuersysteme ausgebildet, die mehr oder 
minder ihrem Zweck, das öffentliche Steuererfordemiss au&nbringen, 
enispredien. Diese einzelnen Steuerarten lassen eich indess nach den 
Gmndlsgeki ihrer Bemessung, Umlage und Brhebung i.n einige 
Haup&ategorien bringen, und diese, bat die Theorie nach ihrer ab- 
soluten und relativen Zweckmäesigbeit m rej^leichen. Ea handelt 
aich dann wätev aber , in Besug auf das positive Steuersystem 
eines Staates, nicht blon tun die einzelnen Formen und Arten der 
Besleuening, Bondem zugleich um die geschickte snreckmüssige 
Verbindung der einzelnen Steuern eu einem System, d. i. um 
den ganzen Complex von Steuern , durch welchen mit Rttcksioht 
auf die gegebenen Yerbältniss^ der Steuerzweck als splchcr, d. i. 
die Aufbringung des Erfordernisses, am besten erfüllt wird. Die 
Theorie leitet dabei ihre GrundsStze und Regeln, wie gesagt, nicht 
mehr ans den allgemeinen Staatszwecken und denversohiedenen 
Staatsleistungen gegenüber den Einzelnen, sondern durchaus nnr^auf 
eigener Basis aus der Natur und dem Zweck der Steuern selbst her. 

Schon früher wurde als höchster durch die Gerechtigkeit ge- 
botener Grundsatz bei Aufbringung des Steuererfordernisses die 
Allgemeinheit und GleichmKssigkeit der Besteuerung*)« 

ein gewaltige« System vod ZftUan, Consumtioiiuteaeni und Stempeln ge- 
deckt So entsteht der moderne Staatiboiubslt , der nacb dem Friedensetat 
der letzten Jahnefaente beinahe */, flir die Zinsen der Staatsschuld verwendet. 
Vi für Heer nnd Hanne, und der nur einen unglaublich geringen Beitrag 
für die (hauplafiebllch aus CommoDalstenembeatrittaien) Kosten der eigent- 
lichen Iiandesverwaltung abrig lisat," R,Oneist: Das englische Qrund- 
steiiersystem, ft. 69. 

*} Diese beiden Forderungen der Gerechtigkeit scbliessen ancli die 
Oteichförmigkeit der Anwendung des StenergesetsCB, ohne 
Rücksicht auf die Stellung und YerhaltniMe der Personen, selbstverständlich 
in sieh. „Die Olelchheit vor dem SleueTgeseb beschränkt sich nicht auf das 
J>teDeransmaaa , sondern dehnt sieh auch auf die Steuercontrole ans.* 
Hoch, pae.30. 
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sowie das als oberstes Steuerprincip anerkannt, dass diesen beiden 
Hauptforderungen der Staat nur durch die Vertbeilung der Steuern 
nach der objectivenLeiatungskralt, d.h. dem freien reinenEin- 
kommen der Staatsinteressenten gerecht ■werden könne. Nur nach 
dem freien reinen Einkommen bemessen, Werden die Beiträge Alle 
mit gleicher Schwere trefien und Jedem ein gleiches Opfer aufer- 
legen. Am nächsten dem Einkommen als Basis der Steuerverthei- 
lung stünde noch das freie Vermögen, d. i. ■was Jemand ausserhalb 
seiner Person an wirthschaftlicben Gütern frei besitzt (liegende 
und fahrende Habe). Allein als ausreichendes Steuerausmass kann 
es nicht gelten, weil das ■wichtige Moment der ■ÄirthschafÜichen 
Leistungskraft, welches in der persönlichen Erwerbsfähigkeit be- 
steht, ausser Rechnung bliebe, oder doch, wollte man diese mit unter 
den Begriff Vermögen fassen , ■ dafür der richtige Zahlenausdruck 
fehlte. Andererseits kann die persönliche Erwerbsfähigkeit auch 
nicht wieder der Grund einer besonderen allgemeinen gleichen 
Personal Steuer sein, weil sie eben ein ganz verschiedenes Capital 
an Fähigkeit darstellt und ihre einzige objecüve witthschafdiche 
Manifestation das durch sie erzielte Einkommen ist. 

Bohcs Einkommen um&äst bekanntlich die ganze Summe von 
Gütern, welche Jemand während einer bestimmten Periode zu- 
äiesst. War zu dessen E^zielung die Aufwendung von bereits im 
Vermögen befindlichen wirthschaiUichen Gütern nothwendig, d. h. 
Froductionskosteii , so müssen diese vor allem aus dem rohen 
Einkommen dem ursprünglichen Vermögen wiedei* zugefügt wer- 
den, damit dieses sich nur im alten Zustand erhalte; der Rest ist 
reines Einkommen, die Productionskosten Stammvermögen. Das 
reine Einkommen nun oder der Güterzufluss der Jemand zur Be- 
friedigung der eigenen Bedürfoisse, zum Genuss oder zur sonsti- 
gen Verwendung verfügbar bleibt, ist das allgemeine, daa.-ab- 
straete Object und Mass der Steuern , und zwar sowohl zu deren 
VertheÜung, als zur Beurtheilung der Höhe der Steuerlast, d. h. 
ob die zur Deckung, des in seiner Grösse wechselnden Staats- 
bedarfe beanspruchte Steuersumme dem richtigen Verhültniss von 
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Mittel und Zweck eatspricht, oder mit aaderen Worten, ob das in 
dem aliquoten Theü des Einkommens dem Steuerpflichtigen aufge- 
legte Opfer durch den Nutzen der realisirten Verwendungszwecke 
aufgewogen wird. Weiter aber darf hierbei riicht ausser Acht blei- 
ben , dass das reine Einkommen an sich nicht schon die concrete 
Steuerkraft repräsentirt, dass vielmehr aus dem reinen Einkommen 
vorerst die nothwendigen privativen Bedürtnisse befriedigt werden 
müssen, und daas der dazu erforderliche Theil mithin sich der 
wirklichen Besteuerung entziehen soll. Der Rest des reinen Ein- 
kommens erst ist das freie, der Besteuerung zugängliche. Das 
reine Einkommen schlechthin drückt also überhaupt nur die ab- 
stracte, nicht die concrete B«trag9t!ihigkeit aus , welche erst 
mit Rücksicht auf die Verwendungszwecke des Einkommens in der 
Sphäre der privativen Bedürfnissbefriedigung gefunden wird, d. h. 
durch das freie reine Einkommen sich darstellt. 

Die Hauptregel steht also fest. Jedes rationelle Steuersystem 
muss das jedesmalige Steuerer forderniss durch Bei- 
träge All er je nach dem Mass ihres freien reinen Ein- 
kommens aulzubringen suchen. Aber wie? Eine Beantwortung 
dieser Frage mit Rücksicht auf die Österreichischen Zustände ist 
itT Inhalt dieser Schrift. 

Wenn nun, wie im Verlaufe noch'klarer werden wird, eine 
unmittelbare Umlage des Steuererfordemisses einfach je nach 
Masä des freien reinen Einkommens nicht wohl durchführbar er- 
scheint, bisher auch nirgends nur versucht worden ist; so wird zu 
untersuchen sein , ob dasselbe Ziel auf anderem Wege durch ein- 
zelne Besten er ungs arten oder durch ein combinirtes Steuersystem 
erreicht werden kann. Hiezu ist zunächst nöthig die verschiedenen 
Wege und Arten der Besteuerung genauer kennen zu lernen,. 

Auf ihrem eigenen Gebiete Unterscheiden sich die Steuern 
wesentlich nach dem Princip ihrer Veranlagung und dem ihrer 



Achtet man blos auf die Weise der Einhebung, so sind 
d'irect erhobene solche, welche der Steuernde seihst auch 
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tiügt oder docb im Snne des Greaetzes tragen soll; indirect 
erhobone hingegen solclie, welche man in der Absicht und 
Voraussicht erhebt, dass sie der Zahlende gleichsam als Mittels- 
pereon blos soslege und auf den eigentlichen Steuerpflichtigen 
überwiilz^ werde. Uan pflc^ diese EUntbeilung als eine blos 
nach Suaserlichen Uerkroalen erfolgende jetzt ^wShnlich weg- 
werfend oder als nicht wiBsenschaftlich zu behanddn. Indess die 
GruppiruDg der Steuern nach directen oder indirecten , die beide 
historisch fast gleichzeitig in die Erscheinung traten und mit einan- 
der sich entwickelten, ist trotz allem noch immer die geläufigste 
und macht sich ab die generell bezeichnendste stets wieder von 
neuem geltend. Dies hat, scheint mir, allerdings einen tieferen 
Grund. Man fühlt gewissennassen schon instinctiv, dass die blos 
äusaerlieh directe Einhebui^ doch im Gmnde den Begriff der 
directen Steuer nicht erschöpft. Das Directe kann sich nSmlich 
ebensosehr, wie auf die Einhebung, auch auf die unmittelbare 
individuelle Zutheilung und Umlage det Steuer beziehen. 
In diesem Sinne wird die directe Steuer allen Steuerpflichtigen 
nach ii^nd welchem Massstab vom Erwerb, Einkommen, Ver- 
mögen Jedem in einem bestimmten Betrage unmittelbar zu- 
getheilt; während die indirecte Steuer nur eventuell und 
mittelbar von gewissen Personen und von Niemand in einem Be- 
trag, der quantatatiT voraus bestimmt wäre, wirklich geleistet wird, 
hier vielmehr die letzte individuelle Vertbeilnng der Steuerlast dem 
Verkehre überlassen bleibt, da z. B. die von 100 Centnern Caffee 
mittelbar erhobene Vorbrauchsabgabe sich auf die, voraus nicht 
bestimmbaren Hunderte oda' Tausende von Personen vertheilt, 
welche schliesslich jenen Caffee verzehren. 

Eine direct erhobene Steuer ist darum auch keineswegs 
schon identisch mit der directen Steuer, wenn man eben das 
Unmittelbare nicht blos auf die Einhebung, sondern auch, wie der 
Wirklichkeit entspricht, überhaupt auf die bestimmte individuelle 
Veranlagung bezieht. Streng genommen sollte man dcher swisohen 
blos direct oder indirect erhobenen und cigentliolien directen oder 



jcbyGoogle 



45 

indirecten Steuern unterscheiden. In dieser Auffassung bemhen 
die directen Steuern Überhaupt auf demPrincipe der UDmittelbaren 
individnellen Vertheilnng nnd Einhebang des Steuererfordemisses, 
und insofern eine solche directe Umlage der jiQchsten Forderung 
der GleichmSssigkeit zweifellos am meisten xu entsprechen gedgnet ' 
ist, Weil dabei allein das mrkliche und relative individuelle Bei- 
tragsveimt^n abgewogen werden kann, steht auch das Princip 
der directen BesteneruDg als solches mit dem obersten Steaer- 
princip am meisten im Einklang und kann es als das eigentlich 
wissenschaftliche gelten. Das ist os , was doch immer dunkel 
durchgefühlt wird und die Unterscheidung zwischen directen und 
indirecten'Steuera lebendig und gleichsam volksmässig erhält. 

Ein anderer Eintheilungsgrund , nSmIich die Ergreifung des 
Einkommens zu Steuerzwecken je nach den verschiedenen Haupt- 
' Stadien seiner Erscheinung, fährt zu weiteren, jedoch analogen 
Ergebnissen. Der allgemeinste Gegensatz in dieser lUchtung be- 
steiit nämLch zwischen Einnehmen and Ausgeben von Einkommen, 
also zwischen der Bestenerung mit directer Rücksicht auf die vor- 
aus eimittelten, im Einkommen zuwachsenden Vermögenstheile der 
einzelnen Steuerpflichtigen — der sogenannten Beschazung — 
und der Besteuerung auf die Verwendungen von Einkommen und 
Vermögen, wobei die VermtigensrerhKltnisse nur etwa mittelbar 
im Allgemeinen in Betracht kommen — der Beaufschlagung 
(Verbrauchsabgaben). Nun trifil es sich aber — und nicht etwa 
zuföllig, sondern weil es im Wesen des Beschazungssystems liegt 
'und vernünftiger Weise gar nicht anders sein kann — dass die 
Steuern erster Art nach der T<»aus ermittelten objectiven Leistungs- 
kra^ den Einzelnen unmittelbar zugetheilt und direct erhoben wer- 
den ; und wo letzteres ansnahmsweise nicht geschieht, liegt ii^nd 
ein Mangel im System. Die Steuern zweiter Art können zwar, 
wenngleich nicht den Einzelnen nach ihrem Leistungsvermögen 
unmittelbar zugetheilt, doeh ebenfalls direct erhoben werden, em- 
pfehlen sich aber in dieser Form nicht, aus spittw zu erörternden 
Gründen; sie werden mittelbar aufgelegt, ja »müssen foat aus- 
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nahmslos indirecte Steuern sein.« So weit fiillt dieser fiir rationel- 
ler geltende Eintheüungsgrund daher mit dem früheren wirklich 
zusammen mid es ist mithin kein Vergehen gegen die Wissen- 
schaft^ wenn man die Schasungen auch identisch mit directen, die 
Aufschläge oder Verwendungsabgaben mit indirecten Steuern setzt. 
Nur dient jener Unterscheidungsgrund , die Ergreifung des Ein- 
kommens in verschiedenen Stadien, noch zur weiteren E^ntheilung 
der Schazungen oder directen Steuern. Denn die Beschazung 
kann wieder in doppelter Weise stattfinden, indem' nämlich ent- 
weder die verschiedenen Einkommentheile in dem Momente, wo 
sie als Ertrag in das Vermögen Jemandes eintreten , d. h. noch 
bei den Ertragsquellen selbst, oder indem das in das Ver- 
mögen , einer bestimmten Person bereits eingetretene freie Ein- 
kommen derselben , ohne Rücksicht auf die verschiedenen 
Quellen desselben, als Ganzes besteuert wird. Hiemach erfassen 
die Ertragssteuern •) das Einkommen bei seiner Bildung an 
den Quellen, die Einkommensteuer bei seiner Sammlung und 
freier Vereinigung in der Hand des Einzelnen, die Verwen- 
dungs- und Aufwandssteuern aber bei seiner Verwendung; 
die beiden ersten der Regel nach direcf , die letztere der Regel 
nach indirect. Ein Steuei-system kann sich vorwiegend auf die eine 
oder andere Besten emngsart stützen oder auch, wie gewöhnlich, 
alle drei in sich vereinigen. 

Mitunter erscheinen die verschiedenen Steuerarten nicht in 
voller Reinheit, sie bilden gleichsam gemischte Steuern, die bald 
der einen, bald der anderen Kategorie, oder auch beiden zugleich 
angehören. Eine hohe Ertragssteuer z.B. aufGebäude, aufSchank- 
gewerbe, auf Transportuntemehmungen kann zugleich — in der 
Regel oder auch nur ausnahmsweise — eine Aiifwands- oder Ver- 
branchsabgabe in sich bergen. Ebenso kann eine Schazung 



•) Manche bese^rfinken den Namen „Scliaiangen" auf die Ertro^seteuern. 
Schazungen aber, im Gegensatz eben zu den AnfftchlSgen oder TerbranchB- 
abgaben, nrnfassen auch die EinkommensteDer. 
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indirect, z. B. eine Rentensteuer von dem Schuldner, statt direct 
TOD dem Gläubiger, oder eine Verwendungssteuer unmittelbar er- 
hoben werden. Von den letzteren Ausnahmsfällen hat man gerade 
das Hauptargumontgegen die Identificirung von Schazungen mit den 
directen, von Aufijchlägen mit den indirecten Steuern hergenommen; 
jedoch nicht ganz mit Recht, weil man eben den Begriff direct nur 
auf die Erhebung und nicht auch auf die individuelle Bemessung 
der Steuer bezogen hat, was eben nicht immer nothwendig zu- 
sammenzutreffen braucht. Wenn in jenem Fall die Zinsstener zwar 
mittelbar vom Schuldner erhoben wird, so zielt sie doclkim Sinne 
des Gesetzes auf eine ganz bestimmte Person, den Gläubiger, vmd 
diese Person soll auch rficht mit einem ungewissen, sondern mit 
einem ganz bestimmten in voraus festgesetzten Betrage getroffen wer- 
den. Die Steuer erhalt daher in diesem Fall ihrer mittelbaren Ein- 
hebung noch keineswegs den Charakter einer eigentlichen indirecten 
Steuer, verliert vielmehr den einer directen Steuer nur in einer, 
und nicht einmal in der wesentlichen Beziehung. Und wenn es 
that^ächlich auch unbestimmt bleiben sollte, wer in jenem Fall 
eigentlich die Steuerlast trägt, der Gläubjger oder der Schuldner, 
so beweist dies eben nichts als einen Mangel des Steuergesetzes, 
welches dort eine Unbestimmtheit nicht beabsichtigt und deshalb 
auch nicht veranlassen sollte. 

Werden hingegen Gebrauchs- und Verbrauchssteuern direct 
von dem gefordert, den sie nach der Meinung des Gesetzes treffen 
sollen , so nehmen sie zwar in einer Richtung den Charakter der 
directen Steuer an , z. B. die Wohnungssteuer vom Miethsmann, 
die Steuer auf Laxus-Pferde und Wägen vom Besitzer, die Be- 
dientensteuer vom Herrn , die Steuer auf den Privat verbrauch an 
Wein und Fleisch vom Familienvater. Allein man pflegt sie doch 
zu den indirecten zu zählen , und zwar mit gutem Grundr Einmd 
weil sie schon gewöhnlieh mit diesen zusammen erhoben werden ; 
noch mehr aber, weil sie eben nur direct erhoben, nicht aber auch 
bestimmten Personen unausweichbar zugetheilt und im geraden 
Verhältniss des Einkommens oder eines Ertrages, sondern nur in 
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Folge eines beliebigen Aufwandes und im Verliältniss damit auf- 
gelegt werden. 

Die direct erhobenen AufwaJidssteuern gelten übrigens, inso- 
fern sieb ftus dem Aufwände mittelbar auf die GrSsse des Ein- 
kommeoB sohliessen lasst, die Steuer sich genau nach der Grösse 
des GrenusseB richtet und Niemand zur Vorausbezahlung einer Ab- 
gabe nöthigt, von der er nicht weiss, ob er sie ganz surQck- 
ersetzt erhfilt, iilr die gerechtesten aller Consumtionsabgaben *). 

Ueberhaupt aber liesse sich mittelst der Yerwendungasleutoi, 
also ohne directe Ermittlung der wirklieben steuerbaren Ein- 
kommengrSssen im Einzelnen , eine relativ gleicbmässige Steaer- 
belastung nur dann in's Leben führen, wenn das Yerbältniss, nach 
welchem die Bestandtbeile je eines Einkommens von gewisser 
Grösse auf die verschiedenen GegenstSnde des privativen Bedürf- 
nisses und Genusses verwendet zu werden pflegen, etwas relativ 
Stetiges und Bekanntes wäre. Es handelte sich dann um die Mög- 
lichkeit einer geeigneten Auswahl von gleichsam typischen Ver- 
wendungsarten von Einkommen, die zugleich so beschaffen sein 
müssten, dass ihre Besteuerung nicht blos das Ireie reine Ein- 
kommen Aller verhältnissmäasig träfe und das Öffentliche Steuer- 
erfordemiss sicherte, sondern auch tbunlichst geringe Kosten und 
Plackereien verursachte. Allein hier gerade liegt die unüberwind- 
liche Schwierigkeit, um ein Beau&chlagungssystem wiiUich zu 
einer gerechten gleichmSssigen Besteaerung anazubilden. Zunächst 
würen bei der Auswahl der typischen Yerwcndungsarten die- 
jenigen, welche dem unumgänglichen BedUrfnissgenügen ange- 
hören und gleichsam den das sogenannte Existenzminimum decken- 
den Einkommentheilen entsprächen, von der Steuer streng bubzu- 
schliessen. Das aber sind Gegenstände des allgemeinsten Ver- 
brauches, die stets, selbst bei sehr massigen, Umgehungen weniger 
ausgesetzten AuficfalMgen, den grössteö Ertrag geben. Nach Aus- 
schluss dieser GegeästJtnde wären die übrigen Verwendungsarten 

«) Auch bei Hock, p. 174. 



jcbyGoogle 



49 

in einer Reihe nach der Relativität ihrer Entbehrlichkeit zu ordnen 
und progressiv mit einem immer steigenden Steuersatze zu belegen, 
die Luxussachen am höchsten t Praktisch wäre dies, wie auf der 
Hand Hegt, unausfiilü-bar, weil zu kostspielig, au vexatorisch und 
den Verkehr tödtend. Wollte man hinwieder nur gewisse Gegen- 
stände ausv^ahlen, welche noch mit relaüv grösster Leichtigkeit 
und Sicherheit durch die Steuermasaregeln zu erfassen sind, so 
würde die so hohe Belastung eines Gegenstandes nur starke An- 
trieb zu andere» Genussrichtungeif geben, wodurch die gerechte 
Veranlagung und das Steuerergebniss wieder Illusorisch würden. 
Zudem wären Steuerumgehungen mit ihren demoralisirenden Fol- 
gen ungeachtet aller kostspieligen und störenden Ueberwachungs- 
massregeln ganz unvermeidlich. 

Eben diese praktischen Schwierigkeiten lassen auch leicht be- 
greifen, warum man bei einem reinen Beanfäcblagungssjstem im 
"Wesentlichen auf eine dir ecte Besteuerung verzichten muss, warum 
überhaupt die Gregeustände desselben in der Hauptsache nur 
solche sein können , von welchen sich die Steuern indirect relativ 
leichter erbeben lassen. Indem . man aber darauf verzichten muss, 
in dem Momente der Verwendung selbst das Kennzeichen der ein- 
tretenden Unmittelbaren Steuerpflicht zu erblicken, vielmehr die 
steuerpflichtigen Gegenstände vor ihrem vereinzelten Uebergang 
in den wirklichen Verbrauch, da wo sie noch in grSssereu Mengen 
vereint und leicht controliibar sind , mit der Steuer indirect erfasst 
werden müssen, verzichtet man überhaupt aiif eine gleicbmässige 
Besteueiung. 

Eine directe Verwendungssteuer kann sich nur bei Gegen- 
ständen empitihlen, deren Verzelirung keine augenblickliche, gleich- 
sam weniger ein Yeibrauch als ein langer dauernder, mehr fest- 
zuhaltender, sichtbar hervortretender Gebrauch ist, und eben 
diese Gegenstände haben für die Finanzen geringe Bedeutung, 
sind auch von massiger Zahl. Unter ihnen würde noch ein directer 
Aufschlag fM£ Wohnuogswerthe am ausgiebigsten sein. Allein so 
■wichtig die Wobnungswcrthe als Merkmal für gewisse Ertrags- 
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steuern sein können , so wenig empfehlen sie sich als Gegenstand 
einer allgemeinen und hohen unmittelbaren Gebrauchssteuer, weil 
solche höchst lästig empfunden werden und ganze Schichten der 
Bevölkerung in gesundheitsschädliche Wohnungen treiben würde. 
Immerhin mögen sich einige direete Aufschläge, insbesondere auf 
LuxusgegeHstände empfehlen, und wird hiervon später in einem 
besonderen Abschnitt die Rede sein, i 

Aber auch bei der indirecten Einbebungsweise treten 'dem 
Beaufschlagungssystem viele natürliche Bescbräntungen und In- 
cohvcnienzen entgegen. Vor allem sind es ja die indirecten Ver- 
brauchsabgaben, bei welchen die Ueberwülzungen der Steuerlast, 
sowohl vom Gesetze beabsichtigte als weitergehende, den weitaus 
grössten Spielraum haben und die längste Kette bilden , so dass an 
sie die grössten Störungen der Production und des Verkehrs ver- 
knüpft sind, und doch ihr schlieaslicher Erfolg, abhängig von allen 
möglichen Geschäflsconjijncturen , am wenigsten äu übersehen ist. 
Je nach der Conjunctur wird die Last schwerer auf den Consumen- 
ten drücken oder auf den Producenten zurückfallen; die Steuer 
geht ganz in jenen .Momenten auf, welche den Preis bestimmen. 
Namentlich bei steuerpflichtigen Gegenständen," deren Preis und 
Absatz raschen starken Äenderungen unterworfen sind, wird die 
Steuer ülaei-wälzung auf den im Sinne des Gesetzes Steuerpflich- 
tigen leicht Sache der blinden Conjunctur. Ebenso wird die 
Steuerüberwälzung erschwert oder ganz illusorisch, wenn der 
Pflichtige Gegenstand von der Steuererhebung bis zur wirklichen 
Verzehrung noch viele Stadien des Verkehrs zu durchlaufen hat. 
Ueberhaupt beschränken sich , mindestens gegenwärtig noch, die 
Gregenstände, welche sich rationeller Weise fUr eine indirecte Ver- 
brauchsbesteuerung eignen, auf eine sehr geringe Zahl, wesent- 
lich nämlich auf Colonialwaaren , auf inländischen Zucker^ auf 
Tabak, Fleisch und geistige Getränke *). Wie aber in einer 

*J Selbst ümpfeubach weiss für aein BeaufsohlagungaBystem weiter 
nichts aufzufUbren. 
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Besteuerung blos dieser Gegenstände auch nur die Mögliclikeit 
gegeben sei, das freie reine Einkommen Aller gleichmässig zu be- 
lasten^ so dass sich ein solches Aufschlagssystem principiell »dem 
Schazungssystem als ebenbürtig zur Seite stelle« — eine solche 
AutfasBUng ist mir rein unbegreiflich. 

Die indirecte Verbrauchsbesteuerung in Verbindung mit 
Fiscalvorrechten , d. i. in der Form fiscalischer Gewerbsmonopole, 
hat noch andere Nachtheile, wie schon früher erörtert worden. 
Die>e Nachtheile werden um so grösser, für den Vcrkclir, die 
Production, die gesammte Volkswirthschaft um so hemmender und 
nachtheiliger, je grösser die Zahl solcher Fiscalmonopole anwächst, 
und vollends gar ein ganzes Besteuerungssystem darauf gründen 
zu wollen ist eine Fouricr's würdige socialistisehe Ausgeburt 
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IV. 

Das VerhSltniss der dlrecten zu den Indirecten Abgaben 

in seiner Bedeutung für die Steuersysteme und die 

Volkswirthschaft. 

In mensclilicben Dingen gibt es keine Vollkommcnlieit, and 
so haften auch dem Steuersystem jedes Staates Mängel an. Nur 
relativ entspricht das eine dem obersten Steuerprincip mehr als das 
andere. Auch hangt die relative Vollkommenheit nicht blos davon 
ab, ob die Schazungeii oder die Aufschläge in einem Staate mehr 
ausgebildet sind — denn allenthalben sind beide combinii-t — 
sondern von der Gesammt Wirkung des Steuer ncomplex es. Immerhin 
aber bildet das Verhältniss zwischen jenen beiden Besteuerungs- 
arten ein. wesendiches Moment jedes Steuersystems. 

Oesterreichs Steuerwesen leidet anerkanntermassen an bedeu- 
tenden Mängeln, welche an und für sich nicht wenig dazu beige- 
tragen haben , seine Finanzlage zu verschlechtern. Diese Mängel, 
wie namentlich die Ungleichmässigkeit in der Vertheilung der 
Steuerlast zwischen den Kronländern und in diesen selbst , traten 
jedesmal besonders dann hervor, wenn es sich darum handelte, 
die Steuerkräfte anzuspannen. Anstittt durchgreifender Reform 
suchte man sich, so gut es ging, theiis durch Hereinziehen neuer 
Objecte in die Besteuerung, theils durch blosse Zuschläge zu den 
alten Steuern , welche die vorhandene IJngleichmfissigkeit nur 
noch erhöhten, theils endlich — was das Schlimmste war — durch 
Staatsanlchen zu helfen, welche ziemlich regelmässig Jahr auf 
Jahr einander folgten und nicht immer nach rationellen Grund- 
sätzen abgeschlossen wurden *). 

*'| Insbesoodere wird an den meisten dieser Stnateanleihen mit Grond 
xweierlei getadelt: eiomal die hgtilig atipulirte Tilgung derselben inner- 
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So ist CS gekommea, dass unter der steigenden Zinsenwucht 
— zumal aucli innere Wirren , Kriege und Rüstungen Millionen 
TerschlangCQ — nicht nur die Steuerlast an sich bedeutend ge- 
wachsen ist und die Missverhaltnisse bei der Vertheilung sich noch 
wesentlich verschlimmert haben , sondern dass selbst die Deckung 
Terhältnissmässig geringer Mehrbedürfnisse auf dern Wege der 
Besteuerung grosse Schwierigkeiten darbietet. Die Erfahrung, 
welche in dieser Hinsicht der Rcichsrath in seiner ersten Session 
bei den Steuererhöhungen gemacht hat, ist also nicht neu , bezieht 
sich vielmehr auf ein ererbtes Uebel. Aus seinen Verhandlungen 
indess hat sich auch die Ueberzeugung gekräfüget: dass zwar die 
jetzige Unfähigkeit des Systems, sich ohne Verletzung der jusdtia 
distributiva dem Bodürfniss rasch anzuschmiegen — eine TJnfShig- 



h&lb bestimmter Zeiträume, wodurcli stels nur koetapielige Creditopera- 
tionen hervorgerafen wurden, sodann Jer relativ niedrige Zinsfuss bei 
niedrigem Emissionscnrse, wodurch eine allgemeine Erleichterung der Zin- 
senlast mittelst Reduction des Zinsfus^s, welche natililich vom Steigen des 
Curees der Obligationeu flber Pari bedingt wird, sei batverständ lieh sehr er- 
schwert und eveniuell an einen erheblichen Capitalverlust geknüpft wird. 
Deshalb beantragt Professor A. Wagner sogar eine freiwillige Conver- 
tirung aller Staatsobligationen in hoch verzinsliche 6",°/o ^u dem Zwecke 
späterer Reduction dieses Zinsrusses, damit dem Staate und nicht seinen 
Gläubigern das dabei vorausgesetzte Steigen der Cursu , d. i. (ler Capitalge- 
wino, zu Gute komme. Hock stellt fp. 286 s. e. B.) die folgende seltsame 
Regel auf: ,lledarf man (der Staat) Geld auf kurze Zeit, so ist ein 
hoher Zinsfuss dem Abscliluss unter dem Nominalbeträge, im entgegen- 
gesetzten Falle ein geringer Zlnsfjiss der Verschreibung einer grösseren 
als der erhaltenen Summe vorzuziehen." Hat dieser Satz überhaupt einen 
Sinn, so erklärt sich Hock — im Gegensatz zu der jedenfalls mehr berech- 
tigten Anschauung Wagner's — bei Anleihen auf lange Zeit, insbesondere 
also bei nicht rückzahlbaren, für einen niedrigen Zinsfusa seihst bei relativ 
hohem Capital Verlust ? Uebrigens Anlehen „auf kurze Zeit' zu niedrigem 
Zinsfusa bedeutend unter dem Nominal betrage abzusi^hliesaeu, wiire über- 
haupt nur das Zugestehen eines schlecht maskirten hohen Zinsfusses. Bei 
allen Anlehen mit festbestimmter Amortisation ist es ganz gleichgiltig, ob 
sie hoch oder niedrig verzinslich sind, wenn das Geld in einem Fall nicht 
mehr als im anderen kostet. 
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keit, welche die staatliche Macbtentwicklung lähmen muss — im 
Grunde ausser Verhh'ltniss zu den im Ganzen steigenden Kräften 
des Reiches steht , dass aber nur durchgreifende SteueiTeformen 
es mögiicli machen werden, das chronische Deficit zu bemeisterrtj 
das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben des Staates 
dauernd zu begründen und das Bedeckungsmittel selbst für ausser- 
ordentliche Bedürfnisse in Zukunft weniger in der Contrahirung 
neuer Schulden als in der Stahlkraft des Steuersystems selbst zu 
finden. 

Wie sclion in einem früheren Abschnitt bemerkt, wird 
kein verständiger Staats wirth die weitere Anwendbarkeit des 
StaatscredJts selbst bei relativ hohem Schuldenstande unbedingt 
verwerfen Unvermeidliche Umstände können neue fctaatsan- 
lehen nöthig maclien; ja durch eine richtige Anwendung des 
Staatscrcdits k;inn selbst auf eine Verminderung des Schulderfor- 
dernisses hingewirkt werden, wovon Holland in den 40er Jahren 
ein so glänzendes Beispiel gegeben hat. Allein dies ist das gerade 
Gegentheil von einem gewohnlieitsmässigen System des Schulden- 
machens, welches durch Förderung unproductiven Aufwandes der 
Zukunft nur eine immer grössere Zinsenlast ohne Ersatz zuschiebt 
und zugleich in der Gegenwart den Capitalientnarkt beeinträchtigt, 
der Production den Zinsfuss verthcuert, die Unternehmungslust 
und die Xationalarbeit lähmt. Wenn , wie neue correcte Nach- 
weisungen ausser Zweifel stellen, das Schulderfordemiss Oester- 
reichs, in Vergleich mit allen anderen Staaten, bereits den höch- 
sten Procentäatz sowohl von den reinen Einnahmen als von den 
Ausgaben beansprucht, und wenn in Bezug auf die Civilverwal- 
tung, d. h. auf die produetivste Staafathätigkeit , eher das umge- 
kehrte Verhältniss gilt; so liegt in diesen Thatsachen die drin- 
gende Mahnung, die höchste Enthaltsamkeit bezüglich neuer 
Staatsanleihen zum Princip zu erheben und neben weiser Sparsam- 
keit die Heilung in einem verbesserten, an und für sieh schon wirth- 
schaftlicheren und auf Wirthschaftlichkeit in allen Theilen des 
Staatshaushaltes hinwirkenden Steuerwesen zu suchen. 
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Wird die notliwendige Reform sieh nun auch über das ganze 
Steuergehiet erstrecken müssen, so empfiehlt sich doch ein vor- 
sichtiges sclu-ittweis es Vorgehen damit. Ein systematischer Reform- 
process, der — das Ziel fest im Auge — das 8taatserforderniss sichert 
und alles Experimentiren ausschüesstj ist hier ein strenges Gebot 
der Klugheit. Und zwar wird, unbeschadet sonstiger einzelner 
Verbesserungen und Vereinfachungen, die Reform bei dendirecten 
Steuern zu beginnen haben. Denn die Schazungen sind dem Ein- 
zelnen am fühlbarsten , nach ihnen werden die Gemeinde- jind 
Landeslasten fast durchweg mittehit Zuschlägen repartirt, in ihnen 
ruht gleichsam der Schwerpunct der Besteuerung, und durch ihre 
Reform erst kann der feste Boden gewonnen werden, von welcheni 
aus auch die übrigen Verbesserungen leicliter und sicherer durch- 
zuführen sind. Hierbei darf jedoch ihr Verhältniss zu den übi-igen 
Abgaben nicht ausser Acht gelassen werden. 

Ich begreife hier unter directe Steuern oder Schiizungen mit 
Rücksicht auf Einkommen und Besitz der einzelnen Staatsangehöri- 
gen direct erhobene Abgaben, in Gegensatz zu den Aufschlägen auf 
bestimmte Zweige des Aufwandes oder auf Gegenstände des Ver- 
brauches, welche grösstentheils entweder von den Kaufieuten, 
die solche Artikel ein- und verführen, oder von den Producenten, 
welche sie herstellen, oder auch von anderen Vermittlern ihres 
Ueberganges in den Verbrauch vorschuss weise (indirect) erlioben 
werden. Ihre nicht scharf genug zu fassenden Unterschiede ti-eten 
liauptsächlicb in folgenden Puncten hervor : 

a) Directe' Steuern werden von einer bestimmten Person in 
vorhinein festgesetzten Beträgen und in regelmässigen Perioden 
gefordert, sind also für die Steuerperiode individueU fixii-te Bei- 
träge , welchen der Pflichtige sich nicht entziehen kann, während 
fliese Bestimmtheit der periodischen -und individuellen Zumessung 
bei den indirecten Steuern nicht obwaltet. 

b) Nach der Absicht des Steuergesetzes sollen die für die 
Steuerperiode fixirten directen Beiträge auch von denen , welche 
sie entfichten, aus Eigenem bestritten .werden, dagegen die 
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indirecten Abgaben denjenigen, welche sie zahlen, von jenen 
welche man eigentlich treffen will {von den Consumenten) voll-, 
ständig vergütet werden, wenn beide Personen nicht gerade die 
nämlichen sind. Die vom Steuergeactz gewollte oder nicht gewollte 
Ucberwälzung hat zwar in beiden Fällen ihre Ausnahmen , allein 
das Gesetz verfolgt die bestimmte Tendenz , es im Uebrigen den 
nicht zu berechnenden Einwirkungen des Verkelirs überlassend, 
wie weit dieselbe erftillt wird, was indess meistens wohl der Begel 
nach geschieht "). Wer immer den Zoll oder die Verzehrungs- 
steuer von einer Waare zahlt, die Tendenz des Gesetzes geht dar- 
auf hin, dass der Consument, wenn er nicht etwa die Mittelsperson 
selbst ist, dieser die Steuer im Preise der Waare vergüte. 

c) Die directe Steuer enthält mithin das offene Bekenntniss 
der auf die Steuerpflichtigen gelegten Last, während die directe 
diese mehr verhüllt ••), und es ist vielleicht kein Zufall, dass in 
absoluten Staaten (auch im alten Oesterreich) die indirecten Ab- 
gaben relativ gewöhnlich mehr entwickelt sind, al^ die direeten. 
Letztere stimmen die Gemüther für die privatliche und noch mehr 
für die öffentliche Sparsamkeit und für eine eindringliche allge- 
meine Controle der Staatsgebahrung. Dem eindringlicheren Pflicht- 
bewusstsein entspricht immer auch ein schärferes Bcwusstsein des 
Rechts — dem Mitth^ten das Mitrathen. 

d) die directe Steuer belastet - immer nach feststehenden 
Grundlagen (Kataster) und bestimmtem Massstab (Steuerfuss) 
das individuelle Einkommen, ob nun in seiner Gesammtheit oder 
in seinen Elementen und Quellen ; die Controlen dabei beschrän- 



") Die vom Oeatitz selbst statuirten Aiianahmen, wie z, B. in manchen 
Fällen bei der Einkommensteuer in Oesterreich und namentlich in England, 
sind um so mehr la vermeiden, als der Erfolg zvreifelhaft bleibt. Anders 
verhält CS sich bei gewissen gemischten Steuern, z. B. wenn mit einer 
direeten Ertragssteuer sich eine Genusa- oder Aufwandes teuer verbindet, die 
freilich auf die Oeniesaenden abgewälzt werden-soll. 

**) tDic directe Steuer ist vielleicht brutal, aber sie hat jedenfalls das 
Verdienst der Freimüthigkeit." Reybaud. 
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ken sich daher fast auf den Zcitpunct ihrer Yeranla^ng, ohne den 
freien Verkehr irgendwie zu hemmen, und ihre Erhobungskosten 
sind gering. Die indirecte Steuer, individuelle Vermöge na verhäh- 
nisse unmittelbar nicht berücksichtigend, vcrtheilt sich schliesslich 
nach den Einwirkungen des Verkehrs auf Production und Con- 
sumdon, nicht nach der Beitragsfahigkeit des Einzelnen. In diesem 
Sinn Verkehrssteuer, haftet sie vertheuernd an beweglichen Ver- 
kehrsgegenaöinden und fordert daher fortwährend wache , dem 
Verkehr mehr oder minder lästige Controle. Jlan vergleiche in 
dieser Beziehung nur den Fall, wo auf eine Wirthschaft als solche 
beide Steuern Einäuss nehmen, wo die dirccte nämlich das wirth- 
schafUiche EIrgebniss, d. i. den reinen Ertrag derselben, die indirecte 
das in den Verkehr tretende Erzeugniss belastet. Welch' eine Ver- 
schiedenheit in der nothwcndigen Controle. Und was die Er- 
hebungskosten betrifft, so betragen sie (auch nach Hock) bei den 
directen Steuern kaum ein Drittel von den Kosten der Ver- 
bjauchsabgaben und Zölle. 

Wahrlich, nicht zu verwischende, tief einschneidende und 
weittragende Unterschiede, die freilich noch nicht ausschliessen, 
dasB jede der beiden Hauptsteuergattungen auch ihre eigenthüm- 
lichen Vorzüge wie Nachtheile hat. Musa die Theorie zwar, wie 
sich aus jenen Vergleichungs- Momenten von selbst er^bt, geneigt 
seih den Sehazungen grössere Vorzüge einzuräumen , so hat doch 
die zuletzt entscheidende Praxis nirgends auf die Benützung auch 
der Aufschläge verzichtet. Ja diese behaupten im Budget der 
meisten und machtreichsten Staaten noch immer ein bedeutendes 
Uebergewicht über jene. Inders dürfen hierbei doch auch andere 
allgemeine Verhältnisse nicht ^usser Acht bleiben. So wurde schon 
im zweiten Abschnitte mit Hinblick auf England darauf hinge- 
wiesen, dass jenes Uebergewicht sich um so unverfänglicher dai-- 
stelle , je grösser der Welthandel eines Landes und je günstiger 
dessen Lage zu" demselben i^t Weiter darf man, um sich bei Ver- 
gleiehungen dieser Art vor Trugschlüssen zu hüten, nicht ver- 
gessen den Umstand in's Auge zu lassen : aus welchen Elementen 



jcbyGoogIc 



58 

sich die Reineinnahmen' der Staaten zusammensetzen, ob ins- 
besondere neben den Steuern dem Staate noch andere Hilfsquellen 
, und in welchem Maasse zu Gebote stehen, wie z, B. Preus-sen und 
Baiern die ausgiebigen Erträgnisse des Staatseigentbums , Holland 
die bedeutenden Zuflüsse aus den ostindischen Colonien, Das Bei- 
trags verhäitniss zwischen directen und indirecten Abgaben wii-d " 
natürlich um so einschneidender, je ausschliesslicher dos Staatsein- 
kommen aus Steuern besteht, und je höher relativ die Ausgaben 
sich belaufen. Ebenso kann 'die Ai't der Verausgabung der Ein- 
nahmen jenes Missverhältnrss , wenn ein solches besteht, für die 
Masse der Bevölkerung noch empfindlicher machen oder auch mil- 
dern. Das Ueberwiegen der indirecten Abgaben wird namentlich 
auf die arbeitenden Classen um so empfindlicher drücken, je höher 
die Besteuerung gespannt ist, je ausschliesslicher die Ausgaben 
aus Steuern bestritten werden, und in eineiü je höheren Verhäit- 
niss das öffentliche Schulderforderniss und der Militäraufwand die 
Einn;dmien beanspruclien. 

Die folgende cursorische finanzstatistische Vcrgleichung, deren 
Daten hauptsächlich den C zornig' sehen Budget - Zusammenstel-' 
lungen entnommen, wird vor allem - weitere Belege für die Noth- 
, wendigkeit einer systcnta tischen Reform und Ausbildung der direc- 
ten Steuern in Oesterreich bieten. Selbstverständlich sind lüerbei 
die mit Fiscal Vorrechten verbundenen, in Monopolform erhobenen 
Verbrauchsabgaben und ebenso gewöhnlich die Stempel, Taxen 
mid Gebühren, insofern solche mit Abgaben verknüpft sind, den " 
indirecten Abgaben beigezählt, während die unverfälscht geblie- 
benen Gebühren für Dienste der Post, der Telegraphen und anderer 
Verkebrsanstalten in drr Regel unberücksichtigt bleiben. 

Im Staatsbudget von Grossbritannien beläuft sich der Ertrag 
der Zölle und Accisen aliein auf das Dreifache der übrigen Steuern 
(ohne Stempel) •). Dies Missvcrliältniss war in den früheren 

*) Die englischen Rolieinnalimeti aller Staalsrevenuen tetrugeu in den 
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Jahren, wo keine Einkommensteuer erhoben wurde, noch grösser. 
Selbst die Grrafechafts- und Ortsgemeinde- Abgaben, welche durch- 
weg direct erhoben werden, da England so glücklich ist, durch 
. Mauthlinien abgesperrte octroipflichtige Städte gar nicht zu 
kennen , gleichen jenes Missverhältniss nicht aus. Uebrigcns wird 
in England trotz seiner Ueb erlegen heit im Welthandel für Aus- 
dehnung der directen Besteuerung nachhaltig agitirt. 

Im Staatsbudget Frankreichs tragen nach Abzug aller Kosten 
zu der Reineinnahme an Steuern xlie indlrecten Aufwandsabgaben 
nebst Zöllen und Monopolen, jedoch ohne Gebühren, ungefähr 
607n , die directen Steuern 40% bei. 

Zudem sind unter den directen Steuern die nach dem für die 
Wohnung gemachten Aufwände umgelegten (eontribution mobi- 
liere, znmTbeil auch die taxe sur les portes et fenetres) mehr A'uf- 
'wandsteuCrn als Schazungen, und e.^ werden im französischen Staats- 
budget zwar die Zuschläge für Depai-tements und Gemeinden zu den 
directen Steuern, nicht aber die Octi'ois der Communen aufgeführt, 
womit schon im Jahre 1850 hiebt weniger als 1436 Gemeinden be- 
glückt waren, Frankreich weiss sich einen Tbeil seiner indirecten 
Steuern dadurch zu verguten, dass.es in gewissen Artikeln der 
Mode, des Luxus und des Geschmackes die Welt belierrscht *). 

1861' 1860 
100.000 L. St. 

an Einkommensteuer , . .■ 9, 9'/b 13, 9 

, sonst directen Steuern . 3, 1 3, 1 " 

• „ Zöllen : . 23, 7 23, 

, Acoisen ..... . . 18, IV, 19, 0'/, 

„ Stempel 8, 4'/, 8, 2'/, 

„ POBtrevenuen 3, 5 3, 4 

von Kronländereien ... — 2\ 2, 8 

an Verseil iedenem .... 1, 3 1, 8 
*) Kacli der Rechnunga abläge für 1861 ttber das Budget der Stadt 

Paris belief cn sich die Octroi- Einnahmen dieser Stadt in dem erwähnten 
7ahr alleiä auf 75,939.431 Franken. 
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Im russischen Staatebudget siiid die indirecten Abgaben in 
eehr cLarakteristäsclier Weise weitaus vorwiegend, indem für 1862 
die directen Abgaben mit 65,232.710 Rubel (wovon Kopfsteuer 
und Obrok allein 5S,285,198 ß. , die Patentsteuer der Kautieute 
5,200.000 R. , die LicenzgebUlir in den v^estüchen Provinzen 
1,272.000 R. , und die Abgabe vom Berg- und Hüttenwesen 
3,335.512 R. ausmachen), die indirecten Abgaben nebst Stempel 
und Gebühren mit 199,678.381 Rubel {wozu die Gettänkesteuer 
allein 130,399.687 R. liefert), die Einnahmen vom Staatseigen- 
thum und sonstige (alle Brutto) mit 26,767.668 R. aufgeführt er- 
scheinen. Hiernach sind in Russland die untersten Volksschichten 
direct und indirect ganz unverhältniss massig schwer besteuert. 
Nach der Emancipation der Leibeigenen rauss entweder dieses 
Missverhältniss beseitiget werden, oder der Arbeitslohn muss in 
Bussland enorm steigen. 

Auch in den meisten andern europäischen Staaten, selbst in 
mehreren deuteeben Mittelstaaten zeigt sich in Betreff jenes Verhält- 
nisses eine ähnliche Erscheinung. Das spanische Budget für 1861 
stellt die Roheinnahme an directen Steuern (nämlich Grundsteuer 
mit der Heerdenabgabe, Erwerbsteuer und Bergwerksabgabe) auf ■ 
478,813.000 Realen, an indirecten Abgaben mit Finanzregalien 
und Gebühren dagegen auf 1191,401.381 Realen. In Portugal ist 
dieses Verhältniss für das Rechnungsjahr 1861/62, wie 2,921.930 
zu 8,650.153 Milreis und es bestehen dort vier directe Steuern 
(Grund-, Erwerb-, -Personal- und Rentensteuer). Nach dem nie- 
derländischen Budget für 1862 beträgt die Reineinnahme an 
directen Steuern (nämlich Grund.- , Personal- und Patent-Steuer, * 
dann Bergwerksabgabe) 18.891.965 fl. holl-, die an indirecten Ab- 
gaben und Gefällen 35.623.381 fl. h. (wovon die Verbrauchsab- 
gaben 16,508.930, die Gebühren und Stempel aber 11,967.200 fl. 
ausmachen); dazu kommen jedoch -erleichternd an Reineinkommen 
vom Staateeigenthum und sonstiges ca. 26'/^ Millionen fl. , wovon 
die beiden Hauptposten Capitalsrenten mit nahezu 10 Millionen 
und Beitrag der Colonien mit 8,770.000 fl. bilden. —In Belgien 
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liefern Dach dem Voranschlag für 1863 die directen Steuern (die- 
selben wie in Holland, ausserdem die Licenzgebübr) ein Itein- 
erträgniss zwar nur von 33,507.190 Franken, die indiiecten Ab- 
gaben ein solches von 67,686.220 Fr. Zu der letztem Summe 
tragen jedoch die Gebühren von Rechtsgeschäften aliein 25,453,500 
Fr., die Taxen und Stempel 3,666.420 Fr., die Mäutlie, Wasser- 
Eölle, Hafengebühren 5,753,450 Fr. bei, so dass nach Abziehung 
dieser Sumiuen sich eigentlich directe und indirectc Steuern 
nahezu das Gleichgewicht halten. — In Hannover besteht noch 
jetzt ein ebenso günstiges Verhältnis^i obwohl in neuerer Zeit 
hauptsächlich der Anschluss an den deutschen Zollverein der Auf- 
wandsbesteuerung das Uebergewicht gegeben hat; nach Stuwe 
bracliten dort die indirecten Steuern 1834 nur 45''/(,, jetzt ^l^j^ 
des geaammten Steuerer träges auf. 

Das baierische Budget für die sechsjährige Finanzperiode 
186'/, veranschlagt die Reineinnahme an directen Steuern , näm- 
lich Grund- , Haus- , Gewerbe- und Einkommensteuer (mit Ein- 
schluss der Capitalrentensteuer) jedes Jalir auf 9,043.037 fl. s. W,, 
die an indirecten Abgaben auf 18,837.836 fl. Indess sind letzteren 
auch die Taxen, Stempel und Posteinnahmen mit 6,300.000 fl. 
zugezählt ; ausserdem beträgt die Reineinnahme aus der Verwal- 
tung des Staatseigenthums (z. B. die Staatsforste gewähren nahezu 
5 Millionen Gulden Reineinkommen und stark ebensoviel die Staats- 
eisenbahnen) die verhältnissmüssig hohe Summe Von 18,089.385 fl. 
wovon nur etwa 2Va Millionen Gulden als Gewinn durch das Salz- 
monopol den Aufwandsteuern zuzurechnen wären. 

Auch in Preussen ist jenes Verhältniss im Ganzen günstiger 
als in Oesterreich, d. h. die directen Steuern tragen dort gegen- 
über den indirecten in einem höheren Procentaatze zur Deckung 
des Staatserfordernisses bei. In Preussen beliefen sich 1861 die 
directen Steuern auf nahezu 28 Millionen, die indirecten auf 
rund 36 Millionen Thaler. In der letzteren Summe stecken zwar 
über 4 Millionen Thaler Stempelsteuer, jedoch nicht die Gerichts- 
sporleln mit nahezu 10 Millionen Thlr. Ausserdem betrug der 
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&-uttogewinn am Sulzmonopol 8^741,650 Thaler, anderseits 
"aber der Rohertrag aus der Domänen- und Forstverwaltung 
12,379.962 Thlr., aus dem Berg- , Hütten- und Salinenweaen 
11,822.587 Thlr-, von den Eisenbahnen , Post- und Nebenanstal- 
ten nahe 22'/a Mill. Thlr, und der 2uäuss von der preussischen 
Bank 1,146.000 Thaler. Solch grosse Summen unmittelbarer 
Revenuen aus dem Staatseigenthum , die selbst neben den sämmt- 
lichen Steuern und Gebühren in's Gewicht fallen, gehen Oester- 
reich grossentbeils ab. Schon dieser Umstand allein muss hier die 
Finanzgesetzgebung bestimmen, ihr Augenmerk um so schärfer 
auf das Verhältniss der directen zu den indirecten Abgaben zu 
richten. 

Nach der Berechnung Nasse's *} ergibt sich aus dem Etat für 
1860, dass in Preussen 45,2% des gesammten Reinertrags der 
(eigentlichen) Steuern, ohne den 257o Zuschlag, auf dieSchazungen, 
und nur 54,87o auf die Consumtionsteuern entfallen; mit Berück- 
sichtigung atftr jenes Zuschlages brachten die ersteren 47,17oj die 
letzteren nur 52,9''/j, auf. Zudem sind in Preussen, wie in Oester- 
reich, die Gemeinden, Elreise und Provinzen für ihre Bedürfnisse 
vorwiegend auf die directen Steuern angewiesen mit Ausnahme 
nur der scLlacht- und mahlsteuerpflichtigen (geschlossenen) Städte, 
, Insbesondere ist der Verbrauch von Tabak und Spirituosen 
' Getränken in Preussen sehr massig und viel niedriger als in 
den übrigen! europäischen Grossstaaten besteuert **) ; was an und 
für sich übrigens keineswegs zu den manchen Vorzügen des 
preussischen Finanzwesens gehört. 

Die folgende Uebersicht lehrt auf den ersten Blick, dass 
Oesterreich einmal seine ordentlichen Staatsausgaben zum weit 

*) ^Bemerkungen Über das preuasische Steuersystem'' von 
Prof. Dr. Erwin Nasse. Bonn 1861. 

**) Abgesehen von den Ländern mit Tabahmonopol, ist der Tabak in 
England wohl 30mal hßher beatenert aU in Preussen, und die Abgabe vom 
Quart Branntwein zn 50 Percent nach Trolles beträgt in Prensaeu ca, 1 Sgr., 
in Frankreicli 4 — 6 Sgr., in Grossbritannien aber 2% Silbergroacheo. 
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grössern Theil aus wirklichen Abgaben bestreitet, und 
dass zweitens die indirecten Abgaben die directen weitaus 
übersteigen; dass femer beide Hauptzweige auch dann mit 
fast gleichmäsaiger Stätigkeit gestiegen sind, als die (directen) 
Realsteuern in "der Östlichen Hälfte der Monarchie eingeführt wur- 
den. Es betrugen nämfich die ordentlichen Staatseinnahmen in 
Gulden Oe. W. 



Jahr 


an directen 
Steuern 


Steuern, Gebuhren etc. 


vom Staatseigenthmn 
Berg- und MIlQZwesen 


1847 


50,371.580 


98,716.163 


4,351.175 


1848 


34,638.313 


72,898.755 


5,400.512 


1849 


62,889.530 


■ 75,276.638 


2,629.266 


1850 


68,712.513 


100,360.330 


5,419.448 


1851 


74,023.771 


114,611.192 


6.839.096 


1852 


83,514.797 


128,486.305 


5,262.377 


1853 


88,958.790 


136,802.833 


2,845.219 


1854 


89,832.556 


139,918.592 


7,517.294 


'l855 


92,363.520 


146,150.307 - 


10,014.178 


1856 


96,738.402 


156,329.732 


9,981.467 


1857 


99,509.189 


160,019.238 


7,423.048 


1858 


9n,213.957 


166,732.175 


4,693.297 


1859 


99,155.025 


155,982.583 


7,651.439 


1860 


99,739.059 


178,036.575 ~ 


8,863.894 


1861«] 


93,959.000 


170,000.000 


7,800.000 


1862*) 


108,000.000 


192,000.000 


7,400.000 


1863* 


125,000.000 


240,000.000 


7,600.000 



Hiernach überwiegt die mittelbare Besteuerung in Oester- 
■ reich um so mehr, als die oben aufgeföhrten indirecten Abgaben 
Netto - Einnahmen 'bilden, mit den relaüv grösseren Erhebungs- 
kosten also sich noch höher stellen , und als die Kevenuen aus 
dem Staatsögenthum im Verhältniss zu den Gesammteinnahmen 

*) Die hier anl'gefährten runden Summen sind f(ir die Jahre 1861 und 
1862 schon ziemlich geoau ermittelt, für das Jahr 1863' dagegen nach dem 
Staats voran Bchlag mit Einbeniehnng eämmtlicher Steuererhöhnngen ange- 
setzt Der wirkliche Erfolg scheint insbesondere bei den indirecten Abgaben 
höher gewesen lO sein. 
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sehr gcringliigig sind. Ein solches Ueberwiegen der indirectcn 
Abgaben ist für die Production aber überall dort ain empfindlich- 
sten, wo die eigene Industrie nocb im Inlande selbst die gröasten 
Eroberungen zu machen bat und der wenig entwickelte auswärtige 
Handel keine Ausgleichung bietet *). 

Jenes Verhältniss darf nun bei der Veranlagung der directen 
Steuern schon darum nicht ausser Beachtung bleiben', weil zweifel- 
los die indirecten Abgaben das Einkommen der unteren und mitt- 
leren Volksschichten am schwersten belasten. Die indirecten Ab- 
gaben sind grössten th ei Is Aufwandssteuern. Nahezu der dritte 
Tbeil (*%o) ihres Betrages fliesst in Oesterreich aus der allge- 
meinen Verzehrung.ssteuer von Bier, Branntwein, Wein und Most, 
von Fleisch und Schlachtvieh, Zucker etc. etc.; die üeberschüsse 
aus den Salz- und Tabnkmonopolen bilden ca. zwei Fünftel 
i^Vea) ^^^ gesammten Ertrages an indirecten Abgaben, dazu kömmt 
der Ueberschuss aus den Zoll ein nahmen mit ca. y,g (Vao) ^^^' 
selben, zusammen also über */j (**/bo) aller indirecten Abgaben, 
Den Rest ergeben die Reineinnahmen von Post, Mauthen, vorzüg-- 
lich von den sonstigen Gebühren, Stempeln und dem Lotto. Doch 
auch letztere Last wird, wie jene Aufwandssteuer, vorzugsweise 
von den mittleren und unteren Schichten der Bevölkerung in Stadt 
und Land getragen. 

Neben dem Verhältniss der directen zu den indirecten Steuern 
und im genauen Zusammen! lange damit darf bei der Steuerrefajtn 
zwai- das fortwährende Bestreben jedes Einzelnen, seine Steuerlast 
auf Andere oder auf die Gesammtheit aller übrigen Sieuerträger 
abzuwälzen und die Möglichkeit des Erfolgs in dieser Richtung 
nicht ausser Acht gelassen werden. Allein man ist oft zu geneigt, 
die Last der indirecten Abgaben darum für weniger empfindlich zu 

*)Na«h Hock'iiimmi, England 1075 Hillionen Frankan ao Avisen uod 
ZöUen', Frankreich an gleichen Abgaben 570 Mill., Oesterreich 350 Hill. 
Fr. ein. Diese abetvacten Zahlen bilden indess , keine Grundlage znr Ver- 
gleich ung. 
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halten, weil man sicL Urnen entweder durcli NicLtgennss der be- - 
steuerten Artikel ganz entziehen kSnne, od^r sie doch leichter als 
die directen Steuern von sich abzuftossen Vermöge. Dies ^t indess 
mehr von den Personen , welche die indirecte Abgabe vorschuss- 
weise entrichten, als von jenen , welche sie wirklich tragen, nSm- 
lich die ConsumenteB. lodofern aber die arbeitenden Claaeen wirk- 
Ueh einen Theil der Yerbraucbssteaem im höheren Arbeitslöhne 
überwälzen, wird dadurch nur die Production vertheuert und die 
Goncurrenzkraft der heinü^en Industrie geschwächt ; was doch 
wieder auf ^e Lage der arbeitenden Classen am nachtheiligsten 
zurückwirkt. 

Auch die directen Abgaben, insafem sie Ertragasteuern «nd 
und an bestimmten Objecten haften, können unter Umständen, 
wenn sie blos einseitig oder nicht gleichmässig aufgelegt^d, durch 
die Einflüsse des Verkehrs theUweis überwälat werden. Dies 
gilt, in der Regel ohne directe Yertheuerung de^ Production , in 
dgenthümlicher Weise von allen Abgaben, welche allmälig die 
Xatur von festen Lasten angenommen haben, wenn die damit über 
Vcrhältnisä behafteten Objecte veräussea-t werden. Durch den ge- 
ringeren Kaufpreis, also zum Schaden des Besitzers am Stamm- 
vermögen, päegcn die Käufer wenigstens einen verhältnissmässigen 
Theil dieser Mebrlasten auf den Verkäufer zUrückzuwälzen. Für 
die Production jedoch knüpft sich hieran keine weitere Wirkung; 
diese beschränkt sich auf die Yertheilnng des Volksvermögens. 
Ueberhaupt kann kein Object, das Tauschwerth besitzt — es 
. sei nun eine Waare, ein Landgut, ein festes GeschiHsuntemeh- 
men, oder eine Arbeits-, Capitals- oder Boden -Kutzung — sich 
im Verkehre den Gesetzen der/ Concurrenz und Preisbildung ent- 
ziehen. Nur macht es einen sehr wesentlichen Unterschied, ob die 
Steuerüberwälzung durch eine unmittelbai-e Erhöhung der Waaren- 
preise auf den Consumenten, oder durch eine andere Vertheilung 
des Wirthschaftsertrags blos von einem Producenten auf den andern 
geschieht, ohne direct die Production dabei zu berühren. Die Mög- 
lichkeit der Ueberwälzung besteht wesentlich bei den Aufwands- 
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steuern in der Steigerung der Waarenja-eise, bei den Ei-traga- 
steuem hingegen in der Steigerung des Äntheüs einer Producen- 
tenclaeee am Ertrage auf Kosten der anderen, z. B. in der Ver- 
scliiebung der Ertragsvertbeilung zwischen Capitalisten und Grund- 
eigentbUmem, zwischen Unternehmern und Arbeitern. Jene be- 
dingt unmittelbar eine Verteuerung der Production, nicht diese. 
Die schliessliche Vertheilung der Steuerlast hängt davon ab, wie 
sich das Yerhältniss der verschiedenen Elemente des Einkommens 
zu einander und zu den Waarenpreisen gestaltet, aus welchen 
doch am Ende das Einkommen jedes Producenten vergütet wird. 
Der Landwirth, selbst der Fabrikant, kann zwar die von ihm 
entrichteten Ertragssteuem nicht einfach auf die Preise seiner Er- 
zeugnisse BchlagcD, wie z. B. ein Importeur den CaffeezoU in der 
Regel dem Caffeepreise zuzusclilagen vermag. Lediglich darum 
nicht, weil der Fabrikant, und noch viel weniger der Landwirth, 
nicht so leicht seine Production, wie der Importeur den Import einer 
besonderen roulireuden Waare, einstellen und sein festliegendes 
Capital in eine andere Verwendungsart Übertragen kann, wenn ihm 
die Marktpreise nicht mehr anstehen*). Intelligente Landwirthe 
und Fabrikanten suchen sich dagegen vielmehr durch grüssere 
WirthschafÜichkeit^ durch steigende Wirksamkeit der Production 
zu belfeu. Zugleich aber sind alle Producenten bemllht, die' höch- 
sten Preise für ihre Thfttigkeit wie fllr ihre Producte zu erzielen 
und die Conjunctureu nach Kräften auszubeuten. Und jeder Fort- 
schritt' in jener, jede günstige Conetellalion in dieser Hineicht bil- 
den für sie auch eine thatsächliche Erleichterung, eine Abwälzung 
der Steuerlast, welche um eo erheblicher werden kann, auf eine 

•) Je mehr das bewegliche Capital in einer Unlernehmnngaart vor- 
wiegt, desto leichter; je mehr das unbewegliche und stehende vor- 
wiegt, desto schwieriger wird die CapitalBübertr&gDug, mitbin auch die 
StfiuerabwäUuag auf die Preise. So wird auch die VerzehrungBBtener vom 
Fleischhauer leichter Und regelmässiger auf die Fleischpreise , als vom' 
Zucker-Raffineur, der viel stehendes Capital hat, aaf die ZackerpixiBe ge- 
schlagen. 
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je läDgeri; Reihe "von Jahren die Grundlagen der Ertragssteue^a 
feslgestellt worden sind. In dem natürlichen Verlaufe der volke- 
wirtbschaftlichen Entwicklung steigt mit dem Preise, der Bodenpro- 
ducte und grösserer WirthschafllicLkeit ^uch die Bodenrente, und 
bleibt die ursprünglich selbst hochgegi-ifFene Grundsteuer während 
einer längeren Periode ganz unverändert, so kann sie bei deren 
Ablauf eine leichte Last geworden sein*). Fanden im Uebrigen gar 
noch S teuer erhöhuDgen statt, die sie nicht direct berührten, so 
wäre der Grundfaesltier zum Theil in Folge der allgemeinen wirth- 
Gchaftlichen Entwicklung erleichtei^ worden, auf Kosten gleichsam 
der Gtesammtheit aller übrigen Steuerträger**}. Der entgegen- 
gesetzte Fall ist gleichfalls möglich, wenn die Höhe der Real- 
Steuern in einem noch stärkeren Verhältniss wächst, als Boden- 
■werth und Grundrente, SoVern die einseitige Steuererhöhung den 
Preis der Realität erniedrigt, findet awar für den Käufer des Guts 
die Ausgleichung auch hier durch den geringeren Kaufschilling 
(also durch relativ geringeren Aufwand für Capital Verzinsung) 
statt; allein diese Ausgleichung erfolgt auf Kosten des fiüheren 
Besitzers. 

Die auf den Zinsertrag der Gebäude gelegten Steuern machen 
nur scheinbar von jener die Ertrags steuern betreffenden Regel oft 
eine Ausnahme, 'weil sie, über ein ge\Tisses Äfass hinausgreifend, 
die Natur von Aufwandssteuem annehmen. Bei aufsteigender Ent- 

*) So beträgt die sogenannte Landtaxe in England, ursprünglich (im 
i- 1696.1 mit 20°/, des Reinertrags bemessen, jetzt dnrchachnilUich nicht 
'/»% Die Grnndstener in Frankreich aoH sich in eiiiera viel kürzeren Zeit- 
iBiiBie von 207(1 auf darchschniltiich nur ö"/» des Reinertrags, und in 
Oesterreich, wie Sachkundige beweisen, oline die Zuechtäfe im Verbültniss 
■um Reinerfrag um durchschnittlich mclir als die HtLlfte herat^emindert 
hftben. Alle fixen Realsleaern vermindern sich in der Höhe durch den 
CuliurfortBcliritt. 

'*) Dies geschah wirklich in England. Dort ertrug die Griuidsteuer 
nreprUnglich (1596) 40% der Stsalseinnahmen, jetzt nichtl'/i,; erst die 
Einfahrung der Einkommensteuer hat dies UissverhSltniss gi'Osseutheila 
wieder beseitigt. 
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Wicklung iat ihre üeberwälzung auf die Ausnutzet und Bewohner 
der Gebäude häufig. Wer gegenwärtig in Wien ein Zinshaus zur 
Capitalsanlage baut, der rechnet auch nach Ablauf der steuerfreien 
Jahre auf ein Erträgnisa, welches ihm sein Capital gut landeslänfig 
verzinst, ä. h. er hat die Steuer, vorab !n seine Berechnung gezo- 
gen, ob aber sein Calcul sich bewähren wird, hängt von den üm- 
stäuden ab. 

Anders stellt es sich bei den indirecten Steuern, Wie bei den 
Gegenständen des Monopols, als : Salz, Tabak etc. die Steuer in den 
Monopolspreisen von den Consumenlen entrichtet wird, so gilt von 
den Aufwand steuern überhaupt die Voraussetzung, dass sie schliess- 

. lieh auf die Verbraucher oder Aufiiutzer überwitlzt werden. Im 
Allgemeinen ist dies auch richtig. Denn sofern die Aufwands- 
steuern an bestimmten Artikeln haften, können sie nur getragen 
werden entweder von den Producenten dieser Waaren, oder von 
den Personen welche deren üebei^ang in den Verbrauch ver- 
mitteln, oder von den Oonsumenten selbst. Kun würden aber Pro- 
ducenten und Vermittler ihr Geschäft gewiss nicht dauernd fort- 
setzen, wenn sie nicht darauf rechneten, ihre Steuer- Vorauslagen 
in den zu erzielenden Verkaufspreisen der M'aaren von den Con- 

' sumenten im grossen Durchschnitt zurückvergiitet zu erhalten. 
Ob und in wie weit dies geschieht, hängt freilich in vielen Fäl- 
len von den geschäfdichcn Conjuneturen , zumal von den Waa- 
renpreisen auf dem Weltmarkte und den Ernte-Ergebnissen ab. 
Die volle Sicherheit der Ueberwälaung indirecter Steuern von den 
Producenten auf die Consumenten beruht allein auf der Möglich- 
keit, die Production allsogleich einzuschränken, wenn die Üeber- 
wälzung in Folge der Umstände etwa nicht stattfände. Nim aber 
werden und können z. B. Zuckerfabriken, Brauweien, darum 
nicht gleich ihren, Betrieb einstellen, weil ungünstige Conjune- 
turen ihnen zeitweilig nicht gestatten, Preise für ihre Producte 
zu erzielen, welche neben dem entsprechenden Gewinn ihnen 
die ganze Steuei'auslage zunickersetzen. Immerhin können sie 
durch umsichtige BcBchiänkungen auf Besserung der Preise hin- 
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wirken. ScblimmeT noch ist der Weinbauer gegenüber der Moat- 
Bteuer (Preusseo) oder der Verzehrungsateuer gestellt, weil es 
bei der Ungewisaheit der Weinernte am wenigsten in seiner 
Maeht steht, seine Production jedesmal nach den VerhältniBsen 
einzuschränken oder auszudehnen, wie etwa Brenner und Brauer, 
und weil selbst in längeren Perioden eine Verminderung des 
Weinbaues schwer hält, da die dazu verwandten Grundstücke 
gtossentheils nur unter WerthTerminderung zu anderer Cultur 
zu verwenden sind. In solchen Fällen tragen mitunter -die Pro- 
ducenten selbst thatsächlich die Steuer ganz oder theilweise eben 
so gut, wie der Spt'culant in Colonialwaaren bei unerwartet widri- 
gen Geschsftsströmungen die Zölle, und ein Weinspeculant (zumal 
in einer geschlossenen Stadt) die Verzehrungssteuer auf Wein ein- 
böSBcn kann. Allein diese Verschiebungen der wirklichen Steuer- 
last sind doch immer nur die zufallige Folge des durch ungünstige 
Conjnncturen oder durch verfehlte Speculation geschmälerten Un- 
temehmungsgewinnes; jede Unternehmung hat aber ihrer Natur 
nach ein Risico zu tragen und kann solches auch tragen, wenn 
nur der reichere Gewinn in günstigen Jahren für die Abgänge in 
ungünstigen entschädiget. 

Was hier bezüglich der Natur der Aufwandsstcuern allein 
entscheidet, ist die Thatsache, däsS sie die Preise der von ihnen 
betroffenen Waarcn durchschnittlich um ihren vollen Betrag für 
den Consum vertheuem, dass also ohne sie die Consumenten unter 
sonst gleichen Umständen die Waaren um so billiger, ja wahr- 
scheinlich wegen der damit verknüpften Kosten, Mühen, Zins- und 
Zeitverluste noch um einen Theil billiger beziehen könnten *). Im 
Allgemeinen werden die Verbrauchssteuern, in welcher Form er- 
hoben, von den Consumenten, und zwar, b6i geregelter Wirtbschaft, 
natürlich auch aus ihrem Einkommen bestritten. Nur besteht der 



"3 Am deutlichaten erhellt dies in Ländeni, wo noch Preistasen beste- 
hen. In Baiem 2. 6. wird zum reichlichen Ersätze der Halzsteuer (vom bai- 
riBchen Scheffel 5 il.) ^> der bbrigkeitlicben Biertaxe 1 bair. Kreuzer auf 
die Mass Bier geachlagen — ca. '/, Kr. mehr als die Steuer ansmacht. 
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sehr wesentliche Unterscliied, dass die directe Steuer auf die Per- 
sonen nach Mass ihres individuellen freien Einkommens oder nach 
Mass von Ertrag und Besitz umgelegt, die indirecte Steuer dage- 
gen ohne jede unmittelbare Rücksicht auf das individuelle Ein- 
kommen, mithin dem kleinsten ganz in gleicher Weise wie dem 
gr5s8ten aufgebürdet wird. Hierin , sowie in der daran sich 
knüpfenden Störung der Production und nalui^mässer Ertrags- 
Vertheilung liegt hauptsächlich die dunkle Seite des Systems in- 
directer Steuern, 

Indess fehlt ihnen die Lichtseite nicht. Insbesondere sind die 
handarbeitenden Volksclassen , welche ihrer Zahl halber überall 
einen bedeutenden Theil der Staatseinnahmen aufbringen, in den 
Preisen besteuerter Verbrauchsgegenstände, wie Spirituosen, Caf- 
fee, Zucker, Salz, Tabak, leichler als selbst durch selir massige 
directe Steuern zur Abgabenleistung herbeizuziehen. Zudem wach- 
sen mit den Staatsbedürfnissen und mit der Beweglichkeit des Ein- 
kommens ^iind Vermögens — selbst de= unbeweglichen — die 
Schwierigkeiten, dasselbe lediglich durcii Scliazungen genau und 
gleichmässig zu treffen. Gerade diese Entwicklung der modernen 
Geld- und Creditwirthschaft, welche gegenüber den viel einfacheren 
Verhältnissen früherer Zeit es gegenwärtig der directcn Besteuerung 
ersehwert, den Veränderungen im Einkonmien und Vermögen zu 
folgen, erleichtert umgekehrt aber die indirecte, nicht blos, weil 
überhaupt Verdienst und Aufwand zunehmen, sondern auch, "weil 
durch stets fortschreitende Arbeitstheilung die blosse HauBwirth- 
schafl immer weniger das Bedüi'ftiiss nach den verschiedenen Ver- 
brauchsgegenständen und Genussmitteln befriediget. Ist es also ge- 
boten, auch der indirecten Besteuerung eine zweckmässige Entwick- 
lung zu geben , so darf man nur — und hierauf fallt das Gewicht 
— bei der Reform der directen Steuern um so weniger die Last 
übersehen, welche schon durcli die mannigfachen Arten indirecter 
Besteuerung auf den untem Volksschichten ruht*). In einem je 

*) lUchnet luau beispieUweise den FiBcalgewinn Tom Pfand Salz aaf 
durchschnittlich 0,04 fl. und den durcbschnUtlichen Verbrauch an Sali 
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höheren Verhältniss aber zu der Bedeckung des Staatserfordenusses 
die indirecten Äbgal>en beitragea und je mehr das ganze System 
dieser Abgaben einer grUndJichen Revision bedarf, nur um desto 
'wichtiger erscheint es , die sjstemadscbe Reform der Schazungen 
vorerst in Angriff zu nehmen und dadurch die sicheren Grund- 
lagen für eine Gestaltung des gesammten Steuerwesene zu gewin- 
nen, -weiche es gestattet, alle verschiedenen Vollisclassen , alle 
Elemente des Einkommens in einem relativ gleichmässigen, den 
wechselnden StastsbedUrfnisaen leicht anzupassenden Massstabe 
heranzuziehen und das Gleichgewicht im Staatshaushalt dauernd 
zu begründen. 

Die rationelle Entwicklung der directen Besteuerung gegen- 
über der indirecten wird endlich auch darum geboten, weil ho h e 
indirecte Abgaben mit ihrem kostbaren Controls- und Einhebungs- 
Apparat nicht blos unmittelbar die Consumtion, sondern ebenso, 
wo nicht noch in hfiherm Grade, als ihr relativer Steuernutzen 
fiirdenStaat beträgt*), die nationale Production vertheuem, insbe; 
sondere den Arbeitslohn und den Capitalzins steigern , mithin die 
Mitwerbsf^higkeit der heimischen Industrie auf dem Weltmarkte 
und jede SteuerabwSlzung in fremde Absatzländer erschweren, 

pr. Kopf auf 12 Pf, so trägt jedeFamilie von flinf Köpfeu jährlich eioe Sala- 
Uat von (5 X 12 X 004 =) 240 «., gleicliviel, wie leicht oder schwer ihr 
dieae Last falle. 

") Schon Ad. Smith bat hiefar den Beweis geführt. 
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V. 
StabllKSt und Radioalismus im Steuerwesen. 

Die Steuerreform bezweckt in erster Linie gleichmaBsigere 
Yertheilung der öfFeaÜiclien Lasten. Es ist dies eine Forderang 
der Gereclitigkeit und zugleich der finansäellen Zweckmäasigkeit, 
weil von der gleichmässigen Heranziehung der Steuerkräfte auch 
deren grösste Leiatungafäliigkeit bedingt ist. Um die Idee der 
Gleichmässigkeit zu Terwirklichcn, werden jedoch sehr verBchie- 
dene Wege empfohlen, und so einhellig man über den Zweck, so 
vielspaltig urtheilt man über die MitteL Denn die Fiuanzwissen- 
schaft stellt fvrai die aUgemeinen Leitsterne, die grosBen Richte 
und Zielpuncte auf, muss aber in letzter Entscheidung wegen der 
grossen Mannigfaltigkeit der gegeb^ien Zustände der praktischen 
Finanzkunst den Platz räumen. 

Im Allgemeinen werden zur Herstellung gleichmässiger Be- 
lastung zwei Wege und Richtungen empfohlen, welche von ein- 
ander zwar weitab zu führen scheinen, dennoch aber gewisse 
Beriihrungspuncte haben. Die Einen befürworten insbesondere die 
radicole Ausbildung der Einkommenbesteuening, welche lediglich 
nach dem freien Ueberschusse des Gresammteinkommens einer Per- 
son sich richtet und dem obersten Steuerprincip unmittelbar zu ge- 
niigen sucht. Die Änderen legen den Hauptnocbdruck auf Unver- 
änderlichkeit der Grundl^en und Normen des einmal bestehenden 
Steuersystems, dessen höhere Einträglichkeit mithin lediglich, wo 
nicht ausnahmsweis doch Steuersatzerhöhungen streng innerhalb 
des Systems stattfinden, von dem Wachsthum der materiellen Volk&- 
kräfte und des Wohlstandes bedingt wäre. Bis zu einem gewissen 
Puncto liegt beiden Anschauungen Wahrheit zum Grunde. 
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Änf eiaem fUr Besteuerung noch jungfrKuIichen Boden, in 
einem wo denkbar steuerlosen Staate dürfte, sollten Steuern ein- 
gefiilirt werd(9i, eine einzige allgemeine Einkommensteuor, welche 
alles freie Einkonunen in der Hand des einzelnen Steuerpflichtigen 
oline Rücksicht auf die verschiedenen Quellen desselben triflft, sich 
vielleicbt am meisten empfehlen. Indess auch dort böte eine solche 
mancherlei Schwierigkeiten. Vor allem müsste man nach festen 
Anhaltspunctcn zur näheren Bestimmung der concreten Beitrags- 
Tiihigkeit vom Einkommen auohen. Es würde sich fragen : soll das 
reine Einkommen nach Abzug des nothdürfdgen oder eines ande- 
ren Änf^andes überhaupt oder mit Rücksicht darauf, ob aus dem 
Einkommen eine zahlreiche oder schwache, oder gar keine Fami- 
lie zu ernähren ist, der Steuer unterzogen werden?*) Wie unter- 
scheidet sich denn überall das rohe Einkonmien von dem reinen 
und dieses von dem freien? Wie soll ^las eine oder das andere 
immer und überall richtig ermittelt werden? Wie soll die Umlage 
geschehen, frei sowohl von Willkürlichkeiten und Ungleichmässig- 
keiten, als auch frei von vcxatorischen Nachforschungen und Con- 
trolen ? Soll ferner nicht die verschiedene Quelle des Einkommens 
wenigstens in Bezug auf den Mas^stab der Yertheilung berücksich- 
tiget werden, und wie ? nach welchen Normen ? Alle diese Fragen 

") Diu .Theorie hat sich vielfauh mit dem Begriff eines Exi«t«nz-lliDi- 
miims befasst, daa vom reinen Einkommen als aleiierfrei in Abzug zu 
bringen sei. Gewöhnlich 90U dieses steuerfreie Bxistenz-Hinimum einen 
Betrag bilden, der „landläufig berechnet, eben hinreicht, um eine Person 
auch erträglich und menschenwürdig davon leben zn lassen,'^ und folgerecht 
eoü dort, wo eine grössere Kopfzahl (Familie) auf ein Einkommen angewieeen 
ist, ein mit der Kopfsuhl, jedoch, in schwächerer Progression als diese zu- 
nimmt, steigendes Vielfaches des einfiwh bereclineten Existenz -Uinim ums 
'On der Steuer verschont bleiben (Ompfenba^h I., p. 128). Wie unbe- 
itfmmt und willkürlich! Ebenso soll von dem Arbeitslohn als vorüber- 
gehenden Einkommen eine solche Capitalisirungs- Quote als steuerfrei abge- 
zogen werden, welche ausreicht, um der darauf angewiesenen BedUrfniss- 
belnedigung nach Eintritt der (natürlichen) ErwerbsuuHkhigkeiC ein Exi- 
eteai-Uinimum zd verscliaffeu! Sehr — harmlos! 
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praktisch be&iedigend zu lösen ^ dürfte schwer genug kalten. 
Betrachten wir nur das letzte, unter allen Umständen wichtige 
Moment. Das Volkseinkommen besteht aus Arbeitslohn, Unter- 
nehmergewinn, Bodenrente und Capitalszins. Würde jedes dieser 
Einkommens -Elemente ganz unterschiedslos durch das Gesetz 
gleichmüssig, d. i. mit dem gleichen Steuerprocent zu den Staats- 
lasten herbeigezogen — wäre das in Wahrheit noch eine billige 
Oleichmässigkeit? Keineswegs! Das Einkommen aus materieller 
und geistiger Arbeit wäre gewiss entweder durch einen massigeren 
Steuerfuss oder durch gtössere Freilassung zu begünstigen, weil sich 
das entsprechende Capital am raschesten abnützt *) und weil hier auf 
Erhaltung der Einkommensquelle, nämlich der persönlichen Tha- 
tigkeit selbst, mehr zu verwenden ist. Denn wird auch kein Ein- 
kommen oline persönliche Thäügkeit erzielt, so besteht hierin 
doch ein grosser Unterschied zwischen dem Rentner, der nur ent- 
fernt mitwirkt, und dem Arbeiter, dessen Einkommen wesentlich 
auf seiner Thätigkeit beri^Kt. IJas persönliche Capital des Arbeiters, 
seine Arbeitskraft, lässt sich nur bis zu einem gewissen Puncte stei- 
gern und nimmt dann, nach natürlichem Verlaufe und selbst alle 
Unglücksfiille ausgeschlossen, wieder ab, bis es ganz hinschwin- 
det, wahrend die Bodenrente des Grundbesitzers beständig bleibt, 
ja in den meisten Fällen selbst ohne sein Zuthun durch die natür 
liehe wirtlischaftliche Entfaltung sich erhöht, unabhängig von der 
Abnahme seiner persönlichen Kräfte. Von dem zu besteuernden 
Einkommen (Lohn) des Arbeiteis müssten jedenfalls also, ura 
gerecht zu sein, die Assecuranzprämien fiir Unglücks- und Erkran- 
kungsl^Ile, sowie für das Alter in Abzug kommen, und wie sollen 
diese Assecuranzprämien selbst gesichert, wie bestimmt werden? 
Nicht viel wem'ger prekär und allerlei Zufällen ausgestellt als der 
Arbeitslohn ist der Untemchmergewinn im Vergleich zu der Bo- 
denrente. Selbst der Capitalzins ist im Allgemeinen weniger gc- 



*) Analog wie der FabriliB- , der Hauabesilzer etc. eine Quote > 
Qef'ctiltftBertrag auf Rechnung der Abnützung elt. in Abzug bringt. 
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sichert und weniger steueriahig als die Bodenrente von gleichem 
Betrage; was sich im Verkehrsleben darin auii)<pricht, dass der 
eigentliche Zinsfuss nla Entgelt für Ueberlassung Ton Capitaüen^ 
Nutzung durchgehends höher steht, als die Bodenrente in Procenten 
nach dem Vericehrswerthe der Realitäten in demselben Lande. Die 
in den Capitalszinsen eingeschlossene Assecuranz des Capitals ist 
viel höher ab die Assecuranz der Liegenschaft in der Bodenrente *), 
und mit dem Zinsfuss steigt in der Regel auch die darin enthal- 
tene YersicherungsprSmie. Das gleiche Einkommen aus Bo- 
denrente und aus Capital szinsen innerhalb einer Periode kann 
mithin ein sehr verschiedenes Vermögen repräsentiren , und ge- 
wöhnlich v/ivä das erstere sich auch als das gesichertere du^tellen. 
Will man nun der allgemeinen Einkommensteuer ^umuthen, sich 
all' diesen feinen Verschiedenheiten des Einkommens anzuschmie- 
gen, und wenn nicht — wird dieses Steuersystem dann noch An- 
spruch auf vollkommene Gleichmassigkeit der Belastung erheben 
können? 

Ungleich schwieriger und verwickelter noch stellt sich die 
Sache, wenn man die Staaten nimmt, wie sie sind, d. h. als bereits 
mit Steuern heladen, die von allen möglichen Objecten erhohen 
werden. Hier würde der Versuch, die Einkommensteuer aus- 
schliessend elrizufiihren, vollends handgreifliche Ungerechtigkeiten 
und weitere' UebelstSnde kaum vermeiden lassen. Denn die Aus- 
gleichung, welche das Verkehrsleben selbst im Laufe der Zeit an 
der ursprünglichen Ungleichmässigkeit der bestehenden Abgaben 
bewirkt hat, würde gleichsam wieder rückgängig gemacht, die 
Vermögensverhältnisse im umgekehrten Sinn mannigfach ver- 
schoben. Insbesondere gälte dies auf dem Gebiete jener Steuern, 
welche, wie die Bealsteuero, an Ijestimmte Objecte gebunden sind, 
deren Verkaufswerth im Verkehre durch die Belastung beeinäusst 



*) Das Capital selbst katin mit den Zinsen verloren gehen, die 
Liegenschalt nicht, -— höchstens nur das auf den Boden verwendete 
Capital. 
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■wurde. Gesetzt z. B, nach Ueberwiadung aller Schwierigkeiten 
zur EnöittlHng des sämmtlichen steuerbaren Einkommens be- 
stimmte sich der Steuerfuas auf 10%, ein Grundbesitzer hätte bis- 
her jedoch '60% des Reinertrages seiner Liegenschaften an Grund- 
steuer entrichtet, so würde nunmehr nach Wegfall der Grund- 
steuer sein wirifliches^ ihm zur Verfügung bleibende« Einkommen 
daraus um 20^/„ grösser werden, und ebenso würde sein Besitz- 
thuni — caeteris paribus — um ein Fünftel im Werthe steigen. 
Diese Steigerung seines Vermögens in Folge des neuen Stcoar- 
system^ wäre in dem Fall aber ein reines Geschenk auf Kosten der 
Allgemeinheit, wenn er fiiiher sein Gut mit Bücksicht auf dessen 
hohe Belasiimg im Verhältniss billiger gekauft hiitte. Ddr umge- 
kehrte Fall wäre gleichfalls denkbar. Ganz ähnliche Erscheinungen 
würden bezüglich der Gebäudesteuer und des Gebäudewerdics 
hervortreten. Die störendste Verschiebung der Vermögensverhält- 
nies« mithih wäre die natürliche Folge jener radicalcn Verände- 
rung des Steuerwesens , ohne damit doch der justitia distribnÜTa 
nur entfernt entsprochen zu h^ben. Wollte man aber die einmal 
bestehenden Bcalsteuern in fixe Renten (GrundJasten) umwandeln, 
so würde man dadurch die Schwierigkeit, einen richtigen d. h. der 
Gerechtigkeit entsprechenden Massstab der Steuervertheüung auf 
das Einkommen aufzostcllen , nur noch vergrössem; abgesehen 
davon, dass dann die bestehenden Ungleichmässigkeiten gleichsam 
verewigt würden *). 

Das Gesagte genügt, um sich zu überzeugen, dass die Er- 
setzung aller bestehenden Steuern durch eine Enkommensteuer, 
unter welchen Modalitäten auch, den Zweck gleichmässiger Ver- 
theilimg der Steuerlast nicht erfüllen kann, axa wenigsten bei 



*) Eines weiteren Uebelet&ndea sei doch beiläufig gedacht. Bei der 
Einkommenetener als alleiniger Steuer wUrd« sich nämlich das aus dem 
Inlatide gezogene BiDkommen der Fremden so gat wie aller Steuer entziehen, 
wenn man für dasselbe nicht wieder um der minen EinkommuibeBteuerung 
fremdes Princip in Anwendung bringen wollte. 
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der lieutigen Bevregliclikeit der Yenni>genBTerhäItni6se — selbst 
dann niclit, -wenn man ror einer allgemeinen YennSgenBumwäl- 
zung nicht zurückecheuen -wollte. Das Postulat der einzigen allge- 
meinen Einkonomensteiier ist somit nur Chimäre. Ihre Dm'chfüh- 
Tung, wenn überhaupt möglich, könnte doch nicht aaf radicalem 
Wege, sondern eben nur unter der Bedingung geschehen, dase 
bereits eine möglichst vollkommen durchgebildete andere Besteue- 
rung — die der Ertragsquellen — vorhanden wäre, die alle Ele- 
mente des Einkonmiens auf Grund genauer Catastrirungen mit 
Sicherheit umfasste; an diese sicheren Anhiiltspuncte sich an- 
lehnend, kannte man allmälig zu der reinen Einkommenbesteuerung 
übergehen, indem man von letzterer immer stärkere aliquote Theile 
des gesammten Steuererforderniases aufbringen Hesse. Dieser W^ 
allerdings ist mit grosser Vorsicht zu betreten. — 

Ebensowenig wird das Ziel auf dem anderen Wege erreich- 
bar sein — durch starres Festhalten an dem einmnl -bestehenden 
wie immer gearteten Steuersystem. Wollte man selbst die An- 
wendung des an sich wichtigen Princi|ies der Stät^keit auf die 
vorhandenen Steuergrundlagen beschränken und die Erweiterung 
etwa zulassen, dass im Fall eines höheren Erfordernisses als das 
naturliche Wachathum der Steuern bedeckt, doch blos der Per- 
ceittuaisatz der einen oder anderen Steuer zu erhöhen vr&re, würde 
man damit nicht ausreichen. 

Die Meinung einiger Finanztheoretikct , dass jedes Steuer- 
system die ursprünglichen Unebenheiten mit der Zeit durch die 
Macht des Verkehrs ausschleife und die Steuerlasten je länger desto 
gleichmässiger nach dem Einkommen vertheile, beruht auf der 
Beobaclitung , dass Überall im wirthschafUichen Leben das Bestre- 
ben waltet, die Öffentlichen Lasten nach ThunUchkeit von sich ab- 
zu^tossen. Wegen der hieraus folgenden unabs^baren Reihe von 
Reibungen , von üeber- , Fort- und Rückwälzungen entrichten 
ganz andere Personen und unter ganz anderen Verhältnissen die 
Steuer, als das Steuei^setz voraussetzte; und weil alle diese 
Reibungen auf Steuerausgldchung zielen, liege in der langen un- 
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veränderten Dauer jedes Steuei'syatema die best« Gewälir für die 
gleichrnässige Vertlieilung. AJlerdinge wird durch solch fortwir- 
kendes , den ganzen wirthschaftlichen Organismus bis in die fein- 
sten Geäder durchdringendes Streben auf Ausgleichung der Lasten 
sich am Ende eine grossere Gleichmässigkeit derselben herstellen. 
Allein liiennit ist docli noch nicht- bewiesen, dass die Ueberwäl- 
zung immer eine vollkommene Ausgleiciiung bedinge, and am 
-Vi'cnigsten ist diese Ausgleichung, weil unter dem Einflüsse der 
Gesetze des Verkehrs bewirkt, darum schon eine gerechte und 
wirthschaftlicli unverfängliche *). Ein au sich richtiges oder zweck- 
mässiges Steuerprincip , bei welchem Gesetzgeber sich beruhigen 
dürfen, kann hierin um eo weniger gefunden werden, als der 
schliessliche Erfolg doch die anfänglichen XIngercchtigkeiten nicht 
aufhebt. Der Weg zum Gleichgewicht kann über »Iluinen« fuh- 
ren, und anderseits kann dieses Gleichgewicht, eben erreicht, 
selbst ohne Steueränderungen durch jede tiefergreifende wirth- 
schaftliche Aendcrung, z. B. in den Ertragsverliältoissen , durch 
Schwankungen des Marktes, durch neue Verkehrswege wieder 
gestört werden. Die princjpielle Starrheit des Steuerwesens nach 
Qualität und Quantität hat also zur unerfüllbaren Voraussetzung 



') Freilich Ctinard erklärt es für eine grosse Wahrheit: ,q«e toat 
viel) impöt est bon, et tout nouvel impdt est maavaig.' F. G. Ho ff mann 
meint nicht ganz oline Orimd : alte Steuern habe das Leben in alte seine 
Verhältnisse „längst vollst/indig aufgenommen^, alle Preise derWaaren und 
Dienst« haben sich darnachgestellt; neue dagegen Insten „zun6chst nur 
auf der ersten o,der sweiten Hand , und es bedarr viele Zeit, eh' sie der Ver- 
kehr gl ei iih massig auf das gesammte Volkseinkommen vertheilt." Pritt- 
witz, der überhaupt den VorgSnger gerne übertreibt, erhebt sich , volle nds ' 
zn der absurden Erkl&rung: es gebe nur einen einzigen möglichen Weg, 
um eine gleichmässlge Steaerrertheilung. zu erlangeu , nämlich „dem 
Steuersjstein einen dauernden und unveränderlichen Bestand zu geben* ; 
jede Veränderung in der Steuergesetzgebung sei mit einer Ungerechtigkeit 
verbunden I Er sieht nicht, dass auch die ön Veränderlichkeit des Systems 
zur Ungerechtigkeit führen kann , wenn nämlich die wirthschaftlichen Zu- 
stände sich ändern. 
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die Unveränderlichkeit auch der wirthschaftlichen Grundbedingun- 
gen, Zustände und Verhältnisse, da jede Umgestaltung hierin die 
gewonnene 'Ausgleichung sofort wieder verrücken würde. Hierauf . 
kann aber in unserer Zeit mit ihren riesenhaften materiellen Fort- 
schritten, welche die wirthschaftlichen Bedingungen oft zahlreicher 
Lebenskreise, breiter Volksschichten , ja ganzer Länder berühren, 
.-un wenigsten gerechnet werden. Wie soll da die blosse ün- 
beweglichkeit des Systems sich den rasch wechselnden Bedürf- 
nissen gewachsen erweisen? Wenn je, so muss heutigen Tagea 
das Steuerwesen vielmehr die Eigenschaft haben, sicli nicht blos 
den verschiedenen Bedürfnissen des Staates , sondern auch den 
raschen Veränderungen des wirthschaftlichen Lebens elastisch an- 
zupassen. 

Um die Brauchbarkeit eines Principes schnell zu beurtheilen, 
thut man gut, es in seinen einseitigen Consequenzen gleichsam auf 
die Spitze zu treiben. Nehmen wi:- an, ein Staat wie Oesterreich 
wollte nach physiokratischen Grundsätzen blos die Bodenrente be- 
steuern und iuhrt^ zu dem Ende eine Grundsteuer im Betrage von 
über 300 Millionen Gulden an Stelle aller anderen Steuern ein. 
Mit Nothwendigkeit würde in unmittelbarer Folge davon eine Ent- 
werthüng von Grund und Bod;n (des Bodencapitals) hervortreten, 
so zwar, dass der Werth der meisten Güter wahrscheinhch schon 
mit deren Verschuldung in keinem erträglichen Verhältniss mehr 
stände. In weiterer Folge würde mithin eine Umwälzung der Ver- 
mögens- und Besitzverhältnisse sich ergeben , die meisten Grund- 
besitzer würden wechseln. Die neuen Besitzer am Ende dieser 
Revolution könnten vielleicht zwar die Steuer tragen , weil sie den 
Haupttheil der Last auf die früheren veraimten Besitzer zurück- 
gewälzt hätten, und wegen des billigen Kaufsehillings nun ein ver- 
hältnissmässig geringeres Capital zu verzinsen brauchten, vielleicht 
auch weil, wenngleich die Preise ihrer Producte sich nicht erhöh-, 
ten, doch die wirthschaftlichen Productionskosten sich verminderÄ 
würden. Allein das endlich hergestellte Gleichgewicht zwischen 
Bodenertrag und Steuerlast würde doch die anlängliche ünge- 
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rechtigkeit weder ungeecbehen machen, noch jemals aüsgleicIieD, 
und bei jeder weiteren einseitigen Steuererhöhung auf derselben 
Grundlage würde sich die gleiche Ungerechtigkeit den' Grund- 
besitzern gegenüber wiederholen. 

Oder man nehme die iiTationelle Kopfsteuer als einzige an 
und vertheile das Steuererfordemiss gleichni»»sig auf den Kopf, so 
daBH die firmste Arbeiterfamilie aus 5 Köpfen ebenso etwa 50 Gol- 
den zu entrichten hstte, wie die reichste. Auch in diesem grassen 
Fall würde zuletzt zwar vielleicht eine Ausgleichung eintreten, 
begleitet aber von dem Verkümmern, Auswandern und Hinster- 
ben Tausender von Arbeiterfamilien. Würde nicht der allgemeine 
Ruin solch' einer wirthschaftlichen Desoi^anisation folgen, so liesse 
sich schliesslich die endliche Ausgleichung nur in einem sehr 
hohen Arbeitslohne des Restes von Arbeitern denken. Dieser hohe 
Lohn wäre dann keineswegs ein Ersatz für die fi'iifaeren Unbilden, 
noch an sich das natürliche Ergebniss fortschreitender Entwick- 
lung, vielmehr ein schwächliches Correctiv verkehrter Besteuerung 
von anhaltend nachtheiliger Wirkung auf die Prodaction und die 
Conourrenzkraft. 

So ziemlich die gleiche nachhaltig schüdliche Wirkung, wie 
die Kopfsteuer, hätte ein ausschliessliches System indirecter Steuern. 
Denn gerade die ausgiebigsten indirecten Steuern treffen die arme' 
ren Schichten der Bevölkerung wie die Reichen, ohneEücksicht auf 
das verschiedene Einkommen , und es ist ein gefährlicher Irrthum, 
wenn man sich über die Grösse d^ indirecten Abgaben damit 
tröstet, dass diese ganz besonders leicht Uberzuwülzen seien , d. h. 
doch nur von den Personen, welche dieselbe vorschussweise ent- 
' richten, auf die Consumenten. Eine weitere Ueberwälzung hängt 
von den Umständen ab. Der Arbeiter welcher, wie sein Arbeits- 
geber oder sein Hausheir, von dem Fleische das er isst, von dem 
Biere das er trinkt, von dem 1'abak den er raucht, von dem 
Salze das seine Speise würzt, die Verbrauchsat^be aus seinem 
Lohne leistet, kann sehr hfiofig nicht einmal verhindeni , dass sein 
Hausherr die Ertragssteuer , welche dieser von seinen Hiethzinse 
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ZQ entrichten hat, noch auf ihn iiberwKlze. Steuern abstoasen ver- 
mag der Arbeiter nnr durch Erhöhung des Lohnes, die Höhe des 
liohnes aber hängt nicht von ihm , eondera zunSclist von Anbot 
and Nachfrage und erst in letzter Instanz von dem Preise der 
LebensQOth'wendigkeiten ab. Er am wenigsten kann sich auch 
durch Einschränkung seiner Froduction helfen, 'weil er verdienen 
muss, um nur zu leben; die Productioneeinschränkungen von 
Seite der übngcn Classen von Producenten schlagen ihm nur neue 
Wunden. Arbeitseinstellungen (Btrikes) sÄtens der Arbeiter zur 
Erzwingung höherer Löhne sind mit grösserem Eknd verbunden, 
und führen selten zum Ziele. EUnen unverhSltnisamSaaigen Steuer- 
druck / gleichviel ob in Folge directer oder indirecter Abgaben, 
können sich die handarbeitenden Classen auf die Dauer nur er- 
leichtem einestheils durch Auswanderung und Absterben, anderrai- 
iheils durch grössere Arbeitsleistungen. 

Schlagende Belege Meßir sowie überhaupt für den Einflnss 
des Steucrwesena auf die Culturzustände lassen sich in der Wirth- 
schaftsgescuichte vieler Länder nachweisen. In Staaten, wo die in- 
directen Abgaben eine einseitige Ausdehnung gewonnen haben, 
wird' man in der Regel lungere Zeit auf Pauperismus und Aus- 
wanderung der arbeitenden Classen, oder doch auf einen mehr 
oder minder langen , mit diesen JJebeln behafteten Uebergsnge- 
zustajid stossm , bis das Gleichgewicht in den grösseren Arbeits- 
leistungen und deren höhwer Entlohnung sich wieder hergestellt 
hat. 80 in England, wo die herrschenden grundbesitzenden 
Classen — wenngleich dem Namen und Rechte nach nicht steuer- 
frei, etwa wie früher in Ungarn — doch das sich steigernde Staate- 
erforderniss länger als ein Jahrhundert hindurch mittelst Erhöhung 
und Vermehrung der indirecten Abgaben zu bedecken trachteten, 
Ihh dort audi in dieser Hinncht mit dem wachsenden Einfluss der 
Hitte]elaEseii und einer richtigeren Erkennteiss des wahren Saoh- 
veriialte ein gi-üDdlioher Umsch-wung einti-at. Hieraus etkennt man 
zugleich, dass die nach langen inneren Convulsionen errungenen 
hohen englischen Arbeitslöhne — hoch jetEt aut^ in Yerhältniss zu 
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den dortigen Preisen der Lebensmittel — durchaus keine politisch 
bloH zufUHge oder etwa rein in yolksvirtlischaftliclien VerLältniasea 
beruhende ErscheiDung sind, vielmehr mit der altenglischen Ver- 
fassung und der langjährigen einseitigen Ausbildung der indirectea 
Besteuerung in genauem Zusammenhange steht. Dieselbe nach- 
haltige politische Strömung, welche seit den letzten Decennien in 
England auf Emporhebuog der Arbeitcrclassen in materieller und 
sittlicher Beziehung hinwirkt , betreibt dort auch die Verein- 
fachung und Ermässigsng der indirecten, sowie die Steigerung 
der directen Abgaben. .Teder Fortschritt zu einem richtigeren 
Verbaltniss zwischen beiden Steuergattungen bildet gegenwärtig 
eine directe Erleichterung des englischen Arbeiters und erhöht 
noch dessen Concurrenzfähigkdt. Wie lange die so bewirkten Er- 
leichterungen der arbeitenden Classen aber vorhalten werden , das 
hängt dann wieder von anderen wirthschafUichen Verhältnissen, 
insbesondere von der Mitwerbskraft anderer Nationen auf dem 
Weltmarkt ab, und es ist wenigstens die Möglichkeit nicht aus- 
geschlossen, dass die Naturgesetze der Concurrenz die neu errun- 
genen Vortheile der arbeitenden ClaBsen in England mehr oder 
minder wieder paralysiren. 

■Man sieht also , es gibt zwar sehr gewichtige Gründe juri- 
discher und ökonomischer Natur — selbst den in ihren Grund- 
lagen irrationellen Steuersystemen gegenüber ~r immerhin auf die 
Stabilität des Steuerwesens, und insbesondere der Steuergrund- 
lagen, für die Gleichmäasigkeit in der Vertheilurig der Abgaben- 
last Werth zu legen und mit den Reformen auf diesem Gebiete be- 
hutsam vorzugehen. Andererseits jedoch kann die Stetigkeit alldn 
die Gebrechen eines in seinen Grundlagen fehlerhaften Steuer- 
systems nie völlig ausgleichen, nie der Gerechtigkeit wahrhaft 
genügen, nie den sich steigernden Ansprüchen an die SteuerkrSfte 
ohne neue Unbilligkeiten entsprechen. In Oesterreich bestand vor 
1S48 ein im Granzen wenig rationelles und gerechtes Steuersystem. 
Allein es war seit Jahrzehenten auch wenig verändert worden, und 
man hatte sich hiueingetebt, so dass die ^oaDnig&chen Uneben- 
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Iieiten nicht sehr gefühlt wurden. Um dieses Gefühl nicht zu 
wecken — aus politiechcu Grriinden vornehmlich suchte die Regie- 
rung die Mehrbediirfnissc gewöhnlich auf anderem Wege zu 
decken : sie contrahirte liebei' Schulden , als dass sie eich det Ge- 
fahr aussetzte , durch höhere Anspannung der Steuerkräfte die 
Völker aufzurütteln. Aus falschem Conscrratlsmus trug sie Scheu, 
selbst an die Stabilität des Stcuerwesens die Hand zu legen. Die 
Folgen blieben nicht aus, und als die Noth hereinbrach, sah man 
sich gezwungen, zu den störendsten Mitteln, namentlich zu Er- 
höhungen von anerkannt ungleiclim assig vcrthcilten Steuern und 
zu übermässigen Papiergeld - Emissionen zu greifen. Es fehlten eben 
die rechten steuergesetzltchen Handhaben zu einer regelmässigen 
rasch durchgreifenden glcichmässigen Anspannung der Steuer- 
kräfte , und der verkehrte Weg, auf dem man sich einmal befand, 
führte vollends zur Verschwendung. Diesem Zustande will Oester- 
, reich mit aller Energie dauernd ein Ende machen. Man darf aber 
nur dann eine genauere , billigere und elastische Besteuerung er- 
warten, wenn in der Praxis der richtige Weg mit Entschiedenheit 
betreten und mit Ausdauer verfolgt wird. 

Muss in unserer Zeit mit ihren raschen Veränderungen sich 
das Steuersystem jedes Staates den Verhältnissen leicht anpassen 
lassen, so gilt dies ganz vorzüglich von Oesterreich mit seinen 
verwickelten Zuständen und seiner eigenthümlichen Lage inmitten 
Europa's. Damit aber unser Steuci-system die hinreichende Elasti- 
cität besitze, um den Bedürfnissen folgen zu können , muss es auf 
an sich richtigen Grundlagen beruhen , mu^s mithin die Reform 
sich auch über diese erstrecken. Am wenigsten darf man sich auf 
eine Steuerausglcichung durch Ueberwälzung in Folge von Stabi- 
lität verlassen; vielmehr gilt es ein rationelles Steuersystem auf- 
. zustellen, das durch die Folgen der Ueberwälzung in seinem 
Wesen nicht alterirt wird, indem es von Haus aus auf dem ober- 
sten Steuerprineip entsprechenden Grundlagen der VertheUung 
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beruht*). Tlmnlichste Stabilität erscheint dann nur vüd- 
Bchen8wei:th , wenn das Steaerwesen auf einer Basis , wdche die 
Steuerlast den wechselnden Verhältnissen sich gerecht, anpassen 
ISsst, überhaupt erst aufgabant ist. 



*) Aach Hock h&ltetn solch«» STstem fQr erreichbar Cp.ll4). Viel snr 
Stenerausgleichung kann dann uoch die Art der Stenerverwendung beitra- 
gen, z. B. durch Anlage von CommnuicatioDeii , durch Entsnmpfiuigen, 
BodeaTeibesBernngen, Aufhebung der bäuerlichen Lasten, durch FaoL- 
schulen, Stipendien, GewerbeaussteUangen.* Freilich kann auch das Umge- 
kehrte, die Steigerung der angleichen Steuerlast, in Folge der Verwendung 
eintreten, z. B, durch einen hohen Militftr-Ettd, sumal lu Gunsten einzelner 
Classen. Hock e. d. 
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VI. 

Ziele der Reform mit Hinblick auf die naturgemSsse 

Fortbildung der directen Steuern. 

Wo die bestehenden Steuer -Grondlagen selbst nicht genfigen, 
kann man also nur durch die Reform derselben zur G-Ieichnmssig- 
keit gelangen. Eine durch Ungleichmassigkeit veranlasste Steuer- 
Ueberlast muss nothvendig um ihren capitalisirten Betrag den 
Werth des Objecta oder der Erwerbsgelegenheit vermindern, wor- 
auf sie haften bWbt; bei der Ertragssteuer triflft sie denjenigen 
mitbin auch im Capital, dem es nicht möglich v/ar ihr auszu- 
weichen, wenngleich jeder Nachfolger im Besitze der Erwerbs- 
gelegenheit die dtn^uf haftende SteuerÜberbUrdung in Anschlag 
bringen, d. h. bei einem äusseren Stammvermt^en um 83 viel 
weniger dafUr beeahlen wird, als beiläufig die Summe beträgt, 
deren Zinsen gleieh sind der fortlaufenden Steuerubeclastung. 
Dies der Grund, warum bei grosser tlngleichmässi^eit der 
bestehenden Steuern jede Erhöhung derselben nur um so be- 
denklicher und unbilliger, ihre relative Unbewegtichkeit also ge- 
boten erscheint, und bei grösserem Steuererforderniss dann eine 
neue Steuer auf besserer Grundlage jedenfalls ah rathsemer sich 
herausstellt. Denn jede Erhöhung der alten im Grund un^eich- 
mKssigen Steuer ISsst die alten Unebenheiten der' ursprünglichen 
Basis, die alten Schäden in Bezug auf die Erhöhung wieder auf- 
leben, während dies durch eine neue Steuer vermieden werden 
kuin *). In diesem Sinn sind wohl die seit 1848 in Oesterreich 



•) Hierin liegt auch der einfache Grund, warum es eich empfiehlt, jede 
Erhöhung des Stenerfiisses (ee aei des Procenteatzes oder durch ZuBchlfige) 
namentlich hei Ertragsstenern in der Segel mit einer Bevieion der Grund- 
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neu eingeführten Steuern aufzufassen, insbesondere die gegenwärtige 
Einkommensteuer, deren Durchführung zwar selbst wieder viel zu 
wünschen übrig lässt. Wenn indess eine neue Steuer auch die 
Vermehrung der alten Ungleichheiten vermeiden lässt, so kann sie 
diese selbst doch nicht ganz auagleiclieo. Darum wUrde auch die 
entschiedenste Ausbildung der jetzigen Einkommensteuer für sich 
allein dieses Ziel nicht schon erreichen lassen, selbst wenn man 
sich zu dem heroischen Entschluss verleiten liesse, die anderen 
directen Steuern, insbesondere die Grundsteuer, mit Rücksicht auf 
die Länge der Zeit, welche manche Verschiedenheit schon in den 
Verkehrs werthen ausgeglichen hat, als unveränderliche, Renten 
fortbestehen zu lassen. Kurz, Flickwerk hilft hier nicht, gründ- 
lich helfen kann nur eine systematische Reform. , 

Die Gründe, warum anderseite eine solche Reform nicht in 
radicaler Weise durch den Uebergang zu der einzigen allgemeinen 
Einkommensteuer praktisch erreicht werden kann, sind schon im 
vorigen Abschnitt entwickelt worden. Das Einkommen, welches 
die einzelne Person ohne Rücksicht auf die' verschiedenen Quellen 
desselben in ihrer Hand vcieinlgt, ist äusserst schwer zu ermitteln, 
und doch vriirde jeder Irrthupi hier um so bedenklicher sein, je 
höher der Steuerfuss bei der einzigen Steuer gegriöen werden 
müsste. Zudem würde die Gerechtigkeit eine Berücksichtigung der 
verschiedenen Quellen des Einkommens und der persönlichen Ver- 
hältnisse heischen — ein Labyrinth, aus dem der sicher leitende 
Faden schwer su finden ist. 

Theoretisch am nächsten liegt nun die Frage, ob das reine 
Einkommen, das in seiner Gesammtheit so schwer greifbar er- 
scheint, nicht iu seinen Elementen sich praktbch leichter erfassen 
liesse. Man erlangte dann noch den Vortheil, jeden Bestandtheil 
des Volkseinkommens seiner Katur entsprechend im Steuerfuss 
oder in der Freilassung einer Quote berücksichtigen zu können. 

lagen derselben zu verknflpfen. Mit anderen Worten: streng genommen 
sollte die periodische Regulirung des StenerfuMes bei der ErtragsB teuer eich 
mit der periodiaclien ReTision ihrer Catasler verbinden. 



jcbyGoogle 



87 

Man hätte demnach das Volkseinkommen nacE seinen verschiede- 
nen Elementen: Grundrente, Lohn, Capitalszins , Unlemehmer- 
gewinn*) genau zu ermitteln und jedes derselben in richtigem Vcr- 
h&ltniss immittelbar zu besteuern. An Stelle der bisherigen Steuern 
würden gleichsam vier Elementarsteuern — eine reine Grund- 
renten-, eine reine Capitalzins-, eine reine Lohn- und Untemeh- 
mergewinn-Steuer treten. Dass dieses .Ziel speeifischer directer 
Besteuerung der'Elemente des Volkseinkommens vielleieht in der 
Sache, wenngleich auf Umwegen, anzustreben sei, kann zugegeben 
werden. Es aber direct durch eine radicale Reform sofort zu er- 
reiclien, dagegen stemmen sich ebenfalls die thatsächlichen Ver- 
hältnisse, die durch den Einfluss des Verkehrs im Laiife. der Zeit 
an dem bisherigen Steuersystem stattgefundenen Ausgleichungen ; 
dagegen stemmt sich vor allem die weitere praktische Schwierig- 
keit als unüberwindlich, dass die verschiedenen Elemente des 
Volkseinkommens, welche wissenschaftlich zwar zur schäjferen 
Erkenntniss ihres Wesens geschieden werden müssen,- sich in der 
Wirklichkeit aber nur in' den seltensten Fällen getrennt darstel- 
len**). Das Einkommen eines grundbesitzenden Landwirthes, eines 
Bauern z- B. besteht aus allen vier Elementen, und es ist duichweg 
schwer, ja kaum möglich- zu ermitteln: in welchem Verhäitniss 
dieselben zu seinem Einkommen beitiagen. Gleiches gilt von dem 
Einkommen der meisten Gewerbetreibenden. Selbst ein grosser 
Theil der Handarbeiter arbeitet nicht ohne jedes Capital, dessen 
Äbijiutzung und Verzinsung im Lohne ersetzt werden muss; nicht 



*) Ob muH den DnternehmergewiDn als beaoaderen Bestandtheil 
des Volkseinkommens nnsscheidet, wie mir richtig dUnkt, oder unC«r Ar- 
beitslohn mitbegreift, wie einige Volksnirthe thuu, nämlich als Lohn der 
led^lich für die Sorge der IlersteMung. Instandhaltung und Leitung des 
.Capitals zur Production crfliesst, ist zaletzt för die Steuenwecke gleichviel. 
Aach solche Finaozwirthe, die den Unternehmergewinn nicht als eigenthlim- 
liches Element anerkennen, kommen doch auf denselben als eine ganz be- 
sondere An Arbeitslohn Zurück. So Umpfenbach bei der Generbestener, 
1. pag. 215 etc. 

*•) Dies hat ümpfenbach nicht hinlänglich berücksichtigt. 
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wenige Arbeiter beziehen auch eine eigenthOmliche Rente, velchc 
mit der Seltenheit ihrer Eigeust^aften zusammenhängt. Nur der 
reine Capitalist, der nichts unternimmt, sich jeder eigenen Specu- 
lation enthält, nur sein Capital dauernd uaä sicher ausborgt, 
bezieht in den Zinsen nahezu reines Einkommen gleicher Art. 
Auch bei werbenden ActiengeeellschatWn scheidet sich der Ge- 
winn, nach Abzug aller Arbeitskosten, zuletzt meistens rein ab in 
die beiden Elemente: Capitalszinsen . und Untemehmergewinn, 
indem die hänfig noch darin enthaltene Bodenrente in der Regel 
relativ verschwindend klein ist. Sonst aber ist das Einkommen, 
welches aus den Einzelnwirthschaften gewonnen wird, zumeist sehr 
gemischter Natur und in seine Elemente schwer aufzulösen. Ja, im 
Allgemeinen düi-fte das concrete Einkommen des Einzelnen sich 
im Ganzen leichter noch als in seinen reinen Elementen er- 
mitteln lassen.. . - ' 

Qrcfisentheils aus diesem Grunde, sodann aus conservativem 
Instincte des Staates hat die Sleuerpraxis allerwegen zimächst die 
Vermögens- und Einkommentheile, ganz ohne Rücksicht auf deren 
besondere Natur, überall dort' zu erfassen gesucht, wo sich die- 
selben mit Sicherheit manifestiren, theils nändich bei ihrer Quelle, 
wo sie sich bilden, theils bei ihrer Verwendung. Ebenso hat sie 
bei der directen Besteuerung früher auf die Steuer vom Ertrag 
sichtbarer Wirthschaftsobjccte, als auf die vom concreten Einkom- 
men der Person — es sei von solchem überhaupt oder von bestimm- 
ten Oategorien desselben — geleitet. Es konnte der Praxis nicht 
einfallen, die WirtbschafteeiirSgniäse, welche ihr am nächsten 
lagen, mühselig erst in die verschiedenen Einkommenclemente auf- 
zulösen und jedes für sich zu fassen. Selbst die Wissenschaft kann 
verstandigerweise nicht das Postulat stellen, dass die zu wählenden 
einzelnen Ertragssteuern mit den vier Elementen des Einkommens 
genau zusammenfallen, wenn sonst die Gesammtwirkung die 
gleiche bleibt, d. h. wenn nur die verschiedenen Elemente des Ein- 
kommens in entsprechendem Verhältniss getroffen werden. Sie 
muas, weil die verschiedenen Productionsfactoren zum Ertrage ver- 
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eint mitwirkeD, auch die Mögliclikeit zugeben, dess Ertragaateuem 
nach den Haupt]>roductioiiBzweigen richtig angelegt, die vier an 
sich praktisch undurchführbaren Elementarsteuem recht wohl zu 
ereetzen im Stande Bind. Nur daratif soll sie achten, dass man das. 
Ziel klar erkenne and festhalte; auch dass man die Begriffe Ertrag 
und, Einkommen nicht verwechale und verwirre, wie selbst too 
Fachmännern hünfig geschieht; man spricht z. B. bei den deut- 
schen Stenersystemen von Einkommenszweigen oft da, wo man 
Ertragszweige meint oder genauer: Ertrag von verschiedenen 
Productionszweigen sagen sollte. Selbst die älteste dirccte 
Steuer, die Grundsteuer, ist ihrem Wesen nach keine Steuer von 
einem der Einkommenselcmente , □ämlich von der Bodenrente, 
welche die Person des Grundbesitzers bezieht, sondern eine Ertraga- 
ateuer vom Bodenertrage. An ein bestimmtes veräusserbareB Ob- 
ject — die Liegenschaft — geknüpft, wird sie in Oesterreich, wie 
cViderwSrts, nur nach einem durchschnittlichen Reinertrage der 
dassificirten Liegenschaften berechnet, der sich schon nach Abzug 
der jKhrhchen Bewirtbscheftungskosten vom Rohertrage ergibt*), 
also nait der Bodenrente gar nicht identisch ist. Denn um diese, zu 
bestimmen, mlissten auch die Capitalzinsen sowohl vom stehenden 
Capital (dem Kostenaufwand zur Urbaimachung und Verbesse- 
rung der Grundstücke, den Kosten der Wirthschaftsgebäude, der 
Ackergeräthe etc.), als auch vom' umlaufenden Capital (Samen, 
Dünger, Zucht-*und Mastvieh, Capitalsvorräthe an Nahrungs- 
mitteln etc.) noch vom Ettrage in Abzug kommen. Auch pflegen 
die Cataeter-Grundlagen zur Yertheilung der Grundsteuer auf län- 
gere Perioden bestimmt zu werden, gteieh^iel, wie sich mittler- 
weile oder in den einzelnen Jahren die Grundrente oder das wirk- 
liche persönliche Einkommen des Besitzers gestaltet. 

In der That, das Volkseinkommen ganz ohne BUcksicht auf 
seine specifischen Bestandtheile betrachtet, stammt zuletzt aus 



•} Hnr soll bei künstlicher Ermittlang jenes Reinertrages als Correotiv 
auf den Verkehrs wertb und den PaclitEina der Liegenschaften RUcksicht 
genommen werden. 
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allen Emzelwirthschaften und Ei-werbBgeschiifteii (mit Einschluas 
natürlich auch solcher von Staatsorganen betriehenen) bcr, es 
stimmt mit den rohen Erträgen daraus wesentlich überein, wächst 
und Mit mit denselben. Die Besteuerung aller wirthachaftlicben 
Erträge wird daher auch jedes Einkommen in irgend einer Weise 
afficiren , unmittelbar oder fiiittelbar. Die verschiedenen Pro- 
ductionsfaotoien vrirken in den Wirthschaften und Erwerbsgeschäf- 
ten mehr oder minder zuaammen, und jedes selbststSndige Ein- 
kommen steht in irgendeiner Beziehung zu denselben. 

Zunächst nun also Ist der Ertrag der Einzelwirthschaften als 
solcher, ohne Rücksicht auf die verschiedenen daraus fliessenden 
Einkommen, natürlich durch die Besteuerung greifbarer als jedes 
davon abgelöste besondere persönliclie Einkommen der- einzelnen 
Producenteji, Insbesondere dann, wenn der Wirthschaftsertrag sich 
an bestimmte feste Sachgegenstände, an Realitäten gebunden findet, 
gewinnt degsen Besteuerung noch an genauen Anhaltspuncten, an 
Bequemlichkeit, Stabilität und Sicherheit. So sind die Ertrags- 
steuern von Grund und Boden, dann von GebSuden eben so alt 
als gemoinüblich, und daran schliessen sicli unter verschiedenen 
Namen die Ertragssteuern von den übrigen Wirth^chaften, Gewer- 
ben und Unternehmungen aller Art. Masavoll und gleichmässig 
gehalten, sind sie rationell, weil sie thcils unmittelbar, theils mittel- 
bar das ganze Volkseinkommen berühren, weil sie die besitzenden- 
Claasen in erster Linie treffen , und nur bis zu einem gewissen 
Punct die UeberwiÜzung gestatten, und weil sie der Regel nach eben 
so sicher als bequem und mit relativ geringen Kosten einzuheben 
sind. Auch darf hierbei das früher hervorgehobene Moment nicht 
ausser Acht gelassen werden, dass die Last der meisten dieser 
Steuern bei ■gesunder volkswirthschaftlicher Entwicklung durch 
natui^emässe Steigerung der Grundrente etc. sich relativ ermitssigt, 
und dass manche anfangliche Unebenheiten durch die Macht des 
Verkehrs sich ausgleichen, insbesondere, wenn erst innerhalb 
längerer Perioden eine v«^tändige Revision ihrer Grundlagen 
eintritt. 
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Demungeuclitet Laben diese eigentlichen oder Wirthschafts- 
ertragssteuem — Real- und Gewerbesteuer!) — für sich bei dem 
fort und fort steigenden Stitutserforderniss nicht mehr ausreichen 
und durch eigene Elasticität demselben geniigen können. Der 
Grund hievon liegt sowohl in der Unvollkommeuheit des Ertrags- 
steuersystemes selbst, als in den unvermeidlichen und sonstigen 
Mängeln der Ausfuhrung, welche jene noch verstärken, endlich 
auch in gewissen Einwirkungen des Verkehrs. 

Vor allem muss in's Auge gefaast werden, dass das Volksein- 
kommen quantitativ ausser der Summe der reinen Erträge aller 
wirklichen Einzelwirthschaften im Bereiche des Staats noch andere 
selbstatandige Einkommen umfasst. Dahin gehören in erster Lmie 
die unter verschiedenen Benennungen bezogenen Vergütungen für 
persönliche productive Leistungen, die, wenn selbst mit einer 'W irth- 
schaft im Zusammenhange, nicht aus deren wirklichem Ertrage, 
sondern als Pro ductions kosten aus dem Betriebscapital vorausgelegt 
und aus dem Erlös der Producte erstattet werden. Der Arbeiter in 
einer Fabrik , der Werkfiihrer in einer Werkstatt, der Gehilfe in 
einer Handlung, sie alle haben ein selbstsländigea und ursprüng- 
liches Einkommen, welches von dem Unternehmer zunächst aus dem 
Betriebscapital geleistet wird. Nun kann es freilich in letzter Instanz 
nach langjähriger Wirkung des Sienersystems, milRücksiclitauf 
das Gesetz der Ueberwälzung, so ziemlich auf Eins hinauskommen, 
ob eine constante verbal tnissmässige Steuersumme ganz und unge- 
theilt von dem Unternehmer aus dem Ertrage entrichtet wird, oder 
ob sie nur zum Tbeil auf den Ertrag, zum Theil auch auf die bei 
der Unternehmung ausserdem erworbenen selbstständigen Einkom- 
men gelegt wird: im ersten Falle werden nur die Arbeitslöhne sich 
im Laufe der Zeit, caeteris paribus, verhältnissmässig geringer und 
der die ganze Steuer zu leistende Ertrag ht^er stellen, ab im zwei- 
ten, d. h. thatsächlioh wird der Unternehmer die höhere Steuer, die 
er zu leisten hat, in irgendeiner Art auf die Arbeiter überzuwälzen 
und in Verminderung der Ausgaben für Löhne eine Ausgleichung 
suchen. Nur wird er dieses Resultat nicht immer sogleich, sondern 
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in der Begel erst allmälig zu erzielen vennögen, und ist datin 
überhaupt aUiängig von den tlmstfinden, welche Anbot und Nach- 
frage — die Höhe dea Lohnea regeln, während er die höhere 
Steuer sofort zu entrichten hat. 

Hieraus ichon erhellt, dass es schwieriger ist, ein griJssereB 
Staatseifordeniiss lediglich durch Erhöhung der Eriragssteuem 
zu decken, wenn üich diese blos auf selbstatSndige Wirthschaf- 
tnn und Unternehmungen beziehen , als wenn sie sich gleich- 
zeidg auf alle Erwerbsquellen erstrecken. Denn die sa'mmdichen 
selbsistandigen Antheile der vei^chiedenen Froducenten an den 
Roherträgen der Prodnetion sogleich mitlreffend , sich also über 
eine grössere Zahl Steueiträger vettheilend, wird die Steuer zu 
einem geringeren Frocentsatz aufgelegt, schon die gleiche Steuer- 
summe tragen, und der Unternehmer ah solcher hat nicht erst 
eine Terhältnissmassig höhere Steuerlast durch UeberwSJzung aus- 
zugleichen. 

Dazu kömmt das weitere Moment, dass solch' eine Aus- 
gleichung den verschiedenen Unternehmern nicht gleichmäesig 
möglich sein wird, der eine die erhöhte Steuerlast abogleich, der 
andere vielleicht gar nicht abstossen kann, das eine G}«8oh£fit bei 
gleichem Erfrage ^in grösseres Betriebscapital für Arbeitslöhne, 
als das andere heischt, letzteres also nur wenig aelbstständige Ein- 
kommen beding;, auf welche die höhere Steuerlast sich mit über- 
wälzen ISsst. Alles weitere Ursachen für manche Härten und Un- 
gleichmässigkeiten der Besteuerung, welche vermieden werden, 
wenn die d^recte Besteuerung sich nicht blos auf den reinen 
Wirthschaftsertrag beschränkt, sondern auch über die aelbstständi- 
gen Erwerbe dabei sich ausdehnt. 

Ein ähnliches Verhältniss besteht bezüglich der Capitalzinsen. 
Das Capital kann ein ursprüngliches Einkommen nur gewäh- 
ren, soweit es werbend angelegt, d. h. in einem Greechäfl, in einer 
Wirthschaft oder Unternehmung thätig ist Deshalb wird dieses 
Einkommen auch schon von der Steuer auf deren Ertrag insoEem 



.ctyGobgle 



getroffen, ala dieser mit dem Untemefamergowimi die OapitalztuseQ 
in »ch schliesBt.. Insbesondere, 'wenn det Unternehmer mit eige- 
nem Capital arbeitet, kann es ihm gleichgütig sein, ob dieselbe 
Steuersumm« vom Ertrage schlechtweg oder nach einem bestimm- 
ten VerhSltniss vom Untemehmei^winn und von den Capital- 
zinsm besonders erhoben wird, zahlt er in beiden Füllen doch nur 
die gleiche Summe. Etwas anders stellt sich die Sache, wenn 
er das Capilal, wie häufig der Fall, ganz oder theilweise ent- 
lehnt hat. 

Hier entsteht die Frage, ob der Unternehmer, falls er die 
ganze Steuersumme vom Ertrage zahlt (die Zinsen seiner Schuld 
von dem zu besteuernden Ertrage mithin nicht in Abzug bringen 
bann), einen entsprechenden Theil ders^ben auf den darleihenden 
CapiCalisten iiberwälzen kann, oder ob der letztere, falls die Steuer 
seinen Zinsenbezug besonders ttiSt, seinerseits als Oläulnger die- 
selbe ganz oder theilweb auf seinen Schuldn^ zurückzuwälzen 
vermag? Mit anderen Worten: welche Wirkung äussert die Steuer 
im einen und anderen Fall auf die Höhe des Zinsftisses? Wird sich 
zweifellos nach Verlouf einer lungeren Zeit — caeteris panbos — 
der ZinsAisB im ersten Fall, wo die ganze Steuer ans dem Ertrag 
vom Unternehmer zu leisten ist, niedriger, und im anderen Fall, wo 
der Capitalszins getrennt die Stauer mitträgt, höher herausstellen, 
so dass am Ende des Ausgieichungsprocesses in einran und andern 
Falle nahezu da« gleiche Resultat für beide Theile sich ergibt : so 
Usst sich doch die Dauer dieses Ausgieichungsprocesses und die 
Begünstigung oder Benachtheüigung des einen ThdJes vor dem 
andern während ^er Dauer desselben umsoweniger in vqrans be- 
stimmen, als auf den Zinsfuss viele andere von da Besteuerungs- 
art unabhängige Factoren einwirken. Nur so viel bt gewiss, dass, 
wenn eine grössere Steuersumme blos vom WirthschüAscrtrag 
ohne Rücksicht auf Verschuldung erhoben, dadurch die Steuer 
also zugleich im Frocentsatz gesteigert wird, der verschuldete' 
Wirtfaachafter in den wenigsten FsUen siöb in der Lage befindet, 
den höheren Steuerbetrag sofort ganz oder zum Thdl auf seine 
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Gläubiger überzuwälzen *) , wSlirend Untirnehmer und CapiUlist 
jede Steuer und deren Erhöhung sofort gleichinässiger tragen ■wer? 
den, wenn die Stcuersumme von Haus aus verLifitnissmäfisig auf 
beide Theile umgelegt ist. Also auch im Verhältniss der UntOT- 
nehmer zu den Ciipitalisten zeigt sich, duss Stcuercrhöhungen 
■weniger Schwierigkeiten haben, weniger Störungen bereiten und 
weniger drückend empfunden werden, wenn die directe Besteue- 
rung ausser auf den reinen Wirth Schaftsertrag zugleich auf die 
Nebeneinkommen gesondert sich erstrcfckt. 

Die grössere Schwierigkeit liegt hier indess darin, dass, wäh- 
rend das selbstetändige Einkommen dei- Arbeitsgelülfen zu den 
Produciionskostcn, nicht zum Keinertrag gehört, die Capitalszinsen 
im steuerpflichtigen Beipertrage der Wirthschaft mit enthalten 
sind und die Auflösung dieses Ertrags in seine Einkommens- 
elemente in den meisten Fällen nicht durchführbar ist. Das Steuer- 
gesetz liesfi sich ursprünglich auf eine solche Sciieidung um so 
weniger ein, als sie auch ganz überflüssig war, so lange die Dar- 
lehenszinsen als solche nicht besonders besteuert wmden. Unter- 
liegen aber gleichartige Wirthschalten ohne Rücksicht auf ihre 
Verschuldung derselben Ertragssteuer, wie kaum andere sein kann, 
so bedingt die Einiiibrung einer besonderen Steuer auf die Zinsen 
aus Darlehen eine härtere Besteuerung der verschuldeten Wirth- 
schaft, insoweit es dem Gläubiger möglich wird, diese Steuer auf 
den Schuldner zui-ückzuwälzen. Um dieser Härte auszuweichen, 
lassen sich einige Finanztheoretiker zu dem Yorsclilage verleiten, 
es sei dem verschuldeten Wirthschafler zu gestatten, von seinem 
Beinertrage die sämmtlichen Sohuldzinsen in Abzug zu bringen 
und erst mit dem Best in die Ertragsbesteuerung einzuti'eten. 
Allein dies ginge allenfalls nur dann an, wenn solche überhaupt, 
wie auf einer tabula rasa, neu einzuführen wäre und dann überall 

*) Dies selbst dann ,' wenn das poBildve Gesetz itim solches von Rechts- 
wegen gest&ttet, — da hier das wirthgchaftUehe QesetE oft m&chtiger ist als 
jenes. 
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der gleiche Steuerfuss angelegt werden könnte fetwa wie bei der 
englischen Einkommensteuer), nicht aber, wenn neben den alten 
neue ungleichartige Steuern mit noth^endig verschiedenem Steuer- 
fuss eingeführt werden. Denn in- diesepi Fall würde der Abzug der 
Schuldzinsen von dem Reinertrag der Wirthschaft und erat die 
Einbeziehung des Restes in die höhere ErtragssteueTj während die 
Schuldzinsen blos der neuen müssigercra Darlehens -Zinssteuer 
unterliegen, zu grosser Ungleichmässigkeit der Ertragsbesteuerung 
führen*). Vergleichsweise richtiger noch wäre es, wenn die alte 
Ertragssteuer zwar ganz ohne Rücksicht auf Verschuldung umgelegt 
würde, dagegen dem Schuldnei' gestattet wäre, unter Namhaft- 
machung seines Gläubigers, die auf seine Schuldeiasen entfallende 
Zinsstcuer von seinem Steuerbetrage selbst in Abzug zu bringen, 
wo d^nn dieser Abzug, nämlich die reine Zinssteuer, von dem 
Gläubiger einzuhcben käme**}. Allein auch ein solches Vorgehen 
würde in der Praxis auf ausserordentliche Schwierigkeiten atossen, 
ein endloses Zu- und Abschreiben zur Folge haben, zudem das 
eigentliche Wesen der Ertragsbesteuerung leicht beeinträchtigen. 
In je höherem Masse die alte Ertragssteuer sich in irgendeiner Art 
abgewälzt hat, und in je höherem Verhältniss sich die Zinssteiier 
zu derselben stellt, desto grössere Verschiebungen in der Ertrags- 
betastung können durch solche Abzüge veranlagst werden; ja es 
wird, zumal wenn in der Realbelastung sich eine grosse Ungleich- 

*)<ADgeQonimeii z. B. zwei gleichartige Wirthschaflen oder zwei Hänser 
geben jedes einen gleichen sleaerpflichtigen Reinertrag von 2000 Gulden, 
daa eine Haue sei schuldenfrei, auf dem andern lasten 1000 Gnlden Schuid- 
linsen; die alte UaujiinBgteuer betrage 15%, die neue Darlehenszinssteuer 
aber 5%. Für das schuldenfreie Haue wären von 2000 II. 15%, also 300 fl. 
Steoer za entrichten, tUr daa andere, das doch den gleichen Reinertrug ab- 
wirft, dagegen nur von 1000 ü. 15"/, and von 1000 fl, 5%, zusammen also 
200 11., ungeachtet hier eich dasselbe Einkommen sogar unter zwei atener- 
Pflichtige Peraonen verlheilte! 

*•) In dam oben gewählten Beispiele h&tte dann der verschuldete Haas- 
BigenthUmer zwar auch 300 fl. Haaszinsstener zn entrichtenj er könnte 
davon jedoch 50 fl. seinem OlKuhiger zuschieben. 
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mässigkcit herausgebildet bat, nicht unmöglich, dass die Abzüge 
an der Zinssteuer sich zuletzt grSsser gestalten, als die ganze ur- 
sprüngliche Ertragssteuet sich beläuft *), so dass, wenn das Prindp 
- richtig wäre, der Fiscus eigentlich noch den Ueberscboss der Zins- 
stener über die alte Ertragssteuer an den Schuldner zu TergUten 
hätte. Wäre selbst aber bei gleiclunässiger Veranlagung die wk- 
liche Grundsteu erlast z. B. auf 6*/o des Reinertrags in Folge der 
Zeit gesunken, die Zinssteuer betrüge dagegen 77oi so würde der 
verschuldete Besitzer durch den Abzug der auf seine Schuldzinsen 
entfallenden Steuer sich auch in seiner übrigen Steuerpfiichtigkeit 
gleichsam entlasten, wenngleich der Fiscus deswegen nicht zu 
kurz käme, und jedenfaUs in der Ertragsbesteuerung besser als der 
nichtrerschuldete gestellt sein**). Die Steuergesetzgebung aber, 
verpflichtet zur relativ gleicbmässigen Belastung, darf sich' über 
solche Ungleichheiten deshalb, weil sie vieUeicht die Staatsein- 
künfte selbst nipbt zu beeinträchtigen scheinen, durchaus nicht hin- 
wegsetzen , vielmehr hat sie mit thunlichster Bestimmtheit jedes 
gleichartige Einkommen auch möglichst gleichmässig zu fassen, den 
Bealbesitzer , den Unternehmer, den Capitalisten , jeden in seiner 
Art. Auch darin liegt endlich nicht der Ausweg aus diesem Di- 
lemma, dass die Ertragssteuer zwar ohne Rücksicht auf die Ver- 
schuldung und ohne jeden Abzug erhoben, dem Schuldner dagegen 
gestattet wird, die Zinssteuer seinem Gläubiger an den Zinsen ab- 
zuziehen. Das Unbestimmte und Irrationelle einer solchen indi- 

*) Derlei Fälle sollen in Oesterreich bei den DrittelzuBchlAgen «n 
Stelle der Einjtommenstener, wo deren Abzug iwar nicht dem Fiscua gegen- 
über, wohl aber an den den Glüubigern zu entrichtenden Zinsen gestattet 
ist, wirklich zum Vorschein gekommen sein. 

*•) W&re z. B. der Reinertrag 5000 fl,, wovon der eine Grundeigen- 
thUraer 3000 fl. an Schuldiinsen abgeben müsste. Die ganze Grundsteuer 
betrüge 300 fl. , die Zinssleuer von den 3000 fl- aber 210 fl. Der Terachul- 
dete hbtte mithin nur (300 — 310 =) 90 fl. wirklieb an Steuer eu entrichten. 
Offenbar aber hätte er allermindestens im TerhftllniM TOn 6 : 2 oder 120 ll. 
Steuer zu zahlen, und der Gläubiger seinestheils 210 fl. Auch der Fiscus 
also käme in solchem Fall zu kurz. 
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rect TOD Zinsen aus Darlehen erhobenen SHmer — ^e übrigena 
in küea jenen Fällen nicbf an^enäbar ist, wo die Schuldner als 
solche nicht steuerpflichtig sind, irie 2. B. der Staat, die Gemein- 
den — ist schon früher dargedian worden *), 

Was hier allein zum Ziele führen kann, ist eine scharfe Unter- 
scheidung zwischen der Form der alten Ertragssteaern und der Form, 
in welcher die Steuererhöhung wesentlich gesacht wird , sowie eine 
Correspondenz dieser Erhöhung im SteuerAiss mit der gleichzeitig 
einzuführenden Zinssteuer. Nun ist aber, wie sich sptiter noch klarer 
ergeben wird, die einzige Steuerfonn, welche die genaue Berücksich- 
tigung der SchuldTerhältoisse nicht blos gestattet, sondern verlangt, 
die wirkliche allgemeine Einkommensteuer. Nur ihrer Natur ent- 
spricht bei Ermitdung des freien reinen Einkommens die genaue 
Abwägung aller Activen und Passiven im Yermögensstahde der 
einzelnen Person. Nicht als einzige Steuer, wohl aber in dem 
Sinn als ausgleichende, dass die individuellen SchuldverhKlt- 
nisse, welche bei den Ertragssteuem nicht zu ihrem Rechte gelan- 
gen, doch in der Besteuerung ihre voUe Berücksichtigung finden, 
tritt nun die so bedingte Einkonunenstener wieder hervor. Ent- 
spricht der Steuerfuss bei dieser Einkommensteuer dann dem bei der 
Zinsen- (der sogen. Renten-) Steuer, so genügt es vollkommen, 
bei directer Beschazung der Zinsen aus Oeldcapitalien die Schuld- 
zinsen von dem reinen Einkonmien bei der individuellen Ein- 
schäsung zur Einkommensteuer einfinch in Abzug zu bringen, ohne 
bei derErtragsbesteuerungdaraufnocbweitereRUcksicht zu nehmen. 
Selbatverstfindlich sollten hiebei die Activ- und Passivschiüden nicht 
getrennt behandelt werden; denn wenn jeder Schuldner laut Decla-, 
ratioD seine SchuIdzinBenbeiderEinkommenstener in Abzug bringen 
kann, liegt darin zugleich ein Mittel, die Gläubiger zu constatiren. 

Jedenfalls daher beruhtes auf richtiger Erkenntniss der Natur 
der Dinge, 4ass die Bedeckung für die wachsenden Staatsbedürf- 

*) ümpfeDbach meint, ein« B<^enanDte indirect« Beschainng der 
Winsen ans Darlehen sei fäglicher nmgekeliTt eine indirecte Beelenerung 
de« GrandeB, der Häaaer etc. BelbBt an nennen. 

Btfktii'i SMnuneKriB. t ' 
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nisse bald nicht mehr allein in der einseitigeD Erhöhung und Aus- 
bildung der Ertragssteuem , sondern auch in der Anlage ganz 
neuer Schazungen gesucht wurde, welche mehr oder minder wie- 
der das persönliche Einkommen als solches zur Bestreitung der 
öffentlichen Bedürfnisse herbeiziehen. In der That, die heutige 
directe Besteuerung fast aller deutschen und romanischen Staaten 
stellt sich als eine Mis^ung von Ertrags- und Einkommensteuern 
dar, freilich mit sehr bedeutenden Verschiedenheiten unterein- 
ander. 

Ein schon mehrfach berührtes Moment trat hinzu, um diese 
Erweiterung des Systemes noch zweckmässiger erscheinen zu 
lassen, der Einfluss der Ertragsteuern nümüch auf den Kauf- 
werth jener Teräusserjicben Objecte und Erwerbsgelegenheiten, an 
welche sie sich knüpfen. Dieser Einfluss muss um so empfindlicher 
werden, je höher die Ertragssteuem einseitig sich steigern und 
je ungleichmässiger sie vertheilt sind. Die einseitige Erhöhung der 
Grundsteuer z. B. wirkt, weil sie vielleicht nach vielen Jahren 
erst in den durchschnitdicb langsam steigenden Preisen der Pro- 
ducte oder in der VerwoUfeilang des landwirthscbaftlichen Betrie- 
bes eine Ausgleichung finden kann , auf Verminderung des Kauf- 
werthes der Liegenschaft hin; sie verdieuert durchaus nicht die 
Prodncte direct, wie die Verbrauchesteuer in der Regel die davon 
getroffene Waare. Die Rüdewirkung aller an bestimmte Verkehrs- 
objecte gebundenen Ertragssteuern auf den Verkehrswerth der 
Objecte selbst bildet eben die eigentliüniliche Seite dieser Steuern. 
Wenig fühlbar, wenn sie an sich massig und nach Thunlicbkeit 
stStig sind, und wenn ihre Steigerung nur gimz verhältniss- 
mSssig mit der Belastung alles Einkommens geschieht; sehr nach- 
theilig imd störend hingegen, wenn ihre Eriiöhong rasch und ein- 
seitig vorgenommen wird, weil solche dann das Vermögen der 
StenertrSger selbst unmittelbar angreift*). 



*) Jedwede StauererhOhung wie jede neue Steuer vemÜDdert iwar, ao 
weit lie schliesslich auf den reinen Ertrag tsl\t, TerhKltnJMmJiHig den Capital- 
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Somit muasten die wachsenden StaatsbedUrftiisse logisch erst 
zur Erweiterung der Ertragssteuern, sodann zur Aufiiahme der 
Einkonuaenateuer in das System führen, nicht blos um Uneben- 
heiten auszugleichen und Lücken aoszufiiUen, sondern um auch 
zu einseitige Erhöhungen der reinen Erb-agasteaem zu venneiden 
und das Steuersystem überhaupt elastischer für höhere Anspan- 
nungen zu machen. Die Ertragssteuem können bei steigender Ab- 
gabenlast auch deshalb die Einkommensteuer nicht völlig ersetzen 
oder für sich schon genügen, weil sie die einzelnen Einnahme- 
quellen getrennt für sich, ohne fiückaicht mithin sowohl auf die 
andern Hilfsquellen, weiche dem Steuerpflichtigen zu Gebote 
stehen, als auf die etwa vorhandenen Passiven J)elegen. Eben des- 
halb greifen sie das freie Einkommen nicht bios der verschuldeten 
sondern auch der kleinen Besitzet und Erwerbenden in höherem 
Mass als jenes der grossen ato, und begünstigen oft diejenigen, 
welche ihr Einkommen aus verschiedenen Quellen ziehen, weil bei 
deren Beschazung keine Rücksicht der dnen auf die andern ge- 
nommen werden kann. Hiergegen wirkt die nach richtigen Prin- 
cipien umgelegte Einkommensteuer um so mehr ausgleichend, ids 
sie die werthvolle, auch ihre grössere Elasticität bedingende nega- 
tive Eigenschaft besitzt, am wenigsten überwälzbar zu sein, d. i. 
sie lässt sieb in ihrer Veranlagung, die sich den concreteu wirth- 
schafÜichen Aenderungen anpasst, durch üeberwälzungcn nicht 



werth des den Ertrag gewährenden Bodens oder der Erwerbsgelegenheit; 
dies tritt aber, je verhiUtiiissmliuiger die Steuerlast vertheilt ist, desto weni- 
ger hervor. Die WertbaeiDbusse kann übrigena auch bei den iadirecten 
Steuern, sofern sie sieb auf jene Reinertrfige abwälzen — nur noch mehr ver- 
deckt und nicht ao unmittelbar — eelbst nach verschiedenen Rich- 
tungen und im erhöhten Maas eintreten. Durch mittelbare Beslene- 
mng der Flueuchiff&hrt z. B. vermindert sich nicht blos der Capitolawerth 
des betroffenen Schiffergewerbes , sondern auch der Capitalswerth aller 
jener Grundstücke, welche Ihre Prodncte nicht fernerhin eben bo wohlfeil 
wie fraber su Harkte bringen köimen. Die Yertheuernng der Prodnction 
durch Verbrauchsabgaben scbmfilert sicher auch die Grundrente. 
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wCBentlich (dtenrep , so wenig .unmittelbar auf den Preis einer 
Waore schlagen, als auf einmidige WetthTerminderung eines Guts 
zurikkschieben. Und sie besitzt diese Eigenschaft in einem um so 
höheren Gnule, je mehr sie sich — im Gegensatze zu den Ertrags- ' 
steuern — von sachlichen , dem Verkehr unterworfenen Steuer- 
öbjecten loslöst, je strenger sie das persönliche frde Einkommen ^ 
in's Auge faast Denn es ist gar nicht abzusehen, durch w^che na- 
türliche Wirkungen des Verkehre eine auf das freie persönliche 
Einkommen Terhältnissmässig ungelegte Steuer, die aus dem 
Einkommen, wie jede andere Ausgabe, bestritten wird, sich vom 
Einzelnen überwüJzen Hesse. 

Bei der Besteuerung des concreten Einkommens neben der 
des wirthschafdicben Ertrages angekommen, musste die L'o^^ der 
Thatsachen noch einen Schritt weiter fuhren. Das Einkommen, 
welches überhaupt als steuerpflichtig sich darstellt, näher in's Auge 
fassend, konnte man bei dem ursprünglichen Einkommen, das 
aus der ProductiTität steh ergibt, das der Eigner selbst also durch 
Werthvermehrung erzielt, nicht stehen bleiben. Man inusste folge- 
richtig auch das abgeleitete Einkommen, welches dem Eigner 
ohne dessen prodnctive Gegenleistung als Geschenk, oder als Entgelt 
für rein persönliche Dienstleistungen, aus wirthschaflUchen Rein- 
erträgen oder aus sonstigem Vermögen zufliesst, das mithin gleich- 
sam als Aufwand, es sei vom Einzelnen, es sei vom Staate über- 
tragen wird , in die directe Besteuerung mit einbeziehen. Vom 
finanzrechtlichen Standpuncte wäre es nicht zu billigen, wollte die 
Gesetzgebung bei der Besteuerung einen Unterschied zwischen 
ursprünglichem und abgeleitetem £dukommen machen, etwa aus 
purer Scheu davor, sonst dieselben Einkommenstheile doppelt in 
den Händen des ursprunglichen und des betheilten Besitzers zu 
treffen. Denn das eine bildet ganz wie das andere in Bezug auf 
das Subject, die Person die das Einkopunen hat, ein selbstständi- 
ges Einkommen, und die Steuerpflicht, für Jedermann die gleiche, 
wird nicht vom Ursprung des Einkfimmens bedingt. Der Kammer- 
diener, der ntu- vom Aufwand seines Herrn lebt, bezieht für seine 
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Person doch ein selbststSndigea Kinkommen, me der Arbeiter eiper 
Fabrik oder der Gehilfe einer Handlung ; ebenso bildet der Zins 
aas Darlehen flir den Capitalistea ein eelbstständiges Einkommen, , 
auch wenn das Darlehen nicht productiv verwendet wird, der Zins 
vielmehr aus einem anderen Einkommen und gleichsam als Auf- 
wand entrichtet wird. Daher macht das Steuergesetz, insbe«>nd»e 
bei der Personal-, der Besoldungs-, Lohn- und EinkommensteDer, 
mit Recht der ^cgcl nach keinen Unterschied zwischeo A&o ur-- 
sprünglichen und abgeleiteten Einkommen. Ja, aus rein volks- 
winhschaftlichem Gesichtspuncte vUrde sich eher noch eine ht^ere 
Belastung des sich aus Aufwand herschreibenden, als des produc- 
tiven persönlichen Einkonmiens rechtfertigen lassen ; doch wtirde 
dies auf ein anderes Gebiet führen. Jedenfalls soll das Steuer- 
gesetz (zumal die grosse Masse der mittelbar Betbeüten, das Ge- 
sinde etc., ohnehin wenigstens ein einkommensteuerpäichtiges Ein- 
kommen nicht besitzt) nicht gar noch eine Steuerprämie für on- 
niitse Vergeudungen von Vermögen, iür überfitissige Bescbäftigim- 
gen, für Erbschleicherei etc. gewähren. 

Indessen, bei zwei Hauptzweigen des abgeleiteten Einkommens 
waltet eine ganz besondere Eigenthümlichkeit ob, welche dieZweck- 
mässigkeit ihrer Einbeziehung in die directe Besteuerung fraglich 
macht. Ich meine die GehaltsbezUge der immateriell productiTen 
Staatsbeamten und die Zinsen der unproductiven Staatsschulden. 
Beide gehören zum Staatsaufwande und werden aus dem immer nur 
zum kleineren Theil ursprünglichen Staatseinkommen, d. i. wesent- 
lich aus den Steuern entricLtet, Das Eigenthliroliche besieht darin, 
dasa der Staat hier selbst mit der einen Hand aus den Steuern das 
Einkommen den Beamten und Gläubigern zahlt, mit der andern 
ihnen wieder die Steuer nimmt. Den Beamten gegenüber kömmt die 
directe Steuer einem Abzüge vom Gehalte gleich, und im bUrger- 
lichei) Leben würde der Dienstherr seinen Untergebenen statt soloter 
regelmässiger Abzüge lieber sogLich mit Rücksicht darauf die 
Gehalle normii-en. Für die Besteuerung der Staatabeamten wird 
indesa »^er eine Umstand angeführt, dass ihr Gebalt «ne wcsent- 
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lieh stabile, die BesteueniDg eine sehr TerKnderUcbe Grösse sei, 
der mit Rücksicht auf die Steuer fixirte Beamtengebalt mithin nidit 
immer, wie das übrige Einkommen, mit dem gleichen Steuerfoss 
getroffen werde. Audi dieser, zumal bei kurz zugemessenen Be- 
soldungen, kleinliche Einwand entfallt, wenn die £rtragsbe«teue- 
rung als das mehr stabile, die Einkommenbesteuerung als das 
m^ bewegliche Element im Steuersystem aufgefasst und behan- 
delt wird, und wenn die Bezüge der Staatsbeamten als solche zwar 
nicht jener, wohl aber dieser, wie alle anderen, unterzogen werden. 
Hierdurch wird auch dem politisch wichtigen Grundsatz gehuldigt, 
dass in äer Steuerpflicht sich das allgemeine staatsbürgerliche Ver- 
hältniss des Beamten ausspreche, in dem Gehaltsbezuge nur seine 
auf besonderen Stipulationen mit der Staatsgewalt beruhende wirtb- 
scbafdiche Lage. Selbstverständlich lyit der Staatsbeamte die Er- 
tragssteuem ans seinem Privatbesttzthum wie jeder andere zu 
entrichten, und folgerichtig wijre für ihn die Einkommensteuer 
auch mit Rücksicht auf das Einkommen daraus zu bemessen. 

Seinen Gläubigem gegenüber aber vertheuert sich der Staat, 
indem er die denselben schuldigen Zinsen besteuert, also Abzüge 
davon macht, selber für die Folge seinen Credit und erschwert sich 
alle späteren Creditsoperationen. Je nachdem diese Rücksicht auf 
den öffentlichen Credit oder das unmittelbare Staatsbedürfniss, oder 
auch ein gewisser Sinn für abstracto Gleichförmigkeit der Besteue- 
rung vorwaltet, wird man im bestimmten Fall Tür oder gegen die 
Besteuerung der Staatsscbuldzinsen sich entscheiden. Jedenfalls 
aber machen die gedachten Umstände es sehr fraglich, ob im All- 
gemeinen die Steuern, welche der Staat voq seinen Dienern und von 
seinen Gläubigem als solchen erhebt, wirklich eine Erleichterung 
für die übrigen Steuerträger bilden, und ob diese nicht am Ende 
verhältnissmäsjig grösseren Vortheil daraus zögen, wenn sie auch 
noch jenen Theil der Steuerlast auf ihre Schultern nähmen. Hier- 
über werden in jedem bestimmten Fall nur die Verhältnisse ent- 
scheiden können, immerhin aber werden schon diese Andeutungen 
grosse Vorsicht und Behutsamkeit in der Beateuemng der Staais- 
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gläubiger empfebleo, wofür übrigens noch andere Grunde sprechen, 
ganz besonders dort, wo der Staat in Nachwirkung schwerer er- 
erbter Uebelstände voraussichtlich noch oh in die Lage kommen 
wird, zum Credit seine Zuflucht zu nehmen. 

Kurz ge&est, ist im Allgemeinen also Folgendes der Gang, 
welchen die Fortbildung der directen Steuern historisch wie natur- 
gemäsB zu nehmen pflegt. In der - Unmöglichkeit , durch eine 
einz^e allgemeine Einkommensteuer oder durch vier Elemeotar- 
ateuem auf Grundrente , Capitalzins , Arbeitslohn und Unter- 
nebmergewinadie concrete BeitragsMügkeit jedes Einzelnen genü- 
gend festzustellen, sucht die Steuerpraxis zimächst die einzelnen 
wirthschaftlichen Reinerträge nach ihren wesentlichen Zweigen 
dort, wo dieselben sich am ersten mit Sicherheit manifesliren, 
nämlich wo sie sich bei den Quellen bilden, zu erfassen und durch 
eine Vielheit von Ertragssteuem, die vermöge systematischen Ge- 
fUges doch ein einheitliches Ganzes bilden, das Ziel verhältniss- 
mässiger Vertheilung der Steuerlast zu erreichen. Mit dem wach- 
senden Staatserfordemiss dehnt sich dieses System der Ertrags- 
steuem in die Tiefe und in die Breite immer weiter aus, bis zuletzt 
die Nothwendigkeit hervoi-tritt, auch die wirkliche Einkommen- 
steuer, für deren richtige Veranlagung schon wesentliche Behelfe 
gewonnen worden sind, zwar nicht als einzige, doch ab aus- 
gleichende und ergänzende Schluassteuer in das System ein- 
zufügen, und in dieser Combination der Ertrags- mit der Einkom- 
menbesteuerung "wird die letztere, weil der stärkeren Anspannung 
ohne Störung föhtg, in der Begel allmälig an Bedeutung ge- 
winnen. 

Ihrem Wesen nach zerfällt die Ertragsbesteuerung, entspre- 
' chend der Analyse der Ertragsquellen, gewöhnlich in die Grund-, 
Gebäude- , Gewerbe- , Lohn- (auch wohl Personal-) und Zins- 
(RenteÄ-) Steuer. Jede dieser Steuern hat auf dem ihr eigen-, 
thümlichen Wege alle einzelnen Reinerträge oder Steuerwerthe 
zu ermitteln ; für jede Steuer wird ein besonderer Cataster od«- ein 
Yerzeichuiss angelegt, welches die einzelnen Steuerwerthe, unter 
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Angabe von deren Trägem, sowie der Steuermerkmale, aaf deren 
Grund jene gefunden wurden, aufnimmt. Hütte man nun noch 
vS\3ig freie Hand in der Veranlagung der directen Steuern und 
keine alten Ertragssteuem zu bertlckBichtigai, Bo könnten die ao 
erlangten verschiedenen Steuerwerthe gleichsam nach äoem Haupt- 
nenner auf dieselbe Einheit gebracht, d. L gleichartig gemacht 
und für jeden Steuerpflichtigen zusammengefasst werden , um den 
Ausdruck fiir deeaen ganze abstracte Beitragsfähigkeit zu finden, ■ 
wo dann noch zur Feststellung auch seiner concreten Leistungs- 
f^gkeit die billigen Abzüge betreffend das kleine freie Ein- 
kommen, das unbelastet bleiben soll, zu machen and ebenso die 
Schuldvcrhältnisse zu berücksichtigen^raren. Dien kfime im Wesent- 
lichen dem System der englischen Eiokommenbesteuemng gleich, 
welches das Frincip der Einkommensteuer unmittelbar auf die bei 
den Quellen ermittelten Beinerträge anzuwenden sucht. Allein eine 
solche Synthesis würde dort praktisch unausführbar sein, wo, wie 
meistens auf dem Continmt, jene Vorbedingungen fehlen, alte hohe 
£lrtragssteuern vorhanden sind und die directen Steuern einen 
relativ gtSssem Theil des gesammten Steuererfordernisses decken, 
also einem höheren Steuerfuss untei^egen. Hier ist mit Rücksicht 
auf das Bestehende und den durch den Verkehr schon vollzogenen 
VertheiluogsprooesB es zweckmässiger, die Einzel-Steuem getrennt 
zu erheben und die Ausgleichung der verschiedenen Schuld- und 
Einkommens- Verhältnisse eben in der allgemeinen Einkommen- 
steuer zu snchen, dabei aber sowohl aiif das richtige Yerhfiltniss der 
Steuern unter sich, als namentlich darauf zu achten, dass die Ele- 
mente des Volkseinkommens, Grundrente, Capitalzins, Lohn und 
Untemehmergewinn , jedes schliesslich in dem sein^ Natur und 
den bereits eingelebten , Verkebrswirkungen entsprechenden Masse 
getiofien werden. Hierauf beruht das System combinirter 
Ertrags- und Einkommenbesteuerung, dessen Grundlagen 
zwar namentlich in Oesterreich und Pr^tssen bestehen, das aber 
der AosbUduDg noch allen Seiten bedarf, 
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Weitere AusfDhnmg der bei der Reform lettenden 
Grundsätze. 

Die AUS dea bisherigeii Erörteruugeii stell ei^benden Haiipt- 
ig;esiclitspuncte und Grundsätee, welche bei 'iler Steoeireform leiten 
sollen, bedürfen füir die praktische Verwerthuog noch der grossem 
VertiefiiDg und AuBweitting. 

Vor allem findet sich käae tabuln msa vor, auf welche der 
G«setz;geber .nur nach irgendeioer Ideal - Schablone die Xinea- 
mente rationeller Besteuerung zu verzeichnen hat. Auf das beste- 
hende Steuersystem, mit welchen Mlingela es auch behaftet sei, 
hat die Macht des Vertebrs ihre ausgleichenden Wirkungen ge- 
üussert, welche im Interesse der gleichvertheilenden Gerechtigk^t 
adbst beuchte «ein wollen. Die Wissenschaft erkennt in der Stabi- 
li^ des Steuerwesens selbst eine bis m einem gewissen Punct auf 
Attsgletchang hinwirkende Kraft. Umsomehr muss die B^orm 
äch an das Bestehende nach ThunUchkeit ansehliessen und das 
Oewordene berücksichtigen. Umsomehr aber auch muss sie dai^ 
nach streben, an und für sich natur- und zweckmässige Grund- 
lagen der Besteuerung zu gewinnen, d. h, solche, welche der 
Justitia distributiva enti^prechen und das Prlncip der StabilitSt mit 
dem einer Spannkraft des Steuerwesens vereinigen lassen, die 
nöthig ist, um dem jeweiligen Staatserforderniss die Bedecknitg 
leicht und ohne Verletzung jener Gerechtigkeit anzupassen. 

Zunüchat darf bei der Beform das bestehende Verhidtnise, in 
welchem die directen und indirecten Abgaben überhaupt zu den 
Staatsbedürfnissen beitragen, nicht ausser Acht bleiben. Denn die 
indirecten Abgaben belasten die mittleren und insbesondere ärme- 
*reu Volksclasscn härter als die reicheren, und unter jenen wieder 
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treffen sie die industrielle und stsdtische Bevölkerung in der Begel 
schiJi'erer als die Ifindüctie. In der That, sobald die Kesultate des 
Gewerbäeisses einen grossen Theil des Naüonalreiclithums zu bil- 
den beginnen, sind es anianglich meistens nur die indirecten 
Steuern, welche diesen Theil des Nationalvermögens zur Bethei- 
ligung an den Staatsausl^gen heranziehen, während sich die 
SchazuQgen ursprünglich fast nur auf den Bealbesitz beschränken. 
, Indem aber die Schazungen sich allmälig auf das bewegliche Ver- 
mögen ausdehnten, wurden die indirecten Abgaben zugleich immer 
höher, und was schlimmer, weil gerade der Natur des industrieDen 
Verkehrs zuvrider, dessen Haupttriebfeder die unbelüstigte 
Bewegung ist — jmmer vexatorischer, wie denn z. B. die firanzö- 
sische Cretränkesteuer und manche Gebührengesetze wahrhaft ab- 
schreckende Muster 'liscalischer Belastung bilden. Mit richtiger 
Einsicht in die Natur und Bedürfnisse des Verkehres und sonst mit 
Mass und Ziel aufgelegt, sind die indirecten Abgaben Ubrigeos eben 
so einträglich als leiclit erträglich; sie verwischen sich dann ge- 
wöhnlich mit dem Preise des Stcuerobjectes so, dass sie sich dem 
Bedürfhiss und zum Theil dem Vermögen des Coosumenten an- 
passen; sie treffen die Fremden wie die Einheimischen, und sind 
— wenn sonst nur massig gehalten — beim Arbeiter oft nur ein 
Steuervorschuss , welcher ihm, in Folge des Zusammenhangs der 
Löhne mit dem Marktpreise der Wa&i-en, durch erhöhtes Entgelt 
seiner Leistung vergütet 'W'ird. Die indirecten Steuern bilden 
insofern auch eine Eileichterung für die Landvrirthschafit und den 
Realbesitz, uls deren vei-fügliches Capital wenigstens um einen 
Theil des Betiages der indirecten Steuern bei Bedeckung der 
Staatslasten zunächst geschont bleibt. Eine Erleichterung übrigens, 
die auch eine politische Sparsamkeit in dem Sinne genannt werden 
kann, dass sie allein es dem Staate möglicli macht, im Drange der 
Noth von dem Boden und Besttzd' überhaupt das ergänzend zu 
erheben, was die indirecten Abgaben gerade am Tage der Gefahr 
zu versagen pflegen, weil sie mit der Zu- oder Abnahme der 
öffentlichen Sicherheit und "Wohlfahrt fast im genauen Verhältniss 
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steigen oder fallen. Gerade diese Eigenthümlichkeit sowie die 
höhere indirecte Belastung der ärmeren und industriellen Glassen 
sind bei der Beform der directen Besteuerung um so strenger in's 
Auge zu fassen , als zumal in Oesterreich , ungeachtet es vorwie- 
gend noch Agriculturstaat , die indirecten Abgaben den weitaus 
überwiegenden Bestandtheil des Staatseinkommens ausmachen. 

Uebrigens liegt ebenso wenig die einseitige Steigerung der 
indirecten Abgaben im wohlverstandenen Interesse der gmndbe- 
sitzenden Classen , als eine dauernde grosse TJeberbfirdung der 
ArbeitsbevölkeruDg unter sonst freieii Verhältnissen überhaupt mög- 
lich ist. Dieser nicht gefaug zu betonenden Wahrheit hat man sich oft 
nur zu gerne verschlossen. In jedem civilisirten Lande besteht nämlich 
zwischen dem natütliehen Arbeitslöhne und dem Preise' der noth- 
wendigen Lebensmittel ein Gleichgewicht, das, zwar momentanen 
Störungen unterworfen, sich doch immer wieder herzustellen sucht. 
Wird dieses Gleichgewicht durch einseitige Belastung der arbei- 
tenden Classen gestört, so muss solches auf Erhöhung der Löhne 
und Vertheuerung der Capitalsbeniitzung nothwendig hinwirken. 
Es vermehren sich dann mithin unmittelbar und mittelbar die Ko- 
sten der landwirthschafUichen Production, ohne dass darin irgend 
ein besonderer neuer Grund auch zur Erhöhung der Produeten- 
preise Ifige. Jenes Gleichgewicht stellt sich daher grösstentheils 
auf Kosten des Reinertrags der Grundbesitzer her, und im Belaufe 
dieses Minderertniges sind am Ende jene Steuern auf die letzteren 
abgewälzt. So hat umgekehrt in England die Abschaffung der 
komvertheuemden Gätreidezölle und vieler anderer indirecter Ab- 
gaben und die Einbürgerung der Einkommensteuer, welche nach 
den dortigen Verhältnissen die Grundrente ziemlich genau trifiit, 
.schliesslich den Grundbesitz nicht erschwert, vielmehr bedeutend 
erleiditert und begünstiget. 

Kaum minder liegt die zweckmässige Ausbildung der directea 
Besteuerung gegenüber der indirecten im Interesse der tibiigen 
Producentendassen , der Unteraebmer, der Capitalisten, insbe- 
sondere der Arbeiter. Denn zunächst kömmt Allen die daran nch 
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knilpfecde Erspamüs au Yerwaltungskostea , die gerechtere Yer- 
Aeilui^ der Abgabenlast, die grSsse EludcitiU der St^iera, der 
Wegfall TOD NebeabeluBtuDgen, fiscalischea Hemmaisseii und StS- 
rungeo zu gute. Der Untemebmer, sich &eier bewegend, sieht eich 
aiisserdem durch relatiTe ErmSssigang von 'Arbeitslohn and Ztns- 
fuss begünstigt, die Production gewinnt an Mitwerbsfithigkeit auf 
dem Weltmarkt. Weniger zieht der Capitalist, ausser dass sein 
Aufwand sich verwohlfeilt, directen Vortheil; mittelbar kömmt 
ihm die raschere Entwicklung des Gewerbfleisses und Unterneh- 
mungsgeistes zu Statten. Am meisten und unmittelbarsten gewinnen 
die arbeitenden Classen bei der Fortbildung der directen Besteue- 
rung, und doch wird dies gewöhnlich verkannt. Man hült wohl 
^ar den Arbeiter lUr so beechrtüikt, zu glauben , dass er für eich 
und seine Familie lieber zwei Gulden indii-eot in seinem Aufwände, 
weil er solches nicht merke , des Monats , als einen Gulden direct 
des Jahres steure. Wer hat nicht erfahren , dass es einflussreiche 
Personen in allen LSndern gibt, die keinen Anstand finden, dem 
- Arbeiter Brod und Sak, Bier und Tabak, kurz Nahrung, Kleidung, 
Wohnung durch St^iem mittelbar zu Tertheuem, die dagegen 
eine heilige Scheu tragen und sich in den Mantel der Philanthropie 
liUUen, wenn es gilt, den Erwerb desselben Arbeiters direct mit 
der massigsten Steuer zu belegen. Nirgends sonst, wie hier, macht 
sich auf finanziellem Gebiete die falsche Humanität breit, d. h. 
«4ne solche die am unrechten Orte philanthropisch sein will. Bm 
gerechter Vertheilung der Abgaben werden auch die ai-beitenden 
Classen den auf ihren Erwerb fallenden Theil leicht aufbringen. 

Dann eben bestehen die beiden specifischen Vorzüge der 
directen Steuern, dass sie bei zweckmässiger Veranlagung es einer- 
seits ermög^chen, die Abgabenlast dem Steuervcrmögen der Ein- 
zelnen unmittelbar anzupassen, und dass andererseits ihre Verwal- 
tung die geringsten Kosten, Unbequemlichkeiten, Hemmnisse imd 
Störungen vwursacjit. Und je zweckmässiger ihre Einrichtung, je 
garecliter ihre Grundlagen sind , desto mehr vereinigt dee Steuer- 
system mit diesen beiden Vorzügen auch noch den weiteren grosser 
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Stebüität und zugleich grosser Glaslicität. In der Forderung zweck- 
mässiger directer Besteuerung beSen mithin alle Interessen, Sffent- 
liclie und privatliclie, ZQBiuiimen. 

Wie nun aber soll man dieser Forderung gerecht werden ? 
Durch eine änzige Finkommenssteuer, die alles IJinkonimen in der 
Hand des Steuerpflichtigen unterschiedslos trifft, kann es so wenig 
geschehen, als durch die getrennte Besteuerung der Elemente des 
Volkseinkommens. Eine rationelle Gesetzgebung liat gewiss zwar 
auf eine verhältnissmäasige Besteuerung jedes dieser Elemente hin- 
zuwirken, nur in ganz directer Weise ist es nicht zu erreichen; 
dem widerstreben praktische Schwierigkeiten, weil jene Elemente 
sich in der Wirklichkeit selten getrennt, oder in ihrer vollen Rein- 
heit zeigen , vielmehr sich in Folge der auf den Productionsertrag 
zustunmenwirkenden Factoren als mannigfach verbunden und durch- 
sehlungen darstellen. 

Der Arbeitslohn entspringt aus der auf WerthschafFung (Pro- 
duction) gerichteten Anwendung der dem Menschen persönlich 
eigenthümlichen Kärper- und Geisteskräfte in einem bestimmten 
Zeitabschnitt. Die Erhaltung dieser Kräfte in dem Zeitabschnitt er- 
fordert/einen gewissen Aufwand, macht Ausgaben nöthig, welche 
sich den erzielten Früchten der Arbeit gegentiberstellen. Der fUr 
die Besteuerung greifbare Vermögenserwerb mittels Arbeit kann 
also nur aus dem Mehrbetrag der erzielten Früchte über den wäh- 
rend ihrer Erzielung gemachten nothwendigen Aufwand bestehen. 
Dieser Üeberschuas im Lohn erst ist die wirkliche durch keine 
Ueberwälzung versiegende Steuerquelle bei der Arbeit. So gewiss 
dies, so schwer ist es doch, diesen Ueberschuss als reines Arbeits- 
product au bestimmen, nicht blos wegen der schwankenden Grösse 
des Aufwandes, sondern weil auch der Erwerb des Arbeiters selten 
ohne jede Beihilfe von Werkzeugen , also von Capital und anderen 
Productivkräften geschieht, der Lohn mithin in der Regel Zins- 
und Kenten-ESemente in sich birgt. 

Auf seine Theilnahme an der Produclion nicht blos mit seiner 
Fwson, sondern ebenso auch mit seinem Besitze, gründet Jeder 
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eeinea besondern Anspruch aa dem Erfolge derselben. Das erübrigte 
oder sonst vorhandene Vermögen nimmt aber in der werbenden Gü- 
terwelt eine selbstst&ndige Katur an. Es haftet nidit unzertrennlich 
an der Person, die es gesammelt, sondern ist^bertragbar. Insofern 
es nun als Capital zur Erhöhung des Erfolges der menschlichen 
Thätigkeit, es sei in der Urproduction , es sei in den Gewerben 
oder im Handel angewendet wird, hat es auch Anspruch auf An- 
theil an dem durch seine Mitwirkung vermehrten Einkommen der 
Gesellschaft. Die Grösse dieses Antheils regulirt sich durch die 
Höhe des Zinsiusses. Ist dieser Ertrag des Capitals auch mit keinem 
gleichzeitigen persönlichen Aufwände verknüpft in der Weise, wie 
solches beim Arbeitslohne der Fall , erscheint er gleichwohl nicht 
nach seiuer ganzen Grösse als reines Einkommen, er hat einen 
grösseren oder geringeren Beisatz von Capitalersatz und A^secu- 
ranzpr&mic und vermischt sich mit Lohn-, ja oft mit Benten-Be- 
standtheilen. Erst der nach Abzug dieser Theile verbleibende reine 
Capitalertrag ist, jedoch nur im absiracten Sinne, die wirkliche 
Steuerquelle bezüglich des Capitals, welche eine durchgreifend 
und proportional aufgelegte Abgabe nicht weiter ableiten kann. 
Allein eben diesen reinen Capitalsertrag aus allen seinen Ver- 
Echlingungen im Güterleben auszuscheiden und fiir sich zu ermit- 
teln , alle im Staate mittelst gerichtlicher Hypotheken und ohne 
solche angelegte, in Liegenschaften, Häusern, Gewerben, Handel 
und Effecten werbende Capitalien überhaupt nur ohne Ausnahme 
zu erreichen und der gleichen Steuerlast zu unterwerfen ist wieder 
praktisch unmöglich. Gerade in dieser Unmöglichkeit aber liegt 
die Gefahr <üner besonderen relsdv hochgegriffenen Capitalzins- 
ateuer, zumal in einem capitalbedürftigen Staate. TiiSt wirklich die 
Capitalzinssteuer nur einen TbeÜ dieser Einkommenquelle , oder 
trifil sie dieselbe nicht gleichm&ssig, so wird der Capitalbesitzer 
zunächst sein verfugliches Capital entweder da anlegen, wo es vpn 
der Steuer mehr vei'schont bleibt, oder er wird ihm nur unter der 
Bedingung eine von der 8.teuer vollbelastete Verwendung geben, 
das8 der Schuldner einen ebenso viel höheren Zins oder der Kutz- 
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niesser eine ebenso viel gröseerc Miethe zahlt Ee bleibt danii daher 
die Steuer auf dem Capitalisten nicht haften , sie irird entweder 
Termieden , indem gewissen naturgemifsBen Verwendungsarten das 
Ctpital sich entzieht, oder sie wird ganz oder theilweis auf den 
Schuldner, Nutzniesser etc. tiberwälzt. Hieran sollten sich die 
übrigen Producentenclassen, insbesondere die Grundbesitzer, wohl 
erinnern, wenn man ihnen das Bild einer hohen Capitalrentensteuer 
zu ihrer eigenen Erleichterung verlockend rorzumalen sucht. Denn 
Steuern, welche zuletzt Allen das Capital rertheuem, wirken dooh 
am ijachtheiligsten auf das Interesse der Grundeigenthtimer zurück, 
nicht blos weil sie das Capital, dessen süt selbst bedürfen, höher 
verzinsen müssen , sondern weil der grössere Zins auch die Preise 
der Gewerbe- und Handelswaaren erhöht, ihnen also den Gebrauch 
und Aufwand daran vertheuert, während die Preise der landwirth- 
schaAlichen Erzeugnbse dadurch nicht ebenfalls gesteigert werden, 
ebenso tritt die Bodenrente sehr selten oder nie in ihrer 
Reinheit, sondern gewöhnlicli mit Capitalzins, auch mit Lohn and ■ 
Untemehmei^winn verbunden hervor. Sie fliesst eben aus der 
Mifwirkung, welche die in bäschrSnkter Menge vorhandenen und 
deshalb tauschwerthen Naturfactoren, Grund und Boden, an dem 
ganzen Productlonserfolge der Volks wirtjhschaft leisten , ihren Ei- 
gentbümem zu. In wekher Richtung die Mitwirkung der Boden- 
fläche geschieht, ob in Garten-, Feld- oder Waldcultur, in Berg- 
werken, Steinbrüchen, Tor%ründen, Bleich- oder Zimmerplätzen, 
Baustellen etc., ist im Grunde Bir das Wesen 'der Grundrente 
ganz gleicbgildg. Lediglich auf dem susschliesalichen Besitze von 
Grundflächen und der Verschiedenheit des Benützungswerthes der- 
selben beruhend, bestimmt sie sich zwar im Allgemeinen durch 
den Mehrbetrag des mit ihrer Hilfe gewonnenen Ertrages über 
alle dabei aufgewendeten Kosten, Zinse, Löhne et£. Alldn selbst 
in den einfachsten bestimmten Fällen ist sie itir sich schwer zu er- 
mitteln, wie viel z. B. bei Gebäuden von deren Beinerträgen als 
Zinsen auf das darin verwendete Capital, wie viel als Rente auf die ' 
Grundfläche entfällt. Und wie verschieden ist das Verfaältniss der 
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Bodenrente za den übrigen mit ihr verbundenen Elementen der 
Reinertrage, je naclidem die GrruaMScbe der Feld-, der Wald- 
wirthschaft dient, oder zy Bauplätzen etc. verwendet wird! Die 
Praxis bat daher sogar darauf verzichten müssen , die Grundrente 
nur überall durch dieselbe Steuer mit zu treffen. So gewährt z. B. 
sowohl bei der Cataetrirung als auch bei der Steuerbemessung eine 
eigene Behandlung der Rente von Bauplstzen und ihre gleichzeitige 
Ei&Bung mit den correspondir^nden Capitelzinsen durch die Gte- 
bäudesteuer eine wesentliche Erleichterung und grössere Sicher- 
heit in den Resultaten. So wird selbst, z. B. von Umpfenbach, 
. empfohlen auch die Rente von forstwirthschaftlich benutzten Boden 
mit einer besonderen Schazang (Waldetener) zu treffen, wegen 
der dajin vorherrschenden Capitalzinsen, und weil man sonst leicht 
die Erträge zu anderen Zeiten, als sie wirklich verfliglich werden, 
zur Besteuerung heranzieht.*) 

Yielleicht noch grössere Schwierigkeiten dürfte die Ermittlung 
des reinen Untemehmergewinns darbieten, d. i. des Erfolges jener 
Kraft, welche auf eigene Gefahr die anderen productiven Factoren 
auf ein gemeinschaftliches Ziel richtet. Dieser Erfolg ergibt sich 
erst aus dem Ueberschuss des Erlöses bei der Verwerthung eines 
Productes Über alle bei der Production gemachten Auslagen, die 
an Arbeiter, Capitalisten und Grundeigenthümer bestrittenen An- 
theile mit eingeschlossen. Hier fehlen die Anhaltspuncte in der Regel 
unl so mehr, als die Unternehmer selbst gewöhnlich keinen Anlass 
finden, im Gesammtbetrage ihres Einkommens den Theil, der 
ihnen als Unternehmer zukommt, von dem, welchen sie in anderer 
Eigenschaft beziehen, zu unterscheiden. 



*) Hieraof kann iadsM aacb bei der Omndgtener ftflcfc*icht genommen 
werden. Die Annahme übrigens, der Waldertarag sei gsns vorwi^end C^i- 
ta]iinR mit blas beigemischter Ornndrente and etwas Arbeitalohn , bernlit 
auf der Piction, die während der Umtriebeieit nicht bezogene Rente sei ein 
mit Zins anf Zins angelegtes, sich bis snr Hanbarkeit im Hakwerth fort 
and fort erhöhendes- Capital. 
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So wünsch enBTrertb es mithin vielleicht wäre, die verschie- 
denen Arten des Einkommens je mit Rücksicht auf die ihre Ent- 
stehung und Vermehrung beberrscbenden Gesetze getrennt zu 
behandeln , so kann man doch unmittelbar durch ein System ele- 
mentarer Steuern nicht zum Ziele gelangen, weil eben die Analyse 
der Erträge der wirthschaftlich vereint wirkenden Producdvkräfte 
meistens nur zu Abstractionen liihrt, deren Anwendung auf die 
einzelnen Fälle voll Haarspaltereien wäre, und deren Richtigkeit 
sich durch die Erscheinungen des wirkliohen Lebens nicht einmal 
controliren Hesse. Gleichwohl muss eine rationelle Steuei^esetzge- 
bung die verschiedene Natur der Einkommenquellen scharf im Auge 
behalten und darnach streben, in ihrer Gesammtwirkung doch zu- 
letzt jede Einkommensart ihrem Wesen und ihren Bedingungen 
entsprechend zurBedeckung des Staatserfordemisses herbeizuziehen. 
Sie darf, wenn sie sich aus praktischen Gründen entscbliesst die 
Erträge als solche ungetheilt und auf stabiler Grundlage zu erfassen, 
nicht übersehen, dass während der Arbeitslohn auf persönlicher 
Leistung, der Capitalszins auf Ersparniss beruht, der Zinafuss aber 
in Folge der Culturfortschritte sinkt, die Bodenrente hingegen, 
abhängig von den allgemeinen Gulturzuständen , nach Massgabe 
des Anwachsens der Bevölkerung, des Fortschrittes von Gewerben 
und Verkehr, selbst des Sinkens des Zinsfiisses steigt. Sie darf 
endlich nicht vergessen , dass der Capitalszins als die Frucht einer 
die Arbeit und Betriebsamkeit des ganzen Landes fördernden 
Kraft erscheint, die weder an eine Person, noch an einen beson- 
deren Wirthschaftszweig unlösbar gebunden , heute hier, morgen 
dort eingreift, die sich selbst dem einen Lande entzieht, um sich 
in einem anderen einzubürgern, und die daher nicht mit plumper 
Faust behandelt werden soll. 

Darin also, dass sowohl die Ermittlung der Grösse des ft-eien 
und reinen Gesammt-Einkommens eines Jeden, als noch mehr 
auch die Analyse der elementaren Bestandtheile desselben auf 
unüberwindliche Schwierigkeiten stösst, liegt der tiefere, wenn- 
gleich nicht immer bewusste Grund, wM'um Praxis und Theorie 

atkin'g SMoenrgfonD. B 
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anfänglich von der uamittelbaren Beatcuening des concreten peraöa- 
liehen EinkommeDS Überhaupt Umgang nehmen und sich an den 
greifbareren Wirthschaftscrtrag als solchen halten; warum ferner 
die Bedecicung des wachsenden StaatserfordemisBes, ausser in indi- 
recter Weise, lange Zeit hindurch lediglich in der Ausbildung und 
Erweiterung solcher Ertragssteuem gesucht und gefunden wird. 
Der sachliche Productions-Ertrag schlechthin ohne alle persönliche 
Beziehungen zu den verschiedenen mitwirkenden Producenten auf- 
gefasst, ist in den meisten Fällen eine verhältnissmSsstg leicht zu 
ermittelnde, jedenfalls be^mmbnre Grösse und darum auch am 
ersten einer proportionalen Schazung zugänglich. Am greifbarsten^ 
sichersten und bequemsten aber stellen sich dafUr zunächst jene 
Erträge dar, welche gleichsam an feste, Veränderungen wenig 
unterworfene Objecte, wie Grundstücke und Gebäude, geknüpft 
sind; und hierauf sowie auf der eigenthümlichen Natur der mit 
alben Culturfortschritten sich erhöhenden Bodenrente beruht we- 
sentlich die frühzeitige Ausbildung der Realsteuera. Hieran reiht 
sich allmälig die directe Besteuerung von Erträgen gewerblicher 
Production, Handwerken , Fabriken , Gewerken und anderer Un- 
ternehmungen, bei welchen das bewegliche Capital und die Arbeit 
mit dem Unternehmungsgeist die Hauptrolle übernehmen. Unter 
verschjedenen Namen fasst man sie häufig als Personalsteuem zu- 
sammen, obschon sie, wie die Realsteuepi, den reinen Ertrag 
überhaupt, wenn gleich hier in der Regel minder genau als dort 
belasten. Thatsäcblich wird übrigens bei den Realsteuem unmit- 
telbar die Bodenrente in erster, der Capitalzins in zweiter Linie 
getroffen, während bei den sogenannten Personalsteuern unmit- 
telbar Untern ehmergewinn und Capitalzins in erster, Arbeitslohn 
in zweiter Linie der Regel nach herangezogen wird. 

Eine sichere Gewähr dafür , dass diese Haupturtragssteuem, 
unter Nachhilfe der ausgleichenden Ueber- und Rückwälzung, die 
Einkommens-Elemente wirklich nach ihrer Grösse und ihrer Natur 
entsprechend treffen, besteht nun zwar njcht. Man darf jedoch an- 
nehmen, dass, zumal wenn sie von Ursprung au massig und 
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zweckmässig umgelegt sind, «nd'nur lungere Zeit hindurch uDver- 
Sndert fortbestehen, dieses Ziel &nnähemd erreicht werde, und 
«war je länger dteto mehr. Die relative Stabilität derEr- 
tragseteuern ist mithin, charakteristisch genug, eine 
wesentliche Bedingung ihrer Yerhältnissmü&sigkeit. 
Hierauf aber beruht anderseits eben ihre Unfähigkeit , einem rasch 
anwachsenden Staalserfordemiss für sich allein zu genügen. Sie 
besitzen insbesondere dann nicbt die heutigen Tages erforderliche 
Elasticität, wenn sie sich lediglich noch auf Erfassung der Ertrüge 
des Kealbesitzes und selbstständiger Wirthscbaften beschränken, 
mithin das Einkommen vieler Prodncenten, wie Arbeiter niederer 
und hSherer Kategorie, blos ausleihende Capitalisten etc., gar 
nicht direct, sondern hÖcIiBtens nur mittelbar durch Ueberwälzung 
berühren. Auf eine relativ beschränkte Anzahl von Steuerträgern 
umgelegt, treffen sie diese nur um so härter, und muss sich den- 
selben daher jede Erhöhung der Steuern doppelt empfindlich 
machen. Der Steuerträger muss die grössere Steuer sofort entrich- 
ten, während dieUeberwälzung eines aliquoten Theiles der Steuer- 
erhöhung auf seine Hilfsproducenten oder auf die Consumenten 
jedenfalls längere Zeit erfordert, vielleicht ganz unmöglich ist. Und 
weil die einseitige Steuererhöhung sich mehr oder minder fest an 
ein bestimmtes Object, reales oder Gewerbs-Besitzthum knüpft, 
verliert dieses dadurch zugleich an Kaufwerth, und ihm wird nicht 
blos sein Reinertrag sondern auch sein YermSgen geschmälert. 

Diesen Uebelständen vrird zum grossen Tbeil dadurch abge- 
holfen, dass man die Ertragssteuem nicht mehr auf die Erträge aus 
Bealbesitz, wirklichen Einzelvrirthschaflen und Erwerbsuntemeh- 
mnngen beschränkt, sondern auf den Ertrag aus jeder Art von 
Besitzthnm, auf den Erwerb aus jeder Art von Geschäften, Han- 
taerui^en und Dienstleistungen ausdehnt^ gleichviel ob Erwerb und 
Einkommen ursprüngliche oder nur abgeleitete sind. Ein solche 
Erweiterung liegt, sofern jeder Erwerb sich zuletzt auch als Ertrag 
von Arbeit oder Besitzthum darstellt, und jeder selbstständig Erwer- 
bende principiell auch als steuerpflichtiges Subject gelten muas, 
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ganz in der Natur der Dinge begründet Eine rationell fortschrei- 
tende Steuergesetzgebung mnse überhaupt, schon um eine möglichst 
breite Steuerbasis zu gewinnen, auf welcher ^eine Erhöhungen 
des Steuerfusses schon grosse Wirkungen hervorbringen, darnach 
streben, alle Producentenclassen , jeden Erwerbenden, Jeden der 
überhaupt ein s«lbststfindiges Einkommen hat, in ii^ndeine seinen 
Verhältnissen angemessene directe Berührung mit der Besteuerung 
zu bringen. Indem sich hierdurch die Zahl der directen Steuer- 
. träger i wenngleich groasentlieils nur der minder vermöglichen, 
vermehrfacht und jede Steuererhöhung sofort allseitig sich ausdehnt 
und direct vertheilt, aJso zu dem Ende nicht erst auf die sich 
bethstigende Macht der Ueberwälzung zu warten braucht, gewinnt 
das Syst«m der Ertrags- und Erwerbssteuem an Gerechtigkeit 
und Billigkeit, an Elasticität und Brauchbarkeit. 

Diese auf jeden persönlichen Erwerb und Renlenbezug sich 
ausdehnende Besteuerung, wennschon in mancher Beziehang der 
Einkommensteuer näher und den Uebergang zu derselben vermit- 
telnd, muss gleichwohl die Natur der Ertragssteuer festhalten. Sie 
hat die Bestimmung, jeden durch die Real- und Gewerbesteuern 
nicht unmittelbar getroffenen Erwerb und Kentenhezug in das 
System der Ertragsbesteuerung direct einzfibeziehen , dasselbe 
gleichsam über alle Steuerfähigen auszudehnen und es dadurch 
zugleich einträglicher, billiger und elastischer zu machen. Sie soU 
also dieses System in dauernder 'Weise ergänzen, nicht 
aber etwa vorhandene Ungleichheiten in der VertheÜung der Ab- 
gaben ausgleichen oder für ausserordendiche Bedürfhisse aushelfen, 
wie solches eine wesentliche Angabe der reinen Einkommensteuer 
sein wird. Indem sie den von den übrigen Ertragssteuem nicht direct 
herangezogenen Arbeits-Erwerb und gewisse selbstständige Renten- 
bezüge zum wesentlichen Objecte hat, diese Beträge aber von sehr 
verschiedener Grösse sind, wird sie füglich zwar mit der Grösse der- 
selben nach Classen zunehmen, ohne jedoch in eine eigentliche 
Procentualsteuer , wie die vom reinen Einkommen, überzugehen. 
Indess wird auch das so vervoUkommte System der Ertrags- 
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steuern bei den rascii gestiegenen uud wechselndea Staatsbedürf- 
iiissen für eich heutigen Tags nicht mehr ausreichen. Die ihm, bei 
noch -so radonellen Grundlagen, zumal in einem grossen Keiche 
stets anhaltenden natürlichen Unebenheiten linden ihre Ausglei- 
chung nur sehr allmälig bei unverändertem Fortbestande. Diese 
Ausgleichung wird gestört, die alten Schäden brechen wieder au^ 
die noch vorhandeQen Ungleichheiten yergrössern sich und be- 
wirken neue empfindliche Vermögenaänderungen , wenn das Er- 
tragssteuersystem auf den gegebenen Grundlagen plötzlich stark 
angespannt werden muss, wie die Erfahrung in Oesterreich zur 
Genüge lehrt. Das System der Ertragssteuern soll daher-nur das 
stabile Hauptelemcnt, die feste breite Basis der directen Besteuerung 
bilden und folgerecht in seinen wesentlichen Grundlagen für eine 
längere Periode festgestellt werden , nach deren Ablauf erst eine 
umsichtige Revision derselben und vorzugsweise im Zusammen- 
hange damit eine neue Feststellung des Steuerfusses einzutreten 
hat. . Das Maximal -Erträgniss dieser Steuern soll demnach das 
Minimal-Erfordemiss ah directen Steuern in gewöhnlichen güu- 
stigeo Zeiten keinesfalls übersteigen, höchstens erreichen. Grössere 
tmd ausserordentliche Staatsbedürfhisse dagegen sind auf dem 
Wege der eigentlichen Einkommenbesteuerung, das heisst der 
Procentualsteuer vom freien reinen Einkommen selbst aufzu- 
bringen. 

Bereits im vorigen Abschnitt hab' ich ein auf Steuerausglei- 
chung bezügliches wichtiges Moment hervorgehoben , Welches fiir 
ein System combinirter Ertrags- und Einkommensteuern zumal dort 
spricht, wo alle Ertragssteuern seit Unger Zeit bestehen. Diese 
Steuern berücksichtigen nämUch ihrer Natur nach die persönliche^ 
Schuldverhältnisse und die kleinen freien Einkommen entweder gar 
nicht, oder nicht nach Gebühr. Zudem kann eine wichtige Ertrags- 
steuer, die von den Zinsen aus Darleben , ohne Bücksicht auf die 
Schuldverhältnisse gar nicht der Gerechtigkeit entsprechend durch- 
geführt werden, weil sonst die verschuldeten Besitzer indirect über- 
mässig belastet würden. Die reine Einkommensteuer verlangt nun 
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aber ihrer Natur nacti bei ErmitteluDg des freien Einkommens die 
genaueste Abtragung aller Activen und Passiven im Yermögena- 
etandc der einzelnen Person. Entspricht daher der Steuerfue« der Ein- 
kommensteuer nahezu dem der Zinscrtragseteucr, so genügt es, die 
Scbuldidnsen bei der individuellen EinschKzung zur Einkommen- 
steuer einfach in Abzug zu bringen, um eine billige Ausgleichung 
mindeateos gegenüber der Zinsertragssteuer zwischen freiem und 
' verschuldeten Besitz zu bewirken. In diesem Zusammenhange 
bedingt die Zinsertragssteuer gcwissermaasen die allgemeine Ein- 
kommensteuer, weil sonst jede Ausgleichung fehlte, so lange 
mindestens die Ertragssteuem auf die Schuldverbältnisse nicht 
. achten. Das Gleiche gilt in Bezug auf die kleineren Einkonomen, 
welche sich gleichfalla bei der Einkommensteuer ohne Schwierigkeit 
gebührend bei-Ucksichtigen lassen. Hierin offenbart sich gerade die 
vielfach ausgleichende Natur der Einkommensteuer, die mit Er^ 
tragssteuem einheitlich verbunden wird. 

Ueberhaupt, so wenig die Einkommensteuer unter Aufhebung 
aller älteren Steuern sich dazu scliickt , den gesammten durch Ab- 
gaben zu deckenden Staatsaufwand aufzubringen, weil der Weg noch 
gefunden werden soll, auf welchem jeder Staatsbürger unmittelbar 
nach Mass seines freien Einkommens zu den Staatslasten herange- 
zogen werden kann; so sehr ist sie combinirt mit 4en Ertragssteuem 
bei zweckmässiger Veranlagung geeignet, vorhandene Lücken in 
Besteuerung und Einnahmen auszufüllen, den Weg zu weiteren 
Steuerreformen zu ebnen, Ausfalle im ordentlichen Budget zu 
decken und selbst ausserordentlichen Ansprüchen mit der grösstca 
Spannkraft zu genügen. Wie siq die besten Handhaben dazu bietet, 
um diejenigen, welche bisher durch die Steuern entweder gar nicht 
oder nur unverhöltnissmässig schwach getroffen waren , in die Be- 
steuerung wirksam hereinzuziehen, wie sie der Hebel und die Baäs 
werden kann zu den durchgreifendsten Umbildungen auf dem 
Stenergehiete , zeigt sich in England, wo freilich die Emkommen- 
steuer unter eigenthümlichen Bedingungen in eigener Weise durch- 
geführt ist. 
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Auch in Oesterreich hat die EinkommeDsteiier vorzugsweise 
die grossen, aus Indoatrie und Handel fliessenden EinlcoDUDen aua- 
gleichehd heranziehen wollen, diesen Zweck aber, wie andere, 
aps verschiedenen Gründen nur unvollkommen erreicht. 

Der G-esetzgebung und Finanzpraxis wird es überhaupt oft 
schwer, die Ertrags- von der Mnkonunensteuer immer gehörig za 
unterscheiden undjedeSteuer bei ihrer eigentiichenKaturconsequent 
festzuhalten. Manchmal sieht man eine Steuer zwischen beiden hin- 
und herschwanken, bald im Wesen der einen, in der Form äet 
anderen angehören. So die Coaponssteuer, die als Einkommensteuer 
eingefUhi-t (und aus dem oben angeführten Grund mit dieser auch 
in einem gewissen natürlichen Zusammenhange), in Oesterreich 
doch durchaus und selbst in England zum Theil als Ertragssteuer 
thatsäclilich behandelt wird. Auch in Bezug auf die finanzpolitische 
Behandlung von Personen und YennSgensverhältnissen , sofern 
selche mit dem Ausland in Beziehung stehen, stösst man oft iiuf 
schwankende Principien und Inconsequenzen, welche durch eine 
strengere Unterscheidung der beiden Besteuerungsarten vennieden 
werden könnten. Zumal beim combinirten System muss man sich 
über die unterscheidenden Merkmale derselben und ihr Terbältniss 
zu einander klar sein. 

Die Ertragssteuem, der Schwierigkeit überhebend das Ein- 
kommen in seinen verschiedenen Stadien als rohes, reines und 
freies in der Hand des Einzelnen zu ermitteln, gehen den einzelnes 
Ei-tragsquellei) in den verschiedenen Einzelwirthschaften und selbst 
deren Bestandtheilcn und Factoren nach, dem Grundstück, dem 
Gebäude, dem Geldcapital, dem Gewerbe, weiter auch dem Amt 
und Dienste, und fassen jedes einzelne Ertragsobject bei seiner 
Quelle in der Person des Trägers ganz ohne Rücksicht darauf, wie 
sich das Einkommen dieser Person im Xlebiigen gestaltet. Als 
Grundlage für die Steuerbemessung der aus jenen Qudlen fliessen- 
den Beinerträge benützen sie gevrisse Elemente, nach welchen die 
Grösse iJe8 Ertrags sich zu richten pflegt, beim Boden z. B. die 
Aasdehnung und Güte nach Classen, oder den Verkaufs- un4 
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Pachtwerth, bei den GeMuden die Zahl der Wolmräume, Stock- 
■werke, Fenster, Thüren, oder'den Miethwerth, bei den Gewerben 
die Art und Zahl der Hilfsarbeiter , Maschinen etc. , oder auch 
Scbäzungen des durchsclmittlicben mittleren Ertrags neben dem 
kleioBten. Die Grund- , die Gebäude- , die Zins- , Gewerbe- und 
Lohnsteuer, jede belastet den betreffenden Ertrag für sich , ohne 
Kiicksicht darauf, ob der Träger noch sonstiges Acüv\-enuögen 
und Bezüge, oder ob er Passiva, Schulden hat, ob der Steuer- 
gegenstand, das Grundstück, das Haus, das Gewerbe verschuldet 
ist oder nicht. Die Einkonmiensteuer hingegen bezieht sich immer 
auf das Gesammteinkommen einer Person, auf alle in ihrer Hand 
.sich vereinigenden Einzelerträge nach Abzug jedoch der darauf 
haftenden Schulden, Lasten, Steuern etc. 

Die Ertr^gesteuem nehmen ihrem Wesen nach, um den Cha- 
rakter ihrer allgemeinen bleibenden Giltigkeit festzuhalten, so wenig 
als auf die Activ- und Passivposten, auch auf die persönlichen Ver- 
hältnisse des Pflichtigen Rücksicht, üb er im In- oder Auslande wohnt, 
Staatsbürger oder Fremder ist, ob die Kosten seines Lebensunterhalts 
gross oder klein, davon bestritten werden oder nicht. Sie behaupten 
eben eine allgemeine objective Gütigkeit, frei von allen persön- 
lichen und Neben- Verhältnissen. Ohnehin fehlt häufig jeder innere 
Zusammenhang z. B. zwischen dem Gruiidstück und dem darauf 
hypothecirten Capital, das vielleicht in andere Gewerbe, Geschäfte, 
oder zu Genüssen, oder zur Abzahlupg des Kaufschillings verwendet 
wurde. Wo jedoch die Schuldcapitalien zur Erhöhung des Boden- 
ertrags oder zur Verbesserung des Fabriksbetriebs oder sonst zur 
Erwerb'serhöhung verwendet viiirden, da tritt der gewöhnlich längere 
Zwischenraum zwischen den Revisionen der Ertragssteuera in der 
Regel ausgleichend ein, indem mittlerweile entweder gar keine Er- 
höhung der Ertragssteuer stattfindet, oÜer fiJls eine solche doch ein- 
tritt, jedenfalls die Steuergnindlage, nach welcher sich die Steuer 
verliheilt, unverändert bleibt trotz des inzwischen steigenden Ertrags, 
mithin die Schuld durch den grösseren Gewinn um so leichter 
amortisirt werden kann. Eben so sehr entspricht es anderseits der 
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Natur der EiDkommeaeteuer, alle jene Verschiedeabeiten in den 
persönlichea Yerhältnissen zu berücksichtigen, gleichsam auch den 
subjectiven Momenten von Jahr zu Jahr Geltung zu schaffen. 

Die Ertragseteuern behaupten ihren Charakter allgemeiner 
Objectivität auch gegenüber dem Staatseigenthum. Rationeller 
Weise soll der Staat mit allem seinem Ertrag gebenden Privatver- 
mägen, ganz -wie jedes andere, den Ertragssteuem unterliegen, 
schon um einen richtigen Massstab sowohl für diesen Ertrag als für 
die Steuer zu gewinnen, ferner um die mitwerbendeo Privaten ver- 
möge eines künstlichen Vorsprungs nicht zu drücken; auch um die 
entsprechenden Beiträge dem Frovincial- und Gemeindebedarf 
nicht ungerechtfertigter Weise zu entziehen. Hingegen wäre es 
völlig zwecklos und widersinnig, den Staat mit der Gesammtheit 
s^er derartigen Privateinkünfte, wie den Privaten, formell auch 
zur Einkommensteuer heranzuziehen, die ja weder auf den Werth 
der Eigenthums-Objecte, noch auf die Vertheuerung der Produc- 
tion einen unmittelbaren Einäuss äussert. Ohnehin verwendet der 
Staat die gesammten ßein^Mräge aus seinem Eigenthum zu den 
öffentlichen Zwecken, er behandelt dieselben ganz ohne Abzug, 
gleichsam als Einkcmmensteuer. Ebenso kann kein Zweifel sein, 
dass Stiftungen, auch wenn deren Zwecke solche eind, ftir die der ' 
Staat, wenn kein StifiungsvermÖgen vorhanden wäre, selbst ein- 
zutreten hätte, den Ertragssteuem unterliegen müssen. Hier wird 
ihre Heranziehung sogar zur Einkommensteuer der Regel nach sich 
empfehlen. Lieber gewähre der Staat solchen Stiftungen ange- 
messene Zuschüsse, damit der Zweck und die Rechnung klar 
werden *). 

Die Combination der Ertragssteuem mit der Einkommensteuer 
g^bt auch die natürliche Lösung der Frage: wie es mit der Be- 

*) Im Grunde Bollten, im IntereaBe der OrdnuDg, der Klarheit und 
Ein^tiheit, auch npi HlaBbräucbe abzuhalten , alle Befreinngen von 
Steuern und Gebühren ohne Ausnahme aafhttren. Hock huldigt der 
gleichen Aneicht. 
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Steuerung der im StaatsgeE>iete besitzenden und erwerbenden Frem- 
den, oder der auggerbalb des Staatsgebiets besitzenden und erwer- 
benden Staatsangehörigen zu halten sei? Hier kommen alle drei 
Grandformen der Besteuerung je nach der Manifestation des Ein- 
kommens als Ertrag oder als freies persönliches oder aJs Yerwen- 
dung in Betracht. Zweifellos ist jedes Einkommen dem Besteue- 
rungsrecht des Staates mittelst Ertragssteuern unterworfen, in 
welchem es erworben, und mittelst Verwendungssteuern, wo es 
verausgabt wird ; denn diese Abgaben trelfen das Object, gleich- 
viel, ob dessen Besitzer In- oder Ausländer ist, im In- oder Aus- 
lände, lebt. Jedenfalls also mit das von Ausländern, im Inland 
erzielte Einkommen als Ertrags und die von ihnen im Inland vor- 
genommenen Verwendungen als Verbrauch unter das' heimische 
Besteuerungsrecht Eben so gewiss- steht das Einkommen, welches 
Inländer aus dem Auslande beziehen, zwar nicht als Ertrag, wohl 
aber als persönlich freies unter der Jurisdiction ihres Staats, unter- 
liegt also der Einkommensteuer; während umgekehrt das Einkom- 
men, welches auswärts lebende Ausländer aus ihrem im Inland 
angelegten Capital bezieben, zwar den Ertragssteuern, folgerichtig 
aber nicht der Einkonunenstener unterliegt. 

Die Widerspruche hiermit in der Finanzpraxis sind meistens 
Folge der Vennengung von Ertrags- und Einkommenbesteuerung. 
So bestimmt die gegenwärtige österreicbische Einkommensteuer, 
dass der hypothekarische Schuldner, welcher anstatt des Gläubi- 
gers die Einkommensteuer von den Zinsen (indirect) entricLtet, sich 
dafür durch Abzug des Steuerbetrags an den Zmsen bei seinem 
Gläubiger erholen kann, selbst wenn dieser ein auswärts wohnender 
Ausländer ist; letzteres wäre consequent, wenn die, Steuer von den 
Zinsen aus Darleben nicht als Einkommen-, sondern richtiger als 
Ertragssteuer bebandelt würde, wo dann nur noch die indirecte Er- 
hebungsweise zu bemängeln bliebe. Denn alsdaim sind die im 
Inland ausstehenden Darlehen des Ausländers folgerichtig eben ao 
gut mit zu besteuern, wie das dem Ausländer gehörige inländische 
Realbesifzthum und Gewerbe der betreffenden Ertragssteuer unter- 
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liegt, und wie umgekeiirt die Bezüge des Inländers aus seinen &us> 
wSrts gemachten Anlagen ertragsstcuerfrei sind. Die Zinssteuer 
dagegen als Einkommeosteuer aufgefasst, ist es eine Inconsequeoz, 
die Zinsen welche der Ausländer aus dem im Inland angelegten 
Capital bezieht, zu besteuern, oder die entsprechenden Bezüge des 
Inländers aus dem Auslande unbesteuert zu lassen ; denn diese Be- 
ziige gehören zwar zu dem Ertrage der fremden Yolkswirthscbaft, 
aber zu dem steuerpflichtigen heimischen Volkseinkommen, und 
ebenso umgekehrt gehören jene Zinsen zu den Erträgen der eige- 
nen Volkswirthschaft, aber zu dem Volkseinkommen der fremden. 
Es ist mithin nicht der Katur der Einkonmiensteuer entsprechend, 
wenn in Folge der österreichiscben Verordnung vom 28. April 1 859, 
welche bestimmt, dass'der Abzug der Einkommensteuer von den 
Staatszinsen „ohne Rücksicht auf die Eigenschaft des Besitzers und 
die Höhe des Zinsbetrages" zu bemessen sei, auch der ausländische 
Gläubiger der Couponssteuer unterzogen wird. Hierduch wurde 
diese, der Be(juem]ichkeit und grösseren Einträglichküt zu Liebe 
(erfahrungsmässig entzogen sich der früheren Einhebung blos auf 
Grund von Bekenntnissen viele steuerpflichtige Zinsen), thatsächlich 
eine Ertragssteuer ; nur bei solcher gebührt es sich, an den Staats- 
caaeen beim Abzug der Steuer von den Zinsen keine Rücksicht auf 
die staatsbürgerliche Eigenschaft, den Wohnsitz und das sonstige 
Einkommen des Besitzers zu nehmen. Indess gibt es einige im 
Ausland abgeschlossene österreichische Staatsanlehen (aus denJah* 
ten 1849, 51, 52, 54 und 59), deren Zinsen ausnahmsweise „als 
im Auslande zahlbar, von der Einkonmiensteuer befreit sind." 
Hinwieder wird bei anderen, vertragsmässig auch im Ausland zahl- 
baren Zinsen, z. B. bei den in Frankfurt zahlbaren Silberooupons 
der böhmischen Westbahn-Prioritäten, die Einkommensteuer mittel- 
bar durch die Gesellschaft in Abzug gebracht. Derlei Widersprttchfl 
können durch die Trennung und genaue Unterscheidung der Zins- 
- von der Knkommensteuer leicht vermieden werden*). 



*) Hock Bcbeint TUr nuteracbiedlOBb Ueeuaening ailee auswärts geheo- 
deu Einkummtsne zu nein, uiigeavhtei Uouh Ueu Aueländei nicht aljeübtahf 
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Meines BedUnkens hat der Fremde alle Ertragesteuern von 
inländischm Objecten — sie betreffen Boden, Haus, Gewerbe, Ca- 
pital — ganz so wie der Inländer zu entrichten, weil sie keine 
subjectdren Rücksichten nehmen, die Einkonunensteuer hingegen 
nur dann, wenn er im Inland seinen Wohnsitz hat,' und auch dann 
nur von dem Einkommen, das er hier wirklich bezieht, das mithin 
in das Volksvermögen eintritt. Der auswärts lebende Staatsangehö- 
rige hat zwar gar keine Steuern von seinen ausländischen Erträgen, 
■wohl aber die Einkommensteuer von seinem Einkommen zu ent- 
richten, insofern dieses aus dem Inlande äiesst oder mit demselben 
in ii^ndeine Beziehung gelangt. 

Die englische, seit 1803 und namentlich seit 1842 immer 
mehr eingebürgerte E^inkommensteuer begeht ebenfalls die Incon- 
ee^uenz, die tiir jenes Reich freilich weniger zu bedeuten hat, dass 
sie, wie eine Ertragssteuer, in Bezug auf die Gläubiger zwischen 
In- und Ausländem keinen Unterschied macht und das Einkommen, 
welches Ausländer aiis England beziehen, wie jedes andere fasst. 
In ihrer, den eigenthümUchen Verhältnissen gemässen Veranlagung 
näherte sie sieh überhaupt der Form nach der Ertragsbesteuerung 
um so mehr, als solche dort so gut wie ganz fehlte, d. b. sie sah sich, 
wie diese, darauf hingewiesen, das Einkommen zunächst bei den 



fnteresBeD berühren. Kameotlick insofern die Steuer das aus dem Lande 
b«sogene Einkommen (oder, was aelbstrers ländlich, „die beaonderen vom 
Staat geleisteten Dienst«") inr Grundlage liabe, sei kein Grund vorhanden, 
in ihrer Umlage iwischen dem In- und AosUndeiMu unterscheiden. Nicht 
dem Staat, aus welchem der Fremde das Einkommen bezieht, sondern jenem, 
in welchen er es bringt, steht es zn, wenn er es für angemeseen findet 
(wie (. B. Balem und Freussen), dieses Einkommen von der Steuer eu 
befreien, denn dort empfange wenigstens das Volksvermögen eineh Zu- 
wachs, hier erleide es einen Verlust (trotzdem, dass das dargeliehene Capi- 
tal Arbeit nabrtT). Dagegen sei der im Ausland lebende Staatsangehörige 
, zwar der Personalsteuei-, nicht aber der Einkommensteuer zu nnterziehen, 
da der Staat auf seinen dortigen Erwerb keinen Einfluss übe. — Die hier 
m Tage tretende Unklarheit steckt blos in der Verwischung von Ertr^s- 
und Eänkommenbestenerong. 
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Quellen als Ertrag aufzusuchen; was die concentrirten entwickelten 
WirthschaftsTerhältoisse sowie die communalen Einrichtungen in 
England noch erleichtem. Das gegenwärtige englische Kinkonunen- 
steuer-Gesetz sucht beide Frincipien dahin zu vereinigen, dasa ea 
zwar den Reinertrag an der Quelle genau ermittelt und den ihn 
zunächst Beziehenden mit einem bestimmten Procentsatz trifft, das« 
es zugleich aber das individuelle 6esammte!nkommen berücksich- 
tigt und mittelst eines complicirten Systems von gestatteten Abzü- 
gen und Ueb er wälzungen das Ziel zu erreichen strebt, jedes steuer- 
pflichtige Subject mit dem gleichen Procentsatze geines concre- 
ten Einkommens zu treffen. Es lässt Gesammteinkommen unter 
100 Pf. St. frei und trifft solche bis 150 Pf. St. mit einem niedri- 
geren Procent. Dies wird auch bei der Besteuerung des £inkom- ' 
mens aus öflentlichen wie aus privatlicben Schuldzinsen genau 
berücksichtigt, hierin also die Natur der Einkommensteuer wieder 
gewahrt, indem dzs Gesetz die Zinsen prinoipiell nur insofern 
triff!:, als sie für gewisse Personen ein 'steuerpflichtiges Einkommen 
bildeh. Auf den Nachweis nämlich, dass ein Gesammteinkommen 
ein-schliesslich des aus Staatsfonds fliessenden unter 100, bez. 
150 Pf, 8t. bleibt, erhält Jeder die betreffende Rückvergütung für den 
Abzug der Steuer an den Staatszinsen bei deren Auszahlung durch 
die Bank*), Auch darin bleibt die Steuer ihrer Natur als Ein- 
kommensteuer getreu, dass sie die reinen Erträgnisse der von 
Engländern im Ausland ausgeliehenen oder sonst angelegten Capi- 
tale zur Versteuerung im individuellen Gesammteinkommen heran- 
zieht. Wenn indess wegen jener Form der Ertragsermittlung und 

*) Freilich, eine mOhBame, BchwerfSUige Sache! Ein eigenes Staats- 
amt hat die Reclamationea solcher Fereonen za erledigea, deren Einkom- 
meo durch Abzug bei der ersten Ertragsquelle, z. B, bei der Auszahlung 
von StaatBBch nid Zinsen, gegen das Gesetz ilbefhaupt oder zu hock getroffen 
ist. Die Zahl dieser Eeclamationen, grossentheils auf Rückvei^Utung der 
Steuer von Staatszinsen, war 1852: 81.996 und 1864 nach Ausdehnung 
der Stenerpflichtigteit auf Einkommen unler ISO Pf. St 100,705 — 1856 
«ogar 139:615. Vergl. Hock. 
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Einhebung Mancbe *) die englische Einkommensteuer nicht mehr 
als solche, sondern als System der Ertragsbesteuemng auffassen, 
80 geht dies meines Erachten» zu ^eit. Die jährliche Yeranlagung 
und grosse Beweglichkeit , die genaueste Ermittlung nicht blos der 
Reinerträge, sondern auch des reinen Gesammteinkommens in der 
Hand des Einzelnen, also die Zu^mmenrechnung der aus meh- 
reren Geschäften etc. etc. einer Person zuäiessenden £ezüge, der 
gleiche Steuerfiiss, die Berücksichtigung der Sehuldverhältnisae, 
die Befreiung und Erleichterung der kleineren Einkommen — das 
alles sind Mopente, welche ihr den Charakter der Einkommen- 
steuer vindiciren. Jedenfalls geht auf Einkommensteuer die Ten- 
denz des Gesetzgebers. Die Reinertrags-Ermittlung ist wesentlich 
nur ein Hil&mittel ihrer Veranlagung, welches sich schon durch 
die Ausbildung der Compiunal-Besteuernng wie von selbst darbot. 
Haben doch auch auf dem Conünent die Cataster fiir die einzelnen 
ErtragBsteuem immer wichtigere Handhaben und Behelfe zur rich- 
tigen Einschäzung in die Einkommensteuer zu bilden. Nur ist 
thatsächlich hier getrennt, was in England ein Steuergesetz mit 
einander verbindet. Eine Vermengung aber des subjectiven Mo- 
ments der Einkommen- mit dem objectiven der Ertragssteuer — 
■ schon fiir England oft gerügt — ^ würde fiir den Continent mit dem 
alten hochgespannten Ertragssteuersystem viel grössere Inconve- 
nienzen haben. Sollte selbst die' abstracto Theorif, wie ich nicht 
denke, doäi reinen Ertrags- oder dem reinen Einkommensteuer- 
System den Vorzug vor dem Doppelsystem einräumen — die 
Wissenschaft kann doch die Thatsache nicht ignoriren, dass letzte- 
res hier als historisches Product der ganzen Steuerentwickelung 
vorhanden ist und nur seine rechte Ausbildung dem obersten 
Steuerprincip praktisch zu genügen ermöglicht. Beide Arten direc- 
ter Besteuerung crfiillen neben ihrem allgemeinen Zweck jede 
noch ihre besonderen, sie vriderstreben. sich niemals, ergänzen und 
erleichtem sich vielfach, und können durch richtige Verbindung 

•) Z. B. Vocke- 



;/CoogIe 



127 

dem Steuersystem die gröBste Gleichmässigkeit und Elasticltät 
geben. 

Der Einkommensteuer . als solcher soll unter allen Beiclis- 
Bteuem namentlich die meiste Masticität beiwohnen, darum muss 
sie auf So breiter Basis wie möglich beruhen, d. i. sie muss aus- 
nahmslos alle reinen Einkommen von einer gewissen Höhe um- 
fassen. Sie soll die bestehenden und sich von Jahr zu Jahr immer 
neubildenden Ungleichheiten in d er Ertragsbesteuerung aus- 
gleichen helfen, deshalb auch beweglicher Natur sein. Um beiden 
Zwecken zu entsprechen, muss sie — gleichsam das bewegliche 
Element in" der Besteuerung — von Jahr zu Jahr neuveranlagt, 
festgestellt und von der Bflichsvertretung bewilliget werden, wäh- 
rend dies , insbesondere aber die Veranlagung, von den übrigen 
directen Steuern ohne Bedenken nur in längeren Rcvisionsperioden 
zu gesschehen braucht. Endlich muss die Einkommensteuer, zumal 
bei breiter Basis, für gewöhnlich so massig als nur timnlich ge- 
griffen sein, damit sie gerade die Fähigkeit bewahre, ßir ausser- 
gewöhnliche Fälle die grösste Spannkraft zu entwickeln. 
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Gliederung, Beltragsverhiltniss und Elnhebungsweisen der 
directen Steuern im Ailgemeinen. 

Die einzelne Steuer darf nicht getrennt tiir sich in Betracht 
gezogen werden , ihre Bedeutung und Berechtigung erhält sie erst 
im Zusammenhang mit den übrigen, wenn sie mit Bezug also anf 
ihre Stellung im Steuersystem aufgefasst wird. Denn nur in 
ihrer Gesammtwirkung sollen die einheitlich verbundenen Ver- 
brauchs-, Ertrags- und Einkommensteuern die gleichmässige Bela- 
stung herstellen. Dies muss man besonders dem EinT7ande der 
mehrfachen Besteuerung gegenüber, der immer wie ein Ge- 
spenst auftaucht, festhalten. Die Anwendung aller drei Hauptformen 
bedingt zwar eine dreiartige Belastung, die der beiden Hauptformen 
der directen Besteuerung die doppelartige der letzteren ; dies aber 
ist nicht schlechtbin gleichbedeutend mit einer dreifachen oder dop- 
pelten Besteuerung. Es macht keinen Unterschied in der Schwere 
der Belastung, ob Jemand von seinem freien Einkommen A eine ' 
einzige Abgabe im Betrage von tt, oder i^ er davon etwa getrennt 
an Verbrauchsabgaben '/^ a , an Ertragssteuem % a und an Ein- 
kommensteuer ^g a, zusammen auch a entrichtet. Ein Unterschied 
kann insofern bestehen , als die Einhebung der einen Abgabe we- 
niger Kosten als die der vielartigen Steuern verursacht. Diesem 
möglichen Nachtheil aber hält eine andere Erwägung die Wage. 
Geht närolich zwar jede Besteuerungsart rationell schon auf daa ge- 
sajnmte steuerbare Einkommen aus, so wird die Verhältnissmäasig- 
keit doch eher durch die Combination aller als durch die eine Art 
erreicht werden. Denn soll das ganze Steuererfordernisa auf einem 
Wege aufgebracht werden , ist es gewiss, dass ein bei der Anlage 
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der einen Steuer unterlanfener Fehler mit ToHer Schwere anf den 
Punct des Irrthums fallen werde ; während es \renig wahrschein- 
lich ist, dass dn von der einen Art ungleich in der Steuerlast Be- 
troffener noch einmal ebenso schwer un^eich bei der zweiten und 
dritten Art, wovon' jede sich ja in ihren eigenthUmlichen Bahnen 
bew^, -werde getroffen werden •). 

Auf Grund der bisherigen Erörterungen er^bt sich nun fol- 
gende Analyse des hier beftlrworteten Systems directer Besteuerung. 
£s hätte zu umfassen : 

I. in der Ertragsbesteuerung 

A) die Gruppe der Realsteuem 

1. Grundsteuer, - > 

2. Gebäudesteuer; 

B) die Gruppe der (Personal-) Erwerbssteuem 

3. Gewerbesteuer, 

4. Personal-Erwerbssteuer; 

C) die Gruppe der besonderen Rentensteuem 

5. Zins-. (Renten-) Steuer, 

6. Dividenden- und Loosgewinnststeuer. 

II. Die allgemeine Einkommensteuer, die das System 
abschliesst. 

Dem Wesen nach bestehen diese Steuern wohl auch gegen- 
wärtig in Oesterreicb, 

Nur fehlt es bei ihnen mehr oder i&inder an den rechten 
Grundlagen und an der gleichmässigen Yertheilung. Auch stehen 
sie durchgehend in keinem richtigen Yerhältniss zu einander, und 
endlich ist In der Durchfuhrung vieles vergriffen. So ist bekannt- 
lich die Grundsteuer sehrnngleichmässigvertheilt, zwischen den 
Kronländem sowohl ab zwischen den einzelnen Grundstücken im 
selben Eronlande. Bei der verschieden angelegten G«bäudesteuer 
ist die Ungleichmässigkeit 'nichtminder störend; während dieHaus_- 
zinssteaer enotm hoch gehalten, oft auf ein ganz anderes Einkommen 

•) ümpfenbach, p, 167. 
Htrk^n'iBUusmbim. 9 
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als den Haurartrag uberwjilzt und dadurch zur Aufirandsatauer 
-wird; ist die HauBclftssensteuer, wenn zwar nicht aUenthalben, 
doch an vielen Orten relativ sehr mSssig. Die Erwerbsateuem dies- 
seits und zum»! dje Fersonalsteuem jenseits der Leithasind in jeder . 
Beziehung ungenügend. Und was die Einkomm^istener betrifGt, 
so hat man sie bei der Durchführung nicht einnial gelrennt gehal- 
ten, viebnehr in der Kegel mit den Ertiagssteuem vermengt, und 
dadurch ihre eigenthümllche Natur verwischt. Das Einkommen 
aus Grund- imd Bodenertrag wird dadurch in die Einkommensteuer 
bezogen , dass man an deren Stelle ein Drittel der Grundateuer zu 
dieser schlägt und mit dieser in einem erhebt, wodurch hier die 
Einkommensteuer nur wieder zu einer höheren Ertragsbesteuerung 
wurde, ganz ohne Rücksicht auf das wirkliche reine Einkommen 
des einzelnen Steuerträgers. 

Gleiches gilt von der Gebäudesteuer uad in der Regel that- 
sBchlich auch von der Erwerbsteuer, die seltsamer Weise von der 
Einkommensteuer , da wo diese erhoben wird , in Abzug kommen 
soll. Die Mängel der Ertragsbesteuerung wurden also durch die 
Einkommensteuer, statt ausgeglichen, nur noch vermehrt. Das 
Alles der scheinbaren Einfachheit oder Bequemlichkeit zu Liebe, 
in Wahrheit aber, weil man die verschiedene Natur der Steuern ~ 
nicht gehörig erkannte oder berücksichtigte. , 

Weil die beiden Hauptarten directer Besteuerung eine ver- 
schieden^ Natur und Bestimmung haben, muss diese Terschieden- 
heit überhaupt, insbesondere aber bei ihrer Veranlagung, auch 
strenge festgehalten werden. 

Das System der Ertragssteuem , das mit den indirecten 
Abgaben nahezu da^ ordentliche Staats erforderniss aufbringen 
soll , hat die breite Basis des ganzen Steuerwesens zu bilden und 
auf thunlichst stabilen Grundlagen zu beruhen, ohne den Vermö- 
gens- und Einkommens - Veränderungen von Jahr zu Jahr Überall 
im Einzelnen zu folgen. Das beweglichere System derEiukonmien- 
Steuer dagegen hat diese Veränderungen zu berücksichtigen und 
' thunlichst auszugleichen, hat ^eLücken sowohl in der Besteuerung 
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als m dem Einkommen ^ee Staates anszufiUleai tind hat in erster 
Linie flir ausserordentliche Bedürfnisse Sorge zn tragen. Dcirt 
mehr Stobilitfit; Vertrauen auf die atisgleichende Kraft des Ver- 
kehres, also aucii Ifingere Steuer- und Kerisions-Perioden ; hier 
mehr Beweglichkeit und alljährlkhe Feststellungen. — 

Es wirft sicli hier noch tlie allgemeine Frage auf, in welchem 
V^htUtniss haben innerhalb dieser Hauptgränzniarken die einzelnen 
Steuern lui der Bedeckung des Staatserfordernisses beizutrageif ? 
Mit andern Worten: welche Quote des gfinzen direct aufzubrin- 
genden Steuerbetrages hat auf jede Steuerart in richtigem VerhSlt- 
niss zu entfoMen? 

Aus den früheren Erörterungen erhellt, dass sich a priori kein 
bestimmter numerischer SJafisstab für eine solche Vertheilung auf- 
GteUen läset. Die Frage lässt sich nur im Allgemeinen aus zwei 
Gesteh tspuncten beantworten. Eiomal sind die auf die einzelnen 
Steuern entfallenden Quoten mit Rücksicht auf das numerische Ver- - 
bidtniss jener BetrSge festzustell»!, welche durch jede Steuerart fUr 
das Erfordemiss herangezogen werden sollen, und hier handelt es 
sich um die thunlich genaue statistische Ermittlung dieser verschie- 
denen Beträge, gleichsam der Steuercapitale. Der andere -viel wich- 
tigere Gresichtspnnct aber ist die Bticksicht auf das einmal schon 
bestehende Steuern- Verhidtniss, weil jede plötzliche Verschiebung 
desselben, insbesondere hinsichtlich der Ertragssteuem, nicht ohne 
empfindliche Störungen des Verkehrs und des Besitzstandes vor 
sich gehen kann. 

Lediglich aus dem letzten Gesicbtpunct aufgefasst, dürften eich 
beispielsweise die folgenden Aenderungen in der Vertheilung der 
ganzen direct erhobenen Abgabensumme auf die einzelnen Steuer- 
arten im Allgemeinen als zweckmässig empfehlen. Man wolle fest- 
halten, dass es sich hierbei nur um eine ArtExemplication handelt, 
die sich im Einzelnen durch eingebende Prüfung aller einschlägigen 
thatsächliohen VerhtÜtnisse berichtigen muss. 

Angenonunen der im Bcdeokungsrortuischlage für das Ver- 
waltungsjahr 1863 fes^estellte Qesammt- Nettobetrag an directen 
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Steuern (mit Einschluss der ToriSufig:eo SteuererliöhuD^a) bleibe 
zunächst die Totalsiunme der direct AnfEubriDgenden Abgaben. 

Vor allem -wären aelbstrerständlich die Ertragssteuem, ins- 
besondere die Realsteuem von der Einkommensteuer Frieder streng 
zu scheiden. Die letztere aber hätte sich auf eigener Basis aas- 
nahm'slos über ^e steuerpflichtige Einkommen auszudehnen. 

Für die Bestimmung der Grundsteuerquote wird also lediglich 
ein Betrag ungeßt^r gleich dem jetzigen Drittelzuschlag zurGrund- 
steuer, -welcher bezüglich des Grundejirags eben an Stelle der 
Einkommensteuer unterschiedslos trat (abo nicht etwa auch äer 
1859 auferlegte und flir 3863 verdoppelte Kriegszuschlag) , von 
dem Ertrügniss der Grundsteuer in Abzug gebracht und der Ein- 
kommensteuer-Quote selbst zugeschlagen. Dies würde für den 
Grundbesitz, insbesondere den kleinen , der jetzt wie jeder andere 
durch den Dritlelzuschlag an Stelle der Einkommensteuer belastet 
ist, eine wesentUche Erleichterung sein. Der verbleibende Grund- 
ateuerbetrag -würde , namentlich bei gleichmässigerer Vertheilung, 
leichter aufgebracht werden. 

Gleiches gilt bezüglich derGebäudteteuer-Quote, die ohnehin 
sich relativ als hoch darstellt. Auch hier wäre der an Stelle der 
Einkommensteuer erhobene Drittelzuschlag in Abzug zu bringeo 
und der Einkommensteuer-Quote wirklich zuzuschlagen. Der Rest- 
betrag blos wäre durch die gleichzeitig reformirte Gebäudesteuer 
mit billiger Vertheilung leichter aufzubringen. 

Dagegen hätten alle jene Beträge, -welche die Erwerbsteuem 
und die Personalsteuem (in den östlichen Kronländern),-^dann die 
Einkommensteuer, so weit sie thatsächlich mit jenen in der Regel 
gleichfalls als Drittelzuachlag erhoben wird, jetzt abwerfen, die 
Quote ziu bilden, welche theils auf die neue Gewerbesteuer, theils 
auf die classificirte Peraonal-Erwerbasteuer entfiele. Allerdings läge 
hierin eine theilweise Erhöhung dieser Steuergruppe. 

Allein einmal hegt in der Ausdehnung der Erwerbsteuer auf 
jeden wie immer gearteten selbstständigen Erwerb und Bezug, ob 
er sonst ursprünglich oder abgeleitet sei, eine bedeutende Erwei- 
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torung der directeo Besteuerung, welche, so massig die untersten 
Steuerclassen auch gegrififeu sind, doch durch die grosse Zahl der 
Steuerträger ein erkleckliches Ertrügniss sichert. Sodann ist es 
notorisch, ditsB die Erwerbssteuer, bei ihrer jetzigen Einrichtung 
und Erhebung, manche Steuerträger unverhältnissmäsaig zu gering 
heranzieht Durch eine entsprechende Reform und richldgere Ver- 
theilung dieser Steuern wird auch der grössere Betrag nicht 
schwerer ab gegenwärtig einzufaeben sein. \ 

Hiernach verblieben zuletzt fiir die Bentensleuer-Quoten und 
die Einkommensteuer-Quote die jetzt mit der Grund- und Gebäude- 
eteuer verbundenen Drittclzuschläge , sowie die sonst noch gegen- 
wärtig mittelst der I^nkommensteuer, namentlich von Darlehens- 
Zinsen und Dividenden derActiengesellsohaften erhobenen Beträge. 
Würden diese Quoten zusammen sich in der abstracten Ziffer auch 
grösser als der gegenwärtige Einkommensteuerbetrag darstellen, 
relativ wären sie gleichwohl bei richtigerer Veranlagung, die vor- ' 
ausgesetzt wird, erheblich geringer, und insbesondere wUrde sich 
ihr für das letzte Verwaltungsjahr fast erschreckend hoher Frocent- 
eatz, insbesondere was die Zins- oder Couponssteuer betriffi, all- 
mälig bedeutend massiger gestalten können. Denn namentlich die 
Einkommensteuer würde sich andeierseits , ihrer wahren Natur 
entsprechend, auch über ein weit grösseres Gebiet erstrecken und, 
nur unter gewissen Beschränkungen , alles reine persönliche Ein- 
kommen, alle reinen BentenbezUge, mithin auch das reine Ein- 
kommen aus Grund und Boden, aus Gebäuden, aus Gewerken 
und Darlehen umfassen , welches in der Hand des Einzelnen zu 
einem gewissen einkommensteuerpdichtigen Betrage sich erhebt, 
ganz ohne Rilcksioht also auf die für sich vollzogene reine Ertrags- 
besteuerung. — 

Endlich ist noch ein mehr oder minder durchschlagender 
Unterschied in Bezug darauf, ob eine Theilung der aufzubringen- 
den Steuerbeträge nach den Lündem und weiter nach Bezirken 
und Gemeinden stattfindet oder nicht, sovde überhaupt in der Me- 
thode der Auflage und Vertheilung zwischen den beiden Haupt- 
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arteo directer BeBteufirung hervorBuheben — ein Uoteischied, der 
gleiclifalla im Wesen derselben beruht. Wird das ErtrSgnias einer 
Steuer als bestimmt aufzubringende Summe durch dAs Fioanzgeselä 
in voraus festgestellt und zunächst auf Complexe (Be^ke) von 
Steuerpfiichtigen (Oits-, Bezirks-, Kreibgemeind^i> auch Geverba- 
genossenschafteo), es sei unmittelbar oder mit HiUe von Mittel- 
gliedern, in Quoten (Contingente) vertbeilt, deren letzte indivi- 
daelle Vertheilung jenem Complexe nach bestimmten Normen über- 
lassen bleibt, beisBt sie Quoten- oder Auflheilungssteuer (imp6ts de 
repartiüon), im Gregensatz zu der Qaotitittssteuer, Einheitffiiuäage 
^mpfit de cjuotite) , bei welcher der Beitrag des einzelnen Steuer- 
päichtigen unnjittelbaj- durch das Staatsgesetz bestimmt -wird, und 
-welche, besieht der Beitrag in bestimmten Procenten der steuer- 
pflichtigen -Werthe, ProcentuaJßteuer heisst Bei derQuotitStssteuer 
ist die auf die einzelne Steuereinheit entfallende Abgabe gegeben, 
daher die Steuersumme selbst nach ätr Zahl der Steuereinheiten 
veränderlich ; bei der Gontingentii*ung dagegen ändert sich nicht 
£e t\ii eine Periode festgestellte Steuersumme , wohl aber die auf 
jede Steuereinheit entfallende Abgabe je mit der Aendcrang in der 
Zahl dieser Steuereinheiten *). 

Kann es nun für die Einkommensteuer keinen andern Maas- 
stab, zur Heranziehung geben als das von Jahr zu Jahr ermittelte 
freie Einkommen derKinzeluen, schon weil äiesee beeföndigen uad . 
grossen Schwankungen unterliegt, und weil hier in der Zahl der 
Steuärp'flichtigen die meisten Aenderungen stat^nden, so war« 
vor ollen auch die Einkommensteuer als Quodtätssteuer zu be- 



*} Zu den AuttheilungBetenern ^ehOrea in Preassen wcBentlich die 
Oewerbesteuer — die in Frankreich als contriliatioa liee patentes eine 
QuotitätsctcDer bildet — sowie neuerdings auch die Grvudsteuer, in 
FAnkreicli aber die Grand- und Hans- , die Thüren- und Fenster-, dann die 
Personal- und Wohnungsatener. ludeaa werden dort, was auch principiell 
durchaus nicht auageschlosseü igt, die neu in oder ausBer Besteuerung tre- 
tenden GrundstUoke, Fenster und ThOren , Personen und Wohnaagen jfibr- 
lieb in ReohnuDg gezogw wxA iiiemach die SteDersDmme geftndert. 
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handeln. In der Regel TrerdraLEiDkomm^isteucrn daher genau nach 
Procenten des von Jahr zu Jahr ermittelten wirklieben Keineinkom- 
menserlioben, gleichviel, ob der Prooenteatz sonst nur einer oder 
abgestuft ist, ob er eich auf alles Einkommen überhaupt bezieht, oder 
untersohiedlieh mit Rtiokaicbt auf gleiobarlige Einkommenzweige be- 
stimmt wird. Ist ihr Erträgmas deshalb, wegen der sich ändernden 
Zahl der Steuereinheiten, überhaupt nicht so constant und nicht so 
genau im voraus zu veranschlagen , . als es bei den Ertragssleuem 
der Fall zu sein pflegt, so gilt dies nodi mehr von der Voraus- 
bes^mmung etwa der Quote, welche an Einkommensteuer auf das 
einzelne Kronland zu entfallen oder welche jedes Kronland daran 
au&ubrii|gea hatte. Die Nonnea ihrer Bemesauog und Erhebung sind 
gleich für das ganze Heich, und es besteht für sie mithin auch kein 
administraliTer Zweckmiiasigkeitsgnind emtx weiteren Tbeilung und 
Trennung nacli Ländern — es a^ denn, man wollte die individuelle 
VertUeiluDg auch djeser Steuer iii die Hand autonomer Organe legen. 
So ziendich dasselbe gilt von den besonderen Itentensteuern , den 
Zins- undDividendensteuem, die sich in der.Form derEinkonmLen- 
steuer am meisten näh^ii, mit dieser am unmiltelbareten zusammen- 
hängen, von Jahr zu Jahr bemessen undimmermit dembesämmten 
gleichen Procent von den betreffenden Beinerträgen überhaupt oder 
den verschiedenen Kategorien derselben erhoben werden. Sie nach 
Provinzen zu quotiren besteht kein Grund und geht Überhaupt nicht. 
Die übrigen £rtri^;3gteuem dagegen qaalificiren sich eher als 
Bepartitionsstauecn , insofern bei ihnen Gleichheit der äufserlioben 
Steuerobjecte sowie des Berufes und ebenso gewöhnlich (insbeson- 
dere wenn man etwa von den grösseren Actjenunternehnuingea 
absieht) derEinfluss-derEigenthümlichkeit einer örtUdi' zusammen- 
gehörigen Einheit hervortritt Zudem sind sie vorwiegend ihrer 
Natur nach classenmässige Steuern , d. h. sie nehnuen zwu nach 
der 'Grösse des Ertrages zu, aber in der'Begel nur nach irgend 
einer dauernden Classeneintheilung, nicht nachProcent^ und niohb 
nach den von Jahr zu Jahr wechselnden Erträgen. Selbst bei der 
Grundsteuer, die zwar bei der ersten Festet^ung eine Besteuerung. 
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des ftir eine Reihe von Jahren mittleren Reinertrags anstrebt, spielt 
die stabile doppelte Classi£oatioD der Bodenfläche . nach der Be- 
wirihsch&ftimgeart und nach' der Güte eine grosse Rolle; nur bei 
der jetzigen Haiiszinsstouer tritt solches am wenigsten ein. 

Die stabileren Grundlagen jener Ertragsstenem gestatten auch 
einen genaueren Yoranschag sowohl im Geizen als für die Beitrüge 
jedes einzelnen Kronlandes, und ebenso grössere Mannigfaltigkeit 
rUcksichtlich der Yertheilung, Umlage und Einhebung derselben, 
je nach den Gewohnheiten imd Verhältnissen des Kronlandes. Um 
so mehr können fast alle Ertragssteuem als Quoten- oder Contin- 
gentlteuem in dem Sinne behandelt werden, dass das Reichsfinanz- 
gesetz zwar zuerst die aufzubringende Generalsumme fiir jede 
Steuer im Ganzen, sodann die entsprechende Theilsumme für jedes 
Kronland besonders, ja selbst die für jeden Bezirk entfallende 
Quote nach bestimmten Normen und MassstSben feststellt; dass 
aber die schliesslicbe indiTiduelle Umlage dieser verschiedenen 
Quoten auf die einzelnen Steuerträger innerhalb der Länder und 
Bezirke durch autonome Organe nach speciellen Landesgesetzen 
geschieht, deren wesentliche und gemeinsame Grrundlagen selbst- 
verständlich wiederum ein Reichsgesetz festzustellen hat, schon um 
die Gewähr für eine richüge Veranlagung im Einzelnen und für 
die entsprechende Quotirung im Ganzen zu haben. Selbst in 
England ist das ganze Steuererhetungs - Verfairfen sogar bei den 
dort so ausgebildeten Communalsteuem durch ums^ndliche Vor- 
schriften und die Gerichtspraxis normirt, um die Zwecke jeder 
derselben und das Princip der Belastung innerhalb der gesetzlichen 
Grunzen zu halten; eine Befugniss aber gar, sich die Zwecke 
einer Conmiunalsteuer und die Art der Steuer selbst zu brummen, 
haben die englischen Kreis- und sonstigen Communalverbände seit 
der normannischen Zeit nie gehabt und noch heute nicht*). Die 
Befugniss beschränkt sich eben auf die Selbstverwaltung inneriialb 
des Gesetzes und der Gerichtspraxis. — Gerade aber Steuemmthei- 



■) Gneiat p. 46-47. 
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lungen durch GeAosaen oder durch corporatäve Vertretung machen 
oft kostspielige Erhebungen von Seite des Staates entbehrlich, ge- 
statten Aenderungen in den Personal-, Verkehrs- und Vermögens- 
verhültnissen rascher als bei der steifen Form der directen Qnotität 
möglich ist, Rechnung zu tragen , und bestellen endlich jeden zur 
Wacht und Oontrole des Anderen, wenn er lur ihn nicht zahlen 
-will. Nor muss selbstredend in der Zusammensetzung der ein- 
schäzenden und_ später vertheilenden Körperschaften die volle 
Bürgschaft der Einsicht und Unbefangenheit liegent Auf solche 
Weise können wenigstens die Hauptertragssteuern allmälig allen 
fiscaliscben Eingriffen und Verwickelungen enthoben und wesent- 
lich der Landes- und CommunalTerwaltung unterstellt werden *). 
Von der individuellen VertheQung der zugedieilt«n Quoten 
ist schliesslich die unmittelbare Vorschreibung und Empfangnahme 
der Steuern wieder verschieden und unabhängig. Die Wege der 
Steuereinhebung (bezüglich der Organe) sind überhaupt Staats- 
oder Privatregie, Vorpachtung, auch wohl Abfindung, es seider 
Einzelnen oder der Gemeinden. DIq Steuern durch Gemeinde- 
oi^ane einzuheben, wie z. B. in Wien , scheint nur in wenigen 
Fällen rathsfju. Der Staat bedient sich zur unmittelbaren Fercep- 
tion füglich entweder d^ eigenen besoldeten Steuerbeamtenj wie 
durchaus vorwiegend in Oesterreich geschieht, oder der Einnehmer 
gegen Pauschale odör Provisionsprocente von den erhobenen Sum- 
men, die wieder entweder nicht eigentlich im Staatsdienst stehen, 

*) Freilich ist dies in Frankreich, ungeachtet der dort bestehenden 
Quotitötseteuern, nicht der Fall. Znlelat enlacheidet in allen diesenDingen 
und trotz aller Formen doch der Geist der Nation, ob er der Selb8tve^- 
^lvaItung,coramnnalen und corporativenEinrichtnngen zugethan oder innerlich 
abhold ist. Getreu dem jeder wahren Selbstverwaltung [Antonomie] feind- 
lichen französischen Geiste, ist dort anch bei den Repartitionssteuem die 
VerÜieilang der Qeneitidequotcn auf die einzelnen Steaertrftgec so viel und . 
scharf wie möglich reglementirt, während In England die Einkommensteuer, 
obschon eine ProcentosJsteuer und verwaltet lediglich von Staatsoi^anen, 
doch zuletzt auf der communalen Ordnung ruht und rom Geiste corpora- 
tiver Sei ha (Verwaltung getragen wint. 
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vielmehr eher Generalunternehniem .gleicheo , -wie solches vor- 
legend in Frankreich besteht, oder auch Staatsbeamie sind, vrie 
hl Preussön und Baiem *). 

Meines Erachten» sollte der Begel nach, schon um mit grösserer 
Sicheriieit auf die Steuerein^üige rechoenr zu könoen, sowohl die 
schlieasliche individuelle Vorschreibung der Sleuerbetrüge an die 
einzelnen Steüerpäichtigen, als auch die unmittelbare Eiatiebung der- 
selben in d^ Hand von Staateorganea ruhen, die als solche von der 
BegieruDg al^ängig and ihrer strengen Controle unterworfen sind. 

Von welcher Beechafienh^t übrigens das, System der Ertrags- 
steuem, wie verschieden die Verwaltung derselben im Einzelnen 
eingerichtet sei — die a^gemeine Einkommensteuer soll sich jeden- . 
fidls auf gleichmSssigei' Grundlage und mit einheitlicher Verwal- 
tung über das gesammte Staatsgebiet erstrecken , und sich gleicb- 
eam wie eine obere, die Unebenheiten der verschiedenen nebenein- 
ander bestehenden Erbagssteuem von Jahr zu Jahr ausgleichende 
Schicht über dieselben hiiilagem — im Uebrigen verschieden da- 
von und ihrem eigenen Gesetze folgend. 

Die innere Gleichartigkeit der Einkommensteuer nach Zweck, 
Anlage und Verwaltung hindert an sich nicht schon, dass sie nicht 
blos als Reichssteuer zu dem allgemeinen Erforderniss , sondern 
auch durch Zuschläge zu ihr als Landessteuer zu den besonderen 
tandeserfordernissen und selbst zu den Gemeindebedürfnissen be- 
trage; ja, gerade zu dem letzteren Zweck dürfte sie, unter gewis- 
sen Bet^cbränkuiigen, oft mit Vordieil benützt werden können, wie 
dies iianjentlich in Preussen der Fall ist. In England, v/o die di- 
recte Besteuerung sich im Communalwesen am ersten ausbildete, 
zieht umgekehrt die Staatsumlage Vortheil aus den für die Com- 
munalsteuern vorhandenen Grundlagen. 



*) In Bifiem z. B. erhalten die aogenamiten Rentbeamten , d. b. liie Vor- 
stfindeder königlichen Rept-(8teuer-)Äemter, sovielicbweisB, dnrchgehends 
l'/,%allerderinihreiBRen1aintanfeigeiieSoaten erhobenen, verwalteten iiim] 
abgeführten Sniomeii. Aehnlichee gilt von den SlenerempfÜngern and Ren* 
dunUn in TreiiBsen. 
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ImmeiLin aber musB für das Communal-Steuerwcsen daa ein- 
gebe englische Princip der Besteuerung des sichtbaren er- 
tragsfKhigen Kealbesitzes im CommunalverbfLad in 
der Person des nutzenden Inhabers Torwie^n, dieser 
sei nun Miether, Pächter, Niessbiaucher oder selbstnutzender 
{^genthümer *). Kegativ ist daoüt ausgesprochen, dass der Ge- 
meinde-, Bezirks- nnd Landesverband kein Recht hat, Vermögen 
und Einkünfte, nelche atisser ihrenl Gebiet beaeseen und erworben 
werden, heranzuaieben; positiv aber, dass ein gesundes Conmiu- 
nalleben die G^meindelasten viesentlioh direct auf den Hausstand 
legt, in dem Umfang, als er sieh dauernd erkennbar im Gemeinde- 
verband verk<ärpert. Durch dies I^incip hat das engUscbe Com- 
munalleben seine solide Basis, seine Bi^samkeit fUr alle Fortbil- 
dungen nach den wechselnden Bedürfnissen , seine Bedeutoi^ fUr 
das ganze Yerfassungsrecht sich bewahrt: »Die seJt Jahrhunderten 
alljährlich wiederkehrenden Abschäznngen der steuerpflichtigen 
Hausst&nde erhalten ein lebendiges und ganz anderes GemeiD- 
getühl, als jene todten Gmndäteuer-Cataster, welche man fi^äich 
in Frankreich anlegen musstc, wo der Gemeinsinn fiir Conununal'- 
weaen, und zugleich die nötbige Beehtsefaaäenbeit fehlt, die eine . 
der Vorbedingungen des englischen Verfahrens ist« **). — 

Bevor ich nach diesen allgemeinen Erörterungen zur Betrach- 
tung der einzelnen ilirecten Steuern selbst Übergehe, vritd es m^t 
nnzweckmSssig sein , einen schärferen vergleiehendaa Blick auf 
die directe Besteuerung in dem, trotz Allem, Oesterreich naheste- 
henden Preuseen zu werfen. Dem Wesen nach bestehen auch dort 
aMe tuer in Vorschlag gebrachten Steueraalen, mit ÄtKnahiDe 
nur der besonderen Zinsertragssteoer, und die {ffeusaischeFinana- 
Verwaltung gilt in manchffl' Beziehung für musterhaft. 

*) Ib England gilt atreng jede Communaltteiier als eineBeBtenemng der 
PtTBon TOD w^en dea Realbeaitzea , a tax upon tbe peraon in reapect ot 
property. Sie bildet in der Regel whliewlicb einen Abing tob der ,lMid- ■ 
lords renl." 

**; Oneist, p 46aiidU. 
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IX. 
Die directen Steuern in fVeussen. 

Als im Jahre 18^ za einer ersten allgemeinen ^Regelung des 
SteuerweseoE in Preusaen geschritten -wurde, fanden sich an 
Schazungen Tor allem Grundsteuern in bunter Mannigfaltig- 
keit Tor. Nach Benzenberg trugen um 1818 die Grundsteuern 
9,802.000 Th^er, Personal-, Tfaür- und Fenstersteuern 1,861.000 
Thaler, die Gewerbeateuer 1,361.000 Thaler "ein. Daa Gesetz über • 
die Einrichtung des Abgabenwesens vom 30. Mal 1820 ging indess 
»nicht sowohl aus einer rollendeteu Vereinigung über die Grund- 
lagen der künftigen Besteuerung, aU vielmehr aus der dringenden 
Nothweädigkeit hervor, genügende Mittel zur Bestreitung des 
öffentlichen Aufwandes nachzuweisen: es Hess daher noch so Vie- 
les uueotschieden , als jener Zweck immerhin erlaubte*).« Die 
durch directe Steuern noch zu deckende Summe wurde thunlichst 
durch eine allgemeine Classensteuer — eine sehr unvollkommene 
Einkommensteuer, in deren Fortbildung Hoifinann die Aufgabe' 
der Zukunft bezeichnete — und durch Erweiterung der Gewerbe- 
steuer aufzubringen gesucht. Trotz des Vorläufigen in jener Rege- 
lung vergingen dreissig Jahre ohne erhebliche Veränderungen in 
dem System der Schazungen. Erst im Jahre 1851 führten die 
vermehrten Staatsbedürftiisse vnä die Veränderung in den gesets- 
gebenden Organen die längst als zweckmässig erkannte Verwand- 
lung der oberen Classen jener Classensteuer (von 1000 Thaler 
Einkommen an) in eine clasaificirte Einkommensteuer herbei, 
nachdem ein früherer Versuch dazu beim vereinigten Landtag 
("1847) noch gescheitert war. Femer legte das Gesetz vom 30. Mai 

•) J.Q.Hoffmann: Die Lehre von den Stenern. Berlin, 1840. 
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18ö3 den Eisenbahnen und das Gesetz vom 18. November 18S7 
den Actien- und ähnlichen Gesellschaften eine besondere Abgabe 
auf, ungeachtet sogleich manche Stimmen es flir ungerechtfertigt 
erklKrteUj denselben Gewerbebetrieb viel hßher zu besteuern, 

' wenn er in der Hand von Actiengesellschaften sich befindet, als 
-wenn er von Privatunternehmern auegebt. Neuerdings hat ea hie- 
von zum Theil wieder sein Abkommen ge^nden, und ge<Aias geht 
es zu weit, wenn z. B, Hüttenwerke im Blitze von Actiengesell- 
scbaften steuerpflichtig, im Eigenthum Einzelner steuerfrei sind. 
Einen jedenfalls begründeten Tadel aber trifft die noch immer un- 
vollkommene Durchführung der Ertragsbesteuerung überhaupt, 

■ wie sie lediglich in der Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer be- 
steht, weil sie jede Erhöhung dieser Steuern im Falle des Bedürf- 
nisses nur um so empfindlicher und drückender für die einzdnen 
Steuerträger — in der Regel mithin unmöglich macht. So blieb 
für Zuschläge (Erhöhungen des Steuerfusses) nur die Classen- und 
Einkommensteuer, welche denn auch in Verbindung mit der die- 
selbe Iheüweise vertretenden Schlacht- und Mahlsteuer, sowohl 
1854—57, wie 1859—61 als Schraube ohne Ende hat herhalten 

V Einen wesentlichen Fortachritt in der preussischen Ertrags- 
besteucrung bildet immerhin das endlich im Jahre 1861 zu Stande 
gekommene Gesetz über die Grundsteuer; Regulirung (voUwirksam 
erst mit Beginn 1865), welches der bisherigen Ungleichförmigkeit 
in den Grundsteuern ein Ende macht, die GeMudesteuer aber voh 
denselben gänzlich trennt und nach einem gleichmässigen Procent— 
satze (47o) vom Kiethwerthe der Gebäude im ganzen Lande um- 
legt. Nach den Ermittlungen aus Kauf- tind Pachtpreisen, die in 
den Jahren 1820 — 50 für ländliche Besitzungen aller Art gezahlt 
worden sind, war der Grundsteuerfuss in der einen Provinz 
Preussens mehr als doppelt so hoch, als in den andern — von 4*/, 

*)Terg]. „Bemerkungen Über das prenBsischeätenerarBtem" • 
von Prof. Dr. Erwin Nasse. 
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bb 9'/,% des Bemertraga. Zudem bestanden in den Sstlichen Pn>- 
vinzen steuerfreie und steuei^flichtige Grundstücke nebeneinfinder. 
Für die- Aufbebung der innerhalb der Provinzen nach den alten 
Grundsteuerver&SBungeD vorkommanden einzelnen Gnmdsteu^- 
Befreiungen und Bevorzugungen soll eine mäeBige Entschädigung 
gewährt werden, weil dieselben im Verkehre sich geltend gemacht 
haben, nicht aber für die Verschiedenheiten in der Gnmdbesteue- 
rung zwischen den einzelnen Laüdestheilen , und dies mit vollem 
Hechte, weil hier nur das staatsrechtliche Princip glüchmSss^er 
Leistung entscheiden kann. 

Der bisherige Ertrag der Grundsteuer auf den Liegenschaftenj 
nämlich auf landwirthschafUich betriebenen 104,210.199 pr. Mor- 
gen war 7,936.661 Thaler, welcher nach dem neuen Greaetze von 
1865 ab auf rund 10 Millionen Thaler gebracht werden soll, theils 
durch Belastung bisher steuerfreier Grundstücke mit 719.113 Thal-, 
theils durch Gleichstellung der bisher nach verschiedenen Grrund- 
lagen erhobenen Grundsteuern auf den Satz von etwas über 8% 
des Reinertrags. Da der vorlfiufig ermittelte Reinertrag sämmt- 
licher Liegenschaften sich auf 131,385.353 Thaler stellt, so würde 
dieser Procentsatz hiervon genauer zwar einen Steuerbetrag von 
10,674.524 Thlr. ergeben; es entfallen davon jedoch 674.534 Thlr. 
für die fortdauernde Steuerfreiheit der Staatsdomänen, Standes- 
heirschaften, Grundstücke der Kirchen etc. Auf den pr. Morgen 
der Liegenschaften triffi nach den vorläufigen Ermittinngen des 
Finanzministeriums eine Grundsteuer 

bei der bis- bei der kOof- 

iierigea tigen 

Veflljeilimg 

Procent des Reinertrags 6.96 8.0S8 

für das Ackerland . . . .'. . . 3 Sgr. 10 Pf. 4'Sgr. 8 Pf . 

für die Gärten ." 9 b 3 » 10 » 9 » 

fiir die Wiesen . '. 4 » 3 » 4 » ■ 11 » 

für beständige Weiden u. Wasser- 

stiicke — »11» 1» — » 
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bei der bis- bei der künf- 
her i gep ü gen 

VertheiloDg 
fiir UndwirthschafUich benützten 

Boden 3 Sgr. 2 Pf. 3 Sgr. 8 Pf. 

für Holzungen — »ll» 1.» — » 

Im Durchschnitte 2 v 8» 3» 1»*) 

Was hierbei jedoch (lir Oesterreicb weitaas am wichtigsten er- 
Bcheint, ist der Umstand, dass die neue preussische Grundsteuer- 
Regulirung von einer weit«renParcellen- Vermessung und Parcellen- 
Einschäzung des Reinertrags der Grundstücke, die bisher nur in 
Rheinland-Westphalen stattfand, gänzlich Abstand nimmt, als yiel zu 
kostspielig, zu langwierig und in den Resultaten zu ungewiss. Viel- 
mehr hat sich Freussen den Grundsätzen, welche die Österreichische ' 
Finanz- Verwaltung neuerdings behufs Regelung der Grundsteuer- 
Veranlagung in Vorschlag gebracht hat, im Wesentlichen ange- 
schlossen. Die jetzige Regulirung stellt zunächst (vielleicht auch 
nur vorläufig) den bestimmt fixirten Betrag von 10 Millionen Thaler 
auf, welcher von der Grundsteuer im ganzen Lande aufzubringen 
und als Repartitionssteuer unter die verschiedenen Bezirke etc. zu 
vertheilen ist. Die Grundlagen für diese Vertheüung sollen durch 
'Massen Vermessung und Reinertragsei nschäzung in jeder Gemeinde 
überhaupt, also ohne Rücksicht auf die einzelnen Parcellen und 
Eigenthumsgränzcn, gewonnen werden, wobei die Vergleichung 
und Correction am so leicliter ist, je weniger Zeit die ganze Ope- 
ration beansprucht; die UntervertheUung der Quoten in den ein- 
zelnen Kreisen und Gemeinden, zunächst bei Seite bleibend, bietet 
dann in zweiter Linie die geringere Schwierigkeit und kann selbst 
ohne Gefahr nach verschiedenen Grundlagen geschehen, entweder 
nach dem revidirten Grundertragacataster, wo er schon besteht, 
oder nach einem Kaufwerthscataster fiir Gemeinden, Bezirke und 
Provinz. Auf solche Weise wird es ermöglicht, die Grundsteuer- 

•) Vei^I.Freiherru V, Ciörnig'SijOeaterreichiscbea Budget 3, Heft 
Preossiscbea Budget" 
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Regulirang im ganzen preuseisclieQ Staat mit Tergleicbsweiee ge- 
ringeD. Kosten binnen zwei bis drei Jahren mit ziemlich grosser 
Genauigkeit durchzuitlhren und aus dem Grundstener-Frovisorium 
für immer herauszulcommen. Die Zeit wird das Ihrige thtin, die 
dann nooh nöthigen Ausgleichungen zu bewirken, fiir welche sich 
imiper genauere Grundlagen in den entstehenden Provinzial-Cata- 
stem und in der Vergleichung von immer brauchbareren Kauf- 
und Pachtverträgen bilden werden; wie denn auch in England 
blos mit Hilfe der Pachtpreise die Besteuerung der Liegenschaften 
von Jahr zu Jahr richtiger und gleiclunSsaiger bemessen wird. 
Auf diesem pj-aküschen Wege wird aber daa preussische Grund- 
steuersystem überhaupt an Elasticität, mithin an Brauchbarkeit 
auch für künftige grössere Bedürihisse des Staates gewinnen. * 

Der Ertrag der Gebäudesteuer , einer bisher mit der Grund- 
steuer' erhobenen Abgabe vom nicht landwirtbschaftlichen Besitze, 
erreichte ungefähr 2,274.000 Thlr. Das Gesete von 1861 erst ver- 
wandelte dieselbe in eine allgemeine Gebäudesteuer, die jedoch 
weder üffentlicbe Gebäude, noch diejenigen des königlichen Hau- 
ses und der Stiindesherrachaften , noch die landwirtbschaftlichen 
Wirthschaftsgebäude oder die zur Aufbewahrung von Rohstoffen 
und Brennmaterialien bestimmten Fabriks- Nebengebäude trifil. 
Wenn diese Steuer fortan auch 2,843.260 Thlr. einbringen soll, 
bleibt sie doch, ganz entsprechend ihrer Natur, sehr massig, indem 
sie. mit nur 47^ 'on dem durchschnittlichen eingeschazten Mieths- 
weirthe bemessen wurde, und ihre Grimdlage eine längere Periode 
hindurch unverändert bleiben soll *). Der Beinertrag der Gebäude 
beziffert sich demnach auf circa 71,081.300 Thlr-, was zu 5*/^ 
einem Capitalswerth von 1.421,630.000 Thlr. entspricht; der 
Reinertrag der Liegenschaften (mit 131,985.353 Thlr. ermittelQ 
ebenso zu 5"/^ entspricht einem Capitalswerthe von 2.639,707.060 
Th«der, zusammen 4.061,337.060 Thlr. Diese Ennittelungen der 

*) Für die neue GebSadesteaer ist eine ReTision dee Qebftttdeetener- 
Catasters von 15 zu 15 Jahren in Anssicht genommen. 



D.g.tizeobyGoOgle 



145 

preussiscben FitmozTerwaltuDg erBcheinen übrigens nichts weniger 
als übertrieben, um etwa die Steuerprocente niedrig zu stellen; 
berechnet Engel doch den Werth von Grund und Boden allein 
auf 4.333,000.000 und den von Gebäuden auf 1.895,400.000, 
zusammen also 6.228,400.000 Thaler. 

Die Grund- und Gebäudesteuer zusammen werden demnach 
künftig 12,843.260 Thr. oder nahezu 3 Millionen mehr als bisher 
tragen. Eine solche Realbesteuening von rund 20 Millionen Gulden 
ö. W. ist jedenfalls massig für einen Staat, wie Preussen. Mit 
Oesterreich ISsst sich in dieser Hinsicht wohl kein unmittelbarer 
ganz passender Vergleich anstellen , da die klimatischen Verhält- 
nisse und insbesondere die Fruchtbarkeit der Länder fiir die Höhe 
der Grundrente die wesentlichste Bedeutung haben , in dieser Be- 
ziehung aber die fruchtreicben österreichischen vor den grossentheils 
mageren preussischen Landen ungemein bevorzugt ^d. Auch der 
Umstand diof nicht ausser Acht gelassen werden, dass in Preussen 
der Grundbesitz jedenfalls noch mehr verschuldet ist als in Oestee- 
reich ; denn je höher die Grundverschuldung, desto schwieriger eine 
höhere Grundbesteuerung, die keine Rücksicht auf die Verschul- 
dung des Besitzes nimmt. Endlich steckt in den österreichischen 
Eealsteuererträgen auch schon die auf die Bealbesitzer entfallende 
Einkommensteuer in den deutschen und slavischen Kronländern 
(der Drittelzuschlag), während neben den preussischen Realsteuern 
entweder die Ckssensteuer oder die Einkommensteuer von den 
Kealbesitzern besonders erhoben wird. Immerhin jedoch ist es von 
Interesse gegenüberzustellen, dass in Oesterreich, ausser dem neuen 
Zuschlag fiir's Jahr 1863, die Grundsteuer rund 62 '/g Millionen, 
die Gebäudeateuer sogar rund 19 Millionen Gulden ö. W., beide 
Realsteuera mithin absolut reichlich das Vierfache wie in Preussen 
eintragen, während Oesterreich dieses an Flächenraum und an Bevöl- 
kerung durchschnittlich nur um das Doppelte übertrifft. Wenn man 
auch die auf den Realbesitz getrennt zu entfallende Einkommeu- 
slener (nahezu im Belaufe des blos in den deutsch -slavischen 
Ländern bestehenden Drittelzuschlags) ,auf höchstens 15 Millionen 
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Gulden schätzte und diese von dem Gesammtertrag der Realsteuem 
in Abzug brächte, so würden dieselben nocli immer in Oeaterreich 
dreimal so viel als wie in Preus^en aufbringen. Uebrigena ist das 
Missverhältnias zwischen dem beiderseitigen Grundsteuer-Erträge 
in Oesterreich und Preussen bei weitem nicht so gross, als das 
zwischen dem beiderseitigen Gebäudeateuer-Ertrage, und — was 
wohl zu beachten — das letztere fallt bauptaächlich den mit der 
hohen Hauszinssteuer bedachten Städten und Märkten zur Last. — 
Neben den Realsteaem gehört zur reinen Ertragsbesteuerung 
in Preussen die Gewerbesteuer {auch Patentsteuer genannt, zuerst 
im Jahre 1810 nach französischem Muster eingeführt). Nach der 
Grösse der 8tädte sind zunächst vier Abtheilungen, wovon die 
letztere auch das ganze platte Land umfasst, mit verschiedenen. 
Steuersätzen festgestellt, so dass die grossen und die gewerb- 
reichsten Städte der obersten Steuerclasse angehören. Die Steuer- 
sätze sind natürlich aber auch nach den Gewerben verschieden. 
Dieselben bilden eine lange Reihe von Gruppen, gleichmässig 
in jeder Hauptsteuerclasse , nur mit verschiedenem Sat^; z. B. die 
Kaufleute, die Fabrikanten, die Krämer, die Gastwirthe, die 
Fleischer, die Bäcker etc. bilden je eine Gruppe. In jeder Steuer- 
classe wird fiir jeden Steuerträger der für seine Gmppe vom Gesetz 
bestimmte durchschnittliche Satz angenommen; ebenso 
bestimmt das Gesetz einen Mindestsatz, unter welchen später 
bei der Vertheilung nicht' gegangen werden darf. Jener mittlere 
Satz mit der Zahl in der Gruppe innerhalb eines Kreises oder einer 
Stadt befindlichen Steuerträger multiplicirt, gibt den von der einen 
Gruppe dieses Kreises an Gewerbesteuer aufzubringenden Betrag. 
Die Summe dieser Beträge aller Gruppen gibt die von dem Kreise 
oder der Stadt ^u&ubringende Quote an Gewerbesteuer, Nun vet- 
theilt jede Gruppe durch ihre gewählten Vertreterin der Regel selbst- 
ständig den auf sie entfallenden Theil unter ihre eigenen Mitglieder, 
je nach der Grösse den Geschäftsbetriebes, die kleinsten derselben 
mit dem vom Gesetze schon bestimmten Mindestsatze , gewöhnlich 
ohne Dazwischenkunft eines Finanzbeamten. Ni^ für Bäcker und 
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Fleischer wird in den beiden ersten Abtheüungen die Steuer niclit 
nach einem Mittelsatze, sondern nach der Kopfzahl der Bevölkening 
ihres Wohnortes erhoben. Im allgemeinen Durchschniit fiel auf 
jeden der steuerpflichtigen Gewerbetreibenden ungeftihr 6 Thaler 
oder 9 fl, ö. W, Gewerbesteuer. 

Viele kleine Gewerbtreibende sind indcss von der Gewerbe- 
steuer befreit, was in der ausgedehnten Veranlagung der später 
zu erwähnenden Clasagnsteuer nur zu sehr begründet ist. So der 
kleine Handwerksbetrieb, der nicht mit mehr als einem Gesellen 
und einem Lehrling und nicht in stehenden Lagern betrieben 
wird; so noch andere Gewerbe, bei welchen der Verdienst haupl- 
sacldich Arbeitslohn ist; insbesondere auch die sogenannten libe- 
ralen Beschäftigungen etc. Aber auch Bergwerke, die von den 
Bergbau -Abgaben, und Eisenbahnen, die von der Eiscnbahnsleuer 
getroffen werden, sind gewerbesteuerfrei. Nach dem Gesetz i^om 
18. November 1857 entrichteten Gesellschaften (Eisenbahngosell- 
, Schäften ausgenommen), deren Capital in Antheilscheinen zerlegt 
ist, den 50. Theil (2%) des Betrages ihrer zur Vcrtheilung ge-^ 
stellten Zinsen und Dividenden, oder, falls dieses Fünfzigste! nicht 
36 Thaler erreichen sollte, Ict:iteren Satz als Gewerbesteuer, wenn 
sie nicht nach der Natur ihres Erwerbes (z. B. Müllerei, Brauerei, 
Schifferci) und -dessen bisheriger Besteuerung mehr zu entrichten 
haben, in welchem Falle letztere fortbesteht. 

Das Gesetz vom 19. Juli 1861, »betreffend einige Al^ndc- 
rungCTi des Gesetzes wegen Entrichtung der Gewerbesteuer«,*) 
hat unter anderen das obengenannte Gesetz vom 18. Nov. 1857, 
betreffend die von Acticn- und ähnlichen Gesellschaften (mit Aus- 
sclJuss der Eisenbahnen) zu entrichtende Gewerbesteuer — ein 

•) Nicht, wie Hocli am Schliiss seines Buelia doppelt irrig berichtigt: 
..ilas Gesetz vom 19. Juli 1861 und <iie durch dasselbe neu geregelte i^lae- 
eificirte Einkommensteuer Imt in Preuaaeu die ausnahmsweise Be- 
steuerung der Actiengesellse haften beseitigt." Das Geaeii liBt mit der 
Einkommensteuer nichts za schaffen und Igsst »Qch die EisenbaLnateuer 
bea leben 1 

10» 
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in mancher HiDsicht guterdachtes Gesetz, das jedoch zu vielen und 
zum Theil gerechten Klagen dieser Gesellschaften Anlass gab — 
■wieder beseitigt und zur gleichmässigeren Gewerbsbesteuerung 
auch der ActJcngesellschaften einen für Preussen passenden Aus- 
weg gefunden. Die nach jenem neuen Gesetz zur ersten Handels- 
classe (A I) gehörigen Steuerpflichtigen bilden nämlich »Stcuer- 
geaellschaften,« deren Steuerbezirk in der Regel den ganzen 
Regierungsbezirk umfasst. Die Yerthoilung der Steuersumme in 
der Classe AI (der Mittelsat^ betiägt nämlich für die erste 
Handelscla.sse erster Abtheilung 96 Thaler, zweiter Abtheilung 
72 Thaler jährlich ; der niedrigste Satz in beiden Abtheilungen 
48 Thir.) unter die Mitglieder jeder Geselbchaft wird durch (in der 
Regel 7} Abgeordnete oder deren Stellvertreter bewirkt, welche 
unter der Leitung eines von der Bezirksregierung für jeden Steuer- 
bezirk zu bestellenden Commissarius aus der Mitte der Gesellschaft 
auf drei Jahre gewählt werden ; von den Abgeordneten muss min- 
destens einer zu den am höchsten, einer zu den am niedrigsten zu 
besteuernden Gesellschaftsmitgliedern, zwei zu den mittleren ge- 
boren. Dem CoDunissär steht das Recht zu gegen die Besclilüsse 
der Abgeordneten die Berufung an die Bezirksregierung einzulegen; 
nach bewirkter Vcrtheilung der Steuer legt er die Steuerrolle der 
Regierung zur Feststellung vor. — Die unterste Handelsciasse zer- 
iäiit gegenwärtig in vier Abtheilungen mit Mittelsützen von 8 bb 
2 Thlr. ; für Gast-, Speise- und Schankwirthschaften 18 bis 4 Thlr. 
Wer neben dem Handel ein Schank- oder Speisegewerbe betreibt, 
hat für das letztere unter allen Umständen eine besondere Gewerbe- 
steuer als Wirth zu entrichten. — Weberei und Wirkerei wird 
nicht weiter mit der Gewerbesteuer belegt, sofern dieselbe auf nicht 
mehr als vier Stühlen betrieben wird. Die volle Steuer für den 
Gewerbbetrieb im Umherziehen beträgt jetzt 16 TBaler jährlich. 

Ferner ist in Preussen, wie in Oesterreich, auch das Gewerbe 
der Landwirtbschaft als solches erwerbsteuerfrei (was jedoch für ^e 
meisten landwirthschaftlichen Nebengewerbe, wie Mühlen, Braue- 
reien etc. nicht gilt), es ma^ nun vom Grundeigenthumer selbst 
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oder von einem Pächter betrieben werden *), Streng genommen 
zwar steckt in der landwirthscbaftlichen Unternehmung ein aus 
Zinsen des Betriebseapitals und Unternehmergewinn zusammenge- 
setzter Gewerbe verdienst; der bei verpachteten Grundstücken ge- 
trennt von der Bodenrente eben im Gewinn des Pächters erscheint. 
Auch ist dieser Pächtergewinn in der englischen Einkommen- 
steuer**), der landwirthsc haftliche Gewerbeverdienst in der Er- 
tragsbestenerung Baden's und Nassau's ■wirklich gesondert vom 
Pachtzins (der Rent« des Eigentbümera) besteuert. Allein dort wo 
fast der Regel nach Grundeigenthümer und Landwirth eine und 
dieselbe Person sind, wo das Pächterwesen noch wenig entwickelt, 
wo der Grundbesitz wenigstens theilweis sehr zersplittert ist, also 
eine grosse Zahl kleiner Landwirthe nach Analogie der städtischen 
kleinen Gewerbetreibend enge wer besten erfrei bleiben müssten, und 
ganz besonders, wo die Grundsteuer ohnehin schon hoch bemessen 
ist, und zwar nicht blos von der Grnindrente, sondern ton dem 
reinen Gruridertrage überhaupt — dort würde eine landwirthschaft- 
liche Gewerbesteuer sich nicht rechtfertigen. Sie würde, weil man 
ftir ihre Veranlagung doch keinen anderen Massstab, wie für die 
Grundsteuer, benützen könnte, lediglich einen Zuschlag zur Grund- 
steuer bilden. Insbesondere wäre sie dies für alle selbstwirthschaf- 
tonden Grundeigenthümer — die grosse Mehrzahl der Landwirthe. 
Die vrenigen grösseren Pächter aber entrichten ohnehin in der 
Regel vertragsmässig alle auf den von ihnen gepachteten Gütern 
liegenden Abgaben ,- und dann kömmt es auch für sie ganz auf 



*) In Oeaterreich ist bloa der Pachter beiüglich dea Gewinnes, welchen 
er ans der Pachtung zieht, nach Abzug natürlich seines Pachtzinses noch 
steuerpflichtig. Gleiches gilt bezüglich der Einkommensteuer in Preusaea 
vom Pächter und Landwirth überhaupt. 

**) Diese macht gerade bei der Besteuerung des PSchterverdienstes die 
einzige Ausnahme von der sonst vorgeschriebenen jährlichen genauen Er< 
mlttlung des wirklichen Einkomnens und nimmt an : der Gewerbeverdienst 
des Landwirths betrage in England die Hälfte, In Schottland ein Drittel -des 
Pachtzinses der bewirthschafleten Grundstücke! 
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Eins hinaus , ob Grundsteuer und landwirthschaftliche Gewerbe- 
steuer al3~ zwei getrennte Abgaben oder blos als Grundsteuer auf- 
erlegt werden. Ueberhaupt da wo die Grundsteuer für sich be- 
steht, relativ hoch ist und im Reinertrage der ßoden\virthachaft so- 
wohl Grundrente als Capitalszinsen etc. mittrifft, soll sie auch die ganze 
Ertragsbestenerung dieses Wirthschaftszweiges erschöpfen und ihr 
nicht noch eine, andere-Ertragssteuer zugefügt werden. Die Aus- 
gleichung bei überhaupt steigender Besteuerung hat hier allein die 
allgemeine Einkommensteuer zu übernehmen , und zwar um so 
mehr, als die Ertragsbesteuerung für sich allein zu Veränderungen 
dea Stcuerfusses (Zuschlägen etc.) um so unbrauchbarer wird, je 
höher sie aleigt'). 

Dagegen fehlt es an einem genügenden Grunde, warum in 
Preusspn die Branntweinbrennereien bei Einführung der etwas 
höheren, doch immer massigen Maischbottigsteuer statt des Blasen- 
zinses im Jahre 1824, Ton der Gewerbesteuer befreit wurden. 
K-önnten folgerichtiger. Weise nicht alle Gewerbe, welche Auf- 
wiindssteuern von den Gegenständen ihrer Production entrichten, 
wie Bierbrauereien , Runkelrüben - Zuckerfabriken , eine gleiche 
Befreiung von der Gewerbesteuer beanspruchen? Vielleicht hat 
man unmittelbar die Anlage von Brennereien zum Nutzen der 
LanJwirthachaft und die Branntweinausfuhr, begünstigen wollen. 

Endlich hat die Erlragsbesteuerung überhaupt in Preussen 
keine genügende allseitige »^usbildunggefunden. Ausser denReaJ- 
steucm ist man mindestens dem Namen nach bei der Gewerbe- 
i-teuer stehen geblieben ; in Oesterreich hat man schon jetzt mehr 
Erwerbsarten in die Ertragsbesteuerung mit einbezogen. Nament- 
lich die höheren wie die gewöhnlichen Lohnarbeiter, die Rentiers 
und Capitalisten als solche gehen von jeder Erwerbsteuer frei aus. 

Indess werden manche Mängel, insbesondere was die Einträg- 
lichkeit betrifft, wieder durch die preussische Classensteuer mehr 
ata au$geghchen, die ihrerseits nur nicht am rechten Orte rangiit 



■} Vergl. auch Mai 
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und Härten hat. Was in Prcussen an Erwerbseteuern zu wenig, 
diia wird an der Classensteuer (sowie an der diese in den gesciilos- 
senen Städten ersetzenden Schlacht- und Mahlsteuer) zu viel und 
zu ungleichmässig aufgebracht. 

Es ist ferner eine eigene, nicht sehr passende Combination, 
■welche in Preuasen die Classensteuer , die Schlacht- und Mahl- 
steiier und die Einkommensteuer als gleichai'tig sich ergänzend und 
zum Theil ersetzend in unmittelbaren Zusammenhang gebracht hat. 
Es sind disparate Steuerarten, ihre Zusammenfassung unter Ein- 
kommenbesteuerung eine fiscalischc Fiction. Die Classensteuer ist 
wesentlich Personalsteuer , die nur in Abstufungen mit Erwetb 
und Vermögen steigt, und zwar bis zu dem Einkommen von 1000 
Thalem, wo dann die dassiticirte reine Einkommensteuer beginnt; 
die Schlacht- und Mahlsteuer ist eine indirecte Verbrauchssteuer 
Ton Getreide, Hülsenfrüchten und Fleisch. Die Natur beider ist 
ganz verschieden ton dem Wesen der nach Procenten vom reinen 
Einkommen erhobenen Einkommensteuer. Zw^ ist es in der- 
Ordnung , dass letztere überall auch in den mahl- und schlacht- 
steuerpflichtigen Orten erhoben wird; allein es entspricht wieder 
nicht der Gleichmässigkeit, dass blos die Mahl- und Scblaehtsteuer, 
wo sie erhoben wird, nicht anderwärts auch die Classensteuer we- 
nigstens mit einem Satz die Einkommcnsteuerpflichtigen trilR, ob- 
wohl zur Ausgleichung diesen an jenen Orten das Gesetz 20 Thlr. 
Abzug von der Einkommensteuer für jeden Hausstand gestattet. ■ 

Die Schlacht- und Mahlsteuer umlksste bei ihrer im Jahre 
1320 erfolgten Einführung 134 Städte, welchen jedoch freigestellt 
wurde, statt dieser indirecton Steuer die Classensteuer einzuführen, 
wenn sie den bezweckten Ertrag durch letztere aufbringen zu 
können glauben. Von dieser Ermächtigung machten nur 53 Städte 
Gebrauch , daher noch 81 Städte mit 1,999.284 Bewohnern (nach 
der Zählung von 1858) der Mahl- und Scblaehtsteuer unterhegen*). 
Sie beträgt ÜO Sgr. vom Centner Weizen, 5 Sgr. vom Centner 

*) Nach ein«r aDderen Angabe eoll die Zahl dieser Städte eich heute 
auf 74 Termiadert haben? 
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Roggen, anderen Komarten und HülsenfrÜcJiten , 1 Thlr. vom 
Certner Fleisch. Sie wird zeitweilig ganz gleichmässig Tvie die 
Classen- und die Einkommensteuer mit Staatszosclilägen belastet. 
Ebenso kSnnen die Gemeinden zur Deckung ihrer Bedürfnisi^e bis 
50 Procent zuschlagen — hierin liegt der Schlüssel zu dem Räth- 
sel, dass nicht längst alle preussischenStädt«sich von jenem Mauth- 
verschluss freigemacht haben. Imjahre 1858 entfiel von der Mahl- 
und Schlachtsteuer 1 Thlr. 17 Sgr. 9 Pf. und nebstbei von den 
Communalzuschlägen 20 Sgr. 4 Pf. auf den Kopf der betreflFenden 
Bevölkerung *). ♦ 

Die Claäsensteuer wird überall (nur nicht in den mahl- und 
schlachtsteuerpflichtigen Orten) von den über 16 Jahre alten Per- 
sonen erhoben, deren Einkommen 1000 Thaler nicht übersteigt **). 
Sie steigt von 1 Sgr. 3 Pf. bis zu 2 Thlr. monatlich, odei- '/, bis 
24 Thlr. jährlich, wenn ich nicht irre, in dreissig Olassen; die 
höchste Classe von 24 Thlr. steht dem geringsten Betrage nahe, 
welcher der Einkommensteuer in der niedrigsten Classe unterliegt, 
indem diese zu 3% von 1000 Thaler 30 Thaler ausmacht. 1861 
wohnten in den claasensteuerpflichtigen Orten 15,675.536 Perso- 
,nen, welche mit 9,088.000 Thlr. oder 17 Sgr. 5 Pf. pr. Kopf 
ordentliche Steuern eingeschätzt waren. Zwar stellt sich dieser 
Kopfsatz geringer heraus als bei den Orten mit Mahl- und Schlacht- 
steuer, wo er ohne Hinzurechnung der 25% Zuschläge in 1861 
1 Thlr. 13 Sgr. ausmacht. Immer aber ist die unterste Classe der 

*) Im nämlichen Jahre wurde auf jeden Bewohner dieser Städte der Ver- 
brauch an Weizen anf 123 Pfd. 2 Lth. , an Roggeu und andereo Hehlstoffen 
auf 249 Pfd. 7 Lth., an Fleisch anf 83 Pfd. 28 Lth. berechnet. 

*•) Befreit davon sind Kinder unter 16 Jahren und Personen der arbei- 
tenden Claseen über 60 Jahre alt. sodann diejenigen , welche als Gemeine 
od^r Unterofflciere Heer- und Land weh rstämmen angehören oder zeitweilig 
einberufen sind, die notorisch Armen, die Ausländer, die Inhaber des eiser- 
nen Kreuzes und die die FeldzUge von 1806 bis 1815 mitgemacht haben. 
Preusa. Gesetze von 1827 und 28, zuletzt entscheidend das vom 1. Hai 1851. 
— In Frankreich unterliegen alle llind erjährigen ohne eigenes Vermögen 
- und Einkommen nicht der Personalsteuer. 
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Classensteuer (I a) iiir die besitzlose haadarbeitende BevSlkeruDg 
mit 15 Sgr. hoch normirt'; eine Haushaltung mit drei Uebersechs- 
jäbrigen zahlt mindestens 1 */, Thlr. Einzeln lebende Steuerpflich- 
tige sollen , sowie sie nicht gerade den aUemiedrigsten Lohnsatz 
erhalten, in der Stufe I b jährlieh 1 Thlr. zahlen. Günstig gestellte 
Fabriksarbeiter z. B. in den rheinischen 5'abrikstädten' werden in 
der Kegel in die2., ja S.Stufe der ersten Classe eingeschätzt, haben 
also 2 bis 3 Thlr. zu entrichten*). Dazu kommen noch in den letz- 
ten Jahren die 35**/^ Zuschläge. In Oesterreich Mni Württemberg 
sind derzeit Taglöhner etc. erwerbssteueifrei ; in Baiern beträgt die 
Steuer für einfache Lohnarbeiter in vier Abstufungen 20 kr. bis 
1 fl. In Baden wird das Steuercapital der einfachen Handarbeiter 
zu 500 fl. angenommen, was bei der Steuerstufe von 23 Kreuzer 
per 100 fl. Steuercapital jährlich 1 fl, 55 kr. ergibt;. auch in. Han- 
nover beträgt die unterste Classe der Peraonensteuer 1 Thlr, 6 Sgr. 
für den verheirateten, 1 Thlr. fiir den unverheirateten Mann. 

Auch bezüglich der Veranlagung ist die Classensteuer mehr 
Personal -Ertrags-, als Einkommensteuer. Sie wird alljährlich nach 
den alten Steuerrollen und nach sonstigen statistischen Behelfen 
mit ungefährem Betrage für- jeden Kreis oder jede grössere Stadt 
aufgestellt, dieser Betrag unter Mitwirkung einer Commisslon aus 
Vertretern der Gemeinden berichtigt und, natürlich mit Rücksicht- 
nahme auf die Listen sämmtlicher Steuerträger der betreffenden 
Gemeinden unter 1000 Thlr. Einkommen, auf die einzelnen Com- 
munen vertheilt, alles unter Leitung des Landrathes, Mit der Ge- 
meindequote heimkehrend, legt nun der Ortsvorsland mit Hilfe von 
Steuwträgem unter Beobachtung der vom Steuergesetz vorgeschrie- 
benen Normen den Betrag auf die einzelnen Erwerbenden um, 
wobei Niemand frei ausgebt. Die schliesslichen Eintragungen in 
die Steuorllsten werden in diesem Fall, wie in allen andern, zu 
Jedermanns Einsicht in der Gemeinde eine bestimmte Zeit hin- 
durch oSen aufgelegt. Hieran knüpft sich eine gewisse Reclama- 



*) Vergl. die Bemerkungen von Nodae. 
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tionslrist, nach deren Ablauf für das Jahr kein Einwand mehr er- 
folgen soll. Also auch bei der einschneidenden Classen-, wie bei 
der Gewerbesteuer fällt gcwissermassen das Odium der individuel- 
len Vertheilung geschickter Weise auf autonome, nicht auf Re^e- 
rungs-Organe. 

Selbst die Umlage' der classificirten Einkommensteuer beruht 
nicht auf der Fassioi) oder auf dem vom Gesetze vorgeschriebenen 
Selbsteinbekenntniss mit directer Verhandlung zwischen Steuer- 
träger und Steuerbehörde. Sie beruht zunächst auf Einschäzung 
der Einkommen durch erfahrene vereidete Commissionen von 
Steuerträgem mit den Biirgermeist«m. Selbsteinbekenntnissc sind 
indess auch nicht ausgeschlossen, vielmehr oft willkommen, insbe- 
sondere die von gewissenhaften Steuerpflichtigen. Die Einschäzun- 
gen gehen durch den Landrath , mit dessen Bemerkungen beglei- 
tet, an das Steuerdepartement des Regierungsbezirkes, und werden < 
hier bei der Revision oft je nach anderen Behelfen (oder auch nach 
liöheren Weisungen) in ihren einzelnen Ansätzen ohne weiteres 
erhöht. Dem so Betroffenen bleibt dagegen innerhalb bestimmter 
Frist der Weg der ßedamation *) mit Darlegung seiner Verhält- * 
nisse offen, und die Erledigung darauf erfolgt gewöhnlich eben so 
schnell als rücksichtsvoll. Wenn im Keclamationsfall auch eine 
genauere Ermittlung des Einkommens nöthig wird, verhandelt 
nicht eine Steuerbehörde, sondern immer nur der Landrath (Kreia- 
vorsteher) mit dem Stcuerttager. Ucberhaupt greifen in Preussen 
Finanzbeamte des Staats bei der individuellen Auftbeilung der 
directen Steuern dem Anscheine nach unmittelbar so gut wie gar 
nicht ein, etwa bei der Einschäzung neuer Steuerobjecte in die 
Realsteuern ausgenommen, Sie geschieht in der Hauptsache durch 
die Vertreter der Steuerträger und der Gemeinden selbst, auch 
nach im Ganzen einfachen Normen, die wesentliche Umgehungen 
jedoch nicht gestatten. Dennoch übt in der Tbat die Regierung 
eine ebenso scharfe Controlc als eingreifenden Eintluss in schonen* 
der Form aus. 



*) Wenn er will , selbst sogleich an die oberste Instanz in Bertin. 
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Die Listen aller der verschiedenen directeo Steuerbeträge für 
eine Steuergemeinde kommen schliesslich in die Hand des betreffen- 
den Steuerempfangers , der die BettSge für jeden einzelnen Steuer- 
träger auszieht, sie diesem notificirt, zu gewissen Terminen in jedem 
Orte selbst ■ ein bebt und abführt. Der Empfänger halt nur Baar- 
vörräthe für laufende Ausgaben, oder für die üblichen Anweisun- 
gen auf'Eeine Ca^se, die übrigen Beträge sammeln sich in den Be- 
gierungsc9ssen und aus diesen tn den Casseo der preussischen Bank. 
Das Anweisungsgeschäft zwischen diesen verschiedenen Gassen ist 
gut organisirt und lebhaft. Der Steuerempfanger wird nach Pro- 
centen der eingehobencn Summen mit Rücksicht auf ein angemes- 
senes 'Einkommen entlohnt. Die Controle desselben wird duivh 
überraschende Cassenrevisionen und plötzliches Zuziehen von 
Steuerträgern ausgeübt, um deren Steuerzahlungsaus weise etc. mit 
den Eintragungen in den Büchern zu vergleichen *). 

Die Gemeinden als solche haben hinwieder in der Regel nir-. 
gends mit der Einhebung von Staatssteuern selbst etwas zu schaffen. 
Sie haben ihre eigenen Communal- Steuerempfänger, oft mehrere , 
'Bürgermeistereien nur einen. Dieser führt die Cassenverwaltung 
der Bürgenneistereien auch in einer Weise, dass die Baarvorräthe 
sich nicht brachliegend häufen, sondern von den Landeshilfscafsen 
etc. benutzt werden. — 

Die Vergleichung der Erträge der Personalsteuern zwischen 
Preussen und Oestcrreich wird durch deren UngleichartJgkeit er- 
Bchwerf. Im Ganzen entsprechen die Gewerbesteuer, die Classen- 
steuer und die Mahl- und Schlachtstcuer in Preussen noch am mei- 
sten den Erwerbsateuern in Oesterreich. Es betrugen die Ein- 
nahmen nach den. Ansätzen in den Staatshaushalts - Etats 
fiir 1861 : 



*) Die Koeten der VeranlagUDg und Erhetnsg Bind bei der Classen- 

Btener 408,880 Tür. , bei .der Gewerbesteuer 117.601 Thir., bei der clasai- 
ficirten BiDkommeiiSteaer 50.801 Thlr. 
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25% Zuschlag für daa «rate Halbjahr 1861 : 

an Gewerbesteuer nu( 3,286.000 Thlr. 3,266.000 Thir. 

an Classenatener 9,088.000 „ 10,222.000 „ 

an Mahlsteuer ......... 1,369.123 „ 1,540.000 „ 

an SchlachUteuer 1,417.612 „ 1,662.000 „ 

Zuaammeii 15,220.735 Thlr. 16,710.000 Thlr. 

Nach dem österreichischen Voranschläge für das Verwaltungä- 
jahr 186a liefert zur Bedeckung die Erwerbsteuer 5,814.900 fl., 
die Personalerwerbsteuer 5,417.700 fl. , zusammen also nur 
11,232.600 fl. ö. W. Eine unverhältnissmässig geringe Summe 
gegenüber jenen 16,710.000 Thalem oder über 25 Millionen Gul- 
den ö. W., welche in Preussen von den ziemlich gleichlaufen- 
den Steuern aufgebracht werden. Hier tritt also das umgekehrte 
Yerhältnisa wie bei den Realsteuern ein: in dem Mass als die 
Realbesteuerung in Oesterreich eine ausgiebigere, ist die Personal- 
Ertragsbesteuerung eine geringere als wie in Preussen. Immerhin 
wohl ein nicht bedeutungsloser Fingerzeig und eine mittelbare 
Bestätigung der Annahme, dass die Ecwerbsateuern in Oesterreich 
bei zweckmässigerer Veranlagung auch die bisher mit ihnen erho- ' 
bene Einkommensteuer mit relativer Leichtigkeit werden aufbrin- 
gen könnec. 

Die von Jahreseinkünften über 1000 Thaler mitSy^, erhobene 
classificirte Einkonuuensteuer ergibt nach dem Etat für 1861 ohne 
Zuschlag 3,025.000 Thaler und trifft eine Bevölkerung von 
248.116 Köpfen, von welchen 118.530 Köpfe in mahl- und 
Gchlachtsteuerpflichtigen Orten leben; angenommen diese 118.530 
Köpfe vertreten 29.632 Hausstände, so geniessen sie nach Gesetz 
voni 1. Mai 1851 h 20 Thaler Abzug von der 

Einkommensteuer, macht 592,640 Thaler, 

diese mit dem Ertrage der Elinkommensteuer von 3,025.000 „ 

zusammengerechnet ergibt 3,617.400 „ 

und zu 3''/g ein so besteuertes Einkommen von nur 120,588.000 
Thalern oder auf jeden der 62.089 Steuerzahlenden (248.116Köpfe) 
nahezu blos 1040 Thaler Einkommen. 
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' Mit dem Zuschlage Ton 257o für das erste Halbjahr 1861 
ergab die Einkommensteuer 3,402.500 Thaler, dazu noch die 
directe Abgabe von den Dividenden der Eisenbahnen mit 523.707 
Thaler gerechnet, macht 3,926,207 ThaJer oder rund 6 Millio- 
nen Gulden ö. W. , vrelche in Preussen 1861 an Einkommen- 
steuern eingehen sollten. In den österreichischen Staatsvoranscblag 
für 1862 ist der Ertrag der gesammten Einkommensteuer (d. h. 
von allen anderen Zweigen des Einkommens als von Grund oder 
Gebäuden) auch relativ bedeutend höher, nämlich mit 15,567.000 
Gulden ö. W. eingestellt. Und dieser Betrag vrürde sich , vcenn 
man die in der Grund- und Gebäudest«uer als Drittelzuschlag 
steckende Einkommensteuer dazu rechnete, auf circa 30 Millionen 
ei'höhen, und selbst nach Abzug der jetzt mit der Erwerbsteuer 
eingehobenen Einkommensteuerbeträge, die jener zuiielen, noch 
mindestens auf 25 Millionen Gulden belauferf. 

Allein jene Ziffern der beiderseitigen Einkommensteuer- 
Erträgnisse sind nicht ganz vergleichbar , well in Preussen 
ein Haupttbeü der Classcn- sowie der Mahl- und Schlachtsteu'er 
die nur vom Einkommen über 1000 Thaler erhobene Einkom- 
mensteuer ergänzt, und weil dort überhaupt wichtige Einnahms- 
zweige sich dieser leicht entziehen. Würde man von den 25 Mil- 
honen Gulden, welche in Preussen die Gewerbe- , die Clas.sen-, 
dann die Mahl- und Schlachtsteuer aufbringen, etwa 11 Millio- 
nen oder nur ungefähr so viel, als die Erwerbssteuem in Oester- 
reich tragen, auch dort zu den Erti-agssteuem rechnen, so ver- 
blieben noch 14 Millionen als wirklich zur Einkommensteuer 
gehörig. Diese zu den obigen sechs Millionen gerechnet, er- 
^ben für Preussen schon ein EinkommenBteucr-Erträgniss von 
20 Millionen Golden, also mehr als gegenwärtig in Oester- 
reich. Jedenfalb liefern die Personal - Ertrags- und die Ein- 
kommensteuern zusammen (ausser den Kealsteuem) gegenwärtig 
in Preussen auch absolut ein grösseres Erträgniss, wie in Oester- 
reich, nämlich circa 31 -Millionen gegen nicht ganz 27 Millionen 
Gulden. 
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Hiezu kommt der wiciitige Umstand, dass inPreussen, mit 
Ausnalime ^er mahl- und sCcuerpfliclitigen Orte, die Gemeinden 
zur Bestreitung ihrer eigenen Bedürfnisse ganz übervfiegend auf 
Person alsteuero entw^eder in dor Form von Zuschlägen zur 
Olassen- und Einkommensteuer oder eigener communaler Steuern 
dieser Art angewiesen sind, während in Ocsterreicb gegenwärtig 
durch die Zuschläge zu den Real steuern der grösste Theil der 
Gemeindebedürfnisse bedeckt wird. Also auch in dieser Hinsicht 
wiegt dort die Personal - , hier die Realbesteuerung schwerer. 
In manchen preussischcn Gemeinden werden Personal steuern zu 
demselben Betrage wie ftir den Staat, in einzelnen sogar zu 
einem noch höheren für Conimunalzwccke erhoben *). Die 
directen.Classensteuersätze verdoppeln sich dadurch oft selbst für 
die untersten besitzlosen Sciiichten, was in Oesterreich nicht der 
Fall ist, und nocJi weniger in England, wo freilich die von directen 
Steuern freien besitzlosen Classen durch indirecte Abgaben Ver- 
hältnis smässig um so höher betroffen werden. 

Zudem herrscht ' auch in Preussen nichts weniger als die 
Uebcrzeugung : es werde wirklich die Classen- und Einkommen- 
steuer mit gleichen Schulteni vom ganzen Lande getragen. Die 
verschiedenen Einschitzungen lassen eben, fast wie in Oesterreich, 
sehr viel zu wünschen übrig. Man hält ganze Olassen der Bevöl- 
, kerung, Capita listen," Industrielle, auch Gnindbesitzer (vor allem 
in den Landestheilen, wo es an jedem Cataster mangelt) grossen- 
theils für zu niedrig eingeschätzt. Jedes lästige unmittelbare Ein- 
dringen in die Vermögens Verhältnisse freilich ist durch das Gesetz 
ausdrücklich verboten, wodurch andererseits nicht selten auch 

'>)NBchNasBe hatte z.B.Elberfe]d 1860 an StaatBsteuera 37.493 Thlr. 
Ülaesen- naä 34.866 Thir. Einkomniensteuer, an Communal-Ei nkom- 
Diensteuer aber circa 1 48.000 Thlr. aufzubringen Hiovon wurden iwei 
Drittel auf die 403 Ein kommen steuerpflichtigen und freilich nur ein Drittel 
anf die 18,031 Clause nsteuerpf] ich ti gen vertheilt, so dass letztere durcli- 
schnittlicb wenig melir als die an den Staat zu zahlende Classen Steuer, jene 
bftld das Dreifache der Staatssteuer zu entrichten hatten. 
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■willkürliche höhere Ansätze von der oberen Steuerbehörde herror- 
gemfen werden. 

Bietet im Ganzen daher die Persoiialbest«uerung in Preusaen 
nicht zu viel des NaehahmensTrerthen, aO ist doch die Veranlagdngs- 
Tveise bei der Gewerbesteuer und der massige Steuerfuss bei der 
Einkommensteuer sehr beachtcnswertb. Einem niedrigen Steuer- 
fuss entsprechen ferner im Allgemeinen wohl auch einfaclie Control- 
mittel. Mögliche Ungenauigkeiteii, die' noch bei einem Steuerfuse 
von 37o die Last verschärfter Conlrole nicht aufwiegen, werden 
bei einem Steuerfiisse von 6"/(. schon unertröglich. Wo, wie z. B. 
in England, die Einkommensteuer sieh zur Deckung wechselnder 
Staats bedUrfnisse durch plötzliche Veränderung des Steuerfusses 
besonders eignen soll, sind genauere Veranlagungs- und zuver- 
lässigere Controlmethoden vonnöthen*). 

*) Dev Ertrag der engligclien Einkommensteuer zu 10°/, war 1801 bfi 
wenig straffen Formen nur 5,628.000 L., 1806 .tagegen mehr aU doppelt 
80 gross, nSmlicli 11,633.000 L., naclidem ein neues, umstfind lieh eres, das 
Einkommen an seiner wirth schaftlichen. Quelle besteuerndes Vcranlagungs- 
verfahren eingerührt, und aonst nur noch des Einkommen aus persfinlicher 
Arbeit und Gewerbebetrieb unter 60 Pf. St. von derSteuer frei, die Zwischen- 
stufe mit einem ermäesigten Steuersätze für Einkommen von 60— 200 Pf. St 
aber weggefallen war. 1853 trug die englische Einkommensteuer 5,588 173L. 
bei einem Steuerfusse von nur 5 D. vom Pfunde bei Einkommen von 100 
bis 150 L., und von 7 O. bei Einkommen über 150'L. Vom 15. April 1851 an 
wurde der Steuerfuss verdoppelt — die Steuer ergab für dieses Jsbr schon 
7,456.025 L,,- in 1855 sogar tlir die Einkommen von 100—150 L. auf 11 V, D., 
fUr die von 1.50 L. und darüber auf 15,4 D. vom Pfunde erhöht. Demnach 
trug die Steuer in 1855 auch 13,718.185 L. und in 1856 sogar Ifi,028.421 L. 
— eine Steigerung von mehr als 100 Mill. Gulden ö. W. binnen drei Jahren! 
Durch Ermässigung des Steuerfussea sank derErCraginden folgenden Jahren 
wieder ebenso gleich massig auf die Hälfte herab. Solche Erscheinungen setzen 
allerdings nicht blos-eine genaue Veranlagung der Steuer, sondern aifch Ge- 
rne! nsi nn der Steuerträger, wie in England, voraus. Jahr für Jahr kommen 
dort vieleFSIle vor, in denen Steuerpflichtige, welche zu we nig Einkommen - 
it«uer entrichtet, in ihrem Gewissen sich gedrungen fühlen, die »u gering be- 
znhlten Beträge nacbtrSgtich anonym an den Schatikaniler einzuschicken. 
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Uebrigens wäre, wie früher erörtert, eine Uebertragung der 
engUsclien Einkommensteuer auf unsere Verhältnisse ganz untbun- 
licb, wir mochten uns denn entscbliessen , alle unsere besonderen 
genauen Ertrags- Veranlagungen in die eine direct« Steuer zusam- 
menzuwerfen, und das wäre durchaus nicht ratbsam^ Jene ist eben 
Alles in Allem, zugleich Ertrags- und Einkommensteuer, und diese 
Verschmelzung mit jährlicher Veranlagung und Zutheilung ist nur 
bei dem grossen Nationaleinkommen, welches einen massigen 
Steuerfusa bedingt, bei der sonst weitaus überwiegenden Aufwands- 
besteuerung und bei vielen anderen eigenthUmlichen Verhältnissen, 
wie sie in jenem Inselreiche bustehen, durchfuhrbar. — 

In Preussen gibt es, was wohl zu beachten ist, keine wie inmier 
geartete besondere Capitalzinsensteuer, ungeachtet preussische 
Fachschriftsteller seit längerer Zeit schon hierin eine wesentliche 
Lücke im System der directen Besteuerung erkennen und die Ein- 
fuhrung einer massigen Zinsertragssteuer lebhaft befiirworten. Der 
Gläubiger wird an seinem Zinsenempfange weder direct, noch 
indirect durch den Schuldner, besteuert, und damit entfallen alle 
jene Bestimmungen über gegenseitige Steuerabzüge im Verkehre 
der Producenten, welche namentlich in England, zum Theil auch 
in Oesterreicb, eine nicht eben erquickliche Rolle spielen. Durch 
die Ertrags- (Grund-, Gebäude-, Gewerbe-) Steuern werden die 
Capitalzinseü nur insoweit mit betroffen, als sie ein Element des 
denselben unterzogenen Reinertrags bilden, natürlich ohne Rück- 
sicht darauf, ob der Besitz verschuldet ist oder nicht. Bei der 
Ermittlung des Reineinkommens zur 3% Einkommensteuer steht 
es dagegen den Kaufieuten, Gewerbetreibenden, Jedermann zu, 
üae Schuldzinsen einfach in Abzug zu bringen, ebenso in ihren 
Gescbäf^-Nachweisungen überhaupt B'/o vom gesammten Ertrag 
als nicht einkoomiensteuerpBtchtig abzurechnen. Folgerichtig wird 
in Preussen auch die Einkommensteuer von den Zinsen der 



Auch gehört dazu die allgemein verbreitete Ueberaeugung von der 6e- 
meinschfidlichkeit h&nfiger capitalverzehrender StaatsaUehen. 
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Staatsschiild nicht bei den StaatscAssen dnrch Abzug, bei den 
Actiengesellschaften nicht von deren Ge"ninn im Ganzen erhoben, 
sondern von de» bezugberechtigten Personen selbst, und über- 
haupt irerden diese Beziige nur insofern besteuert, als sie' Ele- 
mente des freien £)inkommens der Einzelnen bei den Einschäzun- 
gen zur Classen- und Einkommensteuer bilden. Selbst das Ftinf- 
zigstel des Reinertrages, welches die Actiengesellschaften an Ge- 
werbesteuer bezahlen mussten, wurde oonsequent nur von der nach 
Abzug der etwaigen Schuldzinsen (Prioritäten etc.) an die Actio- 
nKre wirklich zur Vertheilnng kommenden Dividende berechnet. 
Der Staat allein zahlt jährlich an 32 Millionen Thaler Zinsen aus, 
wovon er unmittelbar keine Steuer abzieht, und das Gleiche gilt 
von den Schulden der Kreise, der Gemeinden und Erwerbsgesell- 
schafiten mit einer jährlichen Verzinsung von mindestens 12. bis 
15 MilHonen Thaler. 

Indess besteht doch seit dem Jahre 1853 bereits eine wichtige 
Ausnahme von dieser Regel, und zwar in der Eisenbahnabgabe. 
Durch Gesetz vom 30. Mai 1853 eingeführt, war diese Abgabe 
ursprünglich zum allmäligen Ankaufe von Actien der Eisenbahn- 
gesellschaften für Rechnung des Staates bestimmt, zu welchem 
Zwecke auch die auf die angekauften Actien entfallenden Zinsen 
und Dividenden dienen sollten. Durch ein im Jahre 1859 er- 
folgtes Gesetz jedoch wurden letztere sammt dem Ertrage der Ab- 
gabe selbst den allgemeinen Staatseinnahmen zugewiesen, während- 
der Ankauf von Actien vorläufig unterbleibt, da die Armeekosten 
die Staatskräfte immer mehr in Anspruch nehmen. Di^ Eisenbahn- 
abgabe ist somit jetzt thatsächlich nichts Anderes, als eine ganz 
besondere Einkommen- oder richtiger Ertragssteuer, deren eigen- 
thömliche Veranlagung als beachtenawerth sich darstellt. 

Sie besteuert den Reinertrag (Dividenden) der preussischen 
Eisenbahngesellschaften, welcher nach Abzug der etwaigen Schuld- 
ansen zur Verth eilung auf das Actiencapital verfuglieh ist, im 
Ganzen. Es ist dies eine ganz ausnahmsweise Besteuerung des 
Reinertrags der Ei senbahn-Äctien unternehmen, die sich keineswegs 
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Mif die Zinsen tuis Darlehen oder jetzt auf andere Äctienunterneli'' 
men «asdehnt. Die so mittelbar besteuerten Bahnactionüre dürfen 
bei ihrer eigenen Einschitzung zur Einkommensteuer die Dividen- 
den, ak schon dti'rdi die Eieenbahnabgabe geschmälert, nicht etwa 
in Abzug bringen, eolcbe werden vielmehr, ganz in der Conse- 
quenz der EinkomrocBsieuer, Urem eteuefbaren Einkommen zuge- 
Eühit, ebenso wie die unbelasteten Zinsen von den EisenbahO' 
FriOTitüts-Obligationen selbst. Ein rationdl leitendes Steuer- oder 
finanzpolitiscbes Piincip ist hierin sdwer zu erkennen. 

Die Eisenbahnabgabe betrügt vom Reinertrage nach Abzug 
<ier Schuldzinsen bis einschfiesslich 4% %o dieses Ertrages, d. i. 
wö Steuerfiisß zu 2'/a7o) '^•^ ^^™ höheren Ertrage aber ausser- 
dem und zwar steigend von : 

über 4 bis 6% = '/j^ ^^ Ertrages oder 57^, . 
über 5 bis 6% = '/,„ des Ertrages oder lO"/«, 

über «7o = V» des Ertrages oder 20%, 

so dass auf eine Summe von 10.000 Thaler empfangen: 

die Action&re der Staat 
bei 100 Thaler Reinertrag { 1%) 97»/« Thlr. 3% Thlr. 

i%) 390 » 10 

5%) 485 > 16 

67o) .575 » 25 . 

77o) 655 „ 45 

(7V//o) 695 »• 55 » 

u. s. w. für je 50 Thaler Reinertrag 10 Thaler Steuer mehr*). 

Die Eisenbahnabgabe ist daher zugleich eine Progressivsteuer, 
die für das höhere Erträgniss sich erhöht und wenigstens liir einen 
Bruchtheil des reinen JahresertrSgnisses einer Eisenbahngesell- 
schafl bis zu 207o steigen kann, wenn nämlich das Gesammterträg- 
niss gestattet, den Äctioaären eine Dividende über 67d ^^ geben. 
Und wie gesagt, das Gesetz gestattet den Äctionären nicht, bei 



*) In Jahren, wo der Staat in Folge von Zhiaesgarantien einzelnen 
EisenbahneD ZuBchQsae leieten muss, unterbleibt die Steuer. 
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ihrer Einsobfizong zur Einkonunensteuer ilire Dividenden sJs'schon 
in Ganzen besteuert von ihrem steuerpflichtigen Einkommen in 
Abzug zu bringen, vie dies gegenwärtig in Oesterreicli in Bezug 
auf jede Rente geschieht. — 

Der Vollsttindigkeit halber folgt zum ScUusg noch eine ver- 
gleichende Uebersicht der wichtigeren Foeitionen der preussischen 
Staatseinnahmen netto nach den ToraDsoblSgen in 

1850 nnd 1861 
TiuOer 

Directe Steuern 20^9.180 27,666.167 

Indireote Steuern ..... ■ 29,171.924 36,865.467 

Salimonopol 8,400.343 8,741.650 

Lotterie . . .- 960.200 1,340.400 

PreoSBiBche BadIc 122.000 1,146.000 

Allgemeine CasKiiTenraltnng 505.828 2,196.046 

Post und Hebenanstalten 6,730.884 11,463.800 

Bei%-, Hütten- und SaliDenwesen 6,073.809 11,822.487 

Domfinen- und FoTBtverwaltong 11,702.65& 12,379.962 

Eiaeobahn-Verwaltnng ' — 10,843,737 

Juaüzniinisleriuni (Oerichtskoateu und Stempel) . 6,494.965 10,010.320 
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X. 
Die Grundsteuer. 

Es gab eine Zeit, wo in Europa die Regierungskosten mit 
geringfügigen Ausnahmen durch die Bodenrente getragen wurden. 
Die gewöhnlichen Ausgaben des Regenten deek'te dem grössten 
Theil nach der Ertrag seiner eigenthümlichen Landesbesitzungen, 
während die Kosten kriegerischer Unternehmungen hauptsächlich 
durch seine Barone bestritten wurden, denen ein Eigeathumsrecht 
an gewissen Theilen des Landes unter dieser ausdrücklichen Be- 
dingung zugestanden war. In den asiatischen Grossreichen sind 
die Staatsausgaben immer wesentlich aus dem Grundertrage be- 
stritten worden. Dort zwar war Grund und Boden im Besitze der 
wirklichen Landbauer, gemeiniglich in kleinen Antheilen und 
unter festem Titel , jedoch zugleich unter der Verpflichtung, jähr- 
lich das was die Regierung willkürlich fordert, und das selten 
I weniger als die ganze Bodenrente betrug, als Abgabe zu leisten, 

Ueberhaupt würde es für die volkswirthschafüiche Thiitigkeit 
wenig Unterschied machen , ob die Bodenrente, wäre sie stets von 
den anderen Elementen des Einkommens zu trennen, an den 
Staat zur Bestreitung der öffentlichen Bedürfnisse oder an Grund- 
herren abgegeben würde, deren wirthschaftliche Function lediglich 
im Empfange dieser Rente wegen der monopolistischea Be- 
schaffenheit ihres Besitzes bestände. Für den Landwirth, blos als 
Unternehmer, war' es gleichgiltig , ob er den Ueberschuss als 
Rente an einen Grundeigenthümer oder als Abgabe an eine Staats- 
casse zahlt. »So wie die Bodenrente,« sagt v. Thünen, »nicht un- 
mittelbar durch Verwendung, von Arbeit und Capital , sondern 
durch den zufalligen Vorzug in der Lage des Gutes oder Be- - 
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Bchaflfenheit des Bodens entstanden ist, so kann sie' auch -wieder 
hinweg^enommen werden, ohne dass dadurch die Verwendung 
von Capital und Arbeit gestört oder vermindert wird.« 

Und in gMchem Sinne bemerkt Jacob Mili *) : wenn ein 
ganzes Volk in ein neues Land einwanderte, wo also Grund und 
Boden noch nicht Privateigenthum geworden , möchte die Boden- 
rente eich als eine zur Befriedigung der Regierun gsbedüdnisse be- 
sonders geeignete Quelle darstellen, weil dadurch die Betriebsam- 
keh nicht im mindesten beengt und die Kosten der Regierung 
bestritten würden, ohne dass irgend einem Einzelnen eine Last 
aufgelegt zu werden brauchte. Die Capitall&ten würden von ihrer 
Capitalrente , die Arbeiter von ihrem Lohne keinen Abzug irgend ^ 
einer Art erleiden , und Jedermann könnte sein Capital in dem 
Geschäft anlegen, welclies wirklich den meisten Vortheil gewährte. 
Allerdings würde in einem ausgedehnten Lande, dessen Bevöl- 
kerung einen gewissen Bildungsgrad erreicht hätte , der Umstand 
eintreten, dass die gesammte Bodenrente den Betrag, dessen die 
Regierung zu ihren Ausgaben bedürflej übersteigen würde. Hier 
müäste der Ueberschuss wohl unter das Volk vertheilt werden, 
und zwar auf die Art, welche zur (dauernden) Beförderung seiner 
Wohlfahrt am meisten beitrüge, und dieser Zweck würde wahr- 
scheinlich auf keine Weise so gut erreicht werden, als dadurch, 
dass man den Grund und Boden zum Privateigenthum machte. 
Dies würde ohne Schwierigkeit unter der Bedingung geschehen 
können, dass das Grundeigenthum für einen TheÜ der öffentlichen 
Lasten oder für alle verhaftet bliebe. 

Die geschiclitliche Entwicklung hat jedoch einen anderen 
Gang eingeschlagen. Sie hat jene Bedingung niclit aufgelegt oder 
nicht festgehalten und darum auch eine solche Lö.sung unthunlich 
gemacht. Sie geht auf mehr oder minder grosse Zerstücklung der 
Bodenfläclie und zaliirciche Betlieiligung von Staatsbürgern am 
Grundeigenthum aus. und lässt zu Zeiten fast nur die politische 



"3 In seinen „Elementen der Nationalökonomie'. 
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Statt; der BodenTerhältnissä zur Geltung kommeo. Wirthschal^licli 
Yerschmilzt sich das Orundeigentbum ebenfalls so mannigfach und 
so innig mit den übrigen Factoren der Prodnction, dass an eine 
Seheidung dieser Elemente, so wie des Ertrages eines jeden bei 
derselben nicht mehr tu denken ist*). Trotzdem aber bleibt ea 
'Vollkommen wahr, dass das Grundeigenthum thatsSchlich ron 
jeher einen wesentlichen Theil der öffentlichen Lasten getragen 
hat, und dass die Bodenrente unter allen Umständen das Object 
bildet , welches der directeo Besteuerung am ersten natui^mäss 
ond ohne mit ^rungen tüi die Betriebsamkeit überhaupt ver- 
knti|^ za sein sich darbietet. Nur darf der Gesetzgeber die billige 
Rücksicht darauf, dass die Bodeorente jedes GrundeigenthUmers 
ein Vermägenscapital du^tellt, welches sich dnreh Schmälerung 
der Rente für ihn persönlich vermindert , dass also durch jede ein- 
seitige Belastung derselben unter den einmal gewordenen Verhält- 
nissen eine zahlreiche wichtige Classe von Staatsbürgern beein- 
trächtiget werden würde, nicht ans den Augen TerÜeren. Diese 
Rücksicht kann die natürlichen Maximal -Gränzen, welche die 
Grund besteuerung nicht überschreiten darf, nämlich die Äu&au- 
gang der ganzen Rente durch die Steuer, enger oder weiter ziehen. 
Thatsächlich bringt fast allenthalben die Nutzung von Grund and 
Boden nicht nur absolut, sondern auch relativ in der Besteuerungs- 
böhe , den i^;rÖssten Theil der durch directe Staats- und Local- 
Steuern erhobenen Summen auf. Die tiefere Ursache hiervon liegt 
theils in der eigenthUmlichen Natur der Grundrente, theils in der 



') Eine solche Verbindung trägt übrigens in der Regel zur politischea 
nnd socialen Gesundheit des Staates bei, ist also wünschenswerth. Denn ein 
Absentismus der Gmndhcrren iBt so schlimm als die DbenuAssige Verschul- 
dotig der Grundbesitier an städtische Ol&ublger. Beides ist ein Zustand, no 
der, welcher auf dem Lande wohnt und das Feld baut, nicht im Genasse 
der Bodenrente oder selbst des tUinertrages ist, welchen es gew&hrt Gerade 
die Orösse dieser Renten, welche die Besilzer in der Form von Pachtgeldern 
oder auch als Verzinsung von Pfandbriefen genieesen, entfremdet dieselben 
sehr oft derLandwirtbschaft und läest sie dos genussreichere Stadt- and Hof- 
leben Toraieben. 
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eigenthUmlicheo Stellung des Grundbesitzes im mittelalterlichen 
Staat. Erst an die besonderen Pfiichten der Grundbesitzer zur 
LandesvertheidigUDg und Verwaltung kaUpßen sich ihre beson- 
deren Rechte, ihre sociale und politische Stellung. Purch die Ver- 
änderungen des Kriegs- und Verwoltangsweeens, das Aufkommen 
stehender Heere traten an Stelle dieser Verpäichtimgen mehr und 
mehr die Steuern ; die für die Verwaltung und Vertheidigung des 
Landes steigenden Geldleistungen wurden wenigstens zum grossen - 
Theil dem mehr und mehr seiner militifrischea und politischen 
Pflichten enthobenen Grundbesitz aufgelegt. Freilich, die neuen 
Geldabgaben waren oft auch nur ein geringes Aequivalent der 
früheren Leistungen oder wurden es bald, und namentlich in Folge 
der einseitigen ständischen Verfassung geschah es auf dem Con- 
tinente vielfach, daaa gerade die, welche noch am längsten zu 
persönlichen Diensten im Lehensconnex verpäichtet gewesen, nun 
die vorzugsweise Gximirten wurden. In England trat eine solche 
Fixirung unbedeutender Geldleistungen nicht ein , indem dort, 
ganz unbeschadet der Geltung der landbesitzenden Aristokratie, 
das unbewegliche Eigentbum zum grössten Theil die localen Aus- 
gaben, die Armensteuem, fast die gesammten Kosten der inneren 
Landesverwaltung auf sich nahm und selbst zu d^n directen Staats- 
steuern früher mittelst der Landtaxe, später durch die Einkommen- 
steuer vorwiegend beitrug. 

Mit der Ausbildung der directen Ertragsbesteuerung bei stei- 
gendemStaatsbedarftrat nun überall, bald früher bald später, natut- 
gemüss eine prinoipiell gleichmfissige. Grundsteuer an Stelle ver- 
schiedenartiger Abgaben von Grund und Boden, Die dabei ent- 
stehende Frage, ob bisher steuerfreie oder niedrig besteuerte 
Grundbesitzer bei der Begulinmg der Grundsteuer zu entscbK- 
digen seien, haben die Staaten verschieden gelöst; während man 
in Freussen und anderen norddeutschen Staaten , wo örtliche 
Exemp^onen von grossem Um&ng und Alter bestanden, mit Rück- 
sicht hierauf eine theilweise Entschädigung bewilligte, ist inOester- 
reich und den andern süddeutschen Staaten, wo von Alters weniger 
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durchgreifende örtliclic Unterschiede ia der Besteuerung der ein- 
, zelnen Orundetiicke vorhanden waren , die Ausgleichuhg der 
Steuer oder deren allgemeine Umlage gewöhnlich ohne alle directe 
Entschädigung erfolgt •). Fast allenthalben aber ist die Gmnd- 
steuer als die älteste vornehmste directe Steuer, deren Aus- 
gleichung daher durch die Verkehrsentwicklung, den steigenden 
Bodenwerth und dieKau^reise wenigstens zum Theil angenommen 
werden kann, dem Pro cents atze (nicht gerade dem Drucke) nach 



°) HaupUäcblich wohl mit Rücksicht auf die dort erat neueinge- 
ftthi'te Grnndsteuer sind in Oesterreicb die Oatlicheo Länder Ungani, 
Siebeobürgen etc. wenigstens mit dem sog. Drittelzuschlage (an Stelle der. 
Einkommensteuer) verschont geblieben. Uebrigena dorirte der ärundberr 
in Ungarn bei der allen Verfassung deshalb noch nicht, weil die contrt- 
buens plebs alle Lasten und Entbehrungen au tragen hatte. Vor Aufhebung 
der Unterthänigkeit des Bodens hatte der Hinteraasse dem Grundherrn jähr- 
lich 104 Hand-Robottage oder 53 Zug ' Kobottage für ein volles Ackermass 
an leisterr. Zur Erntezeit konnten die Robottage in der Woche verdoppelt 
werden. War die Ernte des „Dnferthanen* geschnitten, so musste er sie auf 
dem Felde liegen lassen, bis der Zehutner des Bischofs erschien und den 
Zehuten (von Feldfrttcbten, vom Hoste, von den Thieren) an die Kirche in 
Empfang nahm. Dann erhob der Qrandberr den Neanten, unbeschadet 
der Geldleistungen, welche der Hausier für sein Obd&ch,' für seinen Brannt- 
weinkessel oder seinen Verkaufsladen entrichten musste. Endlich ruhten die 
Staatslasten ausschliesslich auf dem ^Unterthan'. Der unterthänige Boden 
aber nahm in manchen Comitaten ein Drittel, in anderen gar nur ein 
Viertel der Qesammtßäche ein. Jetzt haben die dinglichen Lasten >vesentlich 
aufgebort, für die ürbariall asten entschädigt das Land die bisher Berechtig- 
ten , für die in Geldwerth verwandelten capitalisirlen Leistungen des Hinter' 
saeaen dieser-, nur ein Rest feudalen Bannrechts, die Propination etc., besteht 
noch. Die Steuern sind auf Alle gleich vertheitt. Der ^Unterthan" liat also 
reichlich gewonnen, und wenn die Steuern jeUit auch gleichmässig den 
Gulaherrn treffen, so hat Überhaupt doch in Folge verbesserter Communica- 
tionen und sonstiger Cultarfortsebritte die Bodenrente mit dem Bodenwerth 
im Ganzen zugenommen. Erat in den letzten Jahren macht sich, namentlich 
durch den Übereilten Rückacblag gegen vieles w&hrend des früheren Decen- 
niums Geschaffene, wieder ein hoffentlich bald voiübereilender Riickgaag 
bemerkbar. 
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höher als nameDtlich die jüQgei-cn besonderen Steuern vou ver- 
schiedenen Ertragszweigen , wie z. B. von Capitalzinsen, Löhnen, 
Besoldungen, ja selbst vom Gewerbsertrage, und diese Verachie- 
denbeit im Steuerfusso ISsst sich auch rechtfertigen. 

Man erinnere sich hier daran, daas die Physiokraten (ins- 
besondere Quesnay und Gournay) die Ireilicb irrige Ansicht heg- 
ten und derselben Geltung zu verschaffen suchten, dass alle 
Steuern und Auflagen doch zuletzt von dem nach ibi'er Auffassung 
alleinigen Reinertrage, nSmlich dem des Grundeigentbums geti-a- 
gen werden müssen ; dass man folgerecht also lieber nur eine ein- 
zige Steuer — das impöt unique — auflegen solle , wodurch die 
Grundeigenthümer und der Staat Alles gewinnen würden, was 
jetzt die Regie kostet, mitliin die Erhebung der vielfachen Ab- 
gaben erspai-t , und der Schleichhandel füir immer vernichtet 
würde *), Diese Auffassung musste zwar vor der Erkenntnis 
fallen, daas die Nutzung der Bodenfläche nicht die einzige Quelle 
des Reichthums und ^virklicben Einkommens sei. Immerliin aber 
besteht die Wahrheit, dass die Grundeigenthümer, selbst Wenn sie 
direct unbesteuert blieben , doch durch das Gesetz der Uebbi-wäl- 
zung einen verhältnissniässigen Theil der Lasten tragen würden, daas 
daher eine entsprechende directe Besteuerung des Badens unter allen 
Umständen vorzuziehen ist. Die sonst bestehenden, insbesondere die 
dann um so höheren Verbrauchssteuern wurden nämlich nicht nur 
die Kosten der landwirthschaiUichcn Producliou unmittelbar und 
mittelbar erhöhen, sondern auch den Absatz der landwirthschaft- 
liehen Producte zu beschränken streben , ohne Ersatz dafür in 



*) C&rl Friedrich von Baden machte bekanntlicb einen miearerstan- 
deoen, bLos ärtlichen, Versuch mit der physiokratischen einen Steuer 
im Dorfe DieÜingen. Da dessen Bewohner gegen das Ueberwälien ^nes 
Theitea der iadirecten Steuern des {ihrigen Landes, von wo sie Kleiderstoffe, 
Werkzeuge etc. bezogen, nicht gesch litzt. waren , die Productionskoaten und 
Preise IhreB Getreides dieselben blieben, konnte die ertvartete Erhöhung 
ihrer Bodenrente nicht ei 
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höheren Preisen deraelben zu ge-wShren. Sie würben scbmä> 
lemd auf den Beinertrag und die Bodenrente hinwirken^ bis der 
Voraug der unmittelbaren Steuerfreiheit ziemlich ausgeglichen 
. wäre. Auch darf die Grundsteuer gegenüber anderen Schaznngen 
relativ hoch gegriffen sein, weil das Grundeigenthum einerseits 
eine Art nicht -willkürlich auszudehnenden, vielmehr begränzten 
Monopolbesitzes bildet und andererseits alle jene Stoffe und Vra- 
ducte liefert, welche zur Befiiedigung aller materiellen Lebens- 
bedUi&isse der Menschen unumgänglich sind, nach welchen daher 
im regelmBsBigen Laufe der Dinge die Nachfrage fortwährend 
steigen muss, \md weil beide Eigenthütnliclikeiten in ihrer Verbin- 
dung naturgemäss auf Erhöhung der Bodenrente hinwirken müssen. 
A. Smith, der zwar allseitig in Bodenrente, Capitalzins und Ar- 
beitslohn die naturgemSs^en Steuerausfliisse erkennt, mithin in ganz 
anderem Sinn als die Physiokraten die relativen Nachtheile anderer 
Steuergaltungen in's Licht stellt, bezeichnet doch auch die Grund- 
steuer als höchst zweckmässig und eine solche, deren Erhebung 
mit den geringsten Kosten verbunden sei und die kleinsten 
Störungen in der natUrUchen Ökonomischen Ordnung verursache. 
Alles was auf die Vermehrung des landwirthschaftlichen ßoli- 
ertrags und dessen Tanschwerthes , also Anwachsen der Bevölke- 
rung, Verbesserung der CommuDicationen, Verkehrsfreiheit, Äccli- 
matisirmig werthvollerer Früchte , sowie alles was auf die Vermin- 
derung der Productionskosten einwirkt, wie vervollkommte und 
billigere AckergeiSthe, Portschritte der Technik, billiges Capi- 
tal etc. strebt auch auf die Vergcösserung des Reinertrages und in- 
sofern auch auf Erhöhung der Bodenrente hin, als jene günstigen 
Einwirkungen auf den Reinertrag weniger aus dem. besonderen 
Zuthuu und dem eigenen Verdienste des Gutbewirthschafters oder 
Unternehmers als aus den allgemeinen Culturfortschritten hervor- 
gehen. Eine hohe und steigende Bodenrente ist darum auch nicht 
die Ursache, sondern wesentlich nur die von den Grundeigen- 
thümem unabhängige Wirkung hoher und steigender Producten- 
preise einer- , wirksamerer Productioni-mijtcl anderseits , wie 
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beides hinwieder vom allgemeinen Culturfortscliritt und tausend* 
facher menschlichec ThXd^eit bedingt wird. 

- Die Erfolge erhöhter Einsicht und <7e8chickUcbkeit sowie 
wirksamerer Capitalaowendung bei der Veredlung and Verwer- 
thung der Urproducte werden den Inhabern der betreffenden Ge- 
werbs- und HandelsgeschKfle nur so lange zu Theil, als andere 
Unternehmer nicht auftreten und mittelst Anwendung gleicher Ein- 
sicht und Capitalskraft eine Concurrenz herrorrufen, welche die 
Preise der betreffenden Oewerbserzeugnisse auf das durch die Höhe 
dfes durchschnittlichen Arbeitslohnes und Zinsfiiseee bedingte Mass 
herabsetzen. Sobald aber diese Concurrenz die ErmSssigung der 
I^se bewirkt hat, gemessen die Consumcnten der Gewerbserzeug- 
nisse — zum grössten Theil eben die bei der tlrproduction unmittel- 
bar und mittelbar beschfiltigten Arbeiter, die Bodenbesitzer, Pfich- 
ter etc. — die grössere Wohlfeilheit und bessereBescbaffcnheit dersel- 
ben. Ganz anders verhält es sich hinsichtlich der gleichen Erfolge 
bei Fortschritten der landwirtbscbafUicIien Erzeugung, weil hier 
die Concurrenz des Capitals wegen Begränzung der BodenfiSche 
eines Landes nicht in derselben ausgedehnten Weise auftreten kann. 
Die Grundbesitzer geniessen nicht blos zum grossen Theil selber 
diejenigen Früchte, welche durch allgemein erhöhte Einsichfund 
Geschicklichkeit sowie durch wohlfeilerem Capital, d. h. Sinken 
des Knsfusses beim landwirthschaftlichen Betriebe erzielt werden, 
sondern ihnen gereicht auch noch die grössere Woblfeilheit und 
bessere Beschaffenheit der Gewerbserzeugnisse, welche die Con- 
currenz bewirkt, zum Vortheil, und zwar sowohl unmittelbar als 
mittelbar durch Ermässigung des Arbeitslohnes in Folge jener 
billigeren Preise. 

Dieser natürlichen Gunst der Lage steht nur das Naturgesetz 
der Ueberwälzung der Steuern gegenüber, nach welchem unter 
allen Umstünden daa Grundeigenthum einen wesentlichen und mit 
der Cultur wachsenden Antheil der Abgabenlast, es sei nun direct 
oder indirect, zu tragen hat. . 
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Gerade d!e einseitig^e Auffiissung dieses Naturgeaetzea in dem 
Sinne, dass alle Lasten duroti UeberwKlzimg lediglich der Boden- 
rente zufallen sollen, liat noch in neuester Zeit einen Volks-wirtli 
veranlasst, der physiokratischen Steuer das Wort zu reden *). 
Würde nach dem Vorschlage der Physiokraten die Grundsteuer 
bis zu dem Betrage erhöht, dass sie für den ganzen Staats- 
bedarf austeichte, so -wücdeh die Kosten der Erhebung, Controli- 
rung und Sicherung aller übrigen Steuern erspai-t -werden, die 
- meisten Nebenbelastungen, iiscalische Hemmnisse , Beschwerden 
der Staatsbürger wegfallen. Eben wegen dieser Kosten und Neben - 
belastungen, meint Amd, sei die Bodenrente bei dem gegenwärtig 
bestehenden Abgabenwesen im Grunde thatsächlich hoch mehr 
belastet, als sie durch die physiokratische Steuer allein es sein 
würde. Abgesehen jedoch davon, > dass solch eine einzige Steuer, 
der Katur der Sache nach , allei' Elasticität entbehren würde, be- 
ruht die ganze Auffassung auch, wie mir scheint,' auf dem schweren 
theoretischen Irrthum; dass die Steuern kraft der Ueberwalzung 
zuletzt nur auf .der Bodenrente und nicht gleichmässig auch auf 
den .übrigen Elementen des wirklichen mnen Volkseinkommens 
haften bleiben. 

Immerhin aber haben die Grundbesitzer zweifeilos'das grösste 
eigene Interesse daran, dass die Abgaben so ^iel thunlich direct 
und verhältnissmässig aufgelegt wei-den, dass das Steuerwesen 
dui'ch Einfachheit sich auszeichne und die möglich geringsten 
Kosten verursache , dass insbesondere den indirecten Abgaben 
Mass und Ziel gestellt werde. Man kann dies gar nicht genug 
betonen', so lange in den gioindbesitzenden Kreisen der L'rthum 
vorwaltet, ihre eigene wirkliche Steuerlast sei lediglich nach 
der Grundsteuer zu bemessen , als berührten die übiigen Steuern 
ihr Interesse wenig oder gar nicht. Die Solidarität der 
Interessen aller besitzenden und erwerbenden Classen besteht 
auf dem finanz - politischen Gebiet eben so gut, wie auf jedem 

■} ,Die naturgemaaee Steuer von Carl Arnd." Frankfurt 1852. 
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Anderen. Diese Solidarität aber im Gemeinwesen zu achten und zu 
wahren, haben vor allen die Grundbesitzer auch die ernste Ver- 
pflichtung, weil ihr Besitzthum, ausschliessend wie es ist, doch die 
/wesentlichste Beding;ung der Existenz und eine Hauptqut'lle des 
Einkommens der Staatsgesellschaft überhaupt bildet, und weil der 
allgemeine Culturfortschritt und jeder öffentliche Aufwand zu dessen 
Förderung, gerade den Ertrag ihrer Besitzungen am meisten und 
nachhaltigsten vermehrt, 

A. Smith entwickelte bereits sehr scharfsinnig die bis zu einem 
gewissen Punct richtige Ansicht, dass alle Abgaben, welche ent- 
weder unmittelbar auf den Lohn der Arbeiter, oder mittelbar auf 
deren noth wendige Lebensbedürfnisse gelegt weitlen, (zuletzt) nicht 
von ihnen, sondern theils von den Consumenten ihrer Erzeugnisse, 
sofej-n die Arbeiter in den Gewerben beschäftigt sind , theils von 
den Grundeigenthiimern durch Schmälerung der Bodenrente gCr 
tragen werden. »Eine solche Auöage, sagt er, wird (am Ende) 
nicht von dem Arbeiter selbst , sondern von dem, der ihn zur Ar- 
beit angestellt hat, vorgescliossen, der, wenn er Gewerbsmann ist, 
sich an den Käufer seiner Waarcn , durch Erhöhung ihrer Preise ; 
wenn er Pächter ist, an den Grundherrn durch Verminderung der 
ihni zu zahlenden Reute erholt.« Unbedingt richtig ist dies frei- 
lich nicht, weil immer ein Theil jener Steuern auf dem reinen Ar- 
beitseinkommen haften bleibt, also nicht abgewälzt werden kann, 
und weili wenngleich die Preise der Bodenerzeugnisse und die der 
Gewerbserzeugnisse sich nach verschiedenen Gesetzen reguliren, 
doch die Schmälerung der Grundrente auf den Umfang decland- 
wirthechaftlichen Production bis auf einen gewissen Punct be- 
schränkend rückwirken *) und darum auch auf die Erhöhung der 
Preise der Bodenerzeugnisse durch relanv vermindertes Anbot der- 
selben einwirken kann. Nur darin hat A. Smith vollkommen recht, 



"J Je höher die Bodenreote steigt, deelo mehr lohnt sich ja. die Urbar- _ 
machung bisher üden Landee, das eich nun erst za reotiren anlUngt ; ebenso 
aber auch am gekehrt. 
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wena er jene, nimal die NoÜiwendigkeiten des Lebens indired 
treffenden Stenem insofern fUr «luweckmliasig anai^t , als aie mit 
mehr Etnhebungakosten für den Staat und mit grösserem AirfWande 
an*^ CapitaUreizinsung fär die BeHtenerten, sowie mit StSrangen 
des Verkehrs und anderen wirtlisdiBflüchen Nacbtheüen verknüi^t 
fflnd, mithin schliesslich auch die natürii^n Waarenpreise mehr T«r- 
theuern und die Bodenrente mehr schmSlern, als dies die Höhe der 
Steuern an sich bedingen würde , wenn sie in einfacherer directer 
Weise umgelegt wären , Dies zur Eriiärtang der oft verkannten Wahr- 
heit, dass eine durchgreifende Befonn und Anspannung der directen' 
Steuern im eigenen Interesse der Grundbesitzer Hegt Die Sache 
verhält sich einfach so. Der reine Gruadertrag, d. h. der Ertri^ 
aus der wirthschafdichen Verwendung des Bodens besteht awar 
ausser der Bodenrente auch aus Capitalzins; die Grundsteuer wird 
aber vorzugsweise die Bodenrente treffen, weil diese ihr^r Natur 
□ach unter allen Elementen des Volkseinkommens zur Ueberwül- 
zung der Steuer am wenigsten ftihig ist.. Doch dies nicht fJlein, 
auch ein mehr oder minder grosser Theil der übrigen ^uem, 
insbesondere der indirecten, wenn sie hoch sind, wird sieb auf die 
Bodenrente überwälzen. Unter allen Umständen also wird sie di- 
rect und indirect einen weeentlich^i Theil des Btaatserfordemisses 
aufzubringen haben. Einfacher und minder kostspielig daher, es 
^geschieht im richtigen Verhältniss direct. Dahingegen bedingen 
es auch äie auf wirthschaftlichem Gebiete waltenden Gesetze, dass 
die zweckmässige Verwendung der Staatseinkünfte hauptsächlich 
wieder dem Grundbesitze zu gute kömmt, dass insbesondere jeder 
Aufwand für die Wohlfahrt der Gesellacfaafi wieder in dem stei- 
genden Werthe der Bodenrente einen mehrfachen Ersatz findet. 
Im gutverwalteten und gutre^erten Staate bilden selbst hohe 
Grundsteuern gleichsam nur eine Capitalsvorwendung, welche na- 
mentlich dem Grundbesitze Wucherzinsen einträgt. 

Die grosse praktische Schwierigkeit bei der Grundbesteuerung 
besteht nun darin, den reinen Grundertrag zu ermitteln, und fiir 
den ganzen Staat einen richtigen oder wenigstens einen Verhältnisse 
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mEissigeD Grund&rtrags-Cataster herzustellen. In dieeer Htnaicht 
besiehe ich mich auf meine 1860erscbienene Schrift: »Die Beform 
äa directen Steuern in Oesterreich» *). Ich bin heute mehr als je 
der Ueberzeugung, dasi eine künstlidie parzellenweise Berechnung 
des rohen und des reinen Ornndertrage nach abstracten Durch- 
AcboittaBahlen nie zum Ziele annfthemd wahrer G-leichmKssigkeit 
führen kann, am wenigsten in einem grossen Reiche. 

DieHauptan^be der Ertragsermittlung behufs gleichmSssiger 
Besteuerung besteht gar nicht «inmat in der absoluten Richtigkeit 
der eich ja yon Jahr zu Jahr ändernden Ertragsziffer, weil die 
Grundsteuer eben keine eigentliche Einkommensteuer ist, als viel- 
mehr darin, die mittleren reinen GrundertrSge der einzelnen Kron- 
ISnder und Landestheile , der einsetnen Orte und der einzelnen 
Steuerpflichtigen unter sich in ein richtiges Yerhältniss zu setzen. 
Dieses ZielderverhältnissmKssigen Ertragsermittlung wird aber 
durch nocli so viele specielle Anordnungen einer Taxation, die auf 
dem Prinöipc des Parzellencatasters beruhen soll, um so weniger 
crrdcht werden, je grösser der Staat und je verschiedener die Za- 
atfinde und Veriiültnisse seiner Theile sind. 

Wenn man behauptet hat •*), ein Abgehen von der Berech- 
nung des mittleren reinen Ertrages jeder Grundparzelle aus Roh- 

*) Vergleiche anch die 1860 tieransgegebene officielle Denkschrift : 
„Die directen Steuern in Oeaterreich und ihre Reform." Dann di<> kleineu 

leaenswerthen Broschüren: „lieber die Regiera Dge vorläge , betreffend die 
Reriaion des alabilen Ornndeteuercatasters in Oeaterreich nebat einem An- 
hange über die Grundertragsschäzung in Galizien;" — „Die Benützung der 
Verkehrspreiae der Realitäten znr VertheiLung der Kealsteuer auf die Kron- 
länder in Oeaterreich." — „Der Bericht de» FinanzausschuBBea im Hange der 
Abgeordneten" etc. etc. Lemberg 1S62. (Dem Vernehmen nach von Comel 
Ritter V. RrzecEonowicz , Mitglied des galizischen LandeaansachneaeB.) 

**) So, wie'a scheint, von demaelben Verfaaaer in der deutschen 
Vierteljahresachrirt (Heft 3 von 1860) und in der Augsburg. All- 
genu Zeitung. — Neuerlich auch Hock in seiner angeführten Schrift 
p. 163—188. Will die Meinung dieaea hervorragenden Fachmannes auch 
gewogen, nicht gezfihltsein, so iet derselbe doch offenbar von den rer- 



jcbyGooglc 



176 - 

ertrag und Betriebskosten betufe vevhältniBsmässiger Veranlagung 
derGrundsteueraufdie Liegenschaften, werde fiirOesterreich einen 
■wissenschaftlichen Biicligang bedeuten, so ist das wohl nicht mehr 
als eine leere Redensart. Es handelt sich gar nicht um einen ver- 
schiedenen Zweck, sondern nur um ein anderes Mittel, weil das bis- 
her mit grossem Aufwand angewendete, nach eigenen wie fremden 
Erfahrungen , eben nicht zum Ziele führen kann. Der Zweck ist, 
die Grundsteuer glcichmässig, d. b. im möglichst genauen Verhält- 
niss des reinen Grundertrag« umzulegen. Die Wissenschaft, wie 
die erleuchtete Praxis, wird sich am Ende doch für den Modus 
entscheiden müssen, welcher diesen Zweck am besten erfüllt. Der 
Millionen verschlingende Grundparzellencataster *) bat in Oester- 
reich aber, wie anderwärts, lautDenksclirift des k. k, Finanzmini- 
steriums zu dcmResultat geführt, dasa die in den Jahren 1856 — 58 
gepachteten Grundstücke im Verhältniss zu ihrem Pachtzins an 
Steuer- Ordinarium samnit Va Zuschuss in Böhmen, Krain, Kärn- 
ten, Küstenland, Dalmatien um 50 bis IBO^/o mehr entrichten, als 
in Ober- und Niederöaterreich, Salzburg und Steiermark, und dass 
eine noch grössere Ungleichheit in der Besteuerung der einzelnen 
Objecte besteht. Gleiches gilt selbst von den neueingeachäzten 
Ländern, und der galizische Landtag hat 1861 einstimmig denBe- 
scbluss gefasst, um Sistirung der kostspieligen, zum Zwecke einer 
gerechten Steuervertheilung unbrauchbaren und unnachbesserlichen 
Operationen zu bitten. Aehnliche Erfahrungen sind in Frankreich 
und selbst in den doch an sich ziemlich gleichartigen Westprovin- 
z^n Preussens gemacht worden, worüber die sclilagendsten Zcug- 

meintliehen Vorzügen des Parzellenertrags -Cataeters Torcin genommen, wäh- 
-rend er dessen Hängel und Unzukömmlichkeiten gross tentheils übersieht 
und die damit gemachten thatsSchlicIien Erfahrungen ignorirt. Dagegen 
werden die Nachtheile eines- Wer UiCB taste rs grau in grau gemalt', anch das 
neuerliche Vorgehen PreuBsens zur Regulirnng der Grundsteuer wird nicht 
berücksichtigt. ' 

*■) Bis Ende 1857 beliefen sish die Kosten desselben in Oesterreich bei 
40 Uillionen Gulden. 
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Disse voriiegen. In Frankreich, wo die Kosten der mit Gesetz vom 
15. September 1807 angeordneten Catastrirung auf 140 Millionen 
Franken geschätzt werden, ist dennoch »die Steuerstunme ganz 
ohne Rücksicht auf das durch den Cataster ermittelte Steuercapital 
gebildet und wird mit geringer Kücksicbtaahme auf dasselbe auf 
die Departements, Ärrondisaements und Gemeinden vertheilt, nur 
innerhalb der Gemeinden erfolgt die Yertheilung genau nach dem 
constatirten Steuercapital» *). Dass aber der P&rzellenertraga - Ca- 
taster sich innerhalb der Gemeinde und selbst innerhalb eine^ in 
sich gleichartigen Bezirkes als Maassstab der Umlage fiir die be- 
treffende Quote ganz wohl eigne, ist meines Wissens von Niemand 
in Abrede gestellt worden. . 

Diö reeisten und zugleich einfachsten Grunfflagen für die ver- 
hältnissmSasige Beinertregsermittlung bilden die Pacht-' und Kauf- 
verträge, sowie der durch dieselben controlirte' gemeinde- oder 
landesübliche Kaufswerth. Dieser Maassstab, der sich an äussere, 
leicht fassbare objective Kennzeichen knüpft, ist selbst bei jeder 
andern Schäzungsart , namentlich zur Gleichstellung der Grund- 
steuer zwischen entfernteren Bezirken, als Controle ganz unerläss- 
lich. Er bietet sich durch die Natur des Steuer -Objectes im Ver- . 
kehrie von selbst dar, und ihn dennoch principiell verwerfen wäre 
nicht viel weiser, als wenn der Zollbeamte zur genauesten Bemes- 
sung eines Werthzolles den Werth einer Waare nicht aus dem 
Yerkehr entnehmen, sondern aus den sämmtÜchen Herstellungs- 
kosten sich erst berechneo wollte. Künstliche Berechnungen und 
Taxationen sollten nur eine Aushilfe da sein, wo jene objectiven 



•) Hock, p. 191 — 2. Wiederholt war die Steiierrertheilung- navbdem 
Catuter auch fUr die weiteren Kreise vorgeschrieben worden, ursprünglich 
bloa für die catastrirten Gemeinden desselben Cantons, durch Gesetz von 
1813 fUr die Cantone desselben Departements, dnrch Gesetz von 1816 f(lr ' 
die Cantone desselben Arrondissements ; „allein die Gesetze warden wider- ' 
rufen oder gelangten nicht zur Ausführung; man hielt sich stets an die 
alten, für die als überlastet erkannten Departements wiederholt ermSssigten 
Quoten der ursprünglichen ReparCition vom Jahre 1791." ' 
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Grundlagea frfilen. Ftlr die Umlage im Ganzen haben ßie sich 
immer ala mibrauchbar oder doch als angenügend erwiesen, wäh- 
rend man z. B. in Baden, wo man in erster Linie die Kaufverträge 
und vo diese weniger voitommen, die Paebtrerträge der Ermitt- 
lung des Beioertraga jeder Bodenclasse in der Gremeindemarkung 
zum Grunde legty befiiedigende Resultate eriangt hat. Selbst in 
Gegenden, wo z. B. wegen noch bestehenden Güterschlusses 
-Pocht- wie Kaufverträge nicht in hinreichender Zahl vorkonmien, 
anderseits die Güter in der Begel den ältesten Sühnen tut zu nie- 
drige Preise überlassen werden, mithia kaum ein anderes Hil&- 
mittel als die künstliche Berechnung übrig blribt, wird man gut 
thun, diese Taxationen mittelst der einz^nen bekannten Kauf- und 
Pachtpreise zu controüren. Wo der Verkehr selbst einen Werth- 
massstab an die Hand gibt, wird derselbe stets weniger trägen, 
als alle mehr oder weniger von subjectiTen Anschauungen abhän- 
gigen Ermittlungen. 

Als ersten Einwand gegen den Werthcataster hobt Baron 
Hock herror: die Ermittelung des Wertbes statt des Ertri^^ sei 
»offenbar ein Umweg«, denn sie könne nach der Steuertheorie 
keinen anderen Zweck haben, als eben aus dem Wertli den Rein- 
ertrag zu berechnen — warum also nicht unmittelbar zur Erhebung 
der letzteren schreiten? Wie aber, weim nun der scheinbare Um- 
weg sich gerade döeh als der gangbarste, leichteste, sicherste, ja 
selbst als der kürzeste Weg erweist? Und dies ist er, weil der 
Verkehr ihn schon voi^bahnt und selber das Ergebniss vermittelt 
hat. Warum da erst den langen Umweg der Berechnung auf 
Schlingpfaden einschlagen, um im glücklichsten Fall bei demselben 
Puncte anzukommen? Denn auch nac£ Hock richtet sich der all- 
gemeine durchschnittliche Kaufwerth »nach dem Ertrage«. 

Ein zweiter Fehler des Werthcatasters sei das Schwankende 
seiner Grundlage. Der durchsclmittUche Reinertrag sei, so lange 
nicht die Art der Bewirtiischaftung oder die Verhältnisse des Ver- 
kehres sich gründlich ändern, auf lange Zeit hinaus derselbe, aber 
der diesem Reinertrag entsprechende Werth sei eine überaus wech- 
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selnde Grösse, »weil «r auch von dem aJlgemeiaea Zinsfasse de« 
Landes und dem VerhfiltniBse des ZitufuseeB der in derLandnirtb- 
schaft angelegten Capitalien zu jenem der in anderen IkwerbBzwei- 
gen verwendeten, also von höchst TCrSaderlicheo Yoraussetzungea 
sbhSngt.« Diese Voraussetzung scheint doch nicht ganz zuzutref- 
fen, und wenn zugegebenermassen der durchgcbnittliche £auf- 
werth sich nach dem durcfaachnittlichen reinen EVtrage nebtet,, so 
ist damit nicht recht au reimen, warum die eine Grösse »überaus 
wechselnd« , die andwe auf lange Zeit hinaus stabil sein soll, zu- 
mal der Zinsiuss üch doch verhSltnissmfissig, d. h. für das 
ganze Land Kndert. Der »allgemeine Zinsfoss des Landes« bewi^ 
sich übrigens nur sehr langsam auf- und abwSrts , auch bedingt 
sein Steigen nicht immer an Fallen des Güterpreises, oft gehen 
beide auch parallel, wie wir es seit HO Jahren in Oesterreich erlebt 
haben. Noch unabhängiger steht der Regel nach der Giitferpreis 
Ton dem Schwanken des Discontosstzes , was jeder Geschäftsmann 
weiss. Jedenfalls aber scheint mir, gestützt selbst auf die eigenen 
Angaben des Hm. Verf.'s*}, der reine Grundertrag sich in 
Oesterreich seit dem Jahr 1824 in weit höherem Maasse verän- 
dert, bez. erhöht zu haben, als wie der Zinsfuss. Das spiitche 
also vielmehr für den Werthcataster! — Ich ISugne durchaus nicht 
den Einfluss des allgemeinen Ziilsfusses auf den Kaufwerth der 
Realitäten, dieser Einfluss kann hier aber nur in einem ganz ande- 
ren Sinne in Betracht kommen, nämlich insofern, als zwischen den 
verachiedeneii Ländern des Reiches ein verschiedener Zinsfuss be- 
steht, der sich übrigens mehr und mehr ausgleichen wird. Die 
finanzielle oder die TolkswirtbschaftUche Wirkung hiervon auf den 
Werthcataster ist jedoch kaum bedenklicher Natur. "Denn steht in 
dem einen weniger gutgelegenen und ärmeren Lande der Zins- 



*) S. 100. Darnacii betrüge die Orundsteaer ohne die Zuschläge, ur- 
sprünglich DEich den Preisen von 1824 anf iß% des Beinertrsgs gescb&zt, 

Jetzt durchschnittlich nnr 6% I 
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fiiss böber , der Güterpreis mithin relativ niedriger ab in dem an- 
deren, so würde allerdings nach demWerthcataster, wenn dieVer- 
scMedenheit des Zinsfusses racht weiter berUcksicIidgt würde, jenes 
ärmere Land etwas milder besteuert werden , als wenn der nach 
dem Farzellarcataster - ermittelte Keinertrag der Stenerbfimesaung 
zur Grundlage diente. Dies will merkwürdiger Weise aber gerade 
auch Hock erzielen, freilich in viel unbestimmterer und willkür- 
licher Weise. Denn er will keineswegs unbedingt den Boden mit 
demselben Procent des Catastral - Reinertrags besteuern — das sei 
unbedenklich nur bei geringem Steuertuss und allgemein sehr loh- 
nender Landwirthschaft der Fall — vielmehr behauptet er (S. 193) : 
bei hohem Steuerfuss könne uin einem Gebietstheile , wo der 
Markt erschwert und das Capital selten ist, unmöglich dasselbe 
Procent des Catastralertrags als Grundsteuer auferlegt werden, wie 
in anderen Gegenden des Staatsgebiets.« Wenn aber vrieder nicht 
der Parzellenertrags - Cataster die Grundlage füx die Vertheilung 
der Steuer im Grossen bilden soll, so vermisst man jede nähere 
Angabe der Kriterien, wonach dies sonst geschehen soll, man ver- 
fällt daher einer, nicht gerade wissenschaftlichen Willkür. Der 
Werthcataster berücksichtigt schon an und für sich die capital- 
ärmeren Gebietstheile, und zwar lässt sich dies auch aus einem 
wissenschaftlichen Grunde vollkommen rechtfertigen. Denn ein 
gewisser reiner Bodenertrag in diesen Landestheilen besteht wegen 
des höheren Zinsfusses zu einem höheren Theil aus Capitalzins, 
ab es in dem verkehrs- und capitalreichen Lande der Fall sein 
würde; von den beiden Elementen des Reinertrags, Grundrente 
und Capitalzins, verträgt jedenfalb aber das erstere einen höheren 
Steuerfuss als das letztere. Jene von Hock, wie'a scheint, gerügte 
Cqn$equenz des Werthcatasters ist also vielmehr ebenso getecht 
wie billig *). Dagegen steht sein Zulassen eines verschiedenen 

*) Die Unteraclieiduag zwischeu EiuBch&zangs- und AbE(:hä- 
zUQge -Methode ist wohl nor mehr ein geistreiches Spiel mit Worten. la 
der Regel geht jeder EioactUizuiig auch eine AbscbSzung voraus. Iti Preus- 
sen spricht man von der Einscb&znug sogar lur Ei nkommeoB teuer, was 
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Steuerprocentes des Reinertiags , trotz dem so mühevollen und 
kostspieligen Cataster, mjt seiner eigenen Theorie in schneidendem 
Widerspruche. Man sucht erst eine ideale Gleichheit der Steuer- 
grundlage herzustellen, um davon in der Hauptsache wieder abzu- 
gehen — es ist' dies, wenigstens in Bezug auf die Quoten- Theilung 
im Grössen, das berühmte Messer ohne Heft und Klinge. 

BrfahrungsmSssig habeli in der That die Resultate der parzel- ■ 
lenweiaen ßeincrtragseinschäzungen den geringsten Werth fÜr 
Herstellung von St«uergleichheit zwischen Gegenden mit ganz ver- 
schiedenen Cultur Verhältnissen. Die Schazung^i^gebnisse sind in 
einzelnen Kronländem Oesterreichs im Verhältniss zu den Kauf- 
imd FachtpreJsen der Grundstücke mitunter um 50 bis 280% 
hsher als in den anderen. Einzelne Steuer-Objecte aind gegenüber 
ihrem Kauf- und Pachtpreise 2 bis SOfach hsher eiugeschäzt als 
andere, und dies zwar nicht blos in den alteingescfaKzten, sondern . 
auch in neulich eingescbäzten Ländern, wie Böhmen und West- 
galizien , wo diese Ungleichheit also nicht mehr den im Verlaufe 
der Zeit eingetretenen Aenderungen der ökonomischen Umstände, 
sondern den Gebrechen der Einschäzung selbst zugeschrieben 
werden muss. Kein Wunder dies, wenn man bedenkt, dass die 
Künstlichkeit des Schäzungsgeschäftes jede erdpriesiüche und 
gegenseitig sich controÜrende Mitwirkung der Steuerträger that- 
sächlich ausschliesst ; dass der vrirthschalUiche Zusammenhang der 
Grundstücke bei ih'Ter Einschäzung, die Kosten der Dungausfiih- 



doch eine Abschäzung dea freien Einkommens vorauasetit. Waa für einen 
barocken Begriff muaa man» vom Werth catuster haben, wenn man ihn ledig- 
lich alB AbachäzungscatABter in dem Sinue aufTasat , daaa dariD jedes Objact 
für sich und ohne Vergleichimg mit den anderen Ohjecten, noch seinem 
gleicbaAn absoluten Werthe abgeschSzt werde! E» ist gerade einer der 
Vorzüge des Werthcataslers, dass er wegen der grüaaeren praktischen Ver- 
gleichbarlceit der Grundlagen — eine Vergleichbarkeit, die selbst am Lande 
fast jeder Besitzer anstellen und Ubereehen kann, was bei der Ahachliziing 
des Reinertraga als aolchen nicht stattfindet — eine viel grössere BUrggchaCt 
für die Verh&ltniaamftsaigkeit der StenerverCheilung gewährt. 
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rang, sowie der Einbringung der Producte des Äcker- und Gras- 
landes vom Felde in den Wirthschaftehof nicht bcrilcVsichtiget 
werden; dass zur Ermittlung des Preises eines Arbeitstages die 
jährlicheD Erbaltungskosten der Arbeitskräfte durch die IdealzifFer 
300 dividirt werden , ohne Rücksicht auf die kürzere oder längere 
Verwendbarkeit der Arbeitskräfte , welche der Landwirth das 
ganze Jahr hindurch erhalten muas, oder auf die klimatischen Ver- 
hältnbse , nach welchen sich die längere oder kürzere Dauer der 
Arbeit auf dem Felde richtet, oder auf sonst vorhandene gewerb* 
liehe Arbeitskräfte , welche zu Zeiten des grössten Bedarfes daran 
den Iiandwirtben Aushilfe bieten; dass bei Waldungen die foi^t- 
mSsäge Umtriebsperiode und Bewirthschaftung als Regel gilt, und 
der ganze dabei erdelbare Holzzuwachs zum Rohertrage gezählt 
wird , ohne Rücksicht darauf, ob die forstmässige Oultur erreich- . 
. bar, der Holzzuwachs verwerthbar ist, oder ob ausser dem Brenn- 
holz auch noch das viel werthvollere Nutzhol? gewonnen wird, 
oder sonst einträgliche Nebennutzungen des Holzlandes statt- 
finden etc. Auch noch genauereVorschriftenwerden keinen Schutz 
gegen solche Verschiedenheiten bilden. Denn gerade je mehr Fac- 
toren in die Berechnung einbezogen werden, desto mangelhafter 
wahrscheinlich das Ergebniss. Und nur zu berechtigt ist der oSi- 
cielle Ausspruch: die dem Parzellen-Cataster anhaftenden Schä- 
sungsmodalitäten seien in letzter Auflösung nichts anderes als anf 
persönlichen Ansichten beruhende Calcüls, um so unsicherer, als 
sie nicht sowohl auf Erfahrungen aus dem Verkehrsleben, als viel- 
mehr auf abstracto Regeln sich stützen und die ganze Operation 
in ihrer Wesenheit zu eii^em buchhalterischen Werke gestalten. 

Zwar haben die parzellenweisen Einschäzungen des Grund- 
ertrags praktische Brauchbarkeit nicht blos für individuelle Steuer* 
Terthdlung innerhalb eines Bezirks , sondern auch für manche an- 
dere Zwecke des Verkehrs bewährt. Aber auch dann bleibt der 
Uebelstand grosser Kostspieligkeit und grossen, Zeiterfordernisses 
für die Durchführung des Parzellarcatasters sowie für die von Zeit 
zu Zeit nothwendige Revision desselben, so dass der Aufwand blos 
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für jeoeD ZTreck ausser VerliKltDiss zu den Reanltaten steht. Auch 
der rheinisob-wes^htdische Catoeter hat 5252 Thlr." auf die deutsche 
Quadratmeile, der sächsische — der wohlfeilste yon allen — 
331 3 Thlr. auf solche und noch 657o mehr gekostet als die Grund- 
steuer gegenwärtig in Preuasen durchschnittlich per Quadratmeile 
einbringt. Jedenfalls kann die richtige Yertbeilung einer Grund- 
steuer-Quote selbst innerhalb eines engeren Bezirkes auf -wohlfei- 
lerem als auf d.em Wege der Parzelleneinschäzungen erlangt 
werden, wenn man sieb dabei nur an unmittelbar vom Verkehr 
gegebene Thatsachen halten will. 

Ueberhaupt ist nicht abzusehen , warum man sich auf ein 
unerreichbar ideales Maass von Gleichmässigkeit , welches man 
bei jeder anderen £rtragssteuer iur überSüssig hält, gerade bei 
der Grundsteuer capricirt, die, wird der reine Grundertrag nicht 
alljährlich ermittelt, denselben von Jahr zu Jahr doch ungleich 
besteuert. War' eine jährliche genaue Ermittelung des Beinertrags 
ausführbar, so würde die Grundsteuer die Natur mehr einer Ein- 
kommensteuer annehmen, wie in England. Aber selbst dort bildet 
die Grundlage aller Steu^rverth^ung auf Liegenschaften nicht eine 
allgemeine Parzellar- Vermessung, sondern zunächst die in jedem 
Kirchspiel zum Zwecke der Vertheilung der Armensteuer mit 
Bücksicht auf die Pachtzinse stattfindende Eioschäzung des Bein- 
ertrags (net annual value) von allem - Grundeigenthum. Diese 
ziemlich .unbeengten Einschäzungen der Armenaufseher weichen 
in verschiedenen Kirchspielen natürlich sehr von einander ab; zu- 
weilen ist sie zwei Drittel des Beinertrags, im anstossendcn Kirch- 
spiel vielleicht nur die Hälfte, im dritten — alle in demselben 
Steuerbezirke — übertrieben hoch. Um nun diese Veranlagungen 
zur Armensteuer der Kirchspiele, die ohne weiteres nicht einmal 
zur gleichmässigen Steuervertheilung innerhalb der Grafschaft 
tauglich wären, zur Umlegung der Einkommensteuer des Staates 
brauchbat su machen, wobei überdies noch der Begriff des Bein- 
ertrags viel strenger gefasst ist, vergleicht man (d. h. die Steuer- 
aufseher, survttyors of taxes) die vorliegenden brauchbaren Pacht- 
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ziose von Grundstücken mit ihrer gewöhnlich zu niedrigen Beiner- 
tragseioschäzung zur Armensteuer und setzt nach den Ergebnissea 
dieser Vergleichung die eingeschazten Keinerti^e sogleich im 
ganzen Kirchspiel um 10, 20, 307« hinauf. Den Betheiligten 
steht die Berufung offen, jedoch ^rd eine besondere Abschäzung 
des Reinertrages der Grundstücke nur ganz ausnahmsweise nöthig. 

Dort wo Verkäufe von Grundstücken viel häufiger als brauchbare 
Verpachtungen vorliegen, wie in Oesterreich, in Deutschland über- 
haupt, in den vereinigten Staaten Amerikas, empfiehlt es sich den ge- 
meindeüblichen Kau^reis des unbeweglichen Eigenrimms zum Mass- 
stab der Vertheilung zu machen. In den Staaten der nordamerikani- 
fichen Union beruht die Vertheilung aller Steuern vom Grundeigen- ' 
thum auf der Einschäzung des Werthes desselben zum Zwecke der 
GemeindebesteueruDg. Da jedoch diese Einschäzungen in verschie- 
denen Gemeinden gleichfalls nicht übereinstimmend ausfallen, be- 
stehen deshalb — -wie z. B. im Staat New- York — in jeder Grafecbaft 
eigene sogenannte "Ausgleichungsausschüsso, welche die Gleichstel- 
lung derselben für die Veranlagung der Grafachaftssteuer nicht 
durch ganz neue Einschäzungen im Einzelnen, sondern in ähnli- 
cher Weise, wie in England, bewirken. 

Man zieht dort überall zweifeDose, für jeden Schäzer und die 
ganze Bevölkerung feststellbare Begriffe, wie der gemeindeübliche 
Preis eines Grundstückes, unmittelbar gegebene Thatsachen, aus 
dem Verkehre selbst zu ergreifende Anhaltspuncte allen verwickel- 
ten Berechnungen von Roherträgen und Culturkosten vor, die doch 
wieder erst der Correction durch Kauf- und Pachtpreise bedürfen, 
um wirklich brauchbar zu sein. 

Auf unserem Continent hat der badische Gataster, im Wesent- 
lichen auf Abschäzung des Capitalswerthes nach Bodenclassen be- 
ruhend, ohne kostspielige und langwierige Parzellar- Vermessungen 
zu dem relativ befriedigendsten Resultat geführt. Entspricht der 
Capjtalswerth auch nicht immer durchaus genau den Reinerträgen 
der Grundstücke — es wirken darauf auch der verschiedene Zios- 
fuss, das verschiedene Verhidtniss zwischen Anbot und Nachfrage 
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ein; — bo hätte doch »die duecte Ermittlung des Ertrags, wie das 
Beispiel anderer Länder zeigt, keine grössere Gleicliheit, wohl aber 
viel mehr Zeitaufwand un3 Kosten verursacht.«*} Als der in den 
Jahren 1810 — 15 zu Staude gebrachte badische Cataster veraltßt 
war, wurde 1857 — 5& eine neue Catasteraufnahme ganz auf der- 
selben Grundlage von den badischen-Kammem gutgeh eissen in der 
Ueberzeugung, dassiäieses Verfahren, wenngleich nicht jedes Man- 
gels bar, weil ein ganz vollIüTmmener Steuercataster überhaupt 
nicht herzustellen sei, doch einen solchen liefere, »wie er nach den 
im Grossherzogthum obwaltenden Verhältnissen auf irgendeinem 
anderen Wege, wenigstens nicht vollkommener hergestellt werden 
, könnte." 

Mit massigem Aufwand an Zeit und Kosten lässt sich also in 
jedem Steuerbezirlsc zu einer genügenden Catastrirung des Capi- 
talswerthes der Grundstücke gelangen. Dies erreicht, bietet auch 
eine wenigstens annähernde Gleichstellung der Bezirke untereinan- 
der keine allzu grosse Schwierigkeit. Die Gleichstellung der ver- 
schiedenen Einschäzungen im ganzen Staatlässt sich aber nur durch 
umsichtige Vergleiehung derselben mit den wirklich gezahlten Kauf- 
und Pachtpreisen bewirken. Selbstverständlich müssen diese Kauf- 
und Pachtpreise als die- objectiven Kennzeichen des Nutzungswer- 
thes der Grundstücke sowohl nach den verschiedenen Arten von 
Grundstücken, als auch nach den verschiedenen Zeitperioden, aus 
denen sie herrühren, mit annähernd gleichen Kornpreisen gesondert 
werden, um nur Gleiches mit Gleichem zu vergleichen**). Bei der 
Ausheilung von Landesquoten käme» die Verschiedenheit des 

*) ürtheil von Helferich in Bezug- selbst auf ein Land von der 
Gr6(Be und Gleichartigkeit Badens! 

**) Ueber die grosse praktische Brauchbarkeit der Kauf- ttnd Pachtpreise 
nur QldchstellDng der Catastral-Reinertiüge, selbst zwischen entfernteren 
Provinzen, erläutert an verschiedenen aus der Eriahrnng geschöpften Bei- 
spielen, vergleiche man ndas Entstehen und die Fortführung des 
rheinisch-westphSlischenGrandsteuercataaters von G. Wag- 
ner, k. pre\iss. Stcuerrath N. A. Daaseldorf 1860." 
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SosAiasee z^ar zu borUcksichtigeii, als von Einäoss. auf die Kauf- 
prebe; man darf hierbei jedoch nicht zu weit gehen, da eine 
mSsäge Begünstigung den capitalarmeiT Landesthei]cn mit hohem 
ZinsfiiBB, insofern dort der Kaufpreis im Yerhältniss zum Reinertrage 
kleiner sein würde, wohl zu gönnen wäre. Ebenso wäre dem bis- 
herigen Terhültnias, in welchem die verschiedeneo Beichstheile zu 
der Grundsteuer beigetragen haben, sowie dem VerhÄltniss zwischen 
den einzelnen SteuertrSgem Rücksicht zu tragen; um nicht zu 
schroffe flir die Vermögensverhältnisse störende Uebergänge zu be- 
wirken. Denn eben weil die Ungleichmässigkeiten der bestehenden 
GrandbesteneruBg, auf die Kaul^reise Einfluss geiüissert, stellen 
sich die Verkehrswerthe der au niedrig besteuerten Grundstücke 
relativ hoch heraus und umgekehrt, so dass, wollte man hierauf 
keine Rücksicht nehmen, dieselben nunmehr im umgekehrten Yer- 
hSltniss bei zu grosser Begünstigung früher, jetzt eine zu grosse 
Benochtheilignng erftihrcn. 

Diese Rücksicht auf das Bestehende widerstrebt übrigens den 
Anschauungen jener, .welche den einfachsten Catastrirungs-Metho- 
den lediglich darum den Vorzug geben, um die periodische Revi- 
sion der Steuergrundlagen leichter und häufiger vornehmen, über- 
haupt die Grundsteuer genau dem wirklichen Reinertrage jedesmal 
anpassen zu kSnnen. Ihr Ideal wfire eine von /Jahr zu Jahr sich 
mit dem Reinertrage jedes GrrundstUckes ändernde Grundsteuer, 
d. ). der Uebergang von dieser zur Einkommensteuer oder die Ver- 
mischung beider. Man würde damit die Basis der Ertragssteuem 
verlassen, wie dieselben sich nun einmal nach ihrer Natur und 
ihrem Zwecke in den europJiiachen Oontinentalstaaten historisch ge- 
bildet haben. Eine in ihren Grundlagen sich alljährlich ändernde 
Gmndsteaer ist fiir ein grosses Reich mit complicirten Bodenver- 
hältnissen praktisch nicht ausführbar, und wenn es wäre, man ge- 
langte jetzt dazu nicht ohne eine Axt socialen Vennögensumaturzes. 
Englond kann in dieser Hinsicht nicht als Muster gelten ; dort be- 
steht nach Ablösung der alten längst fixirten Landtaxe keine be- 
sondere StaalsgrUndsteuer im continectalen Simi, sondern die an 
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und iUr sic^ miseage Einkommensteaer begreift den sehr schuf h«r> 
TOrtretenden reinen Grandertrag jslirlicli eben so wie jedee andere 
Einkommen. Wenn bei einer ^aerart, bo ist bei der Grundsteuer 
als Ertragssleuer das Prin^ veretändiger Stabilität von Wicfatigkrät. 
^Natürlich müssen in gewissen Perioden die Grundlagen der Grund* 
Steuer mit den veränderten Durchsdinitts-Erträgen und sonetigeo 
Yerbsltnissto der Liegenschaften wieder in Uebereiustimmang ge- 
bracht werden, und diese Perioden können imÄUg^neiaeD auch um 
so kürzer ausfallen, je mehr die Catastrirungsmethode die Beviaion 
erleichtert Allein nur wenn der bisherige Charafct^ der Grund- 
steuer als Ertragssteuer festgehalten wird, kann auch noch die Ein-- 
kommensteuer auf das freie Einkommen aus der Bodenwirthschafl 
hinübergreifen, wie dies in Pteussen und, freilieh jetzt verfehlt, auch 
in Oesterreich wirklich der Fall ist. Eben die Eükkommensteuer 
mit ihrem mässig«%n Steuerluss folgt voll Beweglichkeit den Yer- 
ändeningen im Einkommen von Jahr zu Jahr. 

Auch ist damit, dass die Grundlagen Sit die Ghruttdsteaer auf 
eine längere Periode festgestellt werden, noch nicht auegesprochen, 
dass sich iniferhalb derselben die Summe oderdieHöhe der Grund- 
Steuer, wenngleich" auf derselben Basis, nicht selbst ändern könne. 
Zweckmässig ist es gewiss dass wesentliche Regulirungen im Steuer- 
fuss sich an die periodischen Revisionen der Grundlagen knüpfen; 
doch auch unabhängig davon können je nach dem Bedürfnisa 
mfiSBige Aenderungeii stattfinden. 

' Im Allgemeinen aber wird ein Anschmiegen an dasBedürtniss 
um 80 leichter geschehen, je gleichmässiger die Steuer umgelegt 
und mit je weniger Schwierigkeit die Revision ihrer Cataster-Un- 
terlagen verknüpft iat. JNur würde, das Bestehen einer allgemeinen 
Einkommensteuer die auch die Bodenrente triffi vorausgesetzt, es 
unbillig sein^ etwa von der Erhöhung bez. Erniedrigung der Ein- 
kommensteuer auch die Erhöhung bezU^^ch Ermässigung der 
Grundsteuer u^d blos dieser abhängig zu machen, vorgeblich der 
Gleichmässigkeit halber. Die Gleichmässigkeit würde viel^nehr ver- 
leb werden, wenn die Gmndbesitzer einmal mit allen Ander«i 
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eine höhere Einkommensteuer und ausserdem noch aus dem reinen 
Bodenertrage eine bShere Grundsteuer entrichten mUssten, welche 
tndere ToUcsclassen nicht leisten. Es bezweckt die periodische Re- 
vision der Cataster-Unterlagen hauptsächlich nur die grössere 
GleichmSsaigkeit in der Grundbesteuerung «selber, während die re- 
lative Gleichmässigkeit zwischen den verschiedenen Steuern wesent- 
lich nur auf die gleichen Arten von Ertrags- und Einkommensteuern 
sieb beziehen kann. So können die Steuern von den Wirlhschafts- 
erträgen unverändert bleiben, die allgemeine Einkommensteuer 
aber erhöht werden, ohne die Gleichmässigkeit zu verletzen, und 
eben so umgekehrt. Die Erhöhung der Realsteuem dagegen bliebe 
einseitig, wenn damit gleichmSssig'nicht zugleich die Erwerbstcuem 
erhöht würden. Im Ganzen aber wird die Gi'undsteuer lun so 
elastischer, je einfacher und revisionstahiger ihre Grundlagen sind. 
^ Wie schon erörtert, verträgt übrigens die Grundrente bei ver- 
hältnUsmässiger Umlage eine höhere Besteuerung, mehr als irgend 
ein anderer Einkonuuenzweig, ohne volkswirthschaitlichen Nach- 
iheil. Nur der Verkehrspreis der Grundatlioke wird davon afficirt, 
nicht auch Arbeit und Capital. Zudem kommen die Vortheile 
mancher Staats- und Localaufwendungen vorzugsweis dem Grund- 
besitz zu gute, und steigt dessen Rente ohne weiteres Zutbun bei 
aufblühender Volks- und Staatswii-tbschaft. Auch wird in einem 
Staate, wo ein grosses Mass von öffentlichen P6icbten an das Grund- 
eigenthum sich knüpft, nach der richtigen Bemerkung von Gneist, 
eine »Aushöhlung des GrundeigeathumB durch Hypotheken,« 
welche dasselbe zu solchen Leistungen unfähig machte, nicht statt- 
finden können. Denn in solchem Fall wii'd kein verständiger Land- 
wirtli ein verschuldeter Grundeigenthümer sein wollen. Ohne 
künstliche Sciiranken, ohne ewige Fideicommisse wird auf diese' 
Weise eine UbermäsBige Mobilisirung des Bodens sehr erschwert, 
ndasGrundeigenthum gebunden an diejenigen, welche solche Pflich- 
ten crRUlen können und wollen, sowohl äussere Mittel, wie Adel 
der Gesinnung genug dazu besitzen. n In' England ist der zumal 
durch Localsteuern stark belastete Realbesitz verhfiltnissmässig am 
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-wenigsten vencliuldet; in Preussen beimfiesiger Besteuerung viel- 
leicht UQ.mebten. Und sollte es blos ein Zufall sein, dass diese 
Yerächuldung wieder in den östlichen Provinzen Preuseens, wo bis- 
her die gtringere Grundsteuer bestand, weit grösser ist als in den 
westlichen Provinzen? Wo aber einmal die grosse Verschuldung 
- besteht, da bildet diese hinwieder ein Hiaderniss, den Grundbesit- 
zern eine TcrhüItnisamSssig höhere Bürde auizulegen, und dies 
äiag es zum Theil wenigstens erklären, dass der veigleichsweis ge- 
ringe Ertrag der Grundsteuer in Preussen dort doch schon fUr eine 
äusserste Anstrengung gilt. Jedenfalls liegt es so wenig im politi- 
schen als im financiellen Interesse des Staats, die Verschuldung des 
Grundbesitzes noch künstlich fördern zu helfen, weil, von allem 
Anderen abgesehen, je mehr diese fortschreitet, die Grundsteuer 
sich auf eine immer kleinere freie Bodenrente vertheilt, bis endlich 
Besitzwechsel eintreten muss. — 

Meines Erachtens würden sieb demnach die folgenden Grund- 
sätze für Oesterreieh empfehlen. 

Der Gesommtbetrag, welchen die Grundsteuer dem Staate ge- 
genwärtig aufbringt, muss jedenfalls auch in Hinkunft festgehalten 
werden ; höchstens ist der mit' ihr an Stelle der Einkommensteuer 
diesseits der Leitha erhobene Drittelzuschlag ganz oder zum Theil 
in Abzug zu bringen. In jenem Betrage bewahrt sich das öffent- 
liche Gemeinwesen zugleich seinen billigen Antbell an der Grund- 
rente und darf von demselben nichts aufgeben. Im Uebrigen ist 
die Stabilität in der Veranlagung der Grundsteuer wUnschenawerth, 
so weit sie sieh nur mit der Gerechtigkeit verträgt, d. h. so lange 
in den Verhältnissen kein we^ntlicber Wechsel eingetretenist, und 
■wenn nur überhaupt die Staatsgrundstouer eines gleichsam unver- 
änderlichen Charakters entkleidet bleibt. 

Der Grundsteuerertrag ist zum grossen Theil als eine be- 
sondere — der Grundrente vor anderen Einkommenzweigen auf- 
liegende Last zu betracht«Q, welche theils durch Aufhören 
aller an den Grundbesitz geknüpften Verpflichtungen, theils 
durch Besitzwechsel im Verkehre, theils durch Steigen der 



jcbyGoogIc 



190 

Bodenrente ihre AuBg^eichung gefunden hat Daher kann die Ge- 
sammtsamme der bbher auf Grund und Boden bestandfaen Abga- 
ben gar nicht massgebend sein bei einer Yergleichung der flir die 
Grundrente und andere Ertragszweige bestehenden Steuem, Tielmehr 
muss die GFrundstener naturgranSss einen hSheren Sats aa Procenten 
des. reinen Ertrages ausmachen. Steuererhöhui^en dagegen sollen 
die Grundsteuer, als Ertragssteuer festgehalten, billiger Weise in 
keinem höheren Masse treffen, als die übrigen Ertragsstenem, auch 
soll umgekehrt eine eventuelle ErmSssigang der Ertragsbesteuenuig 
ihr so gut, vrie den übrigen Ertragasteuem, zu statten kommen. Die 
etwaigen Veränderungen in der Höhe der allgemeinen Einkommen- 
steuer dürfen an und ^ sich dagegen keinen gleichmüBsigen Ein- ' 
äuss auf die Hübe der Grundsteuer äussern, weil jene Steuer ja die 
freie Bodenrente ebenso gut vie jedes andere reine Einkranmen zu 
umfassen hat. — 

Die periodische Revision des Grundstenercatastws hat wesent- 
lich nur die grössere GleichmSssigkeit in der Grundbesteuemng 
an sich, nicht etwa eine Erhöhung derselben zu bezwecken, 
Ihre praktische Durchführbarkeit aber hfingt ledig^h von der, 
Einfachheit der ganzen Steuerveranlagung, also von dem Ein- 
schezungssystem ab, welches dem Grundsteuercatast«r zur Unter- 
lage dient. 

Die künstliche Ertragsberechnung auf Grund von Pajzellar- Ver- 
messungen und Parzellar-Einscbäzungeu ist zu kostspielig, zu lang- 
wierig und führt zu keiner Yei'hsltnissmässigkeit, am wenigsten in 
einem grossen Reiche. Die auf diesem Wege gewonnenenErgebnisse 
bedürfen jedenfalls erst einer eindringenden Correction durch ihre 
Yergleichung mit dazu brauchbaren Kauf- und Pachtverträgen in 
den verschiedenen Bezirken und Ländern. Will man daher nicht 
lieber gleich zum Werthcataster Übergehen, so empfiehlt sich doch 
ein die ganze Operation wesentlich abkürzender Mittelweg, etwa 
die in Baden mit Glück befolgte Catastrirungsmethode, oder ein 
ähnliches Yerfahren, wie gegenwärtig in Preussen zur ^relativen 
Gleichstellung der auf die Bezirke und Gremeinden entfallenden 
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Antheile an der Gruodsteuer mitteUt Bimunariacher Clxaseo-ESii- 
echäzaug eingeschlagen worden*). 

Dem zu Folge wären cicLt die einzelnen Pcrzellen za v^- 
messen und einzuschäzen , Bondern alle Grundstücke einer Ge- 
meinde summariscli in der AM zu behandeln und in den Classifio&- 
läonstarif einznstdlen, ah gehörten sie einem Eigenthümer, ganz so 
wie der Gutscomples eines Grossgrundbesitzers. Die Einschäzung,« 
rasch und im ganzen Reiche gleichzeitig ausgeführt, um gleich- 
mSssigere Grundlagen Itir eine Quotenauftheilung zu gewinnen, 
wtirde von künstlichen Reinertragsbercchnuugen vollständig ab- 
sehen, vielmehr auf Grund der vom Verkehre selbst gegebenen 
Thatsacben an brauchbaren Kauf- und Pachtpreisen and der ge- 
meindeUblichen Verkshrswerthe vorgenommen. Die Unterverdiei- 
Itmg der schliesslich' gewonnenen Sleuerquotcn aber auf die einzel- 
nen Steuerträger könnte je nach den Ertlichen Verhältnissen in ver- 
schiedener Weise gescbeben. 

Ifiemit würde auch der, freiUch nicht berechtigte, Einwand 
gegen den Werthcataster entfallen, dass die kleineren Wirthscbaßs- 



*) Nach den nenen preaBSischen Schttz'angsgr<ini3s)il.zeQ bedarf ea be. 
hufa Aufteilung des ClBSaificatiODstariä, in welchen die einzelnen Grund' 
Stücke einzureihen eind, Bpecieller ErtragsberechDungen nicht. Die ersten 
Veranlagungscommigaloßen sollen sich nur alle auf den Beinertreg dei 
Qmndstilcke einwirkenden Momente vei^geDW&rtigeo und die AngemeMen- 
heit der Xariä^tze durch Vergleichnng mit den Kauf- und Pacbtwertben 
prurea, nach bestem Winsen nnd Gewissen ihrer Hitglieder, vorwiegend 
Grundbesitzer. Für die Einhaltung der Gleiuhmfiasigkeit zwischen Kreisen 
und Bezirken sorgen die gleichfalls aus Grundbesitzern und Beamten ge- 
mischten Ober- d. i. Bezirkscommissionen und die Keichscommisaion (deren 
Mit^eder zu '/> durch die Reichs Vertretung, zu '/, durch den Finanzmini- 
Bter ernannt werden), indem sie die Schal ungsergebnisse sammarisch nach 
den reellen Kauf- und Pacht[ireisen controliren, welche Torachriftmässig 
aus den in den letzten 10 Jahren zu Stande gekommenen Geech&ften zu ent- 
nehmen sind. AUe Uitglieder der Commlssionenhaben entscheidende Stjmnie 
und die gleichen Rechte. Die Gleichzeitigkeit der Einschäzung im ganzen 
Lande unterstützt die Qleichmässigkeit, während die individuelle Vertheiinng 
der Quoten nach besonderen Normen erfolgt 
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complexe, wegen der grossem Nachfrage nach denselben, einen im 
Verhältniss zu ihrem Ertrage höheren VerkehrsTrertli haben sollen, 
aU die grossen Gütercomplexe, fürVelche die Nachfrage beschränkt 
bleibe, ßcnn unter der obigen Annahme würden ja die sämmt- 
lichen Grundstücke jeder Gemeinde wie ein einzelnes Ganzes eben 
so behandelt und in den ClassiJicationstarif eingescbäzt zur Be 
Stimmung der entfallenden Quot«, wie jeder für sich bestehende 
grosse Gutscomplex. — 

Bei der Auftheilung der Grundsteuer sowohl auf die Länder 
als auf die Einzelnen ist zögleich auf die bisherige Ungleichmässig' 
keit in der Yertbeilung der Grund Steuerlast Rücksicht zu nehmen, 
schon um za schroffe, für die bestehenden Vermögensverhältnisse 
empfindliche Uebergänge zu vermeiden, aber auch um der Gerech- 
tigkeit willen. Denn eine Hünwirkung dieser verschiedenen Last 
auf die Preise der Grrundslücke und den Pachtzins ist nicht zu ver- 
kennen ; sie wird auch z. B. durch das preussische Gesetz über die 
Gmndsteuer-Regulirung ausdrücklich anerkannt. Ohiie Rücksicht . 
darauf würden die bisher begünstigten Grundstücke umgekehrt in 
Nachtheil gerathen. 

Bei Einführung des Werthcatastera würde die Ausgleichung 
ganz zweckmässig dann gefunden werden , dass man die bisherige 
Grundsteuer als ein Element des reinen Grundertraga mit in Ver- 
gleichung zieht, indem man sie capitalisirt ^em gemeindeübüchen 
Verkehrswerthjd. h. dem üblichen Werthe der mittelguten Reali- 
täten, nach welchem die übrigen einzuschäzen sind, einfach zu- 
schlägt. Sonst muss man bei Vergleichung der Einschäzungsergeb- 
nisse mit verschiedenen Pacht- und Kau^reisen für diese nur solche 
Fälle auswählen, welche am meisten normal und gleichmässig, 
d. h. dem Eturchsclmitt entsprechend besteuert sind. Denn die 
sonst zur Vergleichung brauchbaren Daten des Verkehrs werden 
noch um so brauchbarer, je gleichartiger sie unter sich und je 
mehr sie von der Besteuerung im Durchschnittsmass betroffen sind. 

Der Verfasser der oben genannten Lemherger Broschüren 
schlägt zur Ausgleichung folgendes summarische Verfahren vor. 
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J^us den für jedes Kronlaad gesammelten und geprüften Kauf- 
preisen der Realitäten wSre eine Hauptsunime zu bilden, diese 
jnit der Summe des von denselben Realitäten entrichteten Steuer- 
Ordinariums zu vergleichen; aus dem zwischen diesen beiden 
Summen sich erg;ebenden Yerhältniss wäre auf das zwischen dem 
gesammten Bealsteuer-Ordinarium und dem Werthe sämmtlichor 
Realitäten des betreffenden Kronlandes zu schliessen und hiemach 
der Werth dieser Realitäten zu berechnen. Die so in jedem Kron- 
land ermittelten Werthe wären als Grundlage zur Vertheilung der 
gaqzen Realsteuersumme unter die einzelnen Kronländer anzu- 
nehmen. Um nun der Gefahr namhajler plötzlicher Störungen der 
jdten "Wcrth- und Creditverhältnisse durch erhebliche "Verschiebung 
der Steuerlast vorzubeugen, sei der auf Grund der Kaufpreise für 
«in Kronland entfallende Steuerbetrag mit jenem zu combiniren, 
•welcher in der vorangegangenen Periode bestanden hat, und zwiu- 
in der Art, dass der erstere Betrag nur In einer Hälfte oder auch 
nur in einem Dritttheil, der letztere aber in der anderen Hältie 
oder in zwei Dritttheilen angenommen und die Summe hiervon als 
Steuerquote des Kronlandes für die nächstfolgende (etwa zehnjäh- 
rige) Periode festgestellt werde. 

Dieser Modus wäre freilich sehr einfach, vielleicht auch nicht 
ganz zu verwerfen, jedoch nur, um damit einen weiteren Anhalts- 
punct zur Vergleichung mit anderweitigen Resultaten bei der 
Bestimmung der Landesquoten zu gewinnen. Solcher Anhalts- 
puncte kann es nicht zu viel geben. Sonst aber wird jene Berech- 
nung allein zu keinem richtigen Verhältniss zwischen den Kron- 
ländern führen, weil sie anerkannt unrichtige Factoren, insbeson- 
dere die bisher entrichteten Steuern anwendet, ohne dabei für eine 
Ausgleichung der zwischen den Kronländern bestehenden Diffe- 
renzen vorzusehen. Die jetzt verhaltnissmässig wirklieh zu hoch 
besteuerten Länder würden einen zu niedrigen, die zu niedrig 
besteuerten aber einen zu hohen Gesammtwerlh ihrer Realitäten 
ergeben — das Verhältniss für die Zukunft sich also blos umkeh- 
ren, statt wirklieh berichtigen, wenn freilich die grellen Ueber- 
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gjinge auch durch die Mitberücksichtigiing des bestehenden Steaer- 
verhältnisscs gemildert würden. Nach den Vcrgleichungen des 
gedachten Vci fassers stellen sich die für WestgaUzien und Krakan 
ermittelten Catastral-ErtrSgnisso, mitliia auch die Steuer im Ver- 
hültniss zum Kauf- und Pachtpreise der Grundstücke um mehr als 
doppelt so hoch heraus, als die Steuer in den eilf westlichen Kron- 
ländern, in -welchen der stabile Cataster eingeführt ist. Diese rela- 
tive Uebersphäzung würde sich folgerichtig in eine relative Unter- 
gchäzung verwandeln, wenn nun lediglich die gesammelten Kauf- 
preise ohne Rücksicht auf das relativ grössere Element des Grund- 
erlrags, das schon in der Steuer steckt, als Masssfab zur Ver- 
theilung der- Hauptsumme an Grundsteuer unter die Länder dienen 
sollten. 

Man würde daher jedenfalls zu einem richtigeren Verhältniss 
der Ijandesqiioten gelangen, wenn man zu den (durchschnittlichen) 
Gesamnitwerthen der Liegenschaften in jedem Kronlandc noch den 
Grundsteuer- Betrag, der gegenwärtig auf das Kronland ehtfiillt, 
eapitalisirt hinzuzählte, und erst die so gefundenen Summen als 
Basis zur Verthoilung der Gesammtsteuersumme auf die Lander 
annähme. Denn auf diese Weise würde mindestens da.s Grund- 
ertra^s- Element, das in der Grundsteuer liegt, und dag zur richti- 
gen Ausgleichung der Steuerditferenz nicht unbeachtet bleiben 
kann, mit in Rechnung kommen. 

Inders dürfte man überhaupt Anstand nehmen, sich mit der 
Ermittlung, der Gesiimmtwei the der Liegenschaften jedea Kronlan- 
dea auf jenem summanschen Wege, niimlich schon aus dem Ver- 
hidtniss der Summe vei'schiedcner Kaufpreise zu dem Steuer-Ordi- 
narium, zu begnügen. Eine wirkliehe Einschätzung sifmmtlicher 
tjegcnschnften im Reiche nach gleichen Normen wird in Verbin- 
dung mit anderen statistischen Daten erst die Beruhigung gewäh- 
ren, das.s die relative Gleichscha'zung annähernd erreicht werde, 
und daher nicht zu umgehen sein. Um so wesentlicher ist es aber 
iiir die Einschäzung selbst, ein einfaches praktisches Verfahren 
mit Vej-meidung aller Künsteleien zu wühlen. Durch ein anlehea 
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nur erscheint auch das wichtige, fiir eine verhältnissmässige Ver- 
anlagung der Grundsteuer unumgängliche Princip der Gleich- 
zeitigkeit der Einschäzungen im ganzen Reiche innerhalb 
eines begränzten Zeitraumes durchfdhrbar , sowohl was die erste 
Veranlagung, als wa.« die periodische Revision des Catasters 
betritR. 

Ebenso stehen die Prineipien der Quotenauftheilung , jJer 
Selbsteinschäzung und ■ Gegenseitigkeit der Controle durch die 
mit den Verhältoiesen ihres Landfrs vertrauten Steuerträger, der 
Vereinfachung des Steuerdienstes und einer, die Einheit der 
1 Finanzgesetzgebung nicht beeinträchtigenden, Theilnabme der 
Land esvertretun gen an der Verwaltung der Ertragssteuem im 
untrennbaren Zusammenhange miteinander. Die Anwendung von 
Landes- Contingenten und Bezirks - Quoten macht erst das Prin- 
cip der Selbsteinschäzung und gegenseitigen Controle der Steuer- 
träger recht wirksam, und in dieser wahrhaft Constitutionen en 
Bethütigung der Bürger liegt hinwieder eine wesentliche Bürg- 
schaft verhältnissmässiger Steuerumlage und billiger Venvaltung. 
Nur durch das Quoten-System lässt sich das Reichs-Finanzgesetz 
auf Feststellung der Hauptsteuersumme und der davon auf die 
einzelnen Länder entfallenden Äntheile beschränken, und wird 
erst das Princip der Gegenseitigkeit der Controle recht benutzbar, 
indem nur dann die richtige Einschäzung jedes Steuerobjectes im 
Interesse aller anderen Stei^erträger liegt. Selbstverständlich wer- 
den dadurch reichsgesetzliche Vorschriften über das ganze Ver- 
fahren der Einschäzung, sowie allgemeine Anordnungen über die 
Zusammensetzung der mit der Ausführung betrauten unteren und 
höheren Commissionen und über deren Wirkungskreis nicht ent- 
behrlich, vielmehr nur um so wichtiger. . 

Unter der Voraussetzung nun, dass eine allgemeine Einkom- 
mensteuer besteht, welcher jedes persönliche Einkommen von einer 
gewissen Grösse, also auch das des Grundbesitzers unterliegt, kann 
die Hauptsumme der Grundsteuer im gegenwärtigen Bei- 
tragsverhältniss aller directen Steuern zur Bedeckung 
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des Staatseribrdernbses mit Beruliigung um etwa 6 Millionen Gul- 
den geringer, ale sie jetzt ist, angenommen werden. Hieraus wird 
zwar nur für die kleineren grundbesitzenden Landwirthe, welche, 
nicht einkommenstcuerpflichtig sein werden, eine unmittelbare 
Erleichterung berrorgehen, nicht auch liir die grösseren, weil bei 
ibnen die Erleichterung in der Grundsteuer durch ihre directo 
Heranziehung zur Einkommensteuer aufgewogen werden wird. 
Aliein mittelbar wird der Grossgrundbesitz aus der ganzen Reform, 
aus den Er^rnissen in der Verwaltung, aus der gleichmäsfligercn 
Umlage der Grundsteuer, aus der höheren Anspannung der Ein- 
künfte auch der industriellen Classen nur um so nachhaltigere Vor- 
theile ziehen; wie denn die grössere Vollständigkeit der Ertrags- 
besteuerung und die wachsende Elasticitfit des ganzen Steuer- 
systems auf der einen , die Befestigung des öffentlichen Credi- 
tes und die relative Ermässigung des Zinsfusses auf der andern 
Seite den günstigsten Einfluss gerade auf die Bodenrente äussern 
muss. 

Endlich aber hätten Regierung, Reichsrath und Landtage 
mit allem Nachdrucke vereint dahin zu Etreben, die realsteuer- 
päichHgen Objecte zu vermehren. In dieser Richtung steht für 
Oesterreich noch ein sehr weites Gebiet offen. Vor allem wSren 
jene mancherlei Hindernisse, welche der Theilbarkeit, sowie der 
Zusammenlegung und Arrondirung der Grundstücke noch oft 
in so crasser Weise entgegenstehen, endlich einmal enei^scb zu 
beseitigen. Beispielsweise gehört in Galizien beinahe der ganze 
cultivirte Boden den gesetzlich untheilbaren Wirthscbafiscomplexen 
an — kaum '/jo ^^^ Garten-, Acker- und Graslandes soll dort frei 
theilbar sein, und meistens auch nur in Städten liegen — und 
obendrein besteben diese Complexe, zumal die b&uerlicliea in den 
östlichen Kreisen, aus vielen zerstreuten und weit voneinander 
entlegenen Grundparzellen ; in dünn bevölkerten und gebirgigen 
Gegenden können die Ortschaften ihre bb zu 3 Meilen entfernten^ 
schwer zugänglichen Acker- oder Wiesenstücke mitunter gar nicht 
oder nur zum Theil benützen, die daher einen vielmal geringe- 
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ren Ertrag als die besser gelegenen geben, wenn freilicli jetzt auch 
bei der Zumessung der Grundsteuer keine Rucksiclit darauf ge- 
nommen wird. Auf die Qrundzusajnmenlegung moss, trotz ent- 
gegenstehender Schwierigkeiten , mit aller Thatkraft hingewirkt 
werden. £benso ist noch in allen Theilen Oesterreichs von einsr 
besseren productiven Verwendung der weiten öden Gemeinde- 
gründe, der Hutweiden etc. sehr viel zu gewinnen. Auf die Thei- 
lung und den Verkauf oder mindestens auf zweckmäsaigere Be- 
wirthschafhing dieser Gründe hätten Regierung (Statthalter) und 
Landtage ohne Unterlass zu dringen. Ferner liegen noch viele 
Bodentheile,, zumal in weiten Strecken Ungarns, wie fruchtbar an 
sich auch, so gut wie in gänzlicher Uncultur, weil sie sogenanntes 
gemeinschaftliches Eigenthum von ehemaligen Gutsherrschaften, 
Gemeinden und Bauern sind. Eine Regulirung dieser Eigenthums- 
verh^tnisse würde Tausende von Jochen des besten Bodens der 
Cultur zuführen und die Realsteuer-Objectc zur relativen Erleich- 
terung der Gesammtheit vermehren helfen. Auch der , Staat hat 
noch Besitzungen, die er im Gesammtinteresse viel nützlicher ver- 
werthen kannte, wenn er sie in wohlabgerundeten Theilen ver- 
ftusaerte nnd mit steuernden Colonen besetzte, wie dies immer noch 
in Preussen geschieht und auch in Oesterreich mit zum Theil 
glänzendem Kifolge geschehen bl. Endlich sollte jede Exemption- 
von der Grund-, sowie von allen Ertragssteuem, die sich nicht auf 
positives Recht oder auf die Natur der Dinge stützt, durchaus auf- 
hören ; was sich natürlich auch auf das nutzbare Staatseigenthum 
zu beziehen hat*). 

*) Nach gemeinem Recht in Bngland ist die Krooe nurmit 
mit ihrem ansschliesslich zu öffentlichen Zwecken bestimmten Real- 
Lesitz, nie z. B. Cflsernen, ÄrBenale, die dort tarn Krongal gehörig, von 
jeder Beetenerung ausgenommen. Kroneigenthnm wird indeea selbst com - 
mnnalsteuerpfiichtig, bo wie es in den Natzangg- Besitz einer Privatperion 
tritt, in dieser Person; sogar e. B. die Amtswohnungen. Selbst Per- 
sonen, die eine solche Wohnnng Im Hospital haben, sind der Gemeinde 
steuerpflichtig davon. Stiftungen sind in keiner Richtung steaerfrei. 
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So würde zugleich die Production gefördert und manclie neue 
Steuerqaolle dem Staat erschlossen. 

Id dieser Hinsicht gilt die Regel; „Niemand kann durch Schenkung sei- 
ner Grundatilcke an eine milde Stiftung solche von den Gemeinde- oder 
andern Steuern befreien, und dadur^ grössere Lasten seinen Hachbarn. 

anschieben.'' 
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XI. 
Die Gebäudesteuer. 

Wohnungen und andere Bauliclikciten werden als Steuer- 
objecto in sehr verschiedener Weise behandelt. Wird ihr Ertrag 
oder Kutzungäwerth in der Person des Eigcnthümcrs getroffen, 
hat man eine Gebäude -Ertragssteuer, die wieder nach dem er- 
mittelten reinen Ertrag oder nacli gewissen äusseren typisclicn 
Merkmalen j wie nach den einzelnen Wohnungabestandtlicileh, 
oder naph der Zahl der KauchfäDge, Fenster, Thiiren der Gebäude 
umgelegt werden kann. Beide Methoden dieser Eriragsbesteuerung 
bestehen in Oesterreich ziemlich bunt nebeneinander, nämlich die 
eine bei der Hauszins- , die andere bei der Hauselassensteucr. 
Werden die Gebäudenutzungen dagegen als Aufwand wiederum 
nach gewissen äusseren typischen Merkmalen behandelt, und die 
Steuer auf denMiether oderNutznicsser als solchen gelegt, bot 
man eine directe Wohnungs- Aufwandssteuer. In Frankreich be- 
stehen sogar beide Arten: neben derThür- und Fengtersteitcr 
als reinen Ertrags-, nämlich die Wohnungssteuer als reine 
directe Aufwandssteuer. Letztere bildet zugleich eine Art Surrogat 
der in Frankreich fehlenden allgemeinen Einkommensteuer für die 
mittleren und wohlhabenderen Bevölkerungsclasscn *). Aber aucli 

•) Ot^leicli Quoten- oder Repa rtitioii äste uer, mag sie zur Steueraua- 
gleichung iunerhalb einer Stadt oder einee Bezirkes niciit ganz 
' ilntauglicli sein. Eben zu jenem Zweck ist darum die Wohn ungsa teuer in 
Parias. B. auch progressiv, indem man annimmt, dag Einkommen steige 
in böherem VerlifiJtnisB, als der Verbrauch von ganien oder halben Luxus- 
Sachen, zu welchen man die lieferen Wohnungen rechnet. In Paris sind 
Uieihzinse unter 250 Franken steuerfrei, solche von 250— 500 Fres. wer- 
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in der Form der Ertragssteuer nehmen die Gebäudcsteuern, hüclk 
gegriffen , tlieilweis oft die Natur einer (dann indirect erhobenen) 
Äufwandsa^igabc an. In Oesterreich sind sie gegenwärtig zwar 
wesentlich Ertragsstenem , die jedoch thatsächüch »ich oft mehr 
oder weniger der indirecten Aufwandasteuer, bei der HauszJns- 
steuer wenigstens in der Form zugleich der Einkommensteuer 
zuneigen. Mit etwas viel Zwittematur also verknüpfen sie noch sonst 
verschiedene Mängel und Ungleichheiten *). 

Die Gebh'ude finden Verwendung entweder zum Wohnungs- 
gebrauche als Bedürfnissbefriedigung, oder zu fernerer Production 
als Wirthschafta- und GewerksgebSude. In beiden Fällen haben 
sie einen Nutzungswerth , geben einen Ertrag, welcher gleich- 
massig der Gebäude - Ertragssteuer unterliegen kann. Indess der 
Nutzungswerth der Produotioos-Gebäude kann zur Ertragsbesteue- 
rung auch in die Grund- oder in die Gewerbesteuer einbezogen 
werden , je nachdem die Gebäude der Landwirthschaft oder der 
Industrie dienen, wenn sonst nur der Steuerfuss im Wesentlichen 
übereinstimmt. Zuweilen umfasst die Grundsteuer sogar die Ge- 
bäudestcuer überhaupt, wie früher in Preussen bei sehr niedrigem 
Steuerfuss, indem das Halis als eine Art Inatruining des Grunde» 
betrachtet und das verbaute Grundstück ebenso im Oataster (in 
die höchste Classe) dngeschSzt wird, wie das anders benützte. 
Dies geht für alle Gebäude, insbesondere für Wohnhäuser, dann 
nicht mehr an, wenn die Gebäudesteuer mit den steigenden Woh- 
nungs-Nutzungswerthen höher gegriffen und zu einer eigenen, ihrer 
Natur entsprechenden Ertragsstcuer ausgebildet wird. Nur der 
Nutzungswerth jener Gebäude, welche Mos und altein den land- 
wirthsdiafitlichen Zwecken des Grundes dienen , mag dann noch 



den mit 3% , von 500—1000 Frca. mit 5% , »on 1000—1500 Free, mit 77„, 
alle htiheren mit 9"/, getroflfen. Jener GniDdaats trifft aber nicht immer zu, 
and äberhanpt bleibt daa ganze Vorgehen ein schlecht«« Surrogat der Ein- 
kommensteuer. 

•) In meiner Schrift: „Die Reform der direct«n Be*tenerung in Dealer- 
reich" näher dargelegt. 
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zur Grundsteuer einbezogen bleiben, da daa auf dieselben vcr- 
urelidete Capital ganz in die Kategorie der Anlagen zum Schutze, 
zum Betriebe, oder zur Verbesserung der Bodenwirthschafl fällt •), 
Auch sind die rein landwirthscbaftlichen Zwecken dienenden Ge- 
bäude relativ nicht gar zu gering besteuert, wenn sie in die höchsten 
Tarifsclassen des Bodens eingereiht -werden und die Grundsteuer 
schon an sich hoch ist, zumal sie gewöhnlich so einfuch und billig 
als nur thunlicb gebaut sind. Nach strenger Analogie wäre der 
Nutzungswerth auch von Fabriksgebäuden, Werfcstfitten, Handels- 
Magazinen etc. , welche nur industriellen Zwecken dienen und zu 
anderen nur durch Umbau verwendet werden könnten, zwar 
ebenso in die Elemente der Gewerbesteuer einzubeziehen, wie die 
landwirthschafilichen Gebäude in die Grundsteuer; denn selbst im 
Fall der Eigenthiimer des Industrialgebäudes und jener des Ge- 
werbes verschiedene Personen sind, das Gebäude jenen also Mietb- 
zins abwirft, besteht zwischen ihnen doch ein annähernd ähnliches 
Verhältniss , wie zwischen Grundbesitzer und Pächter. Anderer- 
seits jedoch liegt ein wesenHicher Unterschied dai-in, dass das ein- 
zelne landwirtbscbaüliche Gebäude an sich selten ein so selbst- 
ständiges Capital bildet als das Industrialgebäude, dass dieses kost- 
barer gebaut, mehr Veränderungen und Wechsel ausgesetzt, 
leichter venmethbar oder zu anderen Zwecken verwendbar ist als 
Jenes, sein Nutzungswerth mithin höher und durch andere ver- 
gleichbare Objecte umher auch richtiger zu ermitteln ist, während 
die Gewerbesteuer doch in der Regel einen -niedrigerern Procent- 
satz hat als die Grundsteuer. Alle diese praktischen und principiel- 
lea Gründe sprechen fUr Einbeziehung der Industrial - Gebäude in 
den Gebäude-Cataster. 

An und für sich ist der G«bSude-Ertrag, er besteh' in einer 
wirklichen Rente oder in der eigenen Nutzniessung des Gebrauchs- 
werthes, ein ganz schicklicher Gegenstand directer Besteuerung. 
Nur muBs der Steuer dieser Charakter auch gewahrt bleiben. Soll 

•) Hock p.20O. 
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die Gebäudesteuer wirklieh eine Abgabe der Eigenthümer vom 
Reiaertrage der Gebäude sein, dann bildet die Zahl dei* einzelnen 
Bestandtheile derselben, oder der Bauchfänge , Fenster etc. so 
wenig einen lichtigen Massstab der Belegung, ab ein Procentsatz, 
der durch seine Höhe nothwendig zur Ueberwälzung der Steuer 
riihrt,>ein richtiges Mass. Unpassend ist es ferner, dort wo ein System 
combinirter Ertrags- und Einkonuuenbesteuerung besieht, die Gc- 
bäudercntensteuer gleichsam als Einkommensteuer zu behandeln, 
oder doch diese gleich in jenie mit einzubeziehen, ohne auch nur 
Biicksiclit darauf zu nehmen, ob der Besitz verschuldet ist oder nicht, 
blos mit der prekären^Gestattung des Abzugs der Einkommensteuer 
an den Schuldzinaen. In dieser Verbindung wird der Zweck der 
Einkommensteuer, eben das persönliche reine Einkommen selbst zu 
treffen, verfehlt, sowohl in Bezug auf den Hauseigenthiimer, der' 
die Hausrente bezieht, als auf den Capitalisten, der ihm Geld vor- 
gestreckt, zum Schaden oft blos des, Miethers. Das Einkommen, 
das sie treffen will, geht oft frei aus, um ein anderes vielleicht 
ganz uuverbältnissmässig zu belasten. Möglicherweise würde sich 
der Miether sogar besser stehen, wenn er die Steuer direct zu ent- 
richten hätte, weil sich sodann der Mielbpreb auf die Dauer wahr- 
scheinlich um mehr als die Differenz ermässigte. 0er Gebäude- 
steuer soll vor allem daher der Charakter einer Steuer vom Bein- 
ertrage der Giebäude gewahrt und dem Uebelstand vorgebaut wer- 
den, dass sie nur auf eine der Öffentlichen Gesundheitspäege nicht 
förderliche Vertbeuerung des Wohnungsaufwandes hinauslaufe, — 

Die Rente eines Hauses zerfällt nach wissenschaftlichen Prin- 
cipien in die B a u r e n t e, d. i. den Zins der von dem auf den Bau 
selbst gewendeten Capital zu erwarten bt, und in die Grund- 
rente, d. i. die Rente welche von dem Grutrd und Boden, wor- 
auf das Haus steht, bezogen wird'. Beide Bestandtheile folgen 
nicht dem gleichen Gesetze und müssen daher unterschieden wer- 
den, will man die Natur dieses Steuerobjectes richtig erfassen. 

Die rohe Baurente steht allenthalben mit den Zinsen sicher 
ausgeliehener Capitalien im Verhültniss , sie beträgt etwa 6 bis 
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'Voi w6d diese sich auf 5% stellen. Denn wenn das Unter- 
nehmen, Häuser zu bauen, mit anderen Untemehtnaogen auf 
gleichem Fusse stehen soll, so muss es von dem darauf verwen- 
deten Capital so grosse Zinsen, wie bei sicherer Auslehnung brin- 
gen, nachdem vorher die Reparaturkosten und die das Capital 
ersetzende Abschreibun'gsquote davon in Abzug gebracht worden 
sind. Sobald das Gewerbe des Häuserbaues höhere Zinsen ein- 
trüge , würde es bald so viele Capitalisten reizen , sich damit ab- 
zugeben, dass eben hierdurch sich der Gewinn von Häuserbauen 
vermindern .würde. Und, wenn es ja geraume Zeit hindurch weni- 
ger einbrächte, so würden umgekehrt so viele Capitalien sich 
davpn wegziehen oder des Bauens enthalten, dass der Gewinn all- 
mälig wieder steigen müsste. Ferner liegt aus gleichem Grunde 
im Sinken des landesüblichen Zinsfusses — caeteris paribus — ein 
Sporn zum Häuserbau, und umgekehrt. So nkcli dem Ztnsfusse 
also i'egulirt sich dauernd, jedoch nur, wie gesagt, die Baurente. 
Zur Grundrente dagegen gehört alles, was von den Mieth- 
Zinsen eines Hauses die rohe Baurente übersteigt. Dieser Ueber- 
schuss, welcher dem Eigenthiimer der Bodenfläche, wenn er ein 
Anderer ist als der Eigcnthümer des Gebäudes, zufliesst, kann 
bis auf Null herabsinken, aber auch bei vorlheiihafter Lage des 
Hauses sehr hoch steigen , hölifer selbst als die Baurente '). In 
abgelegenen Gegenden kann der Grundzins gewöhnlich nicht mehr 
betragen als der Platz, worauf das Haus steht, zum Acker- oder 



■) Umplenbach bemerkt I, p.l97: Umgekehrt wie bei der Grund- 
steuer, ergebe sich bei den Gebunden „eine stetige Teodens zum Sinken der 
Reinerträge, weil die Gebäude, trote aller Reparaturen, doch mehr oder 
weniger der Vurschlechterungr und Abnützung ausgesetzt sind und BchliesB- 
Hch durch Abbruch dos Capital ganz vom Boden surQckgeiogen werden 
muM." In solcher Allgemeinheit ist dies gewiss nicht richtig. Ea wird hier 
eben das Element-der Grundrente im Hanaertrage nicUt gehörig gewürdigt. 
Trotz der Abnützung dea Gebäudecapitals und der darauf verwendeten 
AmortiaaUon kann der Reinertrag steigen, eben weil der Grundwerth 
wächst, und dies zwar nicht seilen In weit höherem Grade als der Wertli 
der Feldguter. 
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Garteabau angewendet, einbriagen würde, weil es dort an Bau- 
plätzen nach AuawabI nie fehlen wird. In der Habe einer Stadt, 
ziuual in einer Lage mit besonderer Bequemlichkeit oder Än- 
nehmlicbkeit , oder an Fnncten wo belebt« wichtige Communica- 
tionen sich kreuzen, wird er schon steigen. In Terkehrsreichen 
Gro399tädten , vorztiglich in den Theilen, wo die Nach&age nach 
"Wohnungsräumen am grössten ist, wird der Grundzins am höch- 
sten steigen. Der Grundzins hängt d^er durchaus nicht mit dem 
landesüblichen Zinsfusse zusammen, wie die ßaarente ; er regulirt. 
sich nach ganz anderen Verhältnissen , nach Örtlichen Wohnungs- 
bedürlhissen etc. Mit dem Grundzinse steigt und fUllt natürlich 
auch der Preis der Bauplätze. Will er auf Null sinken, so werden 
die noch freien Bauplätze zwar wieder aadcng verwendet werden, 
das in den stehenden Gebäuden für sich steckende Capital kann 
sich aber noch immer verzinsen. 

Die beiden Elementar -Bestandtheüc der Hausrente, wie ja 
überhaupt die Einkommen-Elemente im Wirthschoftsertrage, treten 
bei uns indess hur selten getrennt hervor, weil hier, vrie in den 
meisten Continentalstaaten , der Eigenthümer des Grund und 
Bodens gewöhnlich auch der Eigenthümer des Gebäudes darauf 
ist. Von ihrer getrennten Besteuerung kann daher hier keine Rede 
sein, -wie es wohl wnnschenswerth wäre, weil man dann im 
Steuerfusse zwist^en ihnen selbst unterscheiden und von jeder 
weiteren Classeneintheüung absehen könnte. Der grundbesitzende 
Hausei genthUmer schlägt eben den Preis des Bauplatzes zu den 
Herstellungskosten des Gebäudes und beansprucht die Verzinsung 
des ganzen Oapitals durch die MieÖizinsen. Gleichwohl muss fest- 
gebalten werden, dasB seine Rente aus zwei verschiedenen Elementen 
besteht, die verschiedenen Gesetzen folgen, und die daher auch gegen 
die Besteuerung von verschiedener Tauglichkeit und Empfindlich- 
keit sind. Die Baurente als solche verträgt nitmlich keinen so hohen 
Steuerfuss, der wirklich auf ihr hatVen bliebe, wie der Grundzins 
an sich, und wo sie dennoch Über ein gewisses Mass hinaus betroffen 
wird, da wird die Steuer theils auf die wo immer nur erreichbaren 
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Hietber überwälzt werden , theila die an eich so wünschensweiilie 
Baulust beeinträchtigen: Zudem ist hiebei nicht zu Übersehen, äass, 
wie schon oben angeführt , am offenen Lande der Grundzins nur 
'einen verschwindend kleinen Bestandtheü der Hausrente bildet, 
von der Steuer mitbin leicht verschlungen werden kann. ^ 

Die O^bäudesteuer kann auch, nach beginnender Erschöpfung 
des Grundzinses, der mittleren Baurento gar nicht Über ein ge- 
wisses Mass hinaus zur Last fallen , wenigstens nicht auf lange 
Zeil und bei volkswirthschafdichem Fortschritt. Denn die Baulust 
muss aufhören, findet das Bau-Capital selbst nicht länger seine 
Rechnung dabei. Vermehrt sich anderseits trotzdem der Begehr 
nach Wobnungen und anderen Baulichkeiten, so müssen, da das 
Anbot derselben nicht Schritt damit hält, die Miethzinaen zu stei- 
gen anfangen, d. h'. die Auflage wird zum grösseren oder gerin- 
geren Theil den Miethern zugeschoben, oft selbst ganz ausser Yer- 
hältaias. Bas hat man in Oe^terreich — zumal an Qrten, wo die 
hohe Hauszinssteuer gilt — in so unangenehmer Weise erfahren, 
dass man endlich zur Wiederbelebung der Baulust ausnahmsweise 
Steuerfreiheit für Neu- und Umbauten auf ganze Jahrzebente zuge- 
stehen zu müssen glaubte — das entgegengesetzte Extrem, um so 
-verwerflicher,' als es den Grundsatz gerechter gleiobmSssigerSteuer- 
Tertheilung gerildezu verletzt *). 

So lange der Grundzins bei der Besteuerung noch vorhält, 
stellt sich die Sache nicht ganz so. Selbstverständlich suchen zwar 



") Nur eine ganz allgemeine, dann aber auf wenige Jahre be- 
■chrfLnkte Slenerfrelheit für Neu- und Umbauten läset sich rechtfertigen. 
60 bewilligt das preuaaische Gesetz vom 21. Hai 1861 nur eine zweijährige 
Sleaerfreiheit für Neu- und Zubauten. Eine längere oder ausnahmsweise 
Steuerfreiheit ist vollends dann nicht passend , wenii der Abzug von dem zu 
besteuernden Uiethzinse sowohl die Kosten der Erhaltung und Assecaranz 
des Gebäudes, als auch eine Entschädigung für die allmälige Abnutzung 
desselben, d.h. die Amortisation desBaucapitals, umlaaat. — Selbstredend 
sind Gebäude frei, die höheren als ökonomischen oder Luiuazvrecken dienen, 
wie Kirchen, Schulhäuser etc. 
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die Hauseigentfiümer sich vor Jer Sclimäleiiing auch ihrer Grund- 
rente in Folge höherer Auflagen durch thunllche Steigerung der 
Miethzinße zu schützen ; allein so lange nur die reine Baurente 
als solche deiii üblichen Zinsfusse entspricht,' also die Baulust noch 
nicht eingeschlummert ist,_ kann dies nur unvollständig geschehen. 
Denn eben in Folge der steigenden Ansprüche an die Hiether 
müssen die meisten Familien sich ihren Einkünften entsprechend 
mit einer geringeren Wohnung behclfen und einen Theil ihrer 
häuslichen Bequemlichkeit opfejn. Unter sonstgleichen Umständen 
vermindern sich die Mitbewerber für die besseren Wohnungen, 
imd zwar stufenwci» herab in immer grösserem VerliSitniss , je 
breiter die unteren Volksschichten werden; nur für die allernic- 
drigsten Wohnungen nimmt endlich die Nachfrage zu, auf deren 
Vermehrung aber gerade wird die noch nicht entsclilafene Bau- 
unternehmungslust deshalb am meisten ihr Augenmerk richten. Im 
Ganzen werden also nach dein Gesetze von Anbot und Nachfrage 
die Miethzinse vorerst' nicht so hoch steigen als die Steuererliöhung 
betragt. Diese Differenz kann aber, nach dem früher Gesagten, 
nicht die Baurente treffen , sondern muss schliesslich ganz der 
Grundrente zur^ Last fallen. Und zwar wird die Grundrente zu- 
nächst da, wo sie nach den örtlichen Verhältnissen den kleinsten^ 
Bestandtheil des Hausertrags ausmacht, von der steigenden Auf- 
lage verschlungen , dort kann sich Grund und Boden nicht mehr 
als Bauplatz rentiren, und in diesen peripherischen Zonen vfird 
die Stockung im Baugewerbe beginnen. Stellt nun gleichwohl 
etwa die wachsende Bevölkerung ein grö.sseres Wohnungsbedürf- 
niss heraus, so muss die so vermehrte Nachfrage nothwendig erst 
die Miethzinse bis zu der Höhe steigern, dass die Hausrente neben 
der Baurente wieder einen entsprechenden Grundzins abwirft, 
damit die Baulust sich dort von. neuem rege. Tritt freilich — etwa 
beim Krebsgange derVolkswiithschaft — jene vermehrte Nachfrage 
nach Wohnungen nicht ein , so verschwindet bei steigender Auf- 
lage die Grundrente stufenwcia in immer breiteren Kreisen, zu- 
gleich wird auch , weil das im Bau stehende Capital nicht beweg- 
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lieh gemacljt und sonst verwendet werden kann, die Baurente in's 
Mitleid gezogen, so dass mit der Enlwerlbung der Gebäude das 
B.iu-wesen völlig in's Stocken geräth. 

Bei normalem Zus&nde sonst wird die Gebäudesteuer schiiess- 
lich ali'O die reine Baurentc nicht höher als andere Capitalzinsen 
tretfen, im Uebrigen aber thcils von dem Bewohner oder Benutzer ^ 
des Gebäudes — er sei dessen Besitzer oder Miether — theiJs von 
dem Eigenthümer des Grund und Bodens entrichtet, der mit einer 
geringeren Rente sich begnügen muss. In welchem Verhältniss, 
Ifisst sich zum voraus nicht bestimmen. Je nach den Umständen 
wird die Theilung sehr verschieden sein, bald wird der Bewohner. 
oder Miether des Hauses , bald der Besitzer der Grundfläche den 
grösseren TheU der Last tragen müssen, sie wird aber dann auf 
dßn Eigenthümer allein fallen, wenn dieser zugleich das Gebäude 
ausschliesslich bewohnt oder benützt. 

Jedenfalls also muss der Gebäudesteuer die Natur einer massi- 
gen Ertragssteuer bewahrt bleiben, soll sie Über ihr Ziel nicht hinaus- 
scliiessen. Massig, weil sie sich sonst in eine dem Miether gegenüber 
inJirectc, dem das Haus selbst bewohnenden Eigenthümer gegen- 
über in eine directe Äufwandssteuer umwandelt, weiche vielfach 
störend und rücksichtslos eingreift, Allen ein nothwendiges Lebens- 
bedürlniss und damit zugleich die Producüon vertheuert. Das rich- 
tige Jlaas überall aufzufinden hat zwar seine Schwierigkeiten, je- 
doch fehlt es auch nicht an gewissen Anhahspuncten dafür. 

Im Allgemeinen nämlich sollte die Baurente , der eine Be- 
standtheil des Ertrages, als Capitalzins niclit höher belastet werden 
als auch sonst der Capitalzins speciell zur Besteuerung herangezo- 
gen wird, im Verhältniss also etwa zur besonderen Zinssteuer, wo 
solche besteht. Der andere Bestandtlieil, der Grundzins, dagegen 
kann höher getroffen werden , etwa im Verhältnisa der Bodenrente 
überhaupt, ohne Gefahr dass die Steuer auf die Miether oder Be- 
nutzer der Gebäude überwälzt werde. -Die Lösung liegt nun in 
einer Combination , die beide Elemente der Ilausrente , obgleich 
sie gewöhnlich nicht getrennt sind , doch ihrer Natur und den ört-> 
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ticlien Verliälloissen entsprecliend heranaieLt. Im Granzen wirci die 
Bodenrente der Bauplätze jene der landwirthschaftlichen Ginind- 
stücke nur in Städten und an Oertlichteiten, wo der Verkehr zu- 
sammenläuft, oder wo die Hauslage andere Annehmlichkeiten d,ir- 
bietet, erheblich übersteigen. 

Ein Beispiel wird die Sache am ersten verdeutlichen. Gesetzt 
die reine Bau- (d. i. Oapitala-) Rente solle, im Verhältniss zur Zins- 
steuer, mit 5% , der Grundzins dagegen mit 1^% belegt werden, 
und es verhalten sich diese beiden Elemente der Hausrente zuein- 
ander durchschnittlich am flachen Lande wie 9:1, in den mittle- 
ren Städten wie 8 : 2, in den Grossstädten wie 6 : 4. Von 100 
Gulden Hausertrag entfallen darnach im Durchschnitt am ilachen 
Lande 90 fl. Bau- und 10 fl. Grundrente; in den Mittelstädten je 
80 und 20 fl. ; in den Grossstädten je ßO fl. Bau- und 40 fl. Grund- 
rente. Der Durchschnittissatz der Gebäudesteuer hätte demzuFolge 
zu betragen auf dem flachen Lande 6% (nämlich von je 90 fl. zu 
5% 4'/a und von je 10 fl. zu 157„ 1% fl.), in den mitÜeren Or- 
ten 7% (von je 80 fl. 4, und von je 20 fl. 3), in den Hauptstädten 
aber Q% (von 60 fl. 3 und von 40 fl. 6) des reinen Gebäude- 
ertrags. 

Wäre nun erst, etwa mit Hilfe autonomer Organe, ein annä- 
hernd richtiger Cataster des reinen Gebäudeertrags nach diesen 
drei Hauptabtheilungen jDder Classen hergestellt, so würde sich aus 
der Summe der Gebäudeerträge jeder Abtheilung und durch den 
jede Classe betreffenden Procentsatz der Steuer (6, 7 und Ö*/«) 
die auf jedes Kronland entfallende Quote an Gebäudeateuer sofort 
ergeben. Selbstverständlich könnten bei der individuellen Veiihei- 
lung dieser Quote, wollte man sie nicht gleich auf der vorhandenen 
Catastergrundlagc vornehmen, noch weitere feinere örtliche Ver- 
schiedenheiten — zumal bezüglich des Verhältnisses zvrischen Bau- 
und Grundrente — berücksichtiget werden ; was vorwiegend 
Landes und bezüglich Gemeindesache wäre. 

Auch kann es principiell und vrissenschaftlich gar keinen Un-' 
terschied machen, ob statt des Ertragscatosters ein Gebäudewerth- 
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cataster beliebt wUrde. Hierüber sollte nur der Umstand entscbrä-. 
den, welcher Modus praktisch die wenigsten Schwierigkeiten macht 
und zu dem richtigeren Resultat führt, und mir wenigstens ist es 
nicht zweifelhaft, dasa im Ganzen der ^meine Verkohrswerth der , 
Gebäude sich leichter ermitteln lässt als ihr Rejnerlrag. Der Masa- 
stab und das Verteltnisa der Vertheilung zwischen den Haupt- 
clasaen hätten die gleichen zu bleiben. 

Hiermit wäre die Frage der Gebäudebesteuerung im Allge- 
meinen gelöst^ so weit mir dies dem Wesen nach wissenschaftlich 
möglich scheint. Allein diese LSsung kann fUr die Wirklichkeit 
in§ofem nicht genügen, als auch das einmal Bestehende zu berück- , 
sichtigen ist, sollen nicht Vermögensverschiebungen, hier Ge- 
schenke dort Einbnssen veranlasst werden, und als die Gebäude- 
steuer im System der directen Steuern zunächst wenigstens eine 
bestimmte Summe für das Staateerforderniss aulzubringen hat. In 
Oesterreich hStte diese Summe nämlich den gegenwärtigen Betrag 
der Hauszins- und Hausclaasensteuer abzügb'ch des jetzt statt der 
Einkommensteuer erhobenen Drittelzuschlages auszumachen. (Eine 
Erleichterung um etwa drei Millionen Gniden in der Gebäude- 
steuer als solcher würde die gegenwärtige Uebei'spannung dersel- 
ben nur in wünschenswenher Weise herabstimmen.) 

Um jener Bedingung zu geniigen, wäre von der bestimmten 
Summe auszugehen, welche die Gebäudesteuer für das Reich auf- 
bringen soU ; diese Summe in die drei Abtheilungen der Gebäude- 
wertbe nach Massgabe der Grösse derselben und ihres Steuersatz- 
verhältnieses (6:7:9) proportional zu theilen , und der auf jedes 
Kronland oder auch — je nachdem man das Eine oder Andere für 
zweckmässiger hält — auf jeden Steuerbezirk entfallende Antheil 
an der Gebäudeateuer zu ermitteln. Diese Quote, welche lediglich 
nach dem gleichen Massstabe der im ganzen Reiche gleichmässig 
ermittelten Gebäudewerthe entfiele, wäre nun mit der Quote, 
welche nach der gegenwärtigen Besteuerung an HO'Uazins- und 
Hausciassensteuer auf jedes Kronland oder jeden Bezirk entfällt, 

Harkta'i StanunlOim. H 
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zu vei^Ieichei) und, falls sich erbebliche DiÖercnzea zw-ischen beir 
den Quoten zeigen , mit genauer Berücksichtigung aller einschlä- 
gigen Verbiiltnisse und Daten auszugleichen , so class sich daraus 
eine billige mittlere Quote für jedes Gebiet ergäbe. Selbstverständ- 
lich wäre diese Eeitragsquote an Gebäudesteuer für jedes Kron- 
land im Reichsgesetz fiir die Dauer der gewöhnlichen Steuer- 
periode, die Grundlagen der Tertheilung aber auf eine längere 
Periode ~ etwa fünf Jahre — festzustellen. Auf die weitere Ver- 
thnlung bez. Umlage der so festgest«Uten Quoten wäre den Land- 
tagen und Gemeinden wieder die entsprechende geregelte Einfluaa- 
nahme zuzugestehen. Vorbehalten bliebe natürlich die gleichmäs- 
sige Besteuerung neuer Steuerobjecte sowie die Rücksicht auf 
Veränderungen in denselben auch während der Steuerpenode, bei 
deren Ablauf erst die allgemeine Revision einträte. 

Oben wurde die Besteuerung der reinen Hausrente mit Sätzen 
von 6, 7 und 9% je ßich dem offenen Lande, den mittleren und 
grossen Städten als massig angenommen. Gesetzt nun, zur Auf- 
bringung der ganzen vorausbestimmten Gebäudesteuer-Sumrae sei 
jedoch ein höherer Procentsatz erforderlich, vielleicht um durch- 
schnittlich 3 bis 4"/,,. Geschieht diese Erhöhung nur auf verhält- 
nissmässiger Basis, so verdient eine solche Gebäudesteuer noch 
nicht unmässig genannt zu werden. Auch könnte es gerade kein 
zu grosses Bedenken erregen, wenn dann selbst ein geringer Theü 
dieser Steuer auf die Mietber abgewälzt, mithin die Abgabe that- 
sächlich zu diesem Theil in eine Aufwandssteuer umgewandelt 
werden würde. Denn diese, wenngleich mittelbar aufgelegt, würde 
doch einer halben Luxussteuer gleichen und selbst einer gewissen 
Verhältnissmässigkeit entsprechen; auf den höheren Stufen des 
Reichthums pÜegt der Aufwand für die Wohnung zu dem Auf- 
wände der ganzen Haushaltung einer Familie in höherem Verhält- 
niss zu stehen , als auf den untersten , wo die Beschaffung der 
Nahrungs- tmd Kleidungsmittel fast alle Einkünfte verschlingt Im 
Ganzen also würde die höhere Hausrentensteuer, deren Ueber- 
wälzung sich nicht ganz vermeiden liesse, wahrscheinlich doch die 
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reichereo Clasaen progressiv belasten, fietlicb diese ohne weitere 
Unterscheidung ihrer Einkünfte und besonderen Verbältnisse. 

Eine andere Frage ist : ob bei höherer Auflage auf die Ge- 
häuderente nicht ein anderes Steüerverhaltniss zwischen den Haupt- 
-classcn, wie offenes Land, mittlere und gi-osse Städte, anzuneh- 
men sei, als bei der massigeren? Ohne Zweifel ja, eben weil der 
Grundzins an sich eine höhere Besteuerung (ohne Ueberwälzung) 
"verträgt , als die Baurente , und aus Vorsicht damit dort wo der 
Grundzins nur ein schwaches Element der Kausrente bildet, das- 
selbe von der höheren Steuer nicht ganz aufgesogen und dadurch 
■entweder die Abgabe verschoben oder die Bauunternehmung ge- 
- hindert werde. Ein dann mehr entsprechendes Steuerverhältniss 
■der Classen würde beispielsweise dadurch gewonnen, dass man 
zwar die Besteuerung der Baurente nur mit S^/o , clie des Grund- 
zinses dagegen statt mit 15 etwa mit 207o berechnete, also die 
beiden Elemente im Verhältniss wie 5 ; 20 heranzöge. Darnach 
wäre, behielt« man die obigen dr€i Claasenunterachiede bei, die 
reine Hausreij^e auf dem flachen Lande mit 6 '/, **/« (nämlich voa 
100 fl. 90 mit 5% und 10 mit 207«) zu belegen, wenn sie in den 
mittlerenStädtenmit8%(vonl00fl.80mit5und20mit207o),inden 
Hauptstädten aber mit 117o (60 fl. mit 5 und 40 fl. mit 20%) be- 
steuert würde. Das Steuerverhältniss für die drei Classen Haus- 
renten würde sich mithin von 6:7:9 auf 6'/, : 8 ; 11 fiir die 
höheren Classen, wo die Hausrente einen grösseren Äntheü an 
Grundzins enthält, steigern. Selbstverständlich macht auch dieses 
blos exemplificirende Verhältniss,*nach welchem die ganze durcli 
die Gebäudesteuer aufzubringende Summe unter die drei Classen 
von Hausrenten mit Bücksicht auf deren Grösse zuvertheilen wäre, 
keinen Anspruch auf absolute Giltigkeit. 

Wie bei allen Ertiagssteuern , wird auch bei der Getäudc- 
steuer die verhältnisamässjge Ermittlung der Reinerträge die grösstc 
Schwierigkeit -bilden. Die Miethwerthe sind nicht überall in hin- 
reichender Anzahl vorhanden und geben blos die rohen Erträge; 
um die reinen Erläge zu finden, müssen davon die Überaus ver- 
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schiedeneD mittleren Unterhaltungskosten und Capitalersatzquote in 
Abzug kommen. Es wird sich daher empfehlen auf einem einfactieren 
Wege Grössen zu ermitteln, welche den ReinertrSgeh annähernd 
gleicbgeacbtet werden kännen, oder, was die Hauptsache ist, die- 
selbe Verhältnis^mSssigkeit darstellen. Eine solche G-ri}sse ist der 
gemeirideöbliche Verkaufswerth der Hfiifser, wie er ach aus den 
vorhandenen Kauf- und Miethverträgen, welche dabei als Änhalts- 
puncte dienen können, ohne besondere Schwierigkeit ergibt. 

Selbst Biersack, der fiir die landwirthschaftlichen Grund- 
stücke bei herkömmlichen Grundsätzen der AbschSzung des Rein- 
ertrags stehen bleibt, emp6ehlt für Gebäude die Ermittlung der Ca- 
pitalwerthe mjt Kiicksicbt auf die erfahrungsmüssig mittleren Er- 
löse von verSusserten Gebäuden, auf die MiethTertrSge und andere 
Daten, in Uebereinstimmung mit dem 1824 im Groesherzogtitum 
Hessen erschienenen Catastergesetze. »Es änd die mittleren Capi- 
tiilwerthe (Verkehrspreiae) der Gebäude und der dazu gehörigen 
Hofraithen, sagt er, abzuf<chäzen ; ein bestimmter Procentsatz der ab- 
geschätzten Capitalwerthe ist als reiner Eitrag anzusetzen.« Inso- 
ierne dieser Procentsatz Überall gleich angenommen wird, ist es 
offenbar ganz dasselbe, ob man sofort die Capitalwerthe, oder ob 
man erst die daraus berechneten Zinsenbetrüge als Massstab der 
Umlage annimmt. Will man aber eine etwaige Verschiedenheit 
im landesüblichen Zinsfusse berücksichtigen — denn offenbar re- 
präsentirt derselbe Capitalwerth bei höherem Zinsfuss auch einen 
grösseren Hausertrag — , so kann die Ausgleichung auch schon in 
der WertLsumme durch Zu- oder Abschlag des verhältnissmässigeit 
Percentes ganz ebenso wie beim Zinsenbetrag zwischen Land und 
Land getroffen werden. Es genUgt mithin die verhältniBsmässige 
Ermittlung der Capitalwerthe der Gebäude für die Zwecke der Be- 
steuerung. Ucbrigens werden sich die Unterschiode im Zinsfusse 
zwischen den verschiedenen Staatstheilen in dem Mass ausgleichen, 
als immer wirksamere Communicationen sie miteinander verbinden, 
dasselbe Handels- und Creditgesetz sie regiert, kurz der gleiche 
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-wirthscbaftliche Pulaschlag sich durch das ganze Staatsgebiet flihl- 
bar' macht. 

Ich rccapitulire zugleich' erweiternd also: Wie die Gruncl- 
ateuer, soll auch die GebSudosteuer nach dem wirldichen, nicht 
,nach einem ideellen, reinen Nutzwerthe der GebSude umgelegt 
'werden. Dies geschieht jetzt nicht bei der Hausciassensteuer, die 
nach der Zahl der Wohnbestandtheile — gleichviel ob z. B, das 
Haue aus Quadern, oder aU9 Holz und Lehm aufgeführt ist — eher 
zwar bei der Hauszinssteuer, die nach deni Miethzinse Über Abzug 
von rerschiedenen für Krhaltung und Abnutzung in voraus be- 
stimmten Procenten umgelegt wird. Aber auch bei der letzteren 
Veranlagung erhalten die Verschiedenartigkeiten in Bauart, Erlial- 
tung, Miethsgebräuchen etc. keinen gerechten Ausdruck. Die Er- 
haltungskosten X stehen zu einem Miethzinse A in einem ganz 
anderen Vcrhsltniss, ob A Ciulden nur für drei Zimmer in einer 
Grossstadt, oder für ein ganzes Hkus in einem abgelegenen Flecken 
gezahlt werden ; ob der Miether die Kosten der Instandsetzung und- 
Erhaltung seiner Wohnung tragen muss, oder derHauaeigenthümer 
selbst; ob die Wohnungen durch unmittelbare Folge der Bestand- 
nehmer nie leer stehen, oder ob dies der Regel nach in Zwischenpau- 
sen geschieht; ob die Gebäude aus gutem oder schlechten Material , 
erbaut sind, oder ob bald ein raulies Klima häufigere und grössere 
Reparaturen verursacht, bald ein sehr mildes so gut wie gar keine. 
Genug, die Mieth- oder Kutzungswerthe der GebSude und ihre 
Reinerträge sind weit entfernt sich immer, ja nur sich tür ge- 
wöhnlich zu decken. Freilich hat die Nichtbeachtung aller jener 
Unterschiede dann weniger zu bedeuten, wenn der Steuerfuss ein 
sehr niedriger, nicht über'3 — 67o ist, etwa wie in Preussen. Sie 
führt aber zu bedeutenden und empfindlichen Ungleichmässigkei- 
ten bei einem Steuerfiisse, wie er jetzt der österreichischen Haua- 
zinssteuer zu Grunde liegt So finanziell ausgiebig sich daher auch 
eine ellmSlige Ausdehnung der Hanszinseteuer, mit Verdrängung 
der Hauaclassensteuer, über alle-Oertlicbkeiten darstellt, so Hesse 
sich solches doch nur dann rechtfertigen, wenn einerseits der Steuer- 
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fu33 durchgreifend ermä'ssigt und anderseits dem Verhältoiss der 
Erhaltungskosten zu dem Miethzinse in Betreff der gestatteten Ab- 
züge davon schärfere Beaclitung geschenkt würde. Es wäre diea 
um so nöthiger als zumal auf dem offenen Lande , wo weniger 
Mensch«! zur Miethe wohnen, ohnebin schon die Einscbäzung Aes- 
Miethwerthes auf bedeutende Schwierigkeiten stösst. 

Weit mehr als mit dem rohen Mietbsertragniss. besteht eine 
Congruenz des Reinertrages mit dem gemeindeüblichen Verkehrs- 
werthe, weil die verschiedenen Erhaltungskosten und entsprechenden 
Werthabschreibungen ebenso den Kaufpreis als den Reinertrag der 
Gebäude beeinflussen. Bei gleichem Rohertrag& zweier Häuser 
einer und derselben Oertlichkeit wird z. B. das fester und kostbarer 
gebaute Uaus sowohl einen höheren Verkehrswerth. als auch einen 
grösseren Reinertrag haben als das andere, und daher erscheint 
der Verkehrswerth jedenfalls der geeignetere Massstab zur Ver- 
theilung der Gebäudesteuer wenigstens innerhalb derselben Ge- 
meinde. Im grossen Durchschnitte der Kaufpreise finden sämmt- 
liche Momente, welche auf den Werth und Reinertrag der Häuser 
EinHuss äussern, ihren vollkommen adäquaten Ausdruck, spiegelt 
sich der verhältnissmSssige steuerbare Reinertrag der Häuser viel 
richtiger ab als in den Miethpreisen ; was selbst von Liegen- 
schaften , wo häufig der Pachtzins die Rente am reinsten aus- 
drückt, nicht in dem gleichen Masse, wie von Gebäuden, gilt. Zudem 
stehen Kaufpreise von Gebäuden häufig und allerwegen zur pausen- 
den Auswahl zu Gebote, viel mehr als brauchbare Miethzinse; 
die Kaufverträge werden seit 1850 in allen Kronländem Oesterreieha 
behufs der Gebührenbemessung gesammelt und bei den Aemtern 
aufbewahrt. Das alles sichert auch behalt verhältnissmSssiger Ver- 
theilung einer Quote an Gebäudesteuer dem Werthcataster den 
Vorzug vor dem Ertragscatostcr. Achnlich wie bei der Grund- 
steuer-Veranlagung, hätten übrigens die Einschäzungen von Seiten 
der ersten Veranlagungs- Commiesionen durch die Obercommiasio- 
nen, welche gleichfalls aus Steuerträgern und Beamten gemischt 
■wären, geprüft, verglichen und richtig gestellt zu werden. 
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Freilich mit dieser noch so gründlichen VergleicLung und 
Richtigstellung kann noch nicht allen einirirkenden Momenten die 
gebührliche Rücksicht getragen .werden. Denn nur im Innern der 
einzelnen Gemeinde oder auch des einzelnen in sich gl^chartigen 
Bezirkes bildet der Gebäudewerth einen durchaus geeigneten, ja 
unlriiglichen Massstab zur Umlage der auf die Gemeinde oder 
den Bezirk entfallenden Summe an GebSudesteuer. Das Gleiche 
gilt nicht im selben Masse von der Vertheilung dieser Steuer zwi- 
schen verschiedenen Gemeinden und Bezirken mit ganz ungleich- 
artigen Verhältnissen. Wollte man diese nicht berücksichtigen, so 
mUssten jederzeit und überall zwei Gebäude vom gleichen Ver- 
kehrswerthe auch die nämliche Steuer entrichten. Oft unbescha- 
det des gleichen Werthes, stellt sich aber die reine Rente z. B. 
eines Hauses in einer volkreichen Stadt relativ höher heraus als 
auf dem Flachland e, weil die Umstände zur Ausnützung desMieth- 
werthes dort sich oft unverhältnissmässig günstiger gestalten als hier. 
Doch diese Rücksicht wiegt nicht einmal am schwersten. Viel wich- - 
tiger noch ist der Umstand, dass die Hausrente dort vresenthch in 
Grundzins, liier in Capitalzins besteht, jener aber eine viel höhere Be- 
steuerung als dieser verträgt, ohne auf die Froduction störend und 
verlbeucrnd, insbesondere auf das Geschäft des Häuserbauens nach- 
theilig einzuwirken. Endlich ist noch das gegenwärtige ErtHigniss 
der Gcb.Tudesteuer in den einzelnen KronlSndem, Bezirken und 
Gemeinden in's Äuge zu fassen, weil zu grelle Uebergänge darin 
bald auf die Credit^ und Vcnnögensverhältnisse der Hausbesitzer 
empfindlich zurückwirken, bald eine unerwartete Steigerung des 
"Werths ihrer Realitäten verursachen würden. 

Hierin liegt der Vorschlag begründet, eine Classeneintheilong, 
wie z. B. offenes Land, mittlere und grosse Städte, vorzunehmen 
und mit Rücksicht auf die beiden Elemente der GebKaderente, 
Grund- und Capjtalzins, ein entsprechendes Steuerverhältniss zwi- 
schen den Gebäudewerthen der Classen festzustellen, etwa wie 
6:7:9, oder, bei höherem Steuerfass, wie 13:16:32. Wenn auf 
Grand einer solchen Classen-Proportion und mit Rücksicht auf die 
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gegenwärtigen Beitr%e die Gebifudesteuerquotcn (ur jedes Kron- 
land bestimmt vKren, könnte es den einzelnen Kronländern über- 
lassen bleiben, für die Uotertheilung dieser Quotea in Gemeinde- , 
qaoten ihren Verhältnissen entsprechend noch weitere Zwischen- 
classen und feinere Unterschiede zu machen. Im Schoosse jeder 
Ortsgemeinde endlich würde die Gemeindec^uote lediglich nach 
dem GebSudewerth-Cataster wngelegt. — 

Die ursprünglichen ministeriellen Anträge zur Beform der 
direclen Steu^Ti in Oesterreich befürworteten einen anderen, zwar 
compUcirteren, aber logisch gedachten Modus *), der auf der richtigen 
Annahme beruhte, daas der relative Gebrauchswerth der Gesammt- 
heit der Ortsgebüude sieh wesentlich nach dem Wohnungsbedürf- 
niss und der Zahl der Ortsbewohner richtet. Die durchschnittlich 
auf den Antheil eines Einzelnen an diesem Gebraucliswerth ent- 
fallende Steuer, die 'Steuereinheit pr. Kopf, ergibt sich zunächst im 
Anschluss an das Bestehende dadurch, dass die bisherige Gebäude- 
steuer - Schuldigkeit der Gemeinde durch die Seelenzahl dersel- 
ben getheilt wird. Zur Bestimmung der künftigen Gebäudcstßuer- 
Schuldigkeit jeder Gemeinde wird nun ein Tarif der Steuerein- 
heiten in nicht geringeren Abstufungen als von 5 zu 5 Keukreu- 
zwn für jedes Land entworfen und die Gemeinden durch Com- 
missionen darin eingereiht. Diese Einreibung hat mit Bücksicht 
auf die dermalige Steuereinheit und auf den Gebrauchswerth der 
Gebäude in der Gemeinde im Verhältniss, zu anderen Gemein- 
den, zu geschehen. Für Gemeinden, wo dermal die Hausclasaen- 
Steuer allein besteht, sind solche Tarifsätze zu wählen, welche sie 
sowohl unter sich, als auch mit andern der Hauszinssteuer thcil- 
weise oder ganz unterliegenden Gemeinden in ein richtiges Yer- 
hältniss bringen, während die in den,' zumal den letzterwähnten, 
Gemeinden selbst bestehenden Ungleichheiten in der Besteuerung 
durch die Umlage auf den Gebäudewerth beseitigt werden. Die 

•) Vergl. meine Schrift; „Die Refonn der directen Besteuerung in 
Oeaterreich," Abschn. IV. 
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£inreUiUDgdoperate werden zuerst durch die Landescommissio- 
neu, sodann durch eine CeatralconumBsion geprüf):, wobei letztere 
vor allem auf ein richtiges Yerhfiltniss zwischen den einzelnen 
Kronländern zu sehen hat. Aus der Multiplication der richtig 
gestellten Steuereidheit der Gemeinde mit deren Scelenzahl ei^ibt 
sich die Ciebäudesteuer-Basis für jede Gemeinde als Granzes in Yer- 
bältniss zu den übrigen Gemeinden, aus der 8umme der Schuldig- 
keiten der Gemeinden zunächst die Landeeschuldigkeit und zuletst 
die Generalsumme an Gebäudesteuer. Im YeihHltnise, als diese Ge- 
neralsumme höher oder niedriger durch das Reichsgesetz eingestellt 
würde, erhöhte oder verminderte sich zuletzt auch die Stenerquolo 
jeder Gemeinde. Die richtig gestellte durchschnittliche Steuerein- 
heit jedes Kronlandcs*) multiplictrt mit der Seelenzahl desselben 
gibt die Busis zur VertlicUung des Gesanuntpostulatcs auf die 
Kronländer, und die Yeitheilung der Landesquoten auf die Be- 
zirke und Gemeinden geschieht hinwieder auf der Basb d6r daflir 
ermittelten Yerhältnisszahlen, wälu^nd schliesslich die Steuerquote 
jeder Gemeinde von den Steuerämtem nach YerhSltniss des 6e- 
büudewerthes individuell umgelegt wird. 

Wie man sieht; beruht bei diesem Modus die Yerhält- 
nissmäsagkeit der ganzen Steuerumlage bis zu den Gemeinden 
theils auf dem richtigen YerhSltniss der Tarife und der mittleren 
Steuereinheiten zwischen den Kronländern , theils auf der Ein- 
schäzong jeder Cremeinde in die riohdge Classe des Landessteuer- 
einheiten- Taiifa. Mit anderen Worten: nicht blos mUssen die 
Gemeinden eines Yerwaltungsgebietes angemessen in die Classen 
ihres Landestarifs eingereiht sein , sondern auch die Landestarife, 

•) Hach officiellen, vor etlichen Jabren angestellten Ennittlnngea lie- 
ferte derGesammtertng der Gebäudesteuer einen DiuchBcbnitt pr. Kopf vun 
38-9 kr. ö. W. Bis die damalige Steuereinheit fflr die ganze öBt«rreichi3Che 
Monarchie — jetzt über ', Gulden. _Aub der damaligen Gebäudes teuer- 
Schnljdigkeit ergab sich die Steuereinheit z. B. in Oesterreich mit 50-3, in 
Steiermark mit 44-6, in Oslgaliiien mit 23-6, in Dalmatien mit 21, in Croa- 
tien mit 18'4, In Siebenbürgen mit 10-1 kr. 0. W. 
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insbesondere die mittlereD Steuereinheiten der Länder müssen za 
einander im richtigen Verhältniss stehen. Der Gebändew^rth 
als solcher entscheidet nur für die letzte individuelle Umlage der 
Gemeindequote innerhalb der Gemeinde. Bei meinem zuerst ent^ 
■wickelten Vorschlage dagegen bildet einfach der Gebäudewerth 
Überhaupt und bis zur individuellen Umlage herab die Basis zur 
Vertheilung der Hauptsteuersumme, nur nach einem gewisseo 
Classenverhältniss, bei vrelchem die beiden Elementar - Bestand- 
tbeile der Gebäuderente je nach der Oertlicbkoit und das gegen- 
wärtige Beitragsverhältniss berücksichtiget werden. Indem im 
Gebäudevrertb schon alle wesentlichen Momente, die auf den rei- 
nen Ertrag Einfluss äussern, sich geltend machen, genügt hier die 
Aufstellung weniger Hauptclassen für die Ermittlung der Krön* 
landsqnoten, bei deren weiteren Vertheilung dann auch die Rück- 
sicht auf feinei^ Unterscheidungen, wo solche nöthig wären, nicht 
ausgeschlossen ist*). 

Durch beide Methoden, insbesondere durch die hier befür- 
wortete, wird die periodische Revision der Gebäudesteuer- Veran- 
lagung ungemein erleichtert, und eine namhafte Geschäfta-Verein- 
fachung erzielt, indem die jährliche Einsammlung der Haiiszins- 
fassionen, die jährliche Bemessung der Hauszinssteuer, cUe lästi- 
gen Leerstehungs- und Wiedervermietbungs-Änzeigen , das fort- 
währende . commissionelle Controlircn und Verificiren derselben, 
wofiir allein bisher ein zahlreiches Personal bestellt ist, endlich 
die Anlässe zu demoralisirenden Zinsverheimlichüngen entfallen, 
welclie jetzt den Steuerbehörden zahllose Untersuchungen , ver» 
wickelte, selbst gehässige Amtshandlungen verursachen. Ausser- 
dem wäre der Nebenvortheil nicht gering zu achten, dass man zu- 
gleich zu einem Gebäude- Werthcataster gelangte, welcher noch 
zu anderen Zwecken der Besteuerung etc. nützlich verwendet wer- 
den kannte. 

') Bei dem niedrigen SteaerfuM von nur 4% des reinen Haneertregs in 
PreDssen wnrde dort mit Recht selbst die EintheiJang der GebäDdennlzungt- 
werthe in Kaoptelaeten ittr überflaMig gehalten. 
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SelbstTerständlicb wird bei der Veranlagung der Gebäude- 
, Steuer nach der einen wie der anderen Methode die Verschuldung 
der Realitäten nicht berücksichtiget, als dem System unserer Er- 
tragsbesteuerung widerstrebend. , 

Rüclcsieht auf die Verschuldung des Besitzstandes wird blos 
bei der Einhommengteuerbemeesung geuomiuen — nur ein Grund 
mehr, die Einkommensteuer nieht, wie jetst geschieht, als Drittel- 
Zuschlag mit der GebSudesteuer zu vermengen. 
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xn. 
Die Gewerbe- und die Personal -Erwerb$s|teuer. 

Die Realsteuera — Gruad- und GebSudesteuer — bildeaeiae 
Art der £]rtragabe8teueruiig für Bicii, die, wie wir gesehen, sich 
nach eigenen wthachaftlicheQ Gesctzea bewegt. Insbesondere,^ 
hängt die Höhe ihres Steuerfusses historisch und wirthschaftlicb 
von eigenthümlicheo Bedingungen ab. Ihnen bt jeder unterworfen, 
der ein Realbesitzthum hat, gleichviel er sei sonst Beniner, Ar- 
beiter, Gewerbs- oder Kaofiutuin. Nur besteht im Verhaltniss der 
Froducenten zu dem Realbesitzthum ein wesentlicher Unterschied: 
dasselbe erscheint filr den Landwitth hauptsächlich, fUr alle 
anderen Producenten in Bezug auf ihren Erwerb blos neben- 
sächlich. Der Erwerb des Landwirthes liegt in dem Grund- 
bewirthschaftungsertrage selbst. Der Erwerb des Industriellen in 
dem Gewinn aus seinem besonderen Geschäfte, oder in seinem 
Verdienst, gleichviel wie sich sein etwaiges Realbesitzthum dazu 
stallt, das fiir ihn oft nur als Werkzeug oder als Geschäftsmittel, 
oft 2ur sichern Vermögensanlage ,. oft sogat blos zur Annehm- 

^lichkeit dient. 

Die Ei-werbssteuern nun — die zweite Gruppe in der Er- 

tragsbesteuerung , — umfassen alle die mannigfachen £r- 

werbsarteh, welche nicht unmittelbar landwirthschaft- 

lichet Betrieb sind, ohne Rücksicht auf die Realbesteuerung. 

Im Allgemeinen begreift sich leicht , doss die Erwerbssteuer 

. im System der Ertragsbesteuerung nach einem niedrigeren 
Steuerfuss umgelegt sein muss, als wie die Realsteuern. In der 
Regel ist sie jüngeren Ursprungs, eine jüngere Steuer wird aber 
um so mehr empfunden, je weniger noch der Verkehr auf ihre 
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Ausgleichung hat hinwirken kötweD. Dot Erverbstcuerpllichtig« 
hat vom Realbesitz, dessen er zu seiner Unternehmung bedarf, 
gewöhnlich auch die Rtialsteuern zu entrichten, ganz wie der 
Landwirth. Femer ist sein Erwerb precärer, grösseren Schwan- 
kungen und Gefahren ausgesetzt , ids die Renten des Grund- und 
Hausbesitzers, setzt also höhere Assecuranzprämien und Reserven 
voraus. Selbst der volle Werth seines Realvermögena Ixängt ge- 
wöhnlich von der BlUthe der Unternehmung ab; ein Fabrik- 
gebäude kann seinem ursprünglichen Zweck ohne Capitalverliist 
nicht entzogen werden. Grüniie genug söhon, um dieses unfun- 
d i r t e Erwerbseinkommen gegenüber dem fundirten, zumsl dem 
aus festen R^ten von Grundstücken und G-ebSuden bestehenden 
Einkommen, mit einem niedrigeren Steuerfusse zu biegen. So zn 
sagen alle Gesetzgebungen erkennen dies grund- und thatsitchlich 
tin, mitunter bt sogar ein bestimmtes VerhSltnisa im Steuerfuss 
zwischen beiden Hauptertragszweigen angenommen , ein Verhält- 
niss annähernd z. B. wie 1:3, ja oft wie 1:4. 

Was hiefiir aber am meisten spricht, ist die Verschiedenheit 
der Elemente , aus welchen sich das realst«uer- und das erwerb- 
steuerpöichtige Einkommen vorwiegend zusammensetzt. Wenn die 
Grundsteuer im Reinertrage des Bodens hauptsächlich die Boden- 
rente in's Auge fasst, die GebSudesteuer den Grundzins und ein 
Capitalerträgnisa, so gehen die Erwerbssteuem hauptsächlich auf den 
üntfemehmergewinn im weiteren Sinn (mit den Capitalzinsen) un^ 
auf Löhne für Arbeitsleistungen aus. Diese Elemente des Volks- 
einkommens bewegen sich aber, wie schon erörtert, nach ganz 
anderen Gesetzen, wie jenej und diese Gesetze sind im regelmässigen 
Entwicklungsverlaufe der Erhöhung der Bodenrente^ selbst ohne 
Verdienst der Eigenthümer, viel günstiger als der Steigerung des 
Untemehmergewinns , der Capitalzinsen und der Arbeitslöhne *). 

*} Nachweisbar hat z. B. in Oesterreieh panches Landgut gegenwärt^ 
einen Zehnmal eo hohen Verkehrawenh als im Anfange dieses Jahrhnh' 
deTta, w&hiend das gleiche Geldcapilal eis aolches lieate nicht viel mehr 
Zinsen abwirft als damals. 
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Hier also steUt sich ein modrigerer Steuerfuss überhaupt als 
billig dar. — 

Die Erwerbsbesteuerung an sich betreffend, scheint es nicht 
zweckmässig, alle die mannigfaltigen Erwerbsnrten (ausser der 
Landwirthscbaft) einer und derselben Steuer' zu unterziehen — 
eben so wenig als es zweckmässig ist einen grossen Theü derselben 
davon unbeiühit, also die Ertragsbesteuerung nach dieser Seite hin 
unvollständig zu lassen', wie zur Zeit noch in Oesterreich. Der 
Natur der Dinge folgend, wird man vielmehr zwischen gewerbs- 
mtissig betriebenen selbsCstündigen Erwerbsgeschsften oder Unter- 
nehmungen und sonstigen Erwerbsbeschäfiigangen unterscheiden,* 
beide Kategorien zwar der Steuer, jede von ihnen aber einer be- 
sonderen unterziehen. 

Auf niederer Stufe wirthschaftÜcher Cultur werden die 
Capitals- und Arbeitskräfte gewöhnlich nur in eigener Wirthschaft 
ausgebeutet , der Unternehmer bt zugleich Capitalist und Ar- 
-beiter , das Einkommen erscheint ungetheilt. Der eigentliche 
Unternehmergewinn (im engeren Sinn) ist auf dieser Stufe, wo 
jeder seine materiellen Bedürfnisse gleich schlecht und gleich gut 
durch Eigenwirthschaft befriediget, gewöhnlich vei-schwindend 
gering. Er hebt sich erst zu eigener Selbstständigkeit und Bedeu- 
tung empor, wenn die Theilung der Arbeit zunimmt, und nun 
ein Unternehmer die verschiedenen Productivkräfte zu bestimmten 
Zwecken vereinigt. Die Vortheile solchen untemehmungsmässigen 
Betriebs, der immer auf bestimmte Producte und Leistungen aus- 
geht, ^0[ dem eigenmSssigen ermöglichen eben erst den Unter- 
nehmergewinn. Zimächst also auf Befriedigung des eigenen Haus- 
bedurfnisses gerichtet, treten die productiven BeschtÜ^gungen mit 
den Fortschritten ' der, Cultur imjner mehr aus der in sich abge- 
fichloBsenen Haus- und Eigenwirthschaft in den Verkehr hinaus. 

Mir üt ein acli&nes Landgut in Mähren bekannt, du vor noch nicht60 Jahren 
um 200.000 11. W. W., also kaum 100.000 fl. 6. W. , für zn theuer bezahlt 
gehalten wurde, jetzt aber im VerbältniBB zur gestiegenen Rente um 1 Mill. 
Gulden ü. W. verkanft worden ist. 
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Sie nehmen dabei vorwiegend, oft spmngweise, ihren Weg erst 
zur Ucbemehmung, dann von dieser zur anvollkommenen und 
weiter zur rollkommenen Unternehmung, so jedoch dass auch 
jede der genannten Betriebsweisen gewisse Beschäftigungen ihrer 
inneren Natur nach festhält. Neben einer tiberwiegenden Zahl von 
mehr oder weniger vollkommenen Unternehmungen zeigen sich 
in grösster Vielseitigkeit Eigen- und übernommene Productionen, 
sowie mannigfache Gesohsfte gemischter Natur. Im Ganzen aber 
hängt von den Talenten und Kenntoissfen , von der Umsicht und 
Energie, von dem Vermögen and Credit der Unternehmer immer 
mehr die wirksame Entwicklung der productiven Thätigkeit ab. 
Ihr Eingreifen wird Überhaupt volkswirthschaftliph um so vrich- 
tiger, als mit ihren Erfolgen auch der Zustand der arbeitenden 
Classen innig verknüpft ist. Je freier und wirksamer ein Volk seine 
Productivkräfte gebrauchen lernt, desto mächtiger erwacht auch 
eein Unternehmungsgeist und erweitert mehr und mehr sein (Je- 
biet. Ueberhaupt, tritt mit der wirtbschaftlichen Entwicklung die 
Bedeutung der Unternehmungen im Verhältniss zu den ftir den 
eigenen Bedarf betriebenen und selbst zu den übernommenen Ge- 
«chäften immer mehr in den Vordergrund *), Auf sijlch höherer 
ökonomischer Stufe werden nun Arbeits- und Capitalskräfl« häufig 
• an Dritte, eben an die Unternehmer, als eine besondeije Produ- 
centenclasse ausgeliehen, und der Untemehmergewinn im engeren 
Sinn scheidet sich vom gewöhnlichen Zins und Lohn aus, d. h. von 
'der Entschädigung für die gewöhnlichen Arbeitsleistungen und die 
Capitalnutznngen bei der Unternehmung. Selbstverstäudlich aber 
bliebe hier die Ertragsbesteuerung sehr unvollständig, wenn sie 
von den verschiedenen Producenten, welche zum Ertrage der 
Unternehmung mitwirken, blos die eine Olasse, die Unternehmer 
unmittelbar heranziehen wollte, die anderen aber nicht, so daes 
diese etwa bloa durch theilweise Ueberwälzung der Steuer in's 

') Vergleiche h. u. a. 0. „Die Lehre vom Untefnehmergewinn" 
vonDr. H. von Mango 1 dt. Leipiig, 1855, 
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Mitl^d. gezogen 'werden könnten *}. Mit anderen Worten : die 
Erwerbssteuem müssen in ihrer A^usbiJdung allen Erwerb mit 
Ausnahme nur etwa des rein landwirthschaAüchen umfassen. E^ne 
Notbwendigkeit selbst dieser Ausnahme bestünde principiell. 
durchaus nicht, wenn einerseits die Grundsteuer in Wirklichkeit 
wesentli«!! nur die Grundrente trüfe, oder an sich so massig wäre, 
dass die Besteuerung des GewerbeTCrdienstes ohne nacbtheiligen 
Druck auch das gesanunte landwirthschaflUche Gewerbe umfassen, 
könnte ; und wenn anderseits die letztere blos eben den Gewerbe- 
verdienst träfe. Im Uebrigen aber ist i.l&r, da^s, je mehr die 
Arbeitstheilung und damit zusammenhängend die Concentrirong 
von Productivkräften im Grossbetrieb fortschreitet, die Erwerbe- 
besteuemng nur immer gebundener und unvollstündiger werden 
mUsste, wenn sie sieb fortwährend auf die gewerbsmässigen Ueber- 
und Unternehmer beschränken wollte. In Folge der modernen 
und gleichsam naturgesetzlichen Tendenz auf coacentrirten Fabtik- 
und Grossbetrieb würde die Zahl der erwerbsteuerpfliehtigen 
Unternehmer gegenüber den erwerbsteuerfi'eien Massen relativ 
nur immer kleiner, Steuererhöhungen hier daher nur immer 
schwieriger und empfindlicher, weü eine tbeilweise Ueberwälzung 
derselben auf die steuerfreien Classen doch nur allmälig stattiinden 
könnte. Je länger, desto mehr also wird dieVervollstSndigung der 
Ertragsbesteuerung ein Gebot der Klugheit, wo, nicht der Notb- 
wendigkeit. Kann zwar die Steuer-Praxis nicht der ganzen bunten 
Mannigfaltigkeit in den Erwerbsarten , selbstständigen und abhän- 
gigen, regelmässigen und gelegentlichen, bis in alle Einzelnheilen 
folgen; so heben sich doch naturganSss, wie gesagt, die ge- 
■ werbsmässigen BeschäftigiungeD , Productionen, Ueber- und 
Unternehmungen im Ganzen von allen übrigen Erwerbsarten und 
Beschäftigungen hervor, bei welchen es auf keinen TJhternehmer- 
gewinn, oder doch wenigstens auf keinen regelmässigen abgesehen 

*) Es ist dies schon im sechsten und siebenten Absclmitt ntther be- 
gründet worden. ' 
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Ist. Dieser Hauptunterscheidung der Erwerbsarten mit und ohne 
gewerbsmässige Unternehmung hätten im Wesentlichen die beiden 
Arten der Erwerbsbesteuerung, nämlich die Gewerbe- und die Per- 
sonal-Erwerbsteuer, zu entsprechen. Von jener (der Erwerbssteuer 
in Oesterreioh) sei zunKchst die Bede. Nur aus dem Begritf der 
Unternehmung und ihres Gewinnes kann sie richtig erfasst werden, 
'Eine Unternehmung ist ein Erwerbsgeschäft, bei welchem die 
•Unsic}ierheit des Erfolges auf den iiillt, welcher das Geschäft unter- 
nimmt. Der Unternehmer handelt und wirbt auf eigene Gefahr. 
Sein Gewinn unterscheidet sich daher insofern von allen übrigen 
Elementen des Einkommens, als er nie vorher ausbedungen wer- 
den kann, wie der Lohn, der Grund- und Capitalzins. Vielmehr 
besteht er in dem Ueberschuss, welchen der Bo her trag des Ge- 
schäfts über alle ausbedungenen oder landesüblich berechneten 
Grundrenten, Capitalzinsen und Arbeitslöhne darbietet. Der Ueber- 
schuss mu3S wenigstens die bei der Unternehmung laufende Gefahr 
ersetzen und die aufgewendete grössere Energie der Arbeitskraft 
lohnen. Schafft der Unternehmer mit eigenem Capital, so" zählt er 
zu seinem Gewinn im weiteren Sinn auch die landesüblichen Zin- 
sen aus demselben. Der Betrag aber, welcher durch unmittelbaren . 
Austausch (Verleihen) der eigenen Arbeiten und Nutzungen des 
Unternehmers zu erhalten gewesen wäre, ist als eine Entschädi- 
gung für diese, mtthin als Lohn und Zins zu betrachte». Insoweit, 
als der Nutzen des Unternehmers diesen Betrag übersteigt, er- 
scheint er als ein rein, auf seiner Stellung als Unternehmer beru- 
henclcs Einkommen, 'als eigentlicher Untemehmergewinn. 

Hieraus geht sofort hervor, dasa es unzweckmässig wäre, die 
Gewerbesteuer streng vrie eine Percenlualsteuer vom Reinertrage 
behandeln zu wollen, wns man mitunter, zumal für die höheren 
Betrüge, vorgeschlagen hat. Seiner Natur nach katm nichts schwe- 
rer zu sehäzcn und zu ermitteln sein, als der Untemehmergewinn, 
der Reinertrag der Gewerbe im weitesten Sinn, also auch der 
mannigfachen kautmännischen Unternehmungen und liberalen 
B(;schäftigungen. Unsere Ertragssteuern gestatten zudem keine 
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Abzüge wegen Schuläzinsen, Die Gniod - , die Gebäudtjsteuer 
in Oesterreich, Preussen etc. nimmt bei den betreffenden Ein- 
Bcbäzungen keine Bückgicht auf Verschuldung und mit vollem 
Rechte. Soll dieses System der Ertragabesteuening consequent 
durchgeführt werden, so darf auch bei der Gewerbesteuer die Ver- 
schuldung der gewerblichen Etablissements nicht berücksichtiget 
werden. Nun arbeiten aber gerade liele gewerbliche UntemÄmer 
mit fremdem Capital, und nirgends spielt der Credit eine so grosse 
Rolle als auf diesem Gebiete. Wollte man trotzdem den Gewerb- 
ertrag auch nur dort, wo höhere Betrüge in Betracht kommen, 
genau mit bestimmten Procenten besteuern, ohne alle jene Schuld- 
Verhältnisse mit in Rechnung zu ziehen, so -würde ganz offenbar 
eine schreiende Ungerechtigkeit in der Besteuerung Eingang fin- 
den. .Wollte man hingegen die gewiss oft höchst complicirten 
Schuldverhältnisse bei der Gewerbesteuer mit berücksichtigen, so 
hatte man damit dem System der Eftragsbesteuerung den Rücken, 
gekehrt und wäre zur Einkommensteuer übergegangen. Es gibt 
keine andere Alternative. Entweder man muss überhaupt das bis- 
herige System der Ertragsbesteuerung verlassen, d. h. alles auf 
dem Steuergebiet Gewordene umkehren; oder, will man demselben 
treu bleiben, so musa folgerichtig die Gewerbesteuer, um gleich - 
mtissig bleiben zu können, ohne doch tue Schuldverhältnisse zu 
berücksichtigen, vornehmlich den eigentlichen Untemehmergewinn 
in's Auge fassen, nicht den ganzen Gewerbsertrag mit bestimniten 
,Percenten belegen, ihren Steuerfuss überhaupt massig halten, die 
Ausgleichung aber bezüglich der Verschuldung, insbesondere 
gegenüber den höheren Beträgen, der allgemeinen Einkommen- 
steuer überlassen. 

Selbstredend darf dann auch nicht, wie es jetzt seltsamer Weise 
in Oesterreich geschieht (nicht in Preussen), die Gewerbesteuer von 
der vom freien Eigkommen des Gewerbetreibenden Überhaupt erho- 
benen Einkonomensteuer in Abzug gebracht werden*), ebensowenig 

*) Die Gewerbesteuer , wie die Realateaern , iat naturlich bei der 
Eioechäzung tur Ei nkom nie n Steuer vom TeiDBn Oewerb Verdienste abzu- 



jcbyGöOglc 



227 

«twa, wie jetzt ja die freillck höhore Gruadsteuer von dem ein- 
kommensteuerpfliclitig'en Einkommen des Grundbesitzers in Abzug 
kommt, oder in Zukunft kommen würde. Die, Scliuldverhältnisae 
sind aber bei der Einkommensteuer, nicht bei der Gewerbesteuer, 
zu berücksichtigen ; was steh natürlich änderte, wenn man incon- 
«equenter Weise die allgemeine Einkommensteuer blos in die Ge- 
werbesteuer mit einschliessen wollte, oder umgekehrt diese in jene. 

Jene grosse Unsicherheit in der Bestimmung des reinen Ge- 
"werbeertragSj welche durch die Complication und Mchtberücksichti- 
^ng der Schuldverhältnisse bei der Gewerbesteuer noch verstärkt 
wird, scheint übrigens manche Gesetzgebungen bestimmt zu haben, 
sich grundsätzlich für alle Gewerbe mit der Besteuerung des Mi n i- 
mums' des unter gewissen Verhältnissen natürlichen Ertrages zu 
begnügen. Wohl aus demselben Gi-unde besteht häufig ebenso 
nach oben ein Maximalsatz an Gewerbesteuer, in Frankreich 
z. B. 10,000 Franken, in Eaiern 1000 fi. &. W., selbst in Oester- 
i'eich derzeit (ohne Zuschläge) auch nur 1500 Gulden! 

Auch der eigentliche Unternehmergewinn besteht,'^bei genauer 
Analyse, noch aus verschiedenen Elementen, die sich nicht gleich- 
massig zur Besteuerung eignen. Die Gefahrprämie oder der Theil 
des Unternehmei^ewinns, welchen man als Entschädigung für die 
gelaufene Gefahr (nicht etwa blos die durchschnittlichen Verluste 
aus erfahr ungsmässigen Unregelmässigkeiten des Erfolges, welche 
unter die Productionskosten als CapitalJenersatz zu rechnen sind) 
Ansehen kann, ist je nach Zeit und Umständen verschieden und 
kann daher nicht stätig in fühlbarer Weise besteuert werden, zumal 
ihr fast gleich grosse Verluste gegenüberstehen*). Ebenso ist der 
weitere BestandtheÜ des Unternehmergewinns, welcher als Lohn 

ziehen, und nur der freie Rest, wenn dafilr das freie Einkommen überhaupt 
hoch genug ist, in die GinItommenBteuer einiubeziehen. 

") In Frankreich z. B. rechnet man, da«8 von 100 versuthten Gewerba- 
«ntemebmungen 30 zn Grunde gehen, bevor aie irgend Wurzel gefasst, SO 
Sie 60 vegeCiren kürzere oder länger« Zeit, und höchatene 10 kommen zu 
bedeutender, oft nicht einmal dauernder BLUthe. 

15* 
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liir grössere Anspannung und Energie der Arbeitskraft, oft für 
viele scHlaflose Nächte entfällt, nur flir eine massige Besteuerung 
zugänglich. Anders endlich verhält es sich mit der Unternebnier- 
Itente überhaupt, insbesondere jedoch mit jener Rente, welche 
der Unternehmer ausser 'seinem übrigen Gewinn im Verkehre 
noch aus dem Innehaben einer monopolistischen Stellung irgend 
welcher Art zu ziehen vermag, dieselbe beruhe nun auf «us- 
achliessenden gesetzlichen BerecbtigUDgen oder blos auf natürlichen 
Bedingungen. Zvrfschen diesem Monopolgewinn und der Unler- 
nehmerrente schlechtweg besteht wieder ein Untei-schied bezüg- 
lich ihrer Steuerfiihigkeit *). 



*) Zam besseren Verstand niss mnss ich hier den Begriff Rente iiurz 
erläutern. Bente ist ein in sehr vereeliiedeiieni Sinn gebrauchter Ausdruck. 
• Im weitesten Sinn versteht man darunter wohl jedes reine Einkommen; 
so gebraucht man Arbeit«-, Unternehmer-, Capitalsrente gleichbedeutend 
mit Arbeitslohn, tJnternebmergewinn , Capitalszinsen. Oft versieht man 
unter Rente blos jenes reine Einkommen, welches einem vermeintHcb, 
wie z. B. Zinsen aus Darlehen, ohne eigene Arbeit und Thäügkeit znüiesst; 
was jedoch insoi'ern miss verständlich ist, als jedem Einkommen irgendwie 
Arbeit mit zd Grunde liegt In diesem Sinne spricht man von einer Ren ten- 
Steuer und meint darunter in der Regel eine Steuer blos von Capital- 
zinseu oder von Einkünften aus den dinglichen Rechten an dem Eigentbnm 
Anderer, wie z. B. die DominicalertrSgnisse, die Einküni'le der Lehene- 
herren eto. Indessen unterscheidet man auch hier zwischen Zins und 
Ren te, je nachdem bei der Ueberlassung desCapitals die Rückzahlung des- - 
selben bedungen wird oder nicht; z. B. die Staatsschuldzinseu in Frank- 
reich und England sindiiiemach Rente. Wieder heisst die Rente eine An- 
nuität, wenn durch sie das Capital selbst in numerisch bestimmten Fri- 
sten mit den Zinsen zurückgezahlt, und sie heisst Leibrente, wenn sie aut 
die Lebenszeit einer oder mehrerer Personen beschränkt wird. 

Im engsten und strengsten wissenschaftlichen Sinne versteht man unter 
Rente ein reines Einkommen, welches mit einem Selteiiheits-Verliältniss 
irgend einer Art, es betretTe Personen oder Sachen, zusammenhängt und 
davon wesentlich bedingt wird. So hängt die Grundrente mit der relativen 
udcT absoluten Begränztlieit der Bodenfläche zusammen. Sd kann eine set 
tene übei^ewlilinliche Geschicklichkeit oder Befähigung dem Arbeiter im 
IiOhn.auch noch eine Rente abwerfen. lu diesem strengen Sinn ist oben auch 
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Die Untemehmer-Bente stammt überhaupt aus einer Selten- 
heit her, es sei von den zur Unternehmung erforderlichen beson- 
deren Arbeitsfähigkeiten oder von Capitalsformen bestimmter Art, 
oder vom grossen Umfange der Capitalien, wie sie zur billigsten 
Production in einem Zweige mehr und mehr nöthig werden und sich 
nicht leieht finden, oder von der verschiedenen Fähigkeit alle die 
Kräfte zum produetiven Zusammenwirken zu vereinigen. An sich 
oftenbar schon ist sie fast ebenso wie die Bodenrente, ein sehr 
geeigneter Gegenstand der Besteuerung, weil sie, sofern sie auf 
keinem Monopol beruht gerade so wenig, wie jede andere wirk- 
liche Rente, als die Ursache einer Erhöhung der Preise der Pro- 
ducte, aus denen sie gezogen wird, betrachtet werden darf, die 
Steuer darauf mithin auch niemals die Production unmittelbar ver- 
tbeuern oder beeinträchtigen kann. Eine Unternehmer-Rente kann 
sich zwar ebenso wie die Bodenrente und jede andere, nur da bil- 
■den, wo der Preis der betreffenden Producte sich über deren 
Kostensatze (mit Einschluss der Capitalzinsen etc.) behauptet; allein 
iJiese Preishöhe ist so wenig die Folge der Unternehmer-Rente, wie 
die jeder anderen wirklichen Rente, sondern beruht eben auf dem 
objectiven Seltenheitsverhhitniss gewisser Productionsfactoren, hier 
des Unternehmers, bei der Bodenrente des. Grundeigenthümers. 
Die Seltenheit bedingt die FreishShe, diese die Rente, nicht um- 
gekehrt die Rente den Preis. Die Besteuerung der Rente lindert 
daher an jenem Verhältniss nichts, ja eher wirkt sie noch auf wohl- 
feilere Preise hin. Die Unternehmer-Rente nämlich, ausser sie 
beruhe auf einem gesetzlichen oder natürlichen Monopol, tritt kei - 
neswegs immer erst bei steigenden Productenpreisen ein ; häufig 
wird sie vielmehr von sinkenden Preisen begleitet und dann selbst 
dadurch gehalten, dass die Unternehmer sieb genöthiget sehen, 
auf alle Mittet zur Verwohlfeilung, Verbesserung und Ausdehnung 
der Production zu sinnen. Indem alle gleichartigen Unternehmer 



die Dntemehmer- Rente HufzufaMen and vom allgemeinen tlnternehm 
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so zu ähnlichen Anstrengungen gespornt werden, führt das dadurch 
vermehrte Anbot naturgemSss ein Sinken der Preise herbei. Eine- 
ähnliche spornende Wirkung kann auch die angemessene Besteue- 
mng der Untemehmerrente äussern. 

Enthslt die Unternehmer-Rente obendrein noch einen Mono- 
polgewinn, so tritt ein neues Motiv hinzu, das sie ftlr die Besteue- 
rung nur um so geeigneter macht. Wenn eine beschränkte Con- 
currenz in einem Geschäftszweig Mos etwa auf einer noch seltenen 
persönlichen Befähigung beruht, so wird die hohe Unternehmer- 
Rente bald auf die Ausbildung gleichet Fähigkeiten , und die in 
Folge davon vermehrte Concurrenz auf Freisermässigung hinvsirken. 
Dort aber, wo' eine hinreichende Concurrenz gleichartiger Unter- 
nehmungen, es sei durch eine ausschllessende Berechtigung, es sei 
durch eine Art natürlichen itlonopols, verhindert ist, vie z. B. bei 
Eisenbahnen, wo also die Beschränkung derConcurrenz sich ledig- 
lich auf die eigenthümliche Gestaltung der äusseren Verhältnisse 
stützt, da wird eine solche Beschränkung die Productc oder Lei- 
stungen allerdings nachhaltig vertheuem können , und zwar um 
den ganzen Monopolgewinn, welcher zu der Unternehmer-Rente 
noch hinzutritt. Dass ein solcher Monopolgewinn, fliesst er nicht 
ohnebin schon als fisealischer in die Staatscassen, sich zur Besteue- 
rung ohne jeden Nachtheil für die Production sehr eignet, ist selbst- 
verständlich , da die Steuer blos den Monopolgewinn schmälert,, 
nicht aber die Production vertheuert. 

Der letztere Fall tritt, -von Staatsmonopolien abgesehen, heu- 
tigen Tages wohl nur bei privilegirten Actiengcsellschaften eia^ 
in welcher Form mehr und mehr alle grosse Unternehmungen in's 
Leben gerufen werden. Es war daher an sich ein richtiger Ge- 
danke der preussischen Steuergesetzgebung, die Gewerbesteuer 
von den Actiengesellachaften mittelst einer Speclaisteuer in Pro- 
ccnten des Reinertrags zu erheben, zwar massig an sich ge- 
halten (37„ des auf die Actioaäre entfallenden Reinertrags), jedoch 
höher als die |allgemeine Gewerbesteuer als solche getrofEen hätte. 
Nur hätte sie auf jene mit wirklichen Privilegien, die ei nen Mono- 
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polgewinn ermögUcheD, ausgestatteten Gesellschaften beschräakt 
bleiben, und nicht unterschiedslos auch auf solche ausgedehnt wer- 
den sollen, bei welchen die Concurrenz keiner BeschränkuQg unter- 
liegt, ja deren Privatconcurrenten wohl gar gewerbesteuerfrei 
waren. Jene Geaellschafien bilden im Wesentlichen die Eisen- 
bahnen, und diese unterliegen in Preussen noch fortwährend einer 
eben nicht ganz massigen Specialsteuer in Frocenten vom Rein- 
ertrage. Nochausanderen w.o. berührten Gründen empfiehlt , sich 
ftir manche Kategorien von Äctiengesellschaften die Gewerbesteuer 
in Form einer speciellen Percentualsteuer zu erheben. K^ir ist 
dann wohl zu beachten , ob und wie der Reinertrag dieser grossen 
Erwerbsgesellschaften im System noch überhaupt cnmulativ be- 
steuert werden soll, wie z. B. in Oesterreich derzeit durch dieEin- 
. kommensteuer. In, solchem Falle kann die Besteuerung bei ihnen 
fuglich in eine zusammengezogen und im entsprechenden M&ss ge- 
halten sein, -weil sonst doch nur eine doppelte gleichartige Bestene- 
rung desselben Objectes an der gleichen Quelle stattfände. — 

Im Aligempinen wird der reine Gewerbaertrag entweder auf 
Grund der Einbekenntnisse der Steuerpflichtigen , was hier selten 
oder nie zum Ziele führt, oder auf Grund der Einschäzung nach 
gewissen , Umfang und Ertrag des Gewerbes bestimmenden Ele- 
menten oder sonst kennzeichnenden Merkmalen verhältnissmSssig 
zu ermitteln gesucht. Auch hierbei erheben sich ausserordentliche 
Schwierigkeiten. Sachkunde muss sich mit Unbefangenheit verbin- 
den, um für jedes einzelne Gewerbe die rechten bestimmenden 
Elemente zu finden und diese wieder zur Berechnung des beiläu- 
figen Ertrags richtig zu benützen. Eine Hauptbedingung der Ver- 
hältnissmässigkeit wird immer darin bestehen , dass man die Ge- 
werbe in Gattungen entsprechend gliedert und zusammenfasse. 
Auch bildet die Gattung de,3 Gewerbes wirklich in fast allen Ge- 
setzgebungen eine wesentliche Besteuerungsgrundlage, die um so 
natürlicher sich darstellt, als unter den Gewerben überhaupt so- 
wohl ale wieder bei jeder Gattung derselben eine gewisse naturge- 
mässe Stufenfolge des verwendeten Capitals und des wahrscheinli- 
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chea Ertrags sich ergibt, die sich einerseits nach der Kostbarkeit 
des Products und nach dem Masse der nöthjgcn wissenschafl- 
lichea und IcUastlenEchen Vorbildung, anderseits nach der Zahl 
gleichartig beschäftigter Arbeiter, gleichartiger Maschinen, dem 
Tonnengehalt der Schüfe *) etc. richtet. Wie man auch einen Gc- 
werbesteuercataster anlege, immer werden [die Verhältnisse jeder' 
Gewerbegattung fUr sich genau zu erforschen und zu bestimmen 
sein, wie gross der Umfang ist, den ein Gewerbe in jeder Gattung 
zum mindesten haben muss , uiü unter gegebenen örtlichen Be- 
dingungen noch mit Erfolg betrieben zu werden. Daraus geht der 
Minimal - Steuerwerthanschlag hervor. Sodann ist auf den Betrag 
der Froductionskosteu gegenüber dem Gesammtertrage , auf das 
VerhSltniss, in welchem Unternehmergewinn und Capitalszlns in 
dem Ertrage stehen, auf Wiederersatz des Capitals etc. zu selten. 
Auf Grund der so ermittelten Minimal- und VerhSltnisssStze sind 
die Gewerbe jeder Gattung zu classificiren. Immer aber bleiben 
die Schwierigkeiten so gross, dass sich daraus leicht erklärt, warum 
man bei keiner Steuer zur Veranlagung so verschiedene Wege ein- 
geschlagen hat als bei der Gewerbesteuer **). Die Methoden sind 
zwar von verschiedenem Werthe, jede kann aber im bestimmten 
Fall ihren besonderen Vorzug haben. 

*) Auch Tonnengebilhr und Flaggengeld aind eine besondere rohe Form 
der Gewerbe -Ertrags besten erung. 

•*) H ock, p. 211 u. f. In Frankreich z. B. hat keine Steuer so viele 
AenderuDgen erfahren wie die Gewerbesteuer. Das Patentgesetz von 1791 
besteuerte die Gewerbe nach dem Miethzinae derLooaUtät — sehr einsei- 
tig — and zwar progressiv , nach der Höhe des Hiethiinses steigend ; später 
Würde eine fixe Steuer nach der Art der Gewerbe und dem Ortedes Be- 
triebs eingeführt; sodann wurden beide Grandlagen, das droit proportional 
nach der Miethe mit dem fixen Satie nach Art und Ort vereinigt, und end- 
lich noch ein dritter Factor, die rechnungsmfiaaigen Elemente des Gewerbe- 
umfangs, dazu genommen. Der franiöaische Oewerbsteuer-Tacif unter- 
liegt alle 5 Jahre einer Revision, die Steuergrundlage, d. h. die Einschäsnng 
in den Tarif alljährlich. Was sich durch das Fehlen einer allgemeinen 
Einkommensteuer in Frankreich noch mehr erklärt. 
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Die Methode, wie siejetzt bei der österreichischca Etwcrbsteuer 
in^Uebung ist, -beateht ia einer durcligreifendcn Tarifiru'ng der 
Stauet nach gleicliertigen Gewerbsgruppen , nacli AbtUeilungen 
innerhalb jeder Gruppe je nach den Ortsverhältnissen, und nach 
Classen innerhalb jeder Gruppe und Abtheilung, so dass jeder 
Gewerbesteuerpflichtige in eine dieser Classen des Tarifs mit be- 
stimmten Satze je nach Umfang und Ertrag seines Geschäftes ein- 
geschäzt und eingereiht wird. Das dieser Methode zu Grunde lie- 
gende Princip steht zwar an sich nicht im Widerspruch, vielmehr 
durchaus im Einklang mit dem Wesen der Ertragsbesteuerung, wie 
solche hier aufgefasst wird. Allein ein ao complicirter Tarif mit 
seinen vielen Abtheilungen und Classen noch Gewerbsart, Orts- 
verhältnissen und Betriebsgrösse , der für alle Verhältnisse und 
£inzelnheiten schon passen soll, stösst bei der praktischen Durch- , 
führung, insbesondere bei der Einreihung in die Classen durch die 
Steuärbeamten , auf viele Bedenken und führt , wie die Erfahrung 
lehrt, zu kdnem genügenden Ergebniss. 

DIeClaaseneinächäzungwird sieb aucli von sonst vermeidlichen 
Unrichtigkeiten und selbst von Willküvliohkeiten nicht frei halten - 
lassen, ohne dass dafür in der Methode selbst ein genügendes Cor- 
rectiv bestände. Geschieht sie durch Steuerbeamte , so st«ht dem 
verschiedenen subjcciiven Ermessen etc. der freieste Spielraum 
offen. Geschieht sie durch die Steuerti-Sger selbst unter Assistenz 
und Controle eines Finanzbeamten, so haben sie sämmtlioh das 
gleiche Interesse sich so niedrig als möglich einzureihen; auch 
kann es jedem gleicbgiltig sein, ob sein Nachbar zu niedrig einge- 
schüzt ist, weil er deshalb doch nicht mehr zu entrichten hat. Also 
auch für die verhifltnissmässige Einschäzung fehlt jedes CorreclJv, 
das im Interesse der Steuerträger selbst läge. Das Resultat wird 
daher kaum je zutreffend oder gleichmSssig ausfallen, wedet- inner- 
halb eines Bezirkes, noch zwischen verschiedenen Bezirken. Die 
Methode würde dadurch nicht verbessert, sondern nur verwickel- 
ter wei-den, wenn man der Ciasseneinreibung einen bestimmten 
Proceritsatz des Erwerbes, z,B. 77o) zu Grunde legen wollte, theils 
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als allgemeiner Änbaltspunct behufs der Controle , theils auch zur 
■wirkliehen Fercentualeinschäzung der zweifelhaften oder jener 
grossem Erwerbsbeträge, welche über die TarirsaStze hinausgehen. 
Dies hiesse nur die EinkommeDsteuer in die Gewerbesteuer hinein- 
tragen., und zwei disparate Principien Terquicken. Die Yerhält- 
nissmüssigkeit würde auf diesem Wege noch viel weniger erreicht 
■werden, und während die SchuldTerhältnisse , wie schon oben ge- 
zeigt, bei der Percentual-Besteuerung berücksichtiget werden müs- 
sen, würde bei der blossen Classeneinreihnng diese BUcksicht nicht 
g6non)men. 80II die Gewerbesteuer zugleich Einkommensteuer 
sein , wie thatsächlich in England , dann muss ihre Veranlagung 
auch wie die jeder Einkommensteuer auf genauer Einschäzung des 
Einkommens nach festen und gleichmässigen Normen beruhen. 
Jede Verquickung von ungleichartigen Principien bildet keinen 
Fortschritt.' * 

Eine andere durch Einfachheit sich auszeichnende Methode - 
haben wir schon im Abschnitt über die directen Steuern in Prenssen 
kennen gelernt. Jede Stadt und jeder Steuerbezirk gehört in eine 
der vier Hauptsteuerclassen, die kleinen Orte und das flache Land 
iji die niedrigste. Für jede gleichartige Gewerbegruppe in jeder 
Hauptclasse besteht im Gesetze nur ein Mindestsatz und ein 
Mittelsatz an Gewerbesteuer, Die betreffenden Mittelsätze mul- 
tiplicirt mit je der Anzahl der Gewerbetreibenden in dem Bezirk 
g^bt die Gewerbesteuer-Quote dieses Bezirkes^ welche nun, in jeder 
Gewerbegruppe der entfallende Theil, durch die betreffenden 
Steuerträger selbst unter Festhaltung des gesetzlichen Mindestsatzes 
vertheilt wird. Diese Methode gestattet je nach den ümstiinden 
verschiedene Modilicationen; die Hauptsache bleibt die Selbstver- 
theilung der Beziritsquote und deren Bildung'auf Grund gleich- 
massiger Gewerbstenercapitale. 

In Baiem vereinigt man die Steuerbemessung nach den £<l^ 
menten des Betriebes — Nonnalanlagc — mit jener nach dem Um- 
fang und Ertrage — Betriebsanlüge, FUr jede Gewerbegruppe hat 
man sogenannte Nonnalsätze ; dazu werden Zuschlüge je nach d«n 
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Betriebs- und Geschäftsuiiifang etc. der einzelnen Gewerbetreiben- 
den geschlagen, auf Grund der EinschÄ'zungen von Commjssionen 
unter Assistenz des Bentbeamten, An einem genügenden Correctiv 
für die VerhältnissiliUssigkeit der EinschSzung , das im Interesse 
der Steuerträger selbst ISge , fehlt es hier. In Württemberg und 
Baden veranschlagt man getrennt den G^werbsertrag aus der per- 
sönlichen Arbeit nach Art , Ort und Zahl der Hil&arbeiter etc., 
und jenen aus dem im Geschäft werbenden wirklich erhobene^ 
Capital; was zu keinem richtigen Resultat führen kann, wenn 
es auch bei dem niedrigen Steuerfuss nicht gefühlt wird. Ueber- 
haupt m allen jenen Staaten ist die Gewerbesteuer an sich massig, 
und dabei nicht zu vergessen, dass sie meistens durch andere 
directe Steuern gleichsam eine Ergänzung findet, namentlich in 
Preussen durch die sehr einträgliche Classensteuer. 

Wie mir scheint, verdient unter der Voraussetzung, dasa die 
durch die Gewerbesteuer überhaupt aufzubringende Summe in vor- 
aus festgestellt, d. i. als Quoten -Steuer behandelt werde, vor der 
preussischen Methode noch den Vorzug eine vrirkliche Einschäzung 
des mittleren Gewerbe-Ertrags gleichfalls mit Mindest- and Mittel- 
siitzen durch die Steuerträger selbst. Bezirksweise werden filr jede 
Gewerbsgruppe so viele Classen als wesentliche Verschiedenheiten 
in ihr obwalten, durch Commissionen aufgestellt und für jede Classe 
einMindest- und ein Mittelsatzertrag ermittelt, natürlich im Einver- 
nehmen mit dem Finanzvertreter und mit dem beiderseitigen Rechte 
der Beclamation. Die Summe der Producte aus den Mittelerlrägen 
und der Gewerb ezähl allerClassen und Gruppen gibt den mittleren 
Gewerbeertrag des ganzen Bezirkes, und die Summe der Erträge 
aller Bezirke des Landes den mittleren Gewerbeerlrag des Landes 
und weiter den des Reiches. Aus dem Verhältniss des Betrages, der 
an Gewerbestfluer überhaupt aufzubringen ist , zu der Gesanimt- " 
summe des Gewerbeertrags ei^bt sich der durchschnittliche Pro- 
centsatz der Gewerbesteuer, nach welchem nun die Quote davon für 
jede Ortsgfemeinde sich bestimmt. Die Gemeinde selbst, in voller. 
Kenntniss aller Local Verhältnisse, mag schliesslich die individuelle 
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Vertheilung ihrer Quote nach bestem Wissen und Gewissen ohne 
Einmischung der Steuerbehörde vornehmen. Offenbar liegt es hierbei ■ 
im Interesse äer kleineren Gewerbetreibenden , dass die grösseren 
im ganzen Bezirke nicht zu gering eingesebäzt, die Mittebätze der 
■ höheren Classen abo nicht zu niedrig angesetzt werden , weil sich 
sonst ein entsprechend höherer Frocentsatz für sie in der Ortsge- 
meinde herausstellen würde ; denn bei der gleichen Steuersümme 
wird der Steuerfuas um so niedriger, je grösser das Steuercapital. 
Zugegeben aber, es walte dennoch überhaupt das Bestreben vor, 
die Sätze in jeder Classe herabzudrücken, so würde dies die Ycr- 
hültnissmässigkeit im Ganzen nicht stören, und auf diese könunt es 
zunScbst hei der Ertragsquotenstcuer an. Auch könnten die durch 
die Bczirkscommiasionen ermittelten mittleren Gfiwerbeertrb'ge der 
Bezirke durch Landescommissionen , die mittleren Erträge der 
LKnder durch eine. Central-Commission geprüft, controlirt, mitein- 
ander verglichen und ausgeglichen werden. 

Ob es nicht zweckmässig wSre, wenn auch das Gesetz für jede 
Gewerbs-Gruppe nach einigen Hauptabtheilungen bezüglich der 
reicheren örtlichenGewerbthStigkeit, feste MinimalsStze an Gewerbe- 
steuer vorschriebe, unter welche nicht herabgegangen werden dürfte, 
will ich nicht entscheiden. Mir will es so bedünken. Denn einmal 
Ih'ge in solchen' Minimalsteuersätzen doch ein Anhaltspunct der 
Controle, ein gewisses Correctiv gegen grosse Ungleichmassigkeit 
zwischen Bezirk und Bezirk. Sodann ist es nicht unpassend, na- 
mentlich bei Gewerbefreiheit, wenn Jeder der ein Gewerbe beginnt, 
weiss, dass er verpflichtet ist, jedenfalb sofort den betreffenden Min- 
destsatz an Giewerbesteuer zu entrichten. Ist man doch in nicht- 
deutschen Ländern mit voller Gewerbefreiheit so weit, gegangen, 
gmndsützlicb sehr grosse Verschiedenheiten oder Abstufungen in 
der Gewerbesteuer bei gleichartigen Gewerben auszuschUessen, 
um dadurch Unternehmer mit zu schwachem Capital von voreiligen 
Geschäflseröffnnngen abzuhalten, und anderseits eine grössets ge-: 
werbliche Concentration zu befördern. Ich erinnere hier auch an 
die belgischen und englischen Licences, d. h. meistens jährlich ein- 
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zultisende CoDceasionsschcine, und ihren oft ausgesprochenen Ne- 
benzweck auf die Concentrirung gewisser Consumtionsgcwcrbe, wie 
Brauereien, tiinzuwirken; was schon zur finanziellen Controle 
wiinsjhenswerth ist. In England z. B. muss jeder Besitzer einer 
Brennerei jtihi'lich ^inen Concessions-Schein läsen, der gleich viel, 
näDilich 70 Thaler jährlich, für den kleinsten Betrieb wie für den 
grössten kostet 

Mit der comoiissionellen Einschäzung des mittleren Gewerbe- 
ertrages behufs Veranlagung der Gewerbesteuer würde noch der ■ 
nicht unwichtige NebenTortheil erreicht, das» man zugleich einen 
Gewerbertrags-Cataster erlangte,' welcher auch für die richtige Ein- 
schäzung ziir Einkommenbeateuerung ein fSrderlichea Hilfsmittel 
bilden würde. Man hätte dann einen Grundsteuer-, einen öebäude- 
steuer- und einen Gewerbssteuer-Cataster im Wesentlichen auf dei- 
gleichen Grundlage errichtet, uqd in dieser Vollständigkeit der ca~ 
tastrirten Ertragsbestcuerung würden sich sicher auch für die Con- 
trole der Einschäzungen zur Einkommensteuer schon sehr schätzbare 
Änhaltspuncte darbieten. . 

Ich verkenne nicht, die hier betonte Methode lässtwcnigstens 
bezüglich der Verhältnissmässigkeit der eingeschäzttjn Gewerbser- 
träge zwischen den einzelnen Bezirken, selbst wenn dieselben einer 
genauen vergleichenden Prüfung durch die Obercommissioncn un- 
terlägen, zu wünschen übrig. Allein gibt es hieftir überhaupt eine 
vollkommene? Auf durchaus individuelle Einschäzung des reinen 
Gewerbeertragea kann man doch nicht einrathen. Sie würde hier, 
geiade mit Rücksicht auf die kleineren Unternehmungen, so wenig 
eine individuelle uls eine bezirksweise Verhältnissmässigkeit ver- 
bürgen. DiekleinenGewerbtreibenden, wie die kleinen LandwirChe, 
sind bei Mangel genauer Buchführung selbst gewöhnlich in Unkennt- 
nisB dessen, was sie wirklich in Geld und an Kutzniessungen er- 
werben, und hier bürden mehr oder minder unbewüsste Selbsttäu- 
schungen und Unrichtigkeiten vorwalten. In dieser Hinsicht liegt 
das VerbältnissSmr bei dkm reinen Capitalisten oder Zinsgläubiger 
günstiger, der immer .den Capitalbetrag und die ausbedungenen 
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Zinsen leicht berechnen kann, undfiir den Zioseinna^me und Rein- 
eiakommen in der ßegel zusammenfallen. ÄllMn bei der Gewerbe- 
steuer bandelt es sich, dieselbe richtig aufgefassl, auch gar nicht 
um genaue Ermittlung dee persönlichen reinen Einkommens, son- 
dern nur um den mittleren Geschäfts- oder Gewerbaertrag ohne 
Berücksichtigung dea Schuldenslandes, und vom Gewerbsertrage 
als solchen hat Jedermann eher eine richtige Vorstellung. Zudem 
ruht die Ermittlung des Mindest- und des Mittelsatzes in den Hän- 
den der einsichtsvolleren Mitglieder jeder Gruppe, die eben zu den 
Schäzungs-Commissionen heranzuziehen sind, und denen man in 
dieser Hinsicht schon die nöthige Umsicht zutrauen kann. Endlich 
ist zum Theil wohl auch darauf zu rechnen, dass etwaige Un- 
gleichmässigkeiten in der eincfiClasse zwischen Bezirk und Bezirk 
sich durch entgegengesetzte Differenzen in anderen Classen imGe- 
sammtergebnisa wieder ausgleichen, und hierauf kömmt eszunächet 
, an, da die individuelle Yertheilung der Quoten Gemeindesache 
bleiben soll. 

Schliesslich entsteht noch die Frage: wie die Äctiengesell- 
Schäften bezüglich der Gewerbesteuer bei jener Veranlagungs- und 
Vertbeitungs weise zu behandeln warei>? In der Sache selbst liegt 
kein Grund, sie, sofern sie blos ein freies Gewerbe betreiben, 
ausnahmsweise zu behandeln. Anders stellt es sich bei den mit be- 
sonderen Privilegien ausgestatteten oder solchen, die mehreren Ge- 
meinden, Bezirken, ja oft Ländern angehören: So genau sich deren 
Gesammtcrträgniss herausstellt, so schwierig dürfte die vcrbältniss- 
mässige Eim:eihung desselben in die verschiedenen Bezirke und 
Gemeinden sein. Diese Schwierigkeit aber überwunden, würde die 
individuelle Vertheilung der Gemeindequote zu neuen Inconve- 
nienzen und Streitigkeiten Anlass bieten, und sicher selir häuüg 
das Besti'eben der Gemeinden, denen die Zutbeilung obliegt, eich 
geltend machen, die Gesellschaft zu Gunsten ihrer Mitglieder zu 
überbürden. Ein gesetzlicher Maximalsatz böte keinen fassenden 
Schutz dagegen; er könnte, am solchen zu gewähren, wieder 
nicht hoch genug gegriffen sein., um für alle Fälle auszu- 
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-reicben. Mao detike namentlich an •Eisenbaho-, an DampfechifF- 
fshrts-, selbst an umfasse^tlle Creditgesellschaften, deren Wirkungrf- 
kreis sich oft über mehrere Lander erstreckt. Solche Erwerbsgesell- 
«chaften würden füglich in die Gewerbeertragslisten der Gemeinden 
und Bezirke gar nicht einbezogen und an Stelle der Gewerbesteuer 
mit einer Specislsteuer getroffen. Dasa hiefür noch andere Gründe 
sprechen, wird sich im folgenden Abschnitt zeigen. — 

Durch die Gewerbesteuer wird jedoch die Ertrags- oder hier 
■ .zunächst dieErwerbsbesteuerungnoch nicht Vollatändigdurchgeriihrt. 
Ihr unterliegen nur die Inhaber gewerbsmässig betriebener Ge- 
schäfte, regelmässiger Ueber- und Unternehmungen. Daneben be- 
stehen noch die Trager anderer Ej:werb8- und Bezugsarten in bun- 
ter MannigMügkeit, insbesondere die Hilfe- und Mitarbeiter in 
Wirthschaften, die ihr persönliches Capital nicht selbstständig aus- 
beuten, sondern es gegen Entgelt im Dienste Anderer verwerthen, 
«der die sich zu persönlichen Dienstleistungen in dem häuslichen 
Aufwand Anderer verdingen ; ferner Einzelesistenzen oder Fami- 
lien und Haushaltungenj die auf besonderen Rentenbezügen, auf 
Einnahmen gemischter Natur, zum Theil mit auf gelegentlicher 
Thätigkeit und Speculation ohne wiiklichen Gewerbebetrieb beru- 
.hen. Aus früher (in den Abschnitten 6 zu 7) dargelegten Gründen 
würde es nicht zweckgemäss und gerechtfertiget sein, die Inhaber 
-Aolchcr Erwerbsarten und BezUge der Ertragsbesteuerung nicht zu 
unterziehen, wenn das steigende Staatsbedürfuiss auf Vollständigkeit 
und grössere Elasticität des Systems dringt. Sollen die Ertragssteuern 
in ihrer Ausbildung allen Erwerb und nicht blos den gewerbs- 
mässigen, alles Einkommen, es sei ursprünglich oder abgeleitet, in 
jeder Person directmit umfassen und dies nicht etwa blos derUeber- 
wälzung anheimstellen; so müssen auch alle für sich Erwerbenden in 
das Ertragssteuersystem dii'ect und persönlich einbezogen werden, 
und Jazu soll die elassificirte Personal- Erwerbsteuer dienen. 

Jemand, der vielleicht alle Fühigkeiten, Mittel und Eigen- 
schaften eines Unternehmers besitzt, derdieselben aber nur auf die 
Verwaltung des eigenen Vermögens anwendet, oder der sie an 
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andere vcrdingtund zu Gungten fremder Unternehmungen verwen- 
det, zielit aus seinen Leistungen immer ^en angemcsBcnen Ertrag 
(Löhn, Zins, Rente). Warum soll dieser Ertrag im System einer 
cntwicltettcn Ertragsbesteuerung unberuJirt bleiben, oder blo» 
etwa durch die Einkommenbesteuerung, wie jedes andere Einkom- 
men, in's Mitleid gezogen werden? Warum soU jener bevorzugt sein' 
vor dem Unternehmer, der, noch auf unterer Stufe, durchaus nur 
mit eigenen Mitteln und Arbeitskräften produzirend, in sdnem 
etwaigen Gewinn zwar eine kärgliche Entschädigung für die bei 
Verwendung seiner Productionskräfte gelaufene Gefahr empfängt, 
aber auch die entsprechende Steuer allein trägt? Arbeitet der Un- 
ternehmer mit fremden Productionskräfiten, so hat er den Ertrag mit 
deren Besitzern zu theilcn, er musa sie entsprechend ihrer Lei- 
stungsfähigkeiten entlohnen und entzinsen, und es ist nur billig, 
dass auch diese ihren Antheil an der Steuer direct tragen, ohne erst 
durch precKre Ueberwidzung dazu gebracht zu werden. Ja, bei 
Jen zahlreichsten, d. i. den kleinen Unternehmern in Handwerk 
und anderen Geschäften ist jener Untemchmergewinn im Grunde 
nichts als Lohn, weil die Fähigkeiten, deren sie zu der Unterneh- 
mung benöthigen, in der Regel nicht hSher stehen, als wie die der 
Lohnarbeiter selbst, und die sie dabei' auch ebenso gut vcrdiugen 
könnten. Es ist nicht abzusehen , warum die Einen eine Ertrags- 
stcuer entrichten sollen, die Anderen nicht. Gleiches gilt von deni 
Ausnutzungs- oder Miethpreis der in Kleinwirthsehaften verwen- 
deten Capitalien : sie haben noch den Charakter sehr allgemeiner 
Nutzbarkeit für die verschiedensten Zwecke, ihr Aliethpreis pfl^t 
deshalb auch den bei der eigenen Verwendung zu erzielenden Ge- 
winn vollständig zu erreichen, und ist daher ebenso steuerfähig 
wie dieser. Zudem ist der Untemehmergewinn noch Chancen, 
Verlusten ausgesetzt , die nicht versichert werden können, gegen 
die der Unternehmer mit aller Kraft rastlos ankämpfen muss, wäh- 
rend die Entlohnungen der Arbeiter und Bediensteten sowie der 
Capitalszins in voraus festgesetzt sind , oder nur Wcchselfalle lau- 
len, gegen welche doch wenigstens irgendeine Versicherung mög- 
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lieb ist Alles Gründe, um die Yermiether ihrer Capitals- und 
Arbeitskräfte in die Ertragabesteuerung einzubezieben. Ja, pris- 
cipiell stünde niclils im Wege, sie ganz der gleichen Erwerbsteuer 
etwa in einer besonderen Äbtlieilung zu unterziehen , denn in bei- 
den Fidlen schuf Arbeit in Verbindung mit Capitnl den Ertrag, 
nur in verschiedenem persönlichen Verhältniss zu einander. Indess 
praktische ZireckmSssigkeitsgrttnde machen dies nicht rathsam, 
da die Grundlage der Bemessung doch eine andere und um so 
einfaSbere sein kann , als die Löhne oder sonst fixe Bezüge be- 
stknmte, leicht ermittelbare Grössen sind, hierbei es also Niemand 
einfallen wird , die Steuer erst nach den Elementen des Ertrags 
bemessen zu wollen. Nur muss so viel thunlich jede Ungleichheit 
in der Besteuerung gleichartiger Betriebe und Erträge vermieden 
■werden, insbesondere dürfen jene bestimmten Bezöge nur classen- 
mässig , nicht mit einem bestimmten Procentsatze ^vie bei der 
Sinkommenstcuer, getroffen -werden: Aus diesem Gesichtspuncte 
und sodann wegen der grossen Verschiedenartigkeit der hier in 
Frage stehenden Steuerpflichtigen dürfte sich neben der Gewerbe- 
steuer eine in entsprechende Classen gereihte Personal-Erwerb- 
steuer empfohlen, und zwar mehr als etwa wieder besondere Lohn-, 
Renten- und Personalsteuem. 

Femer wolle man berücksichtigen, dass, je mehr ^e me- 
chanische Handarbeit durch die Maschine ersetzt wird, und je 
mehr Theilung und Concentration der Gewerbe und des Handels 
fortschreiten, desto mehr auch Arbeiter höherer Art um Lohn 
gesucht werden, dagegen die Zahl derjenigen Fähigkeiten, die 
sich nicht um angemessenen Lohn verdingen lassen, immer gerin- 
ger wird. Ebenso wächst erfahrungsmässig, bei dem allgemeinen 
Wechselrecht und der ganzen Gestaltung des Creditwesens, die 
Zahl der Privatrentner und Privatapeculanten , welche ihr Ver- 
mögen thunlichst verfügbar halten , um damit gelegentlich Dar- 
lehens- und andere G^esohSfte oder auch Speculaüonen zu machen, 
die gleichsam also für sich Banquiers und stille Geschäftaleute sind, 
ohne doch eine Firma zu fuhren und der Gewerbesteueit zu ver- 
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fallen. Die Ertragsbesteuening, hier auf gewerbsmässigen Betrieb 
besclUränkt, Triirde mithin eine verhältnissmässig immer kleinere 
Personenzabl treffen, und stets wachsende Einkommenzweige wür- 
den dabei frei ausgehen. Auch steckt vorzugsweise in den hßliereo 
Entlohnungen häufig eine eigene Lohn-Rente, d. h. ein Mehr über 
den sonst entsprechend^! Lohn , ein Mehr das sieb auf besondel« 
L^stun^fahigkeit, Geschicklichkeit, auf Charakter und Gemüths- 
art, auch auf Süssere Gründe der Seltenheit gründen kann. Wie 
wliren sonst wohl die grossen immer steigenden Gehalt# der 
Directoren von Acü^gesellschafUn zu erklären, wenn nicht durch 
eine solche Lohnrente? Diese aber, wie jede wirkliche Rent«, ist 
für Ertragsbesteuerung ganz besonders geeignet. 

Die nach Classen steigende Personal-Erwerbsteuer soll also 
die selbstständigen Erwerbe und Bezüge von allen Personen, 
welche der Gewerbesteuer (und als Landwirthe der Gnindsteaer) 
nicht unterliegen, insbesondere die aus persönlichen Arbeits- und 
Dienstleistungen auf den verschiedenen Prodüctdonsstadien , in das 
System der Ertragsbesteuerung mit einbeziehen. Somit dieses 
System vervollständigend, wird sie nicht nur an sich einei} erheb- 
lichen Beitrag zur Bedeckung des Staatserfordemisses liefern kön- 
nen, sondern es auch ermöglichen, dass schon eine massige Er- 
höhung des Steuerfusses in dem System für die Finanzen das 
gleiche Resultat er^bt, wie früher eine für die geringere Zahl 
Steuerträger viel höhere und weit empfindlichere. 

Die Personal -Erwerbsteuer würde für die bezeichneten Per- 
sonenkreisc ungefähr das sein , was die Classensteuer in Frous- 
sen ausnahmsloE für alle ErwerbsfShigen ist , die nicht über 
1000 Thaler Einkommen haben. Wegen der grossen Verschie- 
denheit der -tun ihr Betroffenen wtire hier eine gruppenweise Ein- 
reibung derselben nach Mindest- und Mittelsätzen , wie bei ^er 
Gewerbesteuer, ganz unthunlich. Sie wäre daher nach Classen 
umzulegen, und jeder 'Erwerbende, welcher nicht Gewerbesteuer 
zahlt, in eine Classe einzuschäzon. Der niedrigste Satz in der 
untersten Classe, der in Preassen schon fUr jeden Erwerbs- 
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fähigen über 16 Jahre y^ Thaler betrügt, sollte nicht unter 
Yj Gulden herabsinken*); der höchste Satz in der obersten Classe' 
etwa 5000 Gulden nicht übersteigen. 

Durch die Personal-Erwerbsteuer werden mithin alle 
Lohn • Arbeiter in die direete Besteuerung hereingezogen, nicht 
durch die Einkommensteuer, welcher nur persönliche Einkommen 
über einer gewissen Grösse unterliegen sollen. Mir scheint es 
zweckmässiger , die gewöhnlichen Löhne mehr fix und stätig in 
die Ertrags- , als mehr veränderlich in die Einkommenbesteuerung 
einzuflechten, wie, dies in Preussen der Fall ist, wo die ohnehin 
schon druckende Classensteuer z. B. die ganz gleichen Zuschläge 
erhält, wie die Einkommensteuer. Immerhin wird die grosse Zahl 
der Personalsteuerpflichtigen auch in den unteren Classen eine 
erkleckliche Summe aufbringen. 

Den Ertrag der Personal - Erwerbsteuer auf nur 5 Millionen 
Gulden, und den der Gewerbesteuer um 1 Million höber angenom- 
men, als gegenwärtig die Erwerbs- uudPersonalerwerbsstcuem ein- 
-bringen, was keine Schwierigkeit haben kann *•), ergäbe eine 
Steigerung der Erwerbssteuern überhaupt auf circa 17 V« Millionen 
statt gegenwärtig 11 Vi Millionen. 

Von den Erwerbssteuem auszuschliessen wären niir Geist- 
liche und Lehrer, dann Staatsbeamte, natürlich als solche, d. li. 
insofern sie keinen Kebenerwerb haben. Jene, um ihre Thäägkeit 

*) la Fraokreicli hoU die besandere, vou Jedermann za «Qtriehtende 
'Personalsteuer (Qesetz vom 21. April 1833, das auf Beschlüssen der 
Kation al versammlang von 1791 beruht) dem Lohne für drei Arbeitstage 
entEprecheo , wechselt also mit diesem Lohne zwischen den Departemente, 
doch sinkt sie nie unter 50 Cent, und steigt nie höher als 1 Fr. 50 Cent, Sie 
gehört dort incoüsequenter Weise zu d^n aufzuth eilenden Qnotensteuern und 
ist mit der (ßepartiüons-] Wohnungssteuer vereinigt , wie in Preassen un- 
gefähr die ClasaensteueT mit der Einkommenstoaer. Es ist den Gemeinden 
gestattet , sie fUr die ärmeren Classen seihst zu zahlen und durch das Octroi 
hereinzubringen — eine sehr zweifelhafte Wohltbat für die Armen 1 — 

*•) S. die Vergleichung mit Pronssen im nennten Abschnitt. 

16* 
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zumal in den ärmeren Ländern nicht zu beeinträichtigeD, und weil 
äre äussere Lage ohnehin nicht mit der Wichtigkeit ihres Berufes 
stimmt; diese, weil der Staat nicht mit der einen Hand Gehalt 
geben, mit der anderen ihn theilweis und mit Kostenaufwand 
regelmässig wieder nehmen sollte. 

Von der allgemeinen Einkommensteuer dagegen, die ihrer 
Natur nach beweglicher ist und zum Theil ausBerordentlichen 
Opfern zu dienen hat, von denen Niemand sich ausschliessen tl&rf, 
soll kein Staatsangehöriger be&eit sein. 
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Die besonderen Rentensteuern und die allgemeine 
Einkommensteuer. ~ 

Die Ertragsbesteuerung gilt erst für vollständig, wenn zu den 
bisher genannten Steuern noch die von den Zinsen aus Darlehen, 
sowie von freien Renten, wie gewisse Geißle, Dominicalerträgnisse, 
Gölten etc., hinzukömmt. Diese Steuer, wenn nur nach einem ent- 
sprechend niedrigeren Steuerfuss bemessen, wird im Princip als be- 
sondere Ertragssteuer für ebenso gerechtfertigt gebalten, als die etwa 
vom reinen Ertrage des ßealbesitzthums. Denn zunächst die vielerlei 
Zinsen, welche aus Darlehen stammen, die weder im Realbesitz, 
noch in den Gewerben "Verwendung fanden, und ferner jene freien 
Renten werden von der Real- und Gewerbesteuer gar nicht berahrt, 
von der Personalsteuer vielleicht kaum gestreift. Aehnliches, wenn 
schon in minderem Grad , gilt von den Zinsen aus solchen Dar- 
lehen, welche im Realbesitz oder in der Industne productiv ver- 
wendet wurden, wenigstens in Bezug auf die Person des die Zin- 
sen beziehenden Gläubigers. Denn es ist gar nicht anzunehmen, 
daas richtig bemessene Gewerbe- und Realsteuem, welche zwar 
das in der Wirthschaft oder dem Geschäft productiv verwendete 
Capital mittretfen, im Fall dieses Capital geliehen oder passiv ist, auf 
die Capitalisten im entsprechenden Verhältniss zurückgewalzt wer- 
den, zumal die Gewerbesteuer immer nur das Minimum des Er- 
trags, die Grundsteuer vorwiegend die Bodenrente trifft, bei den 
Realsteuem überhaupt aber der Steuerpflichtige durch die zeit- 
weilige Steuerfreiheit ^r Neubrlicbe, Meliorationen, Neubauten, 
mindestens wahrend der Periode bis zur llevision der Cataster- 
Grundlagen, die Steuer für die zu jenen productiven Zwecken auf- 
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genommenen Capitalien in der Kegel nmordsirt oder doch amorti- 
siren soll. Rechtfertigt sich ako hiermit eine besondere mösaige 
Zins- oder Rentensteuer, so tritt diese doch, wie es sich uns schon 
■wiederholt aufdrang, naturgemäss in genaue Vcrbmdung mit dei- 
allgemeinen Einkommensteuer — in Oesterreich wurde sie bisher 
sogar in dieser einbegriffen — , so dasa sie richtig erst im Zusam- 
menhang mit der Einkommfcnsteuer zu erfassen ist. — 

Die Einkommensteuer verfolgt neben dem aUgemeinen im 
Wesentlichen drei besondere Zwecke, Sie soll die sonst in der 
Besteuerung bestehenden Unebenheiten ausgleichen^ die darin vor- 
handenen Lücken ausfüllen hellen ; sie soll den Veränderungen im 
Vermögen und Einkommen unmittelbar, also von Jahr zu Jahr 
folgen; sie soll die gesammten freien Steucrkräfie für ausser- 
ordentliche Fälle mit den verhältaissrnSsaig geringsten wirthschaft- 
lichen Störungen und in der gerechtesten Weise anspannen können. 
Jedem dieser Zwecke kann sie nur .dann genügen, wenn sie von 
Haus aus massig angelegt wird. Eine Einkommensteuer von bedeu- 
tender Höhe wird nur zu leicht neue Ungleichheiten herbeiführen, 
insbesondere bei den rasch wechselnden Einkommen empfindlich 
sein, und ist selbstverständlich weniger geeignet, sich für unge- 
wöhnliche Bedifrfhisse noch stärker anspannen zu lassen. 

Wemi in einem grossen Staate die indirectcn Abgaben die 
directcn bedeutend überwiegen, wie dies nächst England in Oester- 
reich am meisten der Fall ist, muss die Einkommensteuer auch die 
geringeren persönlichen Einkommen schonen, soll sie namentlich 
ihrem ausgleichenden Zweck entsprechen. Denn die weniger be- 
mittelten Steuerträger sind jedenfiJls von den indirccten Abgaben 
härter betroffen, als die reichen, und hier kann, da die Ertrags- 
steuem keine ßücksicht darauf nehmen, eine Ausgleichung nur 
darin gefunden werden, dass die geringeren persönlichen Einkom- 
men von dieser Steuer frei bleiben, für die grösseren dagegen eine 
Abstufiing im Pf ocentsatze stattfindet. 80 bestehen derzeit in Eng- 
land zwei Procentsätze der Einkommensteuer, während die minde- 
ren Einkommen unter 100 Pf. St. frei ausgehen. 
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Durch eine AuBScheiduDg der geringeren Einkommen werden 
zwar die meisten Arbeiter, kleinen Handwerker und kleinen Land- 
wirthe der Einkommenbesteucrung entzogen, nach Massg&be, als 
man dns befreite persönliche Einkommen mehr oder weniger weit 
ausdehnt. Und je schonender man das System in dieser Hinsicht, 
sowie überhaupt ursprünglich anlegt, desto mehr gewinnt es an 
Elasticität; denn nicht blos lässt sich die Steuer dann leichter vor- 
übergehend erhöhen, sondern auch über noch breitare Kreise von 
Steuerträgern erweitem. Als man in England zur Kriegszeit die 
Einkommensteuer höher anspannte, war auch das steuerpflichtige 
Einkonmien bis zu 50 Ff. St. abwärts ausgedehnt. 

Immerhin aber verbleiben als Objecte der Einkommensteuer 
alle grösseren Einkommen an Capitalzina und Bodenrente, an 
Unternehmungsgewinn und Bezügen für höhere persönliche Lei- 
stungen in der Hand des Einzehien, gleichviel, ob diese grösseren 
Beträgd sich aus einem Einkommenszweige oder aus verschiedenen 
in der einen Hand vereinigen. 

Die grosse prakfische Schwierigkeit der Einkommenbesteuerung 
liegt nun darin, diese Beträge stets und allenthalben richtigzu ermitteln 
und gleichmassig zu treffen. DieseScbwierigkeit erscheint Manchen so 
bedeutend, dass sie lieber ganz auf eine allgemeine Einkommensteuer 
verzichten und sich blos auf Ausbildung der Ertragsbesteuerung be-. 
schränken wollen. Sie hätten Recht, wenn es sich für uns um die Er- 
setzung aller anderen Steuern durch eine einzige Einkommensteuer 
handelte. Ganz anders stellt sich die'Sache, wenn diese wesentlich 
nur ausgleichend wirken, das Besteuerungswesen vervollständigen 
und dftmit zugleicli dessen Stabilität und Elasticität erhöhen soll. 

Man darf annehmen, dass mit der Höhe des Procentsatzes der 
Einkommensteuer auch jene praktischen Schwierigkeiten und vexa- 
torischcn Uebelstände der Ermittlung, die damit verknüpften Nacb- 
theile und Störungen, die demoralisirenden Verheimlichungen und 
Defraudationen wachsen. Und ebenso umgekehrt, dass sie mit der 
Höhe des Frocentsatzes abnehmen und allmälig verschwinden. 
Weshalb die allgemeine Einkommensteuer folgerichtig auch einen 
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relativ um' so böberon Ertrag liefern wird, je niedriger sie bemessen 
vnrd. Nicbt blos bezIigUcb derMAuth macben 2 X ^ nicbt immer 4, 
und der Finanzmann am wenigsten sollte sich hierüber sowie über 
den weiteren Satz, dass eine Steuer um so verhasster wird, je mehr 
sie durch vexatoriscbes Eindringen auf der einen nnd durch Pro- 
Tocirung von Umgebungen auf der anderen Seite den Redlichen 
benacbtbeiliget und das öffentliche RecbtegefUbl verletzt, einer 
Täuschung hingeben. Bei massigem Steuerfuss liat es auch wenig 
zu bedeuten, dass die Einkommensteuer jedes concrete reine Ein- 
kommen von bestünmter Grösse gleichmässig behandelt, welchen 
Ursprung es habe, oder in welchen persönlichen Beziehungen es 
stehe. Bei hohem Steuerfuss hingegen , wenn z. B. die Einkom- 
mensteuer in englischer Weise nur sozusagen die einzige directe 
Steuer bilden sollte , könnte nicbt unterschiedslos darüber hinge- 
gangen werden, ob das Einkommen wirkliche Rente, oder Capit&l- 
zinsen, oder Unternehmergewinn, oder Löhne, ob es fundirt oder 
unfundirt wäre. Der haie betrachtet wohl z. B. die Capitalzinsen 
als einen ganz eben so schicklichen Cregenstand directer Besteue- 
rung als die Beuten der Ländereien. Bilden sie doch gleich diesen 
ein reines Einkommen, das übrig bleibt, nachdem alle mit der An- 
legung eines Capitals verbundenen Unkosten imd Gefabren abge- 
rechnet worden sind. Würendaber die Grösse der Ländereien,Velche 
Jemand besitzt, aufs genaueste nachgewiesen werden kann, und die 
Kente davon, wo nicht constant doch der Eegel nach, eher wächst als ' 
abnimmt, ist der Capitallenbesitz fast inmier ein Geheimniss, über- 
dies immerwährenden Veränderungen unterworfen und daher selten 
mit Zuverlässigkeit ai^szumitteln. Zudem sind Grund und Boden 
niclit vom Platze wegzubringen; die meisten Capitalien sind es 
mehr oder minder Irächt. Der Eigentbümer beweglicher Capitalien 
i:5t in Beziehung auf dieselben ein Weltbürger; ein Land, wo er 
verdriesslichen Nachforschungen unterworfen wird, um zu einer 
drückenden Auflage gebogen zu werden, kann er verlassen, und 
seine Mittel einem andern Lande zufahren, wo er sich ungestörter 
bewegt. Mit den Capitalien aber entzieht er dem Lande zugleich 
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äae Hilfsquelle, die dessen Fleisa belebte, dessen Cultur ver- 
melirte, dessen tu-beiteade Hände beschäftigte. »£iiie Auflage,« 
sag:t Ä. Smith, uwelcbc die Geldcapitale aus dem Lande treibt, 
■wüi-de, so weit diese Wirkung sich erstreckt, die Quellen des 
Einkommens für den Staat sowohl als für die Einwohner aus- 
trocknen. Nicht blos der Theil jenes Einkommens, welcher in 
Capitalrcnten bestellt, sondern auch der, welcher aus der Land- 
rente und dem Arbeitslohne herrührt, würde dadurch vermindert 
werdea.« Daher pflegen die Finanzbehörden in Staaten, welche die 
Capitalzinsstcuer eingeführt haben , auch keine strengen Unter- 
suchungen über den Betiag dieser^Einkiinfte anzustellen, sondern 
sich mit einer muthmasslicben, daher mehr oder weniger willkür- 
lichen Schäzung derselben zu begnügen. Die äusserste Ungleich- 
heit und Unsiclierheit einer auf diese Weise vertbeilten Auflage 
kann nur duiv;b die äusserste Massigkeit derselben vergütet wer- 
den — wenn nämlich »Jeder sich so unter seinem Vermögensver- 
hältniss angesetzt findet, dass es ihn wenig kümmert, ob ibui 
etwas mehr zugemuthet wird, als seinem Nachbar.« 

Anderseits aber würden Natur und Zweck der Einkommen- 
steuer es nicht rechtfertigen, oder gestatten, wenn diese Scbazung 
dieRenten vom beweglichen Capital wegen dessen eigenthümlichcr 
Natur vor den übrigen Einkommenzweigen begünstigen oder gar 
frei' ausgehen lassen wollte. Vielmehr muss diese Rücksicht um- 
gekehrt gleiehfalls daraufhinwirken, dass die allgemeine Einkom- 
mensteuer überhaupt massig angesetzt werde , um wirthschaftUchc 
Störungen abzuhalten und sie relativ nur um so ausgiebiger zu 
mächen. Noch ein Grund der Billigkeit spricht hierfür. Die steuer- 
pflichtigen Einkommen sind mit mannigfaltigen und vei-scbicden- 
artigen Verpflichtungen verknüpft, die theils eben von der Er- 
werbsart, ibeils aber auch von der PersörJichkeit , sowie von der 
mehr oder minder zahlreichen Familie des Steuerträgers herrühren. 
Die Einkommenbestcuerung dai-f diese persönlichen Verhältnisse 
und Umstände nicht berücksichtigen und sich in weitschichtige 
Rücki'ecbnungen verlieren, soll sie nicht eben noch complicirter 
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und schwankender werden. Sie kann jedoch nur dann mit Be- 
ruhigung Umgang davon nehmen, wenn sie sehr massig gegrif- 
fen ist. — 

Die Ermittlung des steuerpflichtigen Einkoomiens beruht nun 
entweder auf der Selbstachäztmg d. i. dem Einbekenntniss der 
Steuerpflichtigen selbst, ^vie sie in Oesterreicli voi-waltet, oder 
auf der Eim^chäzung des Einkommens durch Staatsbeamte, oder 
durch beeidete Sachverständige (Geschwome) , wie in Preussen, 
oder es wird auch der eine und andere Weg zugleich eingeschla- 
gen. Zur Selbstangabe der Bezüge wenigstens aus Darlehens- 
zinsen ist man in Baiern, Sachsen, Hannover, Württemberg, 
Baden, Mecklenburg-Schwerin und anderen kleinen Staaten behufs 
der Zinsrentenbesteucrung verpflichtet. 

Die Selbsteinschäzung für sich allein führt freilich selten schon 
zum Ziele. Es liegt dies nicht immer blos im bösen Willen ; 
Manche können die Grösse ihres reinen Einkommens selbst nicht 
genau bestimmen. Der gedeihUche Fortgang 'der Geschäfte vieler 
Gewerbs- und Kauiieute beruht auf dem Credit, nicht selten auf 
einem übergrossen, ja selbst auf einer Täuschung ihrer Geschäfts- 
freund^, die sie oft nur in der Hoffnung unterhalten , sich aus den 
Verlegenheiten durcli verdoppelte Anstrengungen wieder heraus- 
zuziehen. Diese Steuerpflichtigen werden sich oft veranlasst sehen 
zvC Gunsten der Steuercasse ein grösseres Einkommen, als sie haben, 
cinzubekenneu — selbst auf die Gefahr hin ihre Verlegenheiten 
dadurch noch zu verschlimmern. Hingegen werden wieder Andere, 
und zwar oft gerade solche, deren Zahlungsfähigkeit ausser Zweifel 
steht, sich zu gering einschäzen, und dies schlimme Beispiel wird 
andere wieder zu derselben Unredlichkeit verleiten. So laufen, die 
Steuerträger Gefahr den Gesichtspunct der Wahrhaftigkeit mehr 
und mehr aus den Augen zu verlieren , und dagegen bildet der 
Eid ancrkanntermassen kein oder doch nur ein moralisch verwerf- 
liches Corrcctiv. 

Nicht minder bedenklich erscheint die Elnsohäzung des Ein- 
kommens lediglich durch Staatsbeamte. Ob sie nach weitläufigen 
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Imtructionen , oder nach eigenem besten Wissen und Gewissen' 
geschieht, sie> wird den fiacajischen Geist nicht verläugnen und- 
damit, selbst heim besten Willen der Beamten, noch die Willkür 
verbinden. Strenge PflicbterfBlKing oft bis zur Rücksichtslosigkeit 
ist ein wesentliches Erfordemiss dos Terwoltangsdienstes — um so 
schwieriger tut dea Beamten, die Milde mit den Forderungen des 
Dienstes und des geleisteten Eides in £inklang zu btingen. »Wür- 
den sich die Staatsbeamten die in's Einzelne gehende Schäzung 
oder Aufnahme des reinen Einkommens in seinen besonderen 
Zweigen zur Aufgabe machen, so würden sie den Charakter der 
allgemeinen Einkommensteuer verletzen , und diese würde die 
Natur eines Systems besonderer Einkommensteuern annehmen j so 
dass sie nur den Schein der Allgemeinlieit in diesem Sinne trüge. 
Blieben sie aber bei der Schäzung oder Aufiiahme des Einkommens 
im Allgemeinen, so würde dieselbe auch nur obenhin, also un- 
Tollkommcn, -geschehen und fast so mangelhaft sein, wie die 
anderen Metboden , aber dennoch mehr verletzen und drücken als 
diese." *) 

Denn endlich wird auchdie Schäzung des E]inkommens durch 
beeidete Sachverständige für sich allein nicht ganz zum Ziele füh- 
ren, zumal wenn man nicht vexatoijsoh zu Werke gehen will, 
und wenn' nicht das gegenseitige Interesse, das bei der reinen 
Frocentualsteuer aus dem Spiele bleibt, die Controle verschärft. 
Selbst ein Eindringen in alle Haus- und Geschäftsgeheimnisse bis 
zur Offenlegung der Bücher und Papiere ist nicht immer zuver- 
lässig und nur von theilweisen Erfolg, ruft aber immer Erbitterung 
hervor und greift nicht selten den Credit und den Gang des 
Geschäfts an. 

Man sucht daher wohl die eine Methode durch die andere 
.zweckmässig zu ergänzen, namentlich aber in den Grundlagen 
derErtragsstenern und in sonstigen statistischen Daten sichere 

•) Ed. Baumatart: „Zur Einkommensteuerfrage". Greifs- 
wald, 1850. 
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Anfaaltspuncte Zugewinnen. BieEinkommenstcucrvorschreibungen 
nähmen demnach ihren Ausgangspunct von den Selbsteinbekennt- 
nissen der SteuertrSger *). Diese Fassionen unterlägeo der Prüfung 
durch beeidete sachkundige Commis^ioneß. Allerdings sind selbst 
Nachbarn nicht immer im Stande gegenseitig ihr Einkommen rich- 
tig zu Bcbäzen und die gemachte Selbstangabe des Mitbürgers zu 
controliren. Immerhin aber wird diese Controle in vielen Fällen 
ein wirksames Correctiv. bilden. Die so corrigirten Register unter- 
liegen schliesslich der Prüfung der Staatsorgane, wonach die 
individuellen Vorschreibungen erfolgen, gegen welche dem ein- 
zelnen Steuerträger selbstverständlich da^ Becursrecht zusteht. 

Wie bei jeder Reichssteuer welche unmittelbar nach Procenten 
aufgelegt wird, soll auch bei der EL*nkommcnstcuci' die individuelle 
Umlage in der Hand der Finanz-Organe des Staates i-uhen. Dies 
schliesst jedoch nicht aus, setzt vielmehr voraus, dass die Grundlagen 
dafür, die Steuer-Register, zunächst durch Selbsteinschäzung ge- 
wonnen, imd durch eine mit Beiziehung von Standes- und Gewerbs- 
genossen zu bildende Jury bez. durch je nach Erforderniss zusam- 
menzusetzende FrüfuDgs-Commissionen, berichtiget und von Jahr 
zu Jahr feststellt werden. Den Behörden inus.s ein gehöriger 
Spielraum offen bleiben, um nach ilirer Kenntniss der Sachlage 



*)Die Beaützung eigener Declttrationeii zur Vermögen sermittlung ist 
übrigens eine alte deutsche Sitte — m alt, wie hier Vermögenssteuern 
überhaupt. Diese Steuern wurdeo im 15. und 16. Jahrhundert sogar oft 
»Eidsleueri , lEidscboas« (.Schoss hiea« eine Art vorübergehender Einkom- 
niensteuer) wegen der dabei erforderlichen eidlichen Angabe des Ver' 
mögensstandes genannt. Bekannt ist das seiner Zeit von Mschlavelli den 
Deutschen ges|iandete Lob der Ehrlichkeit und Gewissenhaftigkeit bei 
solchen Angaben — ein Lob, das wir heute vorzugsweise den Engländern 
zollen, aber auch in deutschen Gebieten noch nicht ganz nnverdient ist. 
Wenn in de» Hansestädten ein Schoss angesagt wurde , hatte der BOi^er 
den seinem Einkommen angemessenen Antbeil ungesehen in die Slaalscasse 
zu werfen, und nie soll die Gesammtsamme unter den Veranschlagungen 
zurückgeblieben sein.. 
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mit Benützung der ErtragsBteuer - Cataster an den so erhaltenen 
Eiqscliäzungen begründete Aenderungen Tarzunenmen *) ; wogegen 
den Betbeiligten der Recura mit tbunliclister Erleichterung und 
eventuell der Weg der Beaohwerde zustehen muss. Auf solche 
Weise wird man sich dem Ziele gleichmässiger Einschäznng, zu- 
mal bei niedrigem Steuerfiiss, mehr und mehr annähern. Der Eid 
bleibe bei der Selbsteinschäzong ausgeschlossen. Dagegen können 
strenge Geldstrafen auf wissentlich falsche Bekenntnisse (vieljähri- 
ger Knckersatz der defraudirten Steuer bei genauerer Keontniss- 
nahme der Hinterlassenschaft, Vermehrfachung der Erbsteuer 
z. B. in der Schweiz), wenn in Todesfällen oder bei anderen Gele- 
genheiten derlei falsche -Einbekenntnisse an den Tag kommen, 
unter Umständen vortheilhaft wirken. 

Mitunter sind an die Einkommensteuer- auch besondere poli- 
tische Rechte oder doch ein mit ihrem Betrage steigendes Mass 
derselben geknüpft, wie denn namentlich in Prenssen das active 
Wahlrecht zum Abgeordnetenhause mit der höheren Classe der 
■ Einkommensteuer intensiv steigt. Es kann bei regem piditischen 
Leben auf die Grösse der Einbekenntnisse einwirken, ist sonst aber 
bei dem Bestehen vieler anderer Steuern einseitig. 

■ Noch ein wichtiges Moment kann die verhsltnissmässige Ein- 
schSzung des steuerpflichtigen Einkommens wesentlich erleichtem. 
Wenn nämlich die Form der Einkommensteuer benützt wird, um 
auch das besondere Erforderniss der Länder (Provinzen) sowie 
der Bezii'ke und Gemeinden zum mehr oder minder grossen Theil 
aufzubringen. Ein je höherer Betrag von den Länder- undCommu- 

*) An verseil iedenen Mitteln der Vergleichiing und Controle wird es 
selten g&m fehlen. So sollten in Oeateireich auch die Drittelzuschläge zu den 
Bealsteuem, die jetzt an Eti'ile der Einkommensteuer erhoben werden, die- . 
ser einigermassen enisprechen. In Rheinland und Westphalen dient wiiklich 
der Ca tastral -Rein ertrag der Grundstücke als ein Anbaltspunct für die Ein- 
sch&aung der Grundbesitzer in die Einkommen Steuer; nur wird selbstver- 
ständlich dabei das Steigen der Grundrente und die etwa vorhandene Ver- 
schuldung, sowie Misaernlen etc. beracksichtiget. 
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nallasten nacli dem Massstabe der Einlommensteuer-Beg^ster um- 
gelegt wird, ein desto grösBerea Interesse werden auch die Länder 
und einzelnen Oemeinden an der lichtigen Einscliäzung des reinen 
Einkommens, eben an der Bichtigkeit jenes Massstabes haben und 
nelmiea. An und für > sieb kann gegen die massvoUe Anwendung 
der allgemeinen Einkommensteuer zur Bedeckung dieser besonde- 
ren Erfordernisse, zumal in den S^ten, kein ernster Einwand 
erhoben werden. Allerdings gilt dasselbe von den Ertragssteuern, 
insofern sie zweckmSesig angelegt sind, und zwai- umsomehr, als 
die unbeweglichen Objecte dieser Steuern (^rund- und Haus- 
besitz, Fabriken etc.) aus der wirthschaftlichen Verwendung der 
Zuschläge auch den Hauptvortheil ziehen. Wenn aber und so lange 
die ErtnigBsteuern sehr imgleichmässig vertheilt sind , wie dies in 
Oesterreich der Fall, bilden die jetzt üblichen Zuschläge zu densel- 
ben zwar ein sehr einfaches Mittel, um das Länder- und Gemein- 
den-Erfordembs zu decken, jedoch auch ein wenig gewissenhaf- 
tes, das um so ungerechter wirkt, als durch seine Anwendung die 
vorhandene Unverhältnissmässtgkeit in der Vertheilung der Steuer- 
last noch bedeutend verschlimmert und oA: zur alleremplindlichsten 
Höbe gesteigert wird. Zudem sind die Ertragssleuem wegen der 
grösseren Stabilität ihrer Grundlagen nicht geeignet, und auch 
nicht dazu bestimmt, den immer rascher vor sich gehenden Ver- 
änderungen im Vermögen und Eiokommen gleich zu folgen, sie 
lassen also diese Aendcrungen in der Besteuerung iur Landes- und 
Communalzwecke ganz unberilcksicbtiget, während denselben doch 
gerade für diese Zwecke durch die Einkommensteuer am leichtesten 
zu folgen wäic. Endlich kann sich aus einer zweckmässigen An- 
wendung der Einkommensteuer zur theilweisen Bedeckung des 
Orts- und Landesbediirfnisses auch für den Gwindbesitzer, zumal 
den grossen dort wo seine Gutseinreihung in den GemeindeverbMid 
ihn beschwert', mitunter eine wünschenswerthe Erleichterung ins- 
besondere rUcksichtlich der Communallasten ergeben. Soll aber 
die Einkoromensteucr mittelst Zuschläge auch für die besondem 
Landes- und Gemoindezwecke benUtet werden, so liegt bierin ein 
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neues MotiVj ihren Procentsatz für den Sta^t massig zu greifen, 
um eben für die besondere Landesbeateuerung nocli Spielraum zu 
lassen. 

Uebrigens kann die Verwendbarkeit der Einkommensteuer 
für besondere Landeszwecke nur von der allgemeinen Einkom- 
mensteuer gelten, welche jedes persönliche Einkommen von be- 
stimmter Grösse heranzieht, nicht aber von etwaigen besonderen 
Einkommensteuern. Sollten sich gewisse- Arten Einkünfte üner 
besonderen Procentual-Besteuening zugänglich erweisen, wie na- 
mentlich die fundirten Zinsen von Staats- und anderen Obligationen, 
die Dividenden von Acüengesellschaften, die Zinsen von grund- 
bücherlicb gesicherten Capitaldarlehen, so könnte doch, aus nahe- 
liegenden Gründen, solche zu Gunsten des einzelnen Landen zu 
verwenden kaum jemals zugestanden werden. — ' 

Die englische Einkommensteuer beruht zwar auf weit schär- 
feren Veranlagungsibrmen , als sie oben befürwortet wurden. 
Allein sie ninjmt überhaupt eine andere Stellung ein, erfüllt andere 
Zwecke, und sie kann dt^er für unsere Verhältnisse, die örtlichen 
wie die allgemeinen, nicht ohne weiteres massgebend sein, so ver- 
lockend auch ihre Ergebnisse sich darstellen. Schon unsere ganze 
Ertragsbest«uerung, wie sie besteht, widerstrebt der Herübemalime 
der englischen Form. Die einzige englische Einkommensteuer 
bildet gleichsam ein System von besonderen Einkommenstenern 
und vereinigt gewissermassen die Katar dei' Einkommen- mit der 
der Ertragssteuer in sich. Sie sucht alle unsere besonderen Scha- 
zungen in sich zusammenzufaaBen oder doch zu ersetzen. Sie nähert 
sich der Ertragsbesteuerung, indem sie das Volkseinkommen je 
nach der Art seiner Entstehung aus den Hauptwipthschaftezweigen 
aufiässt und tbeilt, in diesen einzelnen Wirihschafiszweigen dann 
überall den Beinertrag an der Quelle, in erster Hand, ohne Rück- 
sicht auf den letzten Epipfanger (oft also indirect) besteuert, und 
folgerichtig zur Ermittlung desselben auch verschiedene Methoden 
anwendet. Der Gntspächter bezahlt die Einkonmiensteu«- nicht 
nur von sünem Gewerbeverdienst, sondern ausserdem von dem 
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ganzen Pachtzins, welchen er entrichtet; an diesem aber bringt er 
sie dem Gruadherrn in Abzug. Der Grnmdeigenthüniei' hinwieder, , 
wenn sein Besitz Tcrachuldet ist, zieht die entsprechende Steuer 
von den Zinsen, ganz me jeder andere Schuldner, dem Gläubiger 
an den Schuldzinsen ab. Die Bank von England bebSlt bei der 
Zahlung von Zinsen der Staatsschuld, von Gehalten der Staats- 
beamten, von ihren eigenen Dividenden die Einkommensteuer 
zurück. Auch die Erwerbs-, die Eisenbahn-, Bankgeaellschaften 
etc. entrichten die Einkommensteuer in der Regel cumutativ vom 
^eeammten Reinertrage, so dass die zur Vertheüung kommenden 
Zinsen und Dividenden frei davon sind. Dagegen werden die so 
entrichteten Steuern an nicht einkommensteuerpäichtige Personep 
ziu'ückerstattet , was im Geiste zwar der Einkommensteuer liegt, 
doch Mühe genug macht. Auch sonst stehen zur gesonderten Ab- 
schäzung der Reinerträge zumTheil in Folge ganz eigenthümlicher 
englischer Verhältnisse sehr wirksame Mittel zu Gebote. Pächter 
bewirthschaften den grössten Theil aller Ländereien, jind auf ihren 
jährlichen Pachtzins vrird gewöhnlich einfach, fast ohne Abzug, 
die Einkommensteuer von der Landrente angesetzt; fiir nichtver- 
pachtete Ländereien ist die jährliche Rente um so leichter zu ermit- 
teln, als die Überall vorhandenen Pachtverträge anderer Grund- 
stücke derselben Lage und Art sicheret Anhaltspuncte geben. Bei 
der vorgeschrittenen Geldwirtbschaft werden auch Fabriken, Wohn- 
gebäude aur flachem Lande etc. häufig ,Termiethet, der jährliche 
Nutzungswerth jeder Realität ist dort eine geläufige Grösse — aus 
demselben G^tunde, aus dem auch in Deutschland in den grossen 
9tädt«n der Miethzms der Häuser leichter zu ermitteln ist, als auf 
dem Lande und in abgelegenen Landestheilen. Zudem besteht 
allenthalben schon eine Schäzung des Jahresertrages alles unbe- 
weglichen Eigenthuma für Localsteuern, welche als Grund- 
lage benutzt und mittelst vergleichender Revision für die Slaats- 
steuer vollkommen ver*endbar wird. — Für Einkommen aus 
Gewerbbetrieb und sonst Alles, was nicht aus Nutzung unbeweg- 
lichen Vermögens stammt oder nicht durch öffentliche Gassen geht, 
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sind Fassionen der Steuerpflichtigeii vorgeschrieben, w;elche die 
Grundlage für die Schäzungen der Einschäzungs - CommissioDen 
bilden. Und diese Commissionen finden gerade darin, dass die 
meisten Steuerpäichligen ihr wirkliches Einkommen erklären, so- 
wohl eine Erleichterung für die richtige Bemessnng der Steuer- 
pflichtigen gleicher Gewerbe, als auch einen wirksamen Sporn zur 
genauen Einschäzung der unredlich oder gar nicht Fahrenden, 
welche letztere gewöhnlich so lange jedes Jahr höher eingeschäzt 
werden, bis sie sich zur eigenen Erklärung verstehen, Ueberhaupt 
leisten Gemeinsinn und öffentliche Meinung bei der ganzen Ver- 
anlagung der Steuer wesentliche Dienste •). 

Unverkennbar hat dieses System seine relativen Vorzüge für 
England, aber es empfiehlt. sich nicht für unsere historisch gewor- 
denen Verhältnisse. Selbst in England würde seine Durchführung 
auf grosse Schwierigkeiten stossen, wenn «twa die Hälfte der ge- 
sammten britischen Staatseinkünfte auf diesem Wege aufgebracht 
werden sollte. Bei dem riesigen englischen Nationideinkommen bil- 
det die Einkommensteuer immer nur noch einen massigen Procent- 
satz desselben, ungeachtet die geringeren Einkommen ganz frei 
ausgehen. Je höher der Frocentsatz steigt, und je tiefer herab 
die Steuer greifen müsste, desto unsicherer und schwieriger würde 
ihre jährliche Veranlagung. Ueberhaupt unsere ganze Steuergesetz- 
gebung beruht auf einer andern geschichtlichen Basis, auf anderen 
Zuständen , verwickeiteren Besitz- und kleineren Erwerbsverhält- 
nissen. Ein Versuch , das englische System auf den Continent zu 
übertragen , wäre der Umsturz des bisherigen Steuersystems, und 
doch von sqhr zweifelhaftem Erfolge. Eine genaue Einschiizung 
des Reinertrags der einzelnen Wirthschaften , sowie der Einzeln- 
einkünfte wäre um so weniger ausführbar, als bei uns die Zahl der 
mittleren und kleinen Einkommen verhältnissmässig viel grösser 
ist als in England. Der auch, in England sehr unangenehm empfan- 

*) Vergl. Naase'fl Bemerkungen über daa preuasiaclie Sleuersystem. 
S. 60 u. 6t 

H0tken'i8lea«refonn. ^' 
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dene Uebeletand, der in der Kticketstättung der Steuer ^us Zinsen 
und Renten an solche liegt, die wegen der Kleinheit ihres Ein- 
kommens von weniger als IjOO Pfd. St. nicht steuerpflichtig sind, 
würde bei uns noch viel stSrker hervortreten. Zu welchen Unzu- 
kömmlichkeiten führt das System der indirecten Besteuerung der 
Zinsen von ausgeliehenen Capitalien,' wenn nicht bei der Einschl- 
zung des Einkommens der Schiddner die grösste Genauigkeit ob- 
waltet! Und wenn im Inland ausgeliehene Capitalien durch die 
hohe indirecte Besteuerung der Zinsen vollständig, die im Ausland 
oder in fremden Werthpapieren angelegten nur sehr unvollkommen 
zur Steuer herangezogen würden — läge darin nicht ein starkes 
Motiv für inländische Capitalisten ihr Vermögen auswärts anzu- 
legen, für ausländische Capitalisten dagegen sich zurückzuziehen? 
Denn die Bückerstattung der Steuer an die ausländischen Gläubi- 
ger des Staates und der Privaten wäre, wenn selbst billig, prak- 
tisch unthunücb. Eine solche Rückerstattung konnte zwar in Eng- 
land bei giltjgen Beweisen von 1803 — 1815 geschehon, gegen- 
wärtig aber findet auch dort keine derartige Berücksichtigung der 
auswärtigen Gläubiger mehr statt GJewiss würde man iaDecennien 
erst auf diesem für continentale Verhältnisse noch nicht erprobten 
Wege zu einer' nur einigermassen gleichmässigen Besteuerung ge- 
langen, d. h. einer solchen, weiche sich der individuellen Lei- 
ßtungsiahigkeit wirklich anpasst. . 

Kur auf umsichtige Entwicklung unsers eigenen Stenerwesens 
in seinem ganzen Zusammenhang und Verhältniss zu anderen linaD- 
ziellen und politischen Zwecken kann es ankommen . Unser Steuer- 
system aber beruht, mehr oder minder ausgesprochen, eben'aufder 
Unterscheidung zwischen der stabileren Ei-trags- und der beweg- 
licheren Ei nkonunenbesteuerung. Sich in den meisten Beziehungen, 
in Vorzügen und Nachtheilen ergänzend, stehen diese auf verschie- 
dener Grundlage, und jede muss streng ihrer eigenen Katur entspre- 
chend ausgebildet werden. Wählend die Ertragssteuem das Volks- 
einkommen, wie es an seiner einzelnen wirthschafUichen Quelle 
selbst in den vrichtigsten Verhältnissen zu Tage bricht, in den mitt- 
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leren Reinerträgen besteuern, trifft die darüber sieb gleicbmässig 
ausbreitende Einkommensteuer das freie Eiiikonunen in letzter 
Hand, wie es aus verschiedeneu Quellen in der Person seines Em- 
pfängers zusammenfliesst. Der reinen Ertrags-ßesteuerung fehlt 
iiir ihre EinscbSzungcn durchaus die Controle durch den Aufwand 
des Steuerpflichtigen und die allgemeine Kenntniss seiner VermB- 
genslage. Den vor allem rerhältniss massigen Reinertrag 
gleichartiger Objecte nach mittleren Durchschnittssätzen', nach 
Classen oder bloa nach typischen Merkmalen ermittelnd, Ifisöt sie 
den besonderen Einflus» einer günstigen Lage oder persönlicher 
Tüchtigkeit der Producenten bei der Grund- wde bei der Erwerbs- 
steuer ausser Beachtung, Gerade aber auf diese objecüven und 
subjectiven Verschiedenheiten kann die Einkommensteuer volle 
Rücksicht nehmen. Was in England — dort ohne Ineonvenienz 
— vereint, ist hier getrennt, und durch diese Trennung gewinnt 
das Steuerweaen in seinem Hauptelement an Stabilität, in seinem 
ausgleichenden Element an Bevreglichkeit, überhaupt aber an Ela- 
sticität. Ulis bei der gi-Össeren Anspannung der directen Besteue- 
rung und bei den gegebenen Verhältnissen, kann nur die gleich- 
zeitige Ausbildung öines vollständigen Systems besonderer Ertrags- 
steuern und, auf Grund desselben, der allgemeinen Einkommen- , 
Steuer zum Ziele führen. — 

Man spricht von einem System auch der Einkommenbesteue- 
rung in dem Sinn , dass neben der allgemeinen Einkommensteuer 
und im Zusammenbange damit noch besondere , der Form nach, 
nämlich mit jährlicher Percentual - Bemessung, mehr der Einkom- 
mensteuer, im Wesen aber den Ertragssteuern Angehörige beste- 
ben, die zwischen beiden eine eigenthümlicbe Stellung behaupten. 
Es liängt von den gegebenen Verhältnissen ab, ob Gründe da sind, 
schwer genug wiegend, um einzelne Einkommenszweige innerhalb 
des Systems so noch besonders zu treffen. Derlei Specialsteuem, 
die sich einer bestehenden allgemeinen Einkommensteuer gegen- 
über den besonderen Ertragssteuem anreihen, haben in verschie- 
dener Gestalt Eingang gefunden ; ihr Gegenstand sind bauptsäch- 

17* 
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lieh theils die Zinsen aus Darlehen und andere freie Renten, Ge- 
fölle, Giebigkeiten, euch Lotteriegewinnste, theils die Dividenden 
Toii Äctiengesellschaften. EU fragt sich nur: ob durch die besondere 
Besteuerung dieser Objecte entweder die Steuerzwecke überhaupt 
oder die der Einkomniensteaer insbesondere, die Vollständigkeit, 
die Spannkraft und Oleichmässigkeit des Systems gefördert werden. 
Zwar begreifen die Ertragssteuern — nur wie früher erörtert 
in sehr verschiedenem Mass — mit den anderen Elementen des 
Volkseinkommens auch schon die Nutzungen oder die Erträgnisse 
des in wirthschaftlichen Unt«rnehmungen und Geschäften werben- 
den Capilals *). AJlein einmal werden nicht alle zinstragenden 
Capitals -Dar] eben auch zu productiven, zu Erwerbszwecken ge- 
macht. Nur ein Theil der ausgeliehenen Capitalien beündet sich 
in den Händen von Grund- und Hausbesitzern und Gewerbetrei- 
benden und wird in denselben, wenigstens nebenbei, von denReal- 
und Erwerbsteuern getroffen. Ein anderer sehr ansehnlicher 
Theil ist dem Staat, den Städten und anderen Gemeinden, Corpo- 
rationen und sonst, z.B.zunichtproductivenZwecken, dargeliehen, 
und kann höchstens nur von einer Personal-Erwerbsteuer ober- 
^ächÜch berührt werden. Sodann fragt es sich noch in Bezug auf 
jenen Theil der wirklich in Unternehmer-Händen darlehensweise 
befindlichen Capitalien, ob denn durch die Real- und Erwerbs- 
steuern die darleihenden Capitalisten in der That indirect mitbe- 
steuert werden , oder bis zu welchem Belaufe sie die von ihren 
Schuldnern erhobene Steuer durch Steuci-uberwälzung tragen **). 
Namentücb von Erwerbs- Unternehmungen, welche grosser Capi- 
tale bedürfen und sich dieselben häufig mittelst Prioritäten ver- 
schaffen, ist kaum anzunehmen, dass die Besitzer ihrer Prioritäten 
blos durch die von der Unternehmung zu zahlende Gewerbs- 

*y leb halte mich hier an den strengen Begriff von Capital, Im weite- 
sten Sinne versteht man nnter Capital wohl auch jedes ,productive Ver- 
mögen, also aiffih Grundstücke und Arbeitskräfle; die Wissenschaft macht 
hiervon jedoch nur figürlich Gebrauch. 

*') Han vergleiche das im Eingang zu diesem Abschnitt pesagte. 



jcbyGoogle 



261 

(Ertrags-) Steuer , die stets niedrig bemessen sein muss, schon in- 
direct in's Mitleid gezogen werden. Allerdings wenn alle eigeneh 
Capitalsanlagen im Grund- und Hausbesitze, im Gewerbebetriebe 
direct mit besteuert sind, nur das einfache Ausleihen von Capital 
auf Zinsen nicht, wenigstens nicht direct in der Person des Gläu- 
bigers, wird die Neigung, auf diese Weise sein Vermögen anzu- 
wenden, mehr zunehmen, als die Lust zu eigenem Gewerbshetriebe 
— was an sich nicht gerade wünscbenswerth ist — somit allmälig 
ein grösseres Anbot von Darlehen entstehen, also der ^insfuss sin- 
ken zum Vortheil der Schuldner. Dies aber jedenfalls nur sehr all- 
mälig, weil eine Uebertragung von engagirtcn Capitalien aus einer 
Anwendungsart in die andere schwierig, oft ganz unthunlich ist, 
die verfügbaren Capitalien hinwieder dem Sinken des Zinsfusses ' 
durch Aufsuchen vortheilhaflerer Anlage im In- oder Auslände ent- 
gegenstreben. Grund genug, dass sich die Gesetzgebung vieler 
Staaten zur Einführung einer besonderen massigen Zins-Renten- 
steuer entschlossen hat, selbst auf die Gefahr hin, dass diese Steuer 
auf Erhöhung des Zinsfusses einwirke und dadurch nur wieder auf 
den verschuldeten itealbesitzer und Gewerbetreibenden ganz oder 
tbeilweis zurückfalle. Die letztere Gefahr ist in der That dort nicht 
gross, wo jede Capitalsanlage der Ertrags besteuern ng unterworfen 
ist, und wo die Zinsrentenateuer an sich zwar mHssig gegriffen, 
sonst aber durchgreifend ist, und sich selbst auf jene Zinsen aus- 
dehnt, welche Staatsangehörige von ihren auswärts stehenden Ca- 
pitalien beziehen *). 

Indess ist eine andere Frage, ob eine besondere Zinsrenten- 
eteuer sich auch dann noch empfielilt, wenn eine allgemeine Ein- 
kommensteuer besteht und ohnehin das persönliche Einkommen an 
Zinsrenten wie an anderen Einkünften trifft. Die obigen Gründe 
wären hier mindestens für alle Darlehenzinsen nicht mehr durch- 
schlagend genug, man müsste denn annehmen, dass überhaupt die 

"} Letzteres sollte dort, wo eine allgemeine Einkomnenateaer besteht, 
streng genommen nur von dieser gelten. ~ ' 
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CapitalziDsen durch die Ertragssteuenx relativ zu geringfügig ge- 
trofTen würden, und daher leicht noch eine Specialsteuer trügen ; 
vrae wenigsiens in Oesterreich nicht überall, z. B. bei derGebÜude- 
steuer, ja kaum im ganzen Durchschnitt der Fall sein dürfte, wena 
bisher in jener ßichtung namentlich die Erwerbssteuer auch viel 
zu wünschen übrig liess. Um sich hier daher i^r jene Specialsteuer 
auf alle oder gemase Arten von Zinsrenten zu entscheiden, müss- 
ten nocli andere Momente dafijr !n die Wagschale fallen. Und es 
fehlt daran mrklich nicht. 

Wenn das Wesen der allgemeinen Einkommensteuer darin 
liegt, alles freie reine Einkommen in letzter Hand noch für sich 
nach bestimmten Procenten zur Besteuerung heranzuziehen, so 
muss ihr Steuerfiiss ein massiger sein. Ohnehin wird durch die 
ausgebildete Ertragsbesteuerung das Volkseinkommen an derwii-th- 
schaftlichen Quelle wenigstens nach mittleren Ertragssätzen in der 
Hauptsache schon getroffen. Sodann ist die allgemeine Einkommen- 
steuer bei alljährlicher Veranlagung nicht über- oder abwülzbar, 
während die Hauptzweige der Ertragsbestcuerung auf längere Zeit 
hindurch unveräDderlichen Grundlagen besruhen, mithin hier eine 
theilweiseÄmortisationderSteuer oder sonstige Ausgleichung durch 
den Verkehr angenommen werden kann. Je massiger ferner der 
SteuerfuBs ist, um so weniger wird die nicht ganz vcrmeidliclie Un- 
gleichmässigkeit der Einschäzungen zur Einkommensteuer gefühlt, 
uiDsomehr der Sporn zu falschen Erklärungen und Umgehungen 
abgestumpft. Es wird daher zugleich eine richtigere und eine brei- 
tere Basis, gleichsam ein grösseres Steuercapilal für die Einkommen- 
steuer gewonnen , deren Procentsatz hinwieder bei gleichem Er- 
trage um so niederer sein kann. Zwar wird durch die grössere 
Vollständigkeit und Ausbildung der Ertragsbesteuerung auch der 
Nebenvortheil vermehrter Anhaltspuncte für die Einschäzungen 
zur Einkommensteuer erlangt, und vollständige in Evidenz erhal- 
tene Grund-, Haus- und Erwerbssteuer - Catnster werden ohne 
Zweifel in Oesterreich vde anderswo zur immer genaueren Veran- 
lagung der Einkommensteuer wesentliche Dienste leisten. Immer 
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aber -wird diese Veranlagung doch nur annähernd richtige Resul- 
tate liefern, wenn man nicht zu lästigen und gehässigen Inquisi- 
torien übergehen wiD. 

Diese Schwierigkeiten genauer 'Ermittlung finden sich nun 
bei einzelnen nicht unwichtigen Theilen des reinen Volkseintom- 
mens nicht vor, weil dieselben der. öffentlichen Controle sich nicht 
entziehen können, grösstentheils ursprünglich concentrirt sich vor- 
finden und gerade in dem AugenbU<;k, wo sie in die einzelne Hand 
übergehwi wollen, sich von der Steuer mit vollster Oenauigkeit 
erfassen lass^i. Namentlich gilt dies von den Beinerträgen gewerb- 
licher Actien-Untemehmungen> welche öffentlich Rechnung legen, 
von den Zinsen öffentlicher Schuldbriefe .und von Hypothekar- 
Darlehen, die in öffentlichen Büchern verzeichnet sind. Hier ist 
das reine Einkommen, das den Inhabern von Antheilscheinen und 
. Schuldbriefen zuäiessen soll, jedesmal notorisch, Oflfenbar also 
muss sich die Steuergesetzgebung aufgefordert fühlen, diese 
Zinsen und Dividenden da wo es thunlich ist, an der Quelle, d. h. 
im Ganzen zu besteuern, und zwar imi so mehr," als gerade diese 
Erträge, ^enn sie erst als Einkommen untfir die einzelnen letzten 
Empfanger vertheüt werden, meistens am alierschwersten zu er- 
mitteln sind, theilweise auch in einkommensteuerfreie Hände 
des In- und Auslandes fiiessen. — Gestattet aber das Gesetz , wie 
gegenwärtig in Oesterreich (nicht in Preussen), den letzten Em- 
pfängern der so versteuerten Zinsen und Dividenden, diese Beträge 
als schon von der Einkommensteuer getroffen von ihrem zu decla- 
rirenden Einkommen in Abzug zu bringen, so wird dadurch er- 
fahrungsgemSss Steuerumgehungen Vorschub geleistet*), insbeson- 
dere bei grossem Einkommen zum Nachtheile der kleineren. Von 
Rechtswegen müssten ja die kleineren persönlichen Einkommen, 
insofern sie gesetzlich der Einkonunensteuer nicht unterliegen 
sollen (das Einkommen der weniger bemittelten Classen auch 
schon durch die indirecten Abgaben von Salz, Bier, Fleisch, 



*) Ont«p' diesem Yorwand entrichten mitanter colosaale EiDkommen 
relativ winzige Beträge an Einkommensteuer. 
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CaflFee, Tabak etc. uarerliältiiissiiiäBsig betroffen wird), wenn die 
cumulativ versteuerten Staatsschuldzinsen, Dividenden ete, Bestand- 
theile der kläineren Einkommen bilden, die bezüglichen Kinkom- 
mensteuerbeträge folgerichtig zurückerstattet bekommen, wie dies 
wirklich in EngltCnd geschieht, und dort freilich grosse Verwick- 
lungen macht. Das österreichische Einkommensteuergesetz hat 
diese Schwierigkeit bisher blos ignorirt , und daher werden hier 
auch sonst nicht einkommensteuerpälchtige Personen, Waisen etc., 
welche eine Staataobligation oder eine Actie besitzen,' doch mittel- 
bar in die Einkommenbesteuerung hereingezogen, olne dass sie, 
wie die Vermögenden, die so besteuerten Coupons irgend sonst 
in Abzug zu bringen vermöchten. Insofern eine Coupons- 
steuer aber für sich unterschiedslos erhoben wird, hört sie auf eine 
besondere Einkommensteuer zu sein, und vrird zur Ertragssteuer. 
Als solche nimmt die Couponssteuer dann freilich den Charakter 
einer ^insreduction an, wenn das Darlehen vom Gläubiger 
unaufkündbar ist*}. 

Die österreichische Verordnung vom 28. April 1859 bestimmt 
ausdrücklich, daas der Abzug der Einkommensteuer von den 
Staatszinsen »ohne Rücksicht auf die Eigenschaß des Besitzers und 
Höhe des Zinsbetrages« zu bemessen sei, die Couponssteuer also 
das kleinste Einkommen aus Zinsen wie das grösste, den ausländi- 
schen Besitzer wie den ioläiidischen zu treffen habe. Dies steht im - 



*} Die CapJtalzinssteuer übernimmt der SchuldneT im eigenen Interesse 
oft freiwillig, und auph sonst überwallt der Gläubiger oft die Last. Diese 
Uebenr&lzbarkeit findet jedoch dann nich t statt, wenn das ausgeliehene 
Capital ein gar nicht oder erst ia langer Zeit oder nur vom Schuldner (z. B. 
dem Staat) kündbares ist. In dieser Rücksicht nennt daherHock (p. 102) 
eine Rentensteuer, welche die Interessen von Stoatgpapieren ohne bestimmte 
Rückiablungsfrist oder Staatarenten gleich hoch wie die Interessen von nur 
auf kurze Zeit ausgeliehenen Capi talien belegt, nicht ohne Grund ^ nngerecht", 
zumal die nicht xai Kündi^ng berechtigten Gläubiger nicht blos relativ 
mehr in den Zinsen, sonderu auch im Capital verkürzt werden. Gleiches 
gilt von den Interessen der Gesellschafts -Obligationen, welche dnrch eine 
Reihe von Jahren amorüsirt werden. 
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- WWerspinch mit der ira Einkommensteuergesetz vom 29, October 
1849 and dessen Nachträgen ausgesprochenen Steuerfreiheit eines 
gewissen Minimums an Einkommen; diese Befreiung, die bei allen 
drei Classen der Einkommensteuer statt hat, läuft bei der Classe IE 
(Grehalte etc.) bis zum Betrage von 600 fl. C. M., bei der Classe III 
(Einkommen aus Snseji ete.) bis 300 fl. C. M,; frei sind auch die 
Zinsen von Sparcassen -Einlagen. Es ist nicht einzusehen, wie so 
es der Gerechtigkeit oder dem Interesse des Staatscredits ent- 
sprechen sollte, 4^s der kleine Gläubiger de^ Staats factiseh un~ 
günstiger behandelt wird, als der einer Privatperson oder Andere, 
die steuerfreies Einkommen beziehen. Für die kleinen Rentner also 
bildet die Couponssteuer schon gegenwärtig eine reine Ertragssteuer. 
Alle die Inconseq'uenzen fallen weg , wird die Zinssteuer 
förmlich als besondere Ertragsstcuer in das System auf- 
genommen und von der Einkommensteuer losgelöst. Zwar'immer 
eine Art Zinsreduction für die vom Gläubiger schvrer oder gar nicht 
kündbaren Schufen, erhält sie als Ertragssteuer doch den Charak- 
ter grösserer Stabilität, ist im Procentsatz weniger Veränderungen 
unterworfen als die Einkommensteuer, und von Haus aus massig 
zu greifen. Deün der nachtheiltgste Umstand an der bisherigen 
Couponssteuer ist die Unbestimmtheit ihrer Höhe. Um sieh dieser 
Ungewissheit zu entziehen, schrauben die Capitalisten entweder 

' ihre Forderungen um so viel höher, oder wälzen vertragsmSssig 
die unbestimmte Steuerlast auf die Schuldner über. Der Staat muss 
beim Abschluss neuer Anleihen störende Versprechen machen, 
und Actiengesellschaften wird bei der Uebernahme von Prioritäts- 
ObligatJoncn die lästige Bedingung gestellt die Steuer selbst zu 
tragen, wie dies bereits bei mehreren Gelegenheiten geschehen. 
Di© Zinssteuer sollte die stabilste aller Steuern sein, denn dann 
kann der Capitaljst seine Rechnung machen ; auch der Staat würde 
bei neuen-Anlehen wenigstens nicht relativ höhere Zinsen zahlen 
müssen, als er in der Steuer zurückerhält. Eine gesetzliche Bc- 
stimtnung schon, die Zinssteuer solle nicht höher sein als -der 
niedrigste Procentsatz der allgemeinen Einkommensteuer, gab' eine 
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gewisse Gewähr, insofern bei vorwiegender Ertragsbeateuerung 
verständiger Weise die' aUgeräeine Einkoounensteuer nicht sehr 
Loch gehalten werden kann. 

Per Bedarf des Staats gestattet die gänzliche Aufhebung der 
einmal bestehenden Couponssteuer nit^t, und zwar um so weniger, 
je fester die Kegierung entschlossen ist, in Hinkunft das Schulden- 
machen einzuschränken. Der Entgang an Einnahmen würde grösser 
sein, als der eventuelle Gewinn an einer eher möglichen ßeduction 
des Zinsfusses. Auch würden die ursprünglich Verletzten durch 
den inzwischen erfolgten zahlreichen Besitzwechsel nicht ent- 
schädigt. Es genügt Ermässigung und thunlichste Fixirung der 
Zinssteucr neben der fortbestehenden allgemeinen Einkommen- 
steuer. Selbst die welche der unbedingten Aufhebung der Cou- 
ponssteuer als Ertragssteuer das Wort reden, und zwar im Inter- 
esse des Staatscredits, sind doch keinesw^e- der Meinung*), daas 
eine solche Aufhebung die Steuerfreiheit des aus Staaisschuld- 
zinsen fliessenden Einkommens der Inländer involvire, sie wollen 
die Aufhebung lediglich zu Gunsten der ausländischen Gläubiger, 
womit sich dann die zu Gunsten der kleinen Rentner verbände. 
Wenn aber die allgemeine Einkommensteuer selbstverständlich 
auch das Einkommen aus Zinsen, ganz so wie das aus andern 
Beuten mittrifft, kann der Staat die Zinssteuer als Ertragsstener 
ohne Einbusse um so eher bedeutend ermässigen. 

Aus den mancherlei Unzukömmlichkeiten scheint also der 
passende Ausweg ohne Einbusse für die Finanzen der zu sein, 
dass die Zinsrenten einer besonderen massigen Ertragssteuer unter- 
zogen werden, die neben der allgemeinen Einkommensteuer er- 
hoben, dann auch bei den Einschäzuiigeu in dieselbe nicht weiter 
berücksichtigt wird, mithin nicht mehr blos bei den Einkommen-' 
steuerpflichtigen in Abzug kommt. Dieser Specialsteuer, die nie- 
drig zu halten, unterläge natürlich der kleine wie der grosse Be- 
sitzer gleichmässig, ohhe dass der letztere, wie gesagt, bei seiner 
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Fassion zur allgemeinen Einkommensteuer seine freien Zmsrenten als 
sdiOD im Ganzen speciell besteuert, weiter in Abzug bringen dürfte. 
Wie die allgemeine Einkommensteuer alles freie Einkommen von 
gewisser Grösse als aolelies ohne Rücksicht auf die Real- und die 
Erwerbsteucm triffi, so soll dies auch ohne Rücksicht auf die 
Zinsrenten-Steuer geschehen. Diese tritt daher, wenngleich in Pro- 
centen erhoben, gegenüber der allgemeinen Einkommensteuer ganz 
in das Verhältniss und in die Reibe der Ertragssteuern. Auch ist 
selbstverständlich, dass die Zinsrentensteuer sich nicht auf die leicht 
zu controlirendeo Zinsen aus öffentlichen Schulden, Hypotheken etc. 
zu beschränken, sondern ausnahmslos auf alle Zinsen aus Darlehen 
auszudehnen hättä, da es nicht im Interesse des Staats liegen kann, 
. den Privatglaubiger vor dem Staatsgläubiger zu begünstigen. Nur 
dass die Form der Veranlagung uod die Controlmitt«l zur Siche- 
rung des richtigen Eingangs mehr Schwierigkeiten darbieten, da 
die hauptsächliche Grundlage der Ansätze zur Zinsrentensteuer 
bezüglich aller nic^t verbuchten Schuldzinsen überall nur die eige- 
nen Declarationen der Zinsgläubiger bilden können. Indess kennt 
Niemand sein Einkommen besser als der Zinsgläubiger die von 
seinen ausstehenden Schuldforderungen ausbedungenen Zinsen, so 
dass für unrichtige Fnssionen zur Zinerentensteuer fast nur die 
Möglichkeit bewusster Uebertretung übrig bleibt; wozu doch bei 
einer massigen Steuer um so weniger Versuchung vorhanden ist, 
als inuner noch die Prüfung durch eine Behörde bevorsteht, und 
dieser ein sicheres Controlmittel in der Vergleichung der Activ- 
schulden mit den Fassirschulden, welche bei der Einschäzung zur 
Einkommensteuer in Abzug gebracht werden wollen, zu Gebote 
steht — 

Mit solcher Lösung nun entfiele natürlich die ganze indirecte 
Einkommenbcstenerung. Biese ist bekanntlich selbst jn England 
mit vielen tJnzukönmilichkeiten verknüpft,* und wird auch inOester- 
reich, so weit sie besteht, von den Schuldnern, welche die Ein- 
kommensteuer TOD den Zinsen ihres Schuldcapitals für ihre Gläu- 
biger entrichten müssen, lästig empfunden. Damit entfielen zugleich 
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alle nur zu illusorischen Bestimmungen über wechselseitige Ab- 
züge der Steuern. Auch in den anderen deutschen Staaten vrird 
der Gläubiger nirgends indirect durch den Schuldner besteuert, 
der daher auch keinen Abzug an den Zinsen zu machen hat; viel- 
mehr entrichtet der Darleiher selbst für die erhaltenen Zinsen mei- 
stens seine besondere Steuer unter verschiedenen J^amen. Für 
Oesterreich aber würde der Unterschied zwischen Erti-ags-, und 
Ein kommen beste uerung nur um so reiner hervortreten. Während 
die Grund-, Gebäude-, Erwerbssteuern nach dem beiläufigen mJtl- 
lerea Reinerträge der Realität, gewerblichen Unternehmung elc. 
ganz ohne Rücksicht darauf umgelegt werden, ob der Eigcnthümer 
oder Unternehmer von seinen Einkünften mehr oder weniger an 
Schuldzinsen abzugeben hat ; ist hingegen liei den Einscliäzungen 
zur allgemeinen Einkommensteuer hierauf genau Rücksicht zu 
nehmen, die Schuldzinsen sind in Abzug zu bringen, worin sich 
zugleich dns ausgleichende Princip derselben offenbart. Und wäh- 
rend jetzt die Zinsenbeateuerung, ausser bei der Couponssteuer, 
den Schuldner trifft, der sich von dieser Last nur mittelst prekären 
Abzuges an den Zinsen befreien kann, wird dann der Gläubiger 
durch die Specialateuer ausnahmslos direct getroffen werden. 
Indem aber die Zinsrentensteuer ganz wie eine andere Ertrags- 
steuer der allgemeinen Einkommensteuer gegenüber bchandalt 
d. h. das Einkommen zu dieser ohne Rücksicht darauf eingeschäzt 
wird, muss sie selbstverständlich so niedrig als nur thunlicb ge- 
griffen werden, Sie sollte stets wenigstens um 1 Procent niedriger 
als der niedrigste Satz bei 'der allgemeinen Einkommensteuer 
bemessen sein. Eine feste gesetzliche Norm dieser Art würde zu- 
gleich, wie bemerkt, beruhigend auf die Staatsgläubiger, insbeson- 
dere die auswärtigen, als eine Gewähr für glimpfliche Behand- 
lung, mithin auf den Staatscredit günstig einwirken. 

Für eine solchfe Specialsteuer bezüglich der Zinsen (und eben- 
so der Dividiinden) von Werthpapieren , die an d^r Börse noOrt 
werden, spricht noch ein weiterer Umstand. Diese Effecten bilden 
nämlich ein sehr bec[uemes Verkebrsobject, ihr Preis oder ihr Curs 



ändert sich von Tag zu Tag, und die Gesetze der Preisbildung 
finden auf sie volle Anvsendung. Als Gegenstände des Verkehrs 
fallen sie ganz in die Kategorie jener verkäuflichen Wirthschafts- 
objecte, an welchen die reinen Ertragssteuem mit ihrer Wucht 
haften, und zwar'im eminenten Masse. Die Steuer auf das Erträg- 
niss solcher Werthpapiere wirkt ganz so — nur vielleicht noch 
rascher und genauer — auf deren Preis ein , wie etwa die Grund- 
und Gebäudesteuer auf den Preis eines Grundstückes oder eines 
Hauses. Eine bisher steuerfreie 5Vo Staatsschuldverschreibung 
dauernd mit 107o Steuer belegen, heisst ungefähr so viel als die 
S^/o auf 4'/,''/p Zinsen zurückltilR'en , und derßörsecurs wird da- 
her — caeteris paribus — annähernd auf den frühem Stand der 
sonst gleichartigen 4'/a'yo Obligation herabsinken. Liegt in dieser 
Vennögensminderung des Besitzers gewiss schon ein dringender 
Grund, mit solcher Besteuerung höchst vorsichtig uiiizugeben — 
angenommen, selbst, dass derStaat keines Credits weiter bedürfe — , 
so kann anderseits doch nicht verkannt weiden, dass, ist jene 
Steuer eingeführt, die neuen Käufer der Obligation eben in dem 
billigeren Preise derselben die Steuer auf die früheren Besitzer 
zurückwälzen , eben so wie bei einseitig stark erhöhter Grund- 
steuer diese Erhöhung durch Beaitzwechsel im minderen Preise 
auf den alten Eigenthümer übertragen werden kann. Wer also sein 
veriugliches Capital in solclien Papieren, die durch die Steuer eine 
Wertbverminderung erlitten haben, anlegt, würde sein Einkom- 
men davon, falls er dasselbe ab schon bei den Staatscassen ver- 
steuert in Abzug bringen kann, mittelbar der allgemeinen Ein- 
kommenbesteuerung entziehen *). Insbesondere jene, welche mit 
Weithpapieren Geschäfte treiben und speculiren , werden die Be- 



*) Beiläufig bemerkt ein weiterer Grund, dass die Ertrags- (Quellen-) 
Steuern die allgemeine BiDkommene teuer nimmer ganz ersetzen 
und überflüssig machen können. Eben keine Steuer besitzt die wichtige 
Eigenauhaft der (Jnüberwfilzbarkeit in so hohem Grade als die gleichm&Mig 
vom freien reinen Einkommen erhobene. Darum soll man auch über ihrer 
'Ausbildung mit Eifer wachen. 



jcbyGoogIc 



lastun^ derselben ungefähr gerade so m Rechnung ziehen, wie der 
Waareohändler etwa die ZSlle und Äu&ohläge. Alles Gründe, die 
Couponssteuer nicht anders denn als specielle Ertragssteuer gegen- 
üher der allgemeinen Einkommenatcuer zu behandeln, i. h. sie 
bei den Einschäzungen zu derselben vom Gesammteinkommen nur 
einfach in Abzug" zu bringen. 

Aehnliches ^It in Bezug auf die Dividenden von Actiengesell- 
schatiten, deren Antheilacheine und Obligationen sich im Ver- 
kehre befinden. Schon irühcr stellte sich uns als empfehlens- 
werth heraus, insbesondere den Reinertrag jener Actiengesell- 
schaftcn, welche nicht gerade ein freies Gewerbe betreiben, statt mit 
der Gewerbesteuer und an deren Stelle mit einer besonderen Per- 
centual -Ertragssteuer zu belegen. In Oest«rreic|i sprechen dafUr 
noch besondere Gründe. Bereits hat man sich hier an die ßnanziell 
ausgiebige cumulative Procentual-Besteuerung der Dividenden ge- 
wöhnt, und der Curswerth der Actien hat deren Einäuss bereits 
empfunden ; ihre Wiederb'eaeitigung wäre theilweis , sofern näm- 
lich die Procentualstouer die Gewerbesteuer überwöge, ein Ge- 
schenk für die letzten zufäUigen Inhaber der Actien. Sodann 
würde, wollte man sich darauf beschränken , hlos die Bezüge der 
einzelnen steuerpflichtigen Actionäre durch die allgemeine Ein- 
kommensteuer mit zu trelfen , ' der ausländische Actionär so gut 
me steucifrei ausgehen. Nur mit erheblicher finanzieller Einbusse 
könnte iiiithin auf die cumulative l'rocentual- Besteuerung der 
Dividenden .ganz verzichtet werden. 

Bei den reinen Erträgen von Äctiengesellschaften kömmt noch 
ein anderer Umstand in Betracht. Namentlich bei gewissen grossen 
concessionirten Unternehmungen , die gewöhnlich mit irgendeinem 
Privilegium verknüpft sind, steckt im Unternehmergewinn auch 
eine mehr oder minder hohe wirkijclie Rente, die mit irgend 
einem Selten heitsverhältniss zusammenhängt. Denn ich wieder- 
hole, tritt die Rente zwar am prägnantesten in Bezug auf Grund 
und Boden hervor, so zeigt sie sich doch auch bei allen nicht 
leicht vermehrbaren oder nur durch kostspieligere oder minder 
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ergiebige Surrogate zu ersetzenden Capitalien, sobald die Nachfrage 
den Begehr in gewissem Grad überschreitet. Die Seltenheit ist ge- 
wöhnlich keine absolute, sonderir nur eine relative, und die Rente 
erscheint ftir das wohlfeilere oder ergiebigere Productions-Element 
als die Düferenz zwischen seinem Ertrage und dem Ertrage des 
theueren oder minder ergiebigen Ersatzmittels. Auch die wachsende 
Capitalsbinwendung auf einen Untemehmungszweig vermindert 
nicht immer die Rente dabei, wie diese z. B. bei vereinzeinten Eisen- 
bahnen durch deren Vervollständigung und Zusammenschluss zu 
einem t^rmlicben Netze sogar sich erhöhen kann. In manchen 
Fallen aber lässt sieb die Zahl der Unternehmer einer bestimmten 
Art nicht beliebig vermfebren , und zwar rührt dies entweder von 
äusseren Gründen z. B. von positiven Vorscliriften des Gesetzes, 
oder von inneren Gründen her, dem Mangel an dazu geeigneten ' 
Personen und Capitalien. Die Gewerbefreiheit hat die positiven 
Vorschriften, welche die Vermehrung der Unternehmer bis zu 
ihrer natürlichen Zahl verhindern können, im Wesentlichen be- 
seitiget Wenn aber ein privilegüendes Gewerbegesetz Hand- 
werkern und Arbeitern kaum mehr die Gelegenheit eines Renten-^ 
bezuges sichert, s,o geschieht dies doch gerade bei jenen Aclien- 
gesellschi^teii , deren Concession mehr oder weniger ausgedehnte 
Privilegien enthält. Mit den gesetzlichen Priviiegicn derselben ver- 
einigt sich in der Regel das noch wichtigere natürliche Privilegium, 
dass dabei grosse Capitalien erforderlicli sind , welche sieb nicht 
leicht zu Concurrenz - Unternebmungen auftreiben lassen. Wenn 
solche Gesellschaften hohe Dividenden vertheilen , darf man an- 
nehmen, (iaas in denselben auch ein Monopol-Gewinn oder doch 
eine Seltenheitsrente stecke. Dies der Grund , warum die soge- 
nannten Super - Dividenden sich ganz wohl zu einer höheren Be- 
steuerung eignen, gerade so wie dies bei der Bodenrente und dem 
Hausgrundzins der Fall ist. Wirklich werden z. B. in Preussen 
die Dividenden der Eisenbahngesellscbaften durch eine Special- 
abgabe progressiv nach ihrer Fercentual-Höbe in die Besteue- 
rung einbezogen, und das Gesetz gestattet durchaus nicht, die 
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so im Ganzen besteuerten Dividenden bei der Einschäzung der 
Einzelnen zur Einkonamens teuer in Abzug zu bringen. 

Wie in Preussen, sind namentlich auch in England die Eisea- 
bahngesellschailen besonders und hoch belastet, und nicht blos 
durch die Staats- , sondern auch durch die Gemeinde - Steuern. In 
England entrich|;ßn die Eisenbahnen die allgemeine Einkommen- 
steuer vom Reinertrage , dann eine Abgabe von 5^^ des gesamm- 
len Passagiergeldes, ausserdem unterzieht man sie den Local- 
steuern nicht blos mit dem Miethswerth der Gebäude, als Amts- 
wohnung, Coraptoir, Waaren-, Wagen-, Wärterhaus etc., son- 
dern man schäzt auch den Bahnkörper selbst mit den Schienen in 
jedem Kiichspiel als iraprovement of land besonders hoch ein. Die 
acht grössten englischen Eisenbahnen zahlen im Durchschnitt etwa 
ein Fünftel ihrer Dividende (307o) an > Localsteuem ; die 
London- und Nordwest-Eisenbahn zahlt in sechs. Grafschaften, die 
sie durchschneidet, jährlich 768,000 Thaler Gold üommunal- 
steuern, die Brighton - Eisenbahn in 16 Kirchspielen jährlich 
60,000 Thaler Gold, d. i. 55 •/, Thaler jährlich von jedem Morgen 
Land, den sie wirklich inne hat *). Tritt uns hierin wieder 
die communale Grundlage des englischen Schazungswesens und 
die hohe Belastung der Immobilien - Nutzungswerthe entgegen, 
so scheint' doch die Anwendung jenes localen Steuerprincips auf 
die Eisenbahnen (ebenso auf die Oanäle etc.) weder an sich richtig 
noch auch nachahmungswerth zu sein.- Denn die Eisenbahn hat 
nur als Ganzes einen Nutawertt, und das ein Kirchspiel 
durchschneidende Fragment derselben hat ebenso wenig Verbin- 
dung mit dem Communalverband , als etwa ein durchlaufender 
Telegraphendraht oder ein vorüberfahrendes Schiff, Segler oder 
Dampfer, oder die durchfahrende Post. Die Steuerkraft der Eisen- 
hahn gehört demnach jedenfalls demStaat, nicht der Gemeinde. 
Ueberhaupt walten bei den Eisenbahnen und anderen öffentlichen 
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VerkehrsanstAltea EigentKümliclikeiten ob, die nit^ends noch 
rechte Geltung erlangt haben. 

Entscheidet man sich aber einmal dafür, die Reinerträge aller 
oder doch gewisser Kategorien von Actieogesellschaften , unab- 
hängig von der allgemeinen Einkommensteuer, mit einer besonderen 
Ertragssteuer !n Procenten zu treffen , so lässt es sich mithin wohl 
rechtfertigen, wenn die grSaaeren Dividenden concessionirter Actien- 
gesellschaften auch einem etwas höheren Steuerfuss unterzogen wer- 
den. Ich will damit jedoch einer so vielgliedrigen Abstufung, wie sie 
bei der preussischen Eisenbahn'abgabe von dem auf das Actieneapital 
entfallenden Reinertrag besteht, keineswegs das Wort reden. Viel- 
mehr scheint es zweckmässig den Reinertrag von Actiengesollschaf- 
ten bis zu dem Betrage, der einer 57o Verzinsung des Actien-Capitals 
entspricht, höchstens mit dem Procent der besonderen Zinsrenten- 
steuer, bei niedrigerem Dividenden - Betrage jedoch mit einem 
geringeren Procentsatze, die sogenannten Super-Dividenden (über 
5%) dagegen überhaupt nach einem blos um l*/« höheren Steuer- 
fiisse zu belegen. Die Analogie der Dividendenstener bis zu dem 
einer 5% Verzinsung des Actiencapitals entsprechenden Betrage 
mit der Zinsrentensteuer liegt nahe, indem die Besitzer der An- 
theilscheine , die. das Actieneapital repräsentiren, gewissermassen 
als die Gläubiger erscheinen, welche der als juridische Person 
aufgefassten Gesellschaft das Capital dargeliehen haben. Auch 
werden gegenwärtig durch die österreichische Einkommensteuer 
Zinsen und Dividenden im Wesentlichen gleichmässig getroffen. 

Selbstverständlich hKtten die Actdengesellschaften, welche mit 
ihrem ganzen auf die Acüen ent£idlenden Reinertrage schon der 
Dividendensteuer unterliegen, dagegen für ihre eigenen Zinsen- 
bezüge nicht auch noch die Zinsrentensteuer zu entrichten; dies 
gilt namentlich von Banken und Geldinstituten. Endlich wären 
natürlich die Actiengesellschaften als solche von anderen Schazun- 
gen und namentlich von der Gewerbesteuer ganz frei, weil an deren 
Stelle dem Wesen nach ja eben die Specialsteuer von den Dividen- 
den träte. — 
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Im Uebrigen hätten Gesetzgebung und Steuerbehörde Alles 
streng zu vermeiden, was die Capitalisten abwenden und ab- 
schrecken, oder was die AotJengesellschaften in der freien statuta- 
rischen Bewegung hemmen oder gar in der soliden Gebahrung be- 
irren könnte. Inabesondere wäre stets nur der wirkliche Bein- 
ertrag, welcher als Dividende zur Vertheüung an die Actionäre 
gelangt, der Specialsteuer zu unterziehen. Was die Gesellschaft 
als solche für Prioritäts- oder andere Darlehen an Zinsen auszu- 
zahlen bat, wäre niclit von ihr indirect, wie jetzt bei der ISn- 
kommensteuer , sondern von den GlSubigem mittelst der ^ns- 
rentensteuer direct zu versteuern ; was jedoch nicht ausschlösse, 
dass die Behörde diese Steuer bei der Auszahlung der Prioritäts- 
Zinsen zu erheben berechtiget würde, wie bei der Auszahlung 
der Staatszinsen die Couponssteuer in Abzug gebracht wird. Selbst- 
verständlich wüten ferner die sogenannten Abschreibungs - Quoten, 
d. h. der mittlere Ersatz fiir die wirklichen Abnutzungen des 
stehenden Capitals, als steuerfrei vom Ertrage abzuziehen, schon 
im Int^eresse solider Gebahrung, Ebenso die Reserve- und Assecu- 
ranzfonds gegen Verluste, welche dazu dienen, die Last von un- 
berechenbaren Unglücksfällen auf eine Reibe von Jahren zu ver- 
tbeilen und dadurch regelmässig zu machen. Wenn gleich in der 
Wirthachaftsperiode eines Jahres solche Verluste nicht eingetreten 
find, ist doch der ganze Jahres - UeberschuBs deshalb nicht schon 
Reingewinn ; ein entsprechender Theil davon muss zur Bedeckung 
des voraussichtlichen Verlustes einer späteren Periode abgegeben 
werden. Ohne diese Vorsicht laufen die Unternehmungen in un- 
günstigen Zeiten Gefahr. Aehnlichen Zwecken dienen die aus den' 
Erträgen gebildeten sogenannten Emeuerungsfonds, .insbesondere 
bei Eisenbahnen, die daher gleichfalls steuerfrei bleiben sollten. 
Ebenso meines Erucbtens aind auch die vom Reinertrag auf Amorti- 
sation des Actien -Capitals oder der Prioritäts-Anlehen verwendeten 
Quoten nicht zu besteuern : sie kommen , wenn sie schliesslich 
auch als Erspamiss das werbende Kationalcapital vermehren, doch 
nicht als Verdienst und Ueberschuss zur Vertheüung, sondern sie 
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erstatten entweder den Gläubi^m das Darlebenscapital zurück, 
oder Ersetzen den Actionären ihre Einlage , wenn das Object der 
Unternehmung, wie z. B. Eisenbahnen, nach Ablauf eines gewissen 
Zeitraumes in das Eigenthum des Staats übergeht. Aus einem ähn- 
lichen Grunde sollten Annuitäten und Leibrenten , weil sie neben 
den Zinsen das Capital mitenthalt^n und zurückzahlen, derCapital- 
theil in ihnen aber ausser den Bereich der Besteuerung fällt, nicht 
ganz wie reine Capitalszinsen in der Zinssteuer (auch nicht ganz 
wie andere reine Renten in der allgemeinen Einkommensteuer) 
betroffen werden. Stieng genommen wären sowohl bei der Zins- 
ertrags-, als bei der Einkommensteuer auch immer nur die dem 
üblichen Landeszinsfuss entsprechenden Interessen als Steuer- 
gi-undlage zu benutzen, indem der höhere Zinsfuss in der Regel 
blos eine Assecuranz des Capitab, der niedrigere oft eine Antici- 
palJon eines TheUes der Zinsen bedeutet*). Ueberhaupt ^at sich 
die Steuerverwaltung in allen diesen Fällen der liberalsten Auffas- 
sung zu befleissigen. Urbanität in diesem Sinne wird den Finanzen 
nur Früchte tragen. 

Durch die Aufnahme der Zinsrenten- und Dividendensteuer 
als besondere Ertragssteuern in das System wird noch äet nicht 
unwichüge Nebenvortheil gewonnen, dass die Veranlagung der 
allgemeinen Einkommensteuer hinwieder sich sehr erleichtert und 
vereinfacht findet. Denn beim Bestehen jener gewinnt diese nicht 
nur neue Hilfsmittel richtiger Veranlagung insbesondere 4urch 
den Zinssteuer-Cataster , sondern sie kann auch um so schonender 
gegen die kleineren persönlichen Einkommen und überhaupt im 

*') Diese Hlicksicht enttSUt freilich bei den öffenUiiiben Fonds- und 
Börse papieren, inäetn bei ihnen die bObere Aaeecuranz im tieferen Curse sich 
ausdrückt. Sonst wSre d&s Einkommen aas Capitalien nur nach dem übli- 
chen Zinsfasse xa berechnen, denn es müssen die Differenzen in der Zins; 
hSke „als Folge einer höheren Aaaecaraci fUr die Sicherheit des CafiitalB 
oder eines schon vorweg geoommeoen und Tersteuerten Gewinos, kuro als 
UmsUnde angesehen werden, die auf das eigentliche reine Einkommen aus 
dem Capilal keinen Eintlnss haben." Hock, p, 75. 

18' 
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Steueifuss um so mSssiger sein. Bereits oben aber wurde erörtert, 
dass allenthalben , auch in Grossbritannien nach den Klagen der 
dortigen Bachverstfindigaten Beamten, die Einschäzung des Ein- 
kommens der kleinen Gewerbtreibenden und Landwirtbe, der we- 
niger vermögenden Classen die meisten Schwierigkeiten macht, 
und dass überhaupt die Unzukömmlichkeiten der f]inschäzungen 
mit der Höhe des Steuerfusses wachsen. Mit dessen Ermässigung 
und dem Wegfall der Einsehüzungen von Einkommen unter einer 
gewissen Grösse , entfallen gerade die wichtigsten praktischen Be- 
denken gegen diese Steuerart , um so mehr als man zweifellos an- 
nehmen darf, dass nicht nur die Erfahrung immer genauere Con- 
trolmittel an die Hand geben, sondern auch die eigenen Angaben 
der Steuerpflichtigen an Zuverlässigkeit gewinneiji werden, je mas- 
siger die Abgabe und je länger die Bevölkerung sich daran ge- 
wöhnt *). 

Bas gesammte, in der Hand des Einzelnen zusammenflies- 
sende reine Einkommen (nach Abzug aller Passiva, der Ertrags- 
steuern etc.) darf der Einkommenbesteuerung noch nicht zu Grunde 
gelegt werden, denn man würde sonst das kleine freie Einkommen, 
jenes näudich welches nach Abzug der Kosten der Erhaltung des 
Besitzers einen" kleinen freien Ueberschuss gewährt, stäricer als 
das grosse angreifen, vieUficht wohl gar das Capital selbst. Um 
nun einerseits sich nicht in die Subtilitäten der Bestimmung relativ 
freizulassender Existenz-Minima zu verlieren, 'anderseits aber auch 
dem überflüssigen Aufwand keine Prämie zu verleihen und das 
Steuerobject nicht preiszugeben , ist es am einfachsten einen vom 
Gesetze bestimmten Betrag des Einkommens , der zum knappen 
Lebensunterhalt einer Familie durchschnittlich hinreicht, einkom- 
mensteuerfrei zu lassen, und nur den freien Rest der Steuer zu ' 
unterziehen. Wäre dieser Betrag a. B. 600 Gulden, so wärtn voh 

•) Wie in England, hat man dies auch in Dentschland erfahren ; in 
Württemberg x. B. wuchsen die veretenerlen Zinafordeningen durch voll- 
ständigere Angaben binnen fflnf Jahren von 120 Millionen auf 191 Unio- 
nen Gulden, also um 71 Millionen Gulden. 
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€mem reinen persönlichen Einkommen, von 1000 fl. (1000 — 
eOO =) 400, von IBOO fl. reinem Einkommen aber (1500— 
€00 =) 900 fl. einkommen8teuerpflich%. Wie viel mehr ist ein 
solcher steuerlreier Betrag gerechtfertigt, wenn schon indirecte 
Abgftben , ja daneben 'wohl gar noch eine Peraonalsteuer bestehtl 
Angesichts der vorwiegenden Aufwandabefiteuerung in Oester- 
reich bedarf es also keiner weiteren Rechtfertigung dafür, dass per- 
sönliche Einkommen unter einer gewissen Grösse der allgemeinen 
Einkommensteuer nicht unterliegen sollen. Aus dem gleichen 
Grunde empfiehlt sich auch eine massige Abstufung im Steaerfusse 
dieser Steuer, indem auch die mittleren Einkommen von den indi- 
reeten Abgaben mehr beansprucjit werden, als die grösseren. 
Doch nicht blos die unverhKltnissmässige indirecte Belastung der 
untern und mittleren Classen spricht ftir eine solche Schonung, 
sondern auch noch ein allgemeiner, gleichsam ein volkswirthscbaft- 
licher Grund, Ohne Zweifel stellt sich nämlich der Untemehmer- 
gewinn im Allgemeinen bei der Production im Grossen höher her- 
aus als bei kleineren Unternehmungen, schon weil diese bei ge- 
wissen gleichbleibenden Kosten theurer produciren und eine relativ 
grössere Gefahr- und Assecuranzprämie an fremde Gesellschaften 
zu entrichten haben , während grosse Unternehmungen wohl in 
ihrer eigenen Ausdehnung ihre Assecuranz finden *), Insbesondere 



") In der Regel producirt ein Indus tri e-Etalilissement um so wohlfeiler, 
je grösser ea igt; die Thatsache steht fest, ob man sie bedauere. Die kleinen 
sehen ihren Gewinn geschmälert und erliegen endlich der Concurrenz. Nach 
Engel prodacirt 1 Thaler Anlagecapitai in den Baamw oll Spinnereien Sach- 
sens von unter bis 1000 Spindeln jährlich, 17 Sgr. 0,9 Pf-, von lOOl bis 
2000 Spindeln 38 Sgr. 4,8 Pf., von 5001 bia 6000 31 Sgr. 4,7 Pf., von mehr 
als 12,000 Spindeln sogar 3$ Sgr. 4,8 Pf. Natürlich dass die kleinen Spinne- 
reien eingehen , und' die groHsen sich ausdehnen. Manchester besitzt An- 
stalten bis lu 160,000 Spindeln! Eine Dampfmaschine von 100 Pferdekräf- 
ten kostet nicht ömal , sondern blos 2 Vj mal so viel als eine von 20 Pferde- 
kräften. Eine Spinnerei zu 30,tl00 Spindeln erfordert unter sonst gleichen 
Verhältnissen viel geringere Aalagekosten als 10 Spinnereien lu 3000 Spin- 
deln. Aber nicht nur das Anlagecapitai, auch die Betriebskosten vermindern 
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gilt dies von der eigentlichen Unternehmer-Rente, welche über- 
haupt eben den für die Besteuerung geeignetsten Bestandtheil des 
Untemebmergewinns bildet. Die Differenz bezüglich der reinen 
Rente zwischen der ProducÜTität des Grossbetriebes und der des 
Kleinbetriebes in den gleichartigen Geschäften, in der Landwirth- 
schaft , oder wo sonst beide unter den fiir letzteren am wenigsten 
ungUnsl3gen Bedingungen noch nebeneinander bestehen , gibt das 
Mass für die Grossgeschfiflsrente ab. Offenbar liegt in dieser Diffe- 
renz ein neuer Grund, mit der allgemeinen Einkommensteuer ge^n 
kleine Einkommen schonender zu Werke zu gehen als gegen grosse. 
In Bezug auf die kleineren reinen Arbeitsverdienste gegenüber 
den grossen versteht sich dies ohnehin von selbst, und zwar um so 
mehr, als die sehr grossen Arbeitsverdienste hinwieder eine wirk- 
liebe Rente zum wesentlichen Bestandtheil haben. Indess würde 
ich doch nur eine Abstufung in der Einkommensteuer, und zwar 
im Betrage von blos 1 7o empfehlen, vorausgesetzt sie sei überhaupt 
massig gegriffen, so dass, wenn die allgemeine Einkommensteuer 
erster Clasae , sagen wir von 1200 Gulden Einkommen angefan- 
gen, etwa 5% betrüge, sich der Steuerfuss bei der zweiten Classe 
bis zu laOO 6. auf i% stellen würde. 

Endlich kömmt auch noch eine etwaige Abstufung in der 
Grösse des einkommensteueipflichtigen Einkommens nach den " 
Orts Verhältnissen in Frage. Manche Gründe der Billigkeit- 
sprechen tur eine solche Abstufung, andere dagegen. Wenn in 
grossen gewerbe- und handelsreiehen Städten das Leben theurer 
ist, und ein grösserer Betrag an indirecten Abgaben auf den Kopf 



sich mit der Grösse derEtabliBsemenlB. So kitmnit in England, wo die gräe- 
sereD Spinnereien sich befinden , 1 Arbeiter erst ».at 104, in PreDssen acbon 
auf 37 Spindeln. Vergl. „Die gegenwartige Aufgabe der Wiisen- 
Bchaft der Nationalökonomie" in Prof. Br. Hildebrand's Jahr- 
bttchern derNationalökonomie nnd Statistik; 1663, Heft I. Der 
höhere Gewinn im Grosebetrieb führt zu iiqper grösserer Cenb«lisation der 
CapitalskMft, und diese oft wieder zum Monopolgewinn. Darf ein rationel* 
les Sjetem der Beeleiterung diesem Gesetze gar keine Beachtung schenken? 
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der BcTölkerang entfällt, so ist anderseits dort auch der Verdienst 
leichter. Zudem dehnt der Fabriksbetrieb sich immer weiter auch 
auf dem flachen Lande aus, und überhaupt nivellirt die Entwick- 
lung der Communicationen , der Maschinen , des Credits und des 
Verkehrs immer mehr die alten Verschiedenheiten. ' Vielleicht 
würde sich bloa eine Unterscheidung zwischen den grossen, den 
gewerbe- lind bandelsreichen Plätzen und allem übngen Lande 
empfehlen , etwa dort das Einkommen bis zu 600 fl. , hier bis zu 
400 Gulden einkommensteuerfrei bleiben. Das Einkommen bis zu 
bezüglich etwa 1200 und 1000 Gulden gehörte dann in die zweite 
Classe,' sagen wir ä i% , das Einkommen darüber in die erste 
Classe der Einkommensteuer k 5"/^. Die Veranlagung wäre aber 
so zu verstellen , dass in Jen grossen Städten z. B. ein reines per- 
sönliches Einkommen von 600 Gulden gar nichts, ein solches von 
800 Gulden 4% von {800 — 600 =) 200 fl., also 8 Gulden, ein 
-solches von 1200 fl. i% von (1200 — 600 =) 600 fi. oder 24 
Gulden , ein solches von 2000 fl, aber zunächst ebenfalls 47o ^o" 
(1200 — 600 =) eOO fl. oder 24 fl. , sodann 5% von (2000 — 
1200 =) 800 fl. oder 40 fl., zusammen also 24 + 40 = 64 Gul- 
den an Einkommensteuer zu entrichten hätte. Das letztere Ein- 
kommen von 2000 fl. auf dem Lande dagegen vrärde von 400 fl. 
ebenfalls nichts, von 600 fl. 4% oder 24 fl., von 1000 fl. 57^ oder 
50 ß., zusammen also 74 fl. oder 10 Gulden mehr zu bezahlen 
haben. Die ganze Differenz an Steuer zwischen den höheren Ein- 
kommen in den Grossstädten und auf dem Lande betrüge daher 
immer nur 10 Gulden, ein.Einkommen von 6000 fl. z. B. würde dort 
264, hier 374 Gulden entrichten, der Unterschied mithin bei den grös- 
seren Einkünften, wie billig, relativ so gut wie verschvrinden *), 

*) Nach alJen Richtungen consequent darch geführt ist, meines WiBBens, 
das oben vorgeschlagene EinkoiiinieDSteaer- System nirgend». In der nord- 
amerikanischen Union wird neuerdings, nSmlich in Folge des Oasettes 
TOm 23. Juni 1861, eine EinkommenateDer annähernd itach den obigen 
Normen erhoben. Vod dem reinen Einkommen Jeder Perron, gleichviel ifie 
hoch dasselbe sich belaufe, werden 600 Dollar als steuerfrei abgezogen; nur 
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Unter den cntwiokolten VorftUNietsungen wUrde sicli Am Qy- 
Btem dorEinkofflmenboateueniD^undderboionclerenllentenateuem 
noch dQD beüpietsweiae angenommenen NonnkliitEtson mittiin nun 
im folgenden VerhttttnlH gestalten : 

A. Boiotfdore Rentensteuern: 

1. Zinsronteng teuer mit S'/g von den reinen BosUgon an 
Zinsen aus Darlehen und anderen freien ßenlen, die ditrcli eine 
andere Ertragssteuor jnieht betroffen worden. (Sie wird von den 
OtTentlichcn Schuldnnscn gleich bei Auszahlung der Coupons be- 
hoben,) 

2. Divldondon-Stouer wird behoben 

B.) mit 2% von Dividenden unter 37o ^^ Actiencapitals, 

b) mit 3% von den Dividenden Über 8 bis 6%, 

c) mit i% von Buperdividenden d. i. von dem Betrage dos 
Reinertrags, welcher ausser einer 6% Verzinsung eur Verthcüung 
an die ActionSre gelangt. 

3. Lottoriogewinnflt'Stouor wird mit 5% erhoben von 
den reinen Lotleriogcwinnsten (nach Abeug der Capitalseinlage *). 

d«r iUit des Elnkommeiii unterüegt der Steuer. Die Bl&knniai an Bleuer von 
dIeiaiD Kest« steigt »ber taglelch Im ProoanUaIxe mit der Üröue de« &ln- 
kommeni, und iwor von 3% bis T/,'/,- DleStautr Ist mithin sehr stark 
progressiv, was slah aus den smerlksnlschen Verbal In Issen und der 
Miiiserordentl Iahen Kriegslage erklftrti mtn darf nicht vergessen, dsss die 
Union als solche vor dem Bürgerkriegs nur Indireole Steusrn erhob, die 
neue elnslge dlrer.le Steuer mithin auch viel mehr ausgleichend, die grosse- 
ren Einkommen mit stärkerem Prooent ergrell'end elnrlohten musste , als 
wenn schon andere, das Einkommen glelahmllssig belastende direete Steuern 
bestanden hfttlen. Selbst In England hat die Einkommensteuer nur swal 
StttM. In Oesterrelch Ist das Einkommen aus persönlichen Diensten bis 
600 fl. stenernrel, das von 600—1000 fl. sahlt i"/,, Jedes weitere Tausend 
1% mahr, das Maximum fUr ein solches Einkommen von BODO II. und mehr 
ist 107,. 

*) Insofern Qewinnsta von Lotterie- Aal ehe n auoh das eingelegt« Capi- 
lal enthalten, muss dieses, eben so wie bei Annuitäten und Leibrenten, In 
Abtug kottmen, und arst der Rost, d. 1. dl« Zinsen, deren Stelle die Oe- 
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B. Die allgemeine EinkommenGteuer wird in 
zwei Classen zu 4 und zu 5% erhoben, so zwar daes 

a) alle reinen Einzel-Einkommen in den Ebuptplätzen bis 
zu 600 A. , im übrigen Lande bis zu 400 fl. einkommensteuer&ei 
bleiben; daaa 

b) alle reinen Einkommen von 600 bis 1200 fl. in den Haupt- 
plätzen, von 400 bis 1000 fl. im übrigen Lande, in der zweiten 
Clßßse mit 4"/o von d^m nichteinkommenB teuerfreien 
Betrage, endlich 

c) alle reinen Einkommen darüber in der ersten Ctasse mit 
5%, jedoch auch nur von dem höheren Betrage versteuert 
werden. 

Wenn gegenwärtig die Einkommensteuer, welche die Ben- 
tenstenem zum Theil in sich schliesst, ohne Einbezug der grund- 
und gebäudesteuerpäichtigen Einkünfte etc. und ohne die jüngsten 
ZuBchl£ge schon bei ihrer jetzigen gebrechlichen Veranlagung circa 
16 Millionen Gulden erträgt; so wird bei einer systematischen 
Veranlagung, wie die obige, wo die Zins-, die Dividenden- und, 
die Gewinnststeuer neben der allgemeinen Einkonmiensteuer be- 
sonders erhoben werden , und wo bei den Einschäzungen zu der 
letzteren keine einzige von den Speci&bteuem mehr in Abzug ge- 
bracht werden darf, w;ohl auf das doppelte Ertrügniss mit Zuver- 
sicht zu rechnen sein. Dass aber eine solche Steigerung des Er- 
trages dieser Steuerart gerade für die österreichischen Verhältaiisse 
sich als durchaus rationell erweisen und die verhältnissmässigC' 
Vertheilung der Steuerlast günstiger gestalten wird , liegt auf 
der Hand. 

Allerdings würde der Ucbergang zu der hier beantragten 
Benten- und Einkommenbesteuerung einige vorübergehende Be- 
stunmungen nQthig machen. Wenn die Staatsobligationen und 



wianste mit vertreten, darr der Steuer unterzogen werden, indees, die^e 
reinen Gewinnste vertiiagen oCFenbar leicht den höchsten Frocentaati, wenn 
das Gesetz aach ihnen gegenüber volle Billigkeit walten lusen tnuaa, bo 
lange es überhaupt noch Lotterien anterisirt 
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andere WerÜipapiere jetzt — freilieb viel zu hoch — mjt einer Cou- 
pons- oder Einkommensteuer von 1% belastet sind, und diese 
Steuer nun plötzlich auf Sy^ ermässigt ^^ürde, so wäre der dadurch 
bewirkte höhere Preis oder Cours dieser Papiere für sehr viele 
Besitzer, znmal im alle ausländischen, ein reines Geschenk*). 
Eben weil die hohe Couponssteuer nun einmal besteht , sollte mit 
deren Ermässigung nur allmälig vorgegangen und etwa gesetzlich 
bestimmt werden, dass sie alljährlich um etwa Vs7d sinken solle, 
bis sie ihre nonualmässige Höhe erreicht hat. Wahrscheinlich 
würde eine solche reichsgesetzliche Bestimmung auf den Curs der 
Staats- und Industriepapiere, zumal im Auslande, so ziemlich die- 
selbe günstige Wirkung äussern, als wenn die Ermässigung sofort 
in ünem stattfände. Die zeitweilig grössere Höhe der Coupons- 
steuer während der nächsten Jahre würde aber den Finanzen um 
so willkommener sein, als gerade derStaat in den nächsten Jahren 
schon wegen d^r ausserordentlichen Leistungen an die National- 
bank (vertragsmössige Kückzahlung der Staatsschuld bis auf 80 
Millionen Gulden) offenbar ein erhebliches Mehr-Erfordemiss zu 
bedecken haben wird. Man wird sie sich vorübergehend auch um 
so eher gefallen lassen, als es die Herstellung des Gleichgewichtes 
im Staatshaushalt gilt, und die Stärkung des öffentlichen Credits 
den Inhabern jener Werthpapiere vorzüglich zu statten kommt. 
Ausserdem liegt es ja eben mit im Zwecke der Einkommensteuer., 
in erster Linie solchen vorübergehenden ausserordentlichen Bedürf- 
nissen GenlJge zu thun. Man würde daher diesen besonderen 
Zweck erreichen, und zugleich ein System der Einkommenbesteue- 
rung gewinnen , welches auch den dauernden Finanzzwecken des 
Staates entspräche. 

*) Im Inlande atrenggenommen , und überall richtige FaBsionen iav 
aUg. BinkommenBteaer vorausgesetzt, nur fUr die kleineren Beaitier. 
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XIV. 
Ootrot ; Luxussteuern ; Erbsteuer. 

Ihrer Nittur nach haftet an den iadirecten Abgaben immer 
etwas Fiscaliaches, wenigstens in höherem Mass als dies bei den 
directen der Fall za sein braucht. Denn die directe Steuer wird in 
der Regel erst von Jemandes Verdienst, Gewinn, Rent«, also von 
einem Zuwachs des Vermögens genommen, während jene ohne 
Rücksicht hierauf, freilich zunächst von Personen erhoben werden, 
die des Ersatzes in der Regel gewiss sind. Auch ist bei den indi- 
recten Abgaben ausser ihrer Feststellung irgendeine weitere wirk- 
same Mitbetheiligung der Steuernden wohl nicht möglich, wie bei 
den directen. Einraal aufgelegt, laufen sie weiter und fassen was 
sie können, wohingegen Jedermann ihnen so viet als möglich aus- 
weicht. Dies erklärt zum Theil die Animosität im Einzelnen und 
die Gleichgiltigkeit im Ganzen gegen die indirecten Abgaben. 
Dass aber die Vorzüge der directen Besteuerung besonders auch 
im Haushalte der Städte und Gemeinden noch jetzt, wo darüber in 
allen Ländern sprechende Erfahrungen vorliegen, verkannt werden 
können, erklärt sich nur aus dem Mangel an intelligenter Vertre- 
tung in Gemeinde und Staat. Zu welchen unnatürlichen Zuständen 
und Verschwendungen, zu welch' beständig drohenden Gefahren 
hat das Octroiwesen in Frankreich (Paris) und früher auch in Bel- 
gien gefuhrt ! *} Es geht im Kleinen und Commonalen dabei ganz 
wie im Grossen, 

Die Hausbesitzer und vermögenden Einwohner, welche in der 



*) Dieter Staat hat es jetzt iwar glackljch beseitiget, jedoch nicht 
durch directe ÖemelDdennüagen, sondern dadnrch, dass den Gemeinden ans 
der Erhöhung gewisser Indirecter Staatssteuem verbsltnieiniftsilge ZnflüMe 
geleistet werden. 
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Stadt das Heft zii fiiKten pflegen, leben gewähnlicb der irrigen 
Meinnng, die Ausgaben, direct aufgebracht, fielen ganz vornehmlich 
ihnen zur Last, indirect bedeckt aber hauptsächlich allen übrigen 
zahlreichen Glossen; die letzteren aber vermögen ihre Anliegen 
selbst nicht wahrzunehmen. Anfänglich bt jenes auch richtig. Nach 
Verlauf von Jahren indess hat sich das Yerhältnias ausgeglichen : 
die Vermögenden werden in dem einen Fall ungetahr so viel 
steuern als im anderen, nur in verschiedener Weise. DerUnter- 
sdiied besteht darin, dass die Besitzenden nun die Ehre von ihrer 
Steuerpäicht und Steuerleistung nicht mehr haben, dass die Masse 
der Bevölkerung von Misstrauen beseelt ist, und dass oft die Ai'beit, 
ihrer Natur nach so sittlich 'und conservativ, in das Gegentbeil 
davon umschlägt. Es scheint freilich eine grosse Bequemlichkeit, 
für die Magistratur, wenn so eine indirecte Steuer ohne dass die 
Leute es merken, vrie man zu sagen pä^t, zur Deckung der steigenden 
Gemeindebedürfnisse entrichtet wird. Aber vrenn die Steuerpflich- 
tigen es merken, was sie bezahlen, werden sie sich nur mehr der 
Sparsamkeit befleissigen und ihre Bürgerpflichten um so besser 
wahrnehmen, 

Uebrigens merken es die Arbeiter recht gut, wie die Mauth 
ihnen die Lebensmittel vertheuert, und ebenso die Verkehrtreiben- 
den, wie ihnen zugleich die Bewegung erschwert vrird. Blind sind 
eher noch die vermöglichen Einwohner, weil sie nicht merken, wie 
die Auflagen auf die Lebensbedürfnisse die Löhne für alle persön- 
lichen Dienstleistungen, ihnen alle ihre zahlreichen Bedürfhisse, das 
Bauen, die Praduction vertheuern, der eigenen Industrie die Con- 
currenz ei-schweren, das Proletariat und die Demoralisation beför- 
dern, ihnen ausserdem aber die Sympathien der Massen rauben, 
deren Interessen gewöhnlich eben unvertreten und unberücksichti- 
get bleiben. Die menschenfreundlichen Herren gründen auf der 
einen Seite prunkende Vereine und Anstalten, um das Wohl der 
unteren Volksclassen zu fördern und dem Proletariat vorzubeu- 
gen, auf der anderen Seite aber verkennen sie wieder, wie gerade 
in 'der richtigen Steuergesetzgebung eines der Hauptmittel liegt, 
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um jene Zwecke verwirklichen za helfen, wie phea durch verkehrte 
Steuermassregehi die Menschen zu schlechteren Nährmitteln und mit 
ihrer geistigen Gymnastik selbst auf das Feld der Ungesetzlichkeit 
getrieben werden. Und dann: gerade die Bequemlichkeit, das we- 
niger Offene und Handgreiäiclie der indirecten Belastung gewöhnen 
und verleiten zu Ausgaben, welche unterblieben wären, und ohne 
Nachtheil hätten unterbleiben können, wenn die Steuer wäre direct 
umgelegt worden. Je tiefer man aber namentlich in die Verbrauchs- 
besteuerung sich eingelassen, deato schwieriger wird es, sich davon 
wieder frei zu machen. Schon früher habe ich es ausge^rechen, 
dass das kerngesunde Communalleben Englands wesentlich auf der 
ausschliessend directen Communalbesteuerung beruht. — 

Von den Verbrauchssteuern auf Lebensbedürfiiisse unterscheid 
den sich iridesssehr günstig die auf Luxusgegenstände, und gerade 
sie sind gewöhnlich in dem System der Aufwandsfeuem am wenig- 
sten entwickelt, oder sie fehlen auch wohl ganz. Ein Grund dafilr 
liegt nahe. Yerbrauchsauäagen auf Luxussachen haben nämlich 
den grossen Fehler, dass sie gewöhnlich nichts ErklecJtliches auf- 
bringen. Dieser Grund wird wohl auch von jenen, welche die Luxus- 
steuern treffen würdfen, als willkommener Vorwand aufgegriffen, 
um sich derselben zu erwehren, oder um auch Verbrauchssteuern 
des gemeinen Bedürfnisses einzuschmuggeln. 

Da jedoch erfahrungsmässig nur geringe Neigung vorhanden 
zu sein pBegt, die Aufwandbesteuerung zu mildem und zu verein- 
fachen, und die Ertragsbösteuerung dagegen auszudehnen und zu 
vervollständigen; da unter jener Art von Steuern die Luxussteuem 
jedenfalls die rationellsten sind, schon weil sie die Production im 
Ganzen nicht vertheuem, und da unter Umständen doch auch 
wenig einträgliche Steuern Dienste leisten oder Schädliches hintan- 
halten können ; so verdient neben 'den früher behandelten Steuern 
jedenfalls die directe Besteuerung des Luxus in erster Linie die Er- 
wägung des Gesetzgebers. Und für eioe solche Eventualität vm-d 
es sich lohnen, hier noch auf das Wesen dieser Steuerart genauer 
einzugehen. Sofern derlei Aufwandsteuem direct erhoben werden 
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— dies wäre als beschiünkende Bedingung festzulialtei), um die 
Luxusproduction als aolche nicht zu belustigen — lassen sie sich 
leicht und ohne Störung in .das bestehende Steuersystem einfügen, 
und hiefur sprechen wirklich auch nicht unwichtige sociale und 
sittliche Momente, 

Söcialismus und National-Oekonomik, so vielfach sie sich be- 
kämpfen, stimmen doch in der moralischen Verurtheilung ünes , 
verachwenderischen unproductiven Aufwandes vollkommen übeiein. 

Nothwendig ist die letzte Bestimmong der Wirthschaftserzeug- 
niase, der Sachgüter, verbraucht zu werden. Aber es gibt vom 
wirthschafttichen Standpuocte zwei "ganz verschiedene Arten von 
Verbrauch, Die' eine bringt indem sie die Erzeugnisse. umstallet 
oder aufzehrt, neue Erzeugnisse gewöhnlich von höherem Werthe 
hervor; es ist der vrirthschaftliche Verbrauch, der reproducirend 
nichts Anderes als die Production selbst ist — die Befriedigung der 
gegenwärtigen Bedürfnisse mit entschiedener Rücksicht auf die au- , 
künftigen. Die andere vemülzt oder zerstört die Producte blos zu 
einer persönlichen Befriedigung, ohne neuen wirthschaiUichen Zweck. 
Es ist der unproductive, der Aufwand im engeren Sinne. Die Art 
des Verbrauches der Güter ist mithin von grosser wirthscbaftlicher 
Bedeutung. So nützlich der productive, äo schädlich wirkt der auf 
blosse Werthverachwendung gerichtete Luxus. Dies wird nur an 
oft veAannt und der Verbrauch schlechthin für die N^rmutter der 
Industrie gehalten. Ohne Verbrauch freilich keine Production, 
aber ohne ErsparniBs, die wieder productiv verwendet wird, auch 
keine Zunahme des' Nationalcapitals, des Beichthums, der Produc- 
tion. Bios durch die productive Verwendung des Ersparten wird 
der Verbrauch dauernd vermehrt, während der einmalige blosse 
Auf brauch mit sich selber endet, ohne neue Werthe zu neuem Ver- 
brauche zu schaffen. 

Manche Güterclassen haben von vorneherein die Bestüninung, 
blos bei der Production weitw umgestaltet und verzehrt zu werden, 
z. B. alle Handebpflanzen, alle Roh- und Hilfsstoffe der Fabri- 
kation, alle Halbfabrikate ; sie werden erst durch eine weitere Be- 
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arbeitung ihrem eigentlichen Verbrauchszwecke zugeluhrt. Ändere 
dagegen haben Von Hausaus die Beslimmung nur demunproduc- 
tiven Verbrauche zu dienen, wie namentlich die eigentlichen Lu- 
xuBwaaren. Sofort erhellt dass die letzteren — wie wichtig sonst 
die Gewerbe sein mögen, welche sie hervorbringen — doch nicht 
die Bedeutung für die Yolkswirthschaft haben, wie jene Prodacte 
und Stoffe, bei deren Verbrauch zugleich höhere Werlhe reprodu- 
cirt werden, l^m Armband aus Juwelen, von wie hohem Preise, 
hÄt doch keinen ökonomischen Werth fiir die VolkswirÜiachaft; es 
mag seiner Besitzerin grosses WoUgei^en erregen, es nützt dem 
Lande nichts, auch dann nicht wenn es mit Gewinn in eine andere 
Hand übergeht — es werde denn in's Ausland verkauft, und das 
Aequivalent da(Ur-im Inlande productiv verwendet. Solche Waaren 
ertragen daher eine Steuer, die mu- den Luxus trifft, ohne sonst 
die Production zu beirren. 

Production und Arbeit stehen femer nur mit dem wirthschaft- 
liehen Verbrauche, nicht mit dem unproductiven in unmittelbar 
bedingendem Zusammenhange. In dieser Welt erreicht man ohne 
Consumtion zwar keinen Zweck; die Nahrung aber, die wir zu uns 
nehmen, nützt uns wenig, wenn sie wieder durchfällt, ohne in Blut 
und Säfte gehend die Kraft des Organismus zu stärken und zu wei- 
teren Leistungen zu berähigen. Solch' eine unnütz durchlaufende 
Nahrung ist ftir den Organismus der Volkswirthschaft der unpro- 
ductive Verbrauch. Nichta benachtheiligt die arbeitenden Classen 
mehr und befordert das Elend, als ein unverständiger Luxub der 
Vornehmen und Reichen, zumal in Agriculturgtaaten oder in indu- 
stiiell wenig voi^schrittenen Ländern , wo die Schmälerung des 
Sparcapitals der Nation und des arbeitenden Capitals überhaupt 
doppelt empfindlich wirkt. Darum berühren sich auch heute noch 
in manchen wenig beneidenswerthen Ländern die ITeppigkeit 
des Bojarenthums mit dem Elend der ländlichen Bevölkerung. 

Offenbar haben Regierung, Gemeinden und Kirche das über- 
einstimmende Interesse mit den arbeitenden Classen, schon im Be- 
lange der ArmenpÖege, darauf bedacht zu sein, dass der unproduc- 
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tive Verbrauch gegen den productiven so viel Üiunlich hintaagelia]- 
ten werde. Id der BegrSnzang des Luxus liegt in melir als einer 
Richtung ein wirksames Mittel gegen den Pauperismua. Beim un- 
productiven Verbrauche Terschwindet der Arbeitswerth des Gutes 
ohne Ersatz, nichts bleibt als der elementare Grundstoff, keine 
neue Arbeit wird genährt Beim productiven Verbrauche wird der 
Arbeitswerth der consumirten Güter in der Regel mehr als ersetzt^ 
und weitere Arbeit Iiervorgerufen. Ja hierbei muss, damit die Na- 
tion nicht verarme, der Ueberachuss an Werth-Erzeugung auch noch 
die unproductive Werthvemichtung decken. 

Im Allgemeinen also kommen ^ die Wirthscbafts-Ergebnisse 
den Froducenten und unterihnen wieder den Arbeitern um somehr 
zu Gute, je weniger unwirthschaftUch verzehrt wird. Die u-beiten- 
den Classen befänden sich am besten, wenn der unproductive Ver- 
brauch, so zu sagen, ganz aufhörte, weil dann alljährlich die grSssten 
Ueberschüsse als Sparcapital neue Arbeit in Tb ätigkeit .setzen, und 
dessen Erträgnisa steigern würden. Im Ganzen wird die Lage der 
Arbeiter sich um so besser gestalten, je günstiger die Relation 
zwischen den beiden Verbrauchsarten, und ein je grösserer XJeber- 
schuss der Wertherzeugung als Capital zu neuer Production ver- 
wendet wird. Umgekehrt, tritt in Folge Uebervriegens des unprodue- 
tiven Verbrauchs ein Krebsgang im Landeswohlstand ein, sOvver- 
kümmem zijnächst die arbeitenden Classen^ ihr Verbrauch, dann auch 
der der übrigen Producentenclassen nimmt ab, Armuth und Ver- 
sunkenheit greifen um sich, der Preis des Geldes, der Zinsfuss und 
der Profitsatz steigen, während mit der Nachfrage nach Arbeit auch 
der Lohn tiefer und tiefer herabsinkt. So verkümmern jene Staaten, 
welche an Uebermass von unwirtbscbaftlichen Ausgaben kranken, 
oder von deren Fett unproductive Classen zehren so lange es eben 
gebt. 

Die relative Zunahme des productiven Verbrauches über den 
unproductiven fördert auch die Zunahme der Bevölkerung ohne 
den Pauperbmus. Jede Bevölkerungszunahme dagegen, welche 
nicht von CapJtalsan wachs und Arbeitsvermehrung begleitet wird. 



:,;.^.C0(lgIe 



verschlimmert die Wohlstandsverhültaisse, drückt den Arheitelohn 
und fördert deo Pauperismus. Deshalb vird eine Nsdon, welche 
ihr Einkommen fluch nur aufbraucht, in der Regel ihren WoW- 
stind relativ verschlimmern, ■weil die Bevölkerung bei nur einiger- 
maasen erträglichen Verhältnissen ihrer natürlichen Nei^ng sich 
97V vermehren folgt und dann bei kommenden ungünstigen Zeiten, 
Misaemten etc. darben muss. Erst wenn die Volts wirth schau einen 
regelmässigen Ueberschuss -des Einkommens über die Ausgaben 
ergibt und dieser Ueberschufis wieder productiv verwendet wird, 
kann von einem entschiedenen Fortschritt der Cultur im Lande 
und von einer Verbesserung in den Zuständen der arbeitenden 
Olassen die Rede sein. Das neuangelegte Sparcapltal ermöglicht 
^a, dass eine Bevölkerungszunahme ohne Druck auf den Arbeits- 
lohn statt hat. Dann auch können Ersparnisse für Nothjahre und 
schlimme Zeiten zurückgelegt, Versicherungsfonds aller Art gebil- 
det, immer mehr Mittel für allgemeine Schulbildung und zu höhe- 
ren Zwecken gewonnen werden; die Productrvkräfle wachsen an 
Wii*sflmkeit und an Menge, und die "Wjrthschaftsergobnisse decken • 
immer reichlicher selbst die gesteigerten und veredelten Be- 
dür&iisse. 

Der unproductive Verbrauch kann unter Umständen zwar 
auch sein relativ Gutes haben, und am wenigsten darf er eng- 
herzig aufgefasst und zwangsweise bekämpft werden. Er föi-dert 
mitunter die Lebensfrische und rine edlere Geselligkeit, er bewirkt 
oft eine zweckmässigere Vertheilung der Güter, d, h, er bringt 
Werthe, Capitalicn, Grund und Boden in wirthschaftlichere Hände, 
welche damit nun für die Volkswirthschaft ein/ grösseres Resultat 
erzielen ; er dient mannigfachen socialen staatlichen und selbst 
volksthümlichen Zwecken höherer Art; an ihn knüpfen sich oftmora- 
hsche Erfolge für Kunst, Wissenschaft und Politik, welche die 
allgemeine Gesittqng emporheben. Aber in seiner Ausartung als 
purer Luxus ist er im Allgemeinen nichts als der Vampyr der Ge- 
sellschaft , der Verderber der Sitten und Volkswohlfahrt. Nur der 
productive Verbrauch nährt und hebt dauernd die Arbeit, verbea- 

H6(fceii't SiBUBmftinn. 19 
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aert die Zutitände der zahlreichsten, überhaupt aller Bevölkemnga- 
classen, fordert die Bildung der CresellHchail und die Macht der 
Staaten. 

Motive wahrlich genug für die Einffilmmg von Luxujjsteuern! 
Die Luxusgesetze froherer Zeiten hatten ge^ries «inen guten Sinn 
(abgesehen davon, dass eie zugleich auf äussere Festhaltung von 
Standesunterschieden berechnet -waren), heutiges Tages aber sind 
sie nicht mehr anwendbar. Die Initiative fiir den gleichen Zweck muss 
freiwillig aus der wissenschafUichen Einsicht der Gebildeten, welche 
wertblosen Luxus verpönt, aus dem PäichtgefuM der tonangebenden 
Stände selbst hervorgehen, das die Herrschaft der capriciösesten 
Luxus-Moden, durch welche Millionen unnütz vergeudet werden, 
nicht mehr duldet. Immerhin aber dürften Luxussteuern dieser Ein- 
sicht und diesemPflichtgeföhl etwas zuHilfe kommen. Die Steuer auf 
einen Luxusartikel, insonders wenn sie den Verbraucher unmittel- 
bar triffi, ist auch, wie bemerkt, nicht weiter mit wirtbscbaftlichen 
Störangen verknüpft und nicht abwälzbar — sehr zum Unterschiede 
von den gewöhnlichen Verbrauchssteuern. Wenn Luxusartikel 
durch eine Auflage für den Verbraucher theurer werden, so wird 
dadurch weder unmittelbar noch miUelbar auch der Arbeitslohn 
erhöht. 

Dies gilt zum Theil selbst von Artikeln, welche sowohl zum 
Luxus des gemeinen Mannes, als zu degi des Reichen geboren. 
Die Wirkung besteht hier nur darin, dass sich der ordentliche Ar- 
beiter etwa des Genusses des Artikels, welcher wirklich Luxus ist, 
im Verhaltniss der Steuer mehr enthalt. Der Tabak ist in manchen 
Ländern zehnmal so hoch besteuert, als er ursprünglich kostet, 
ohne'dass ein merkbares Steigen des Taglohnes in Folge davon 
sich irgendwo nachweisen liesse. Aehnliches gilt von der Besteue- 
rung einzelner feinerer Getränke, von Thee, von Zucker etc. Selbst 
die Wirkung dieser Steuern, welche Artikel von immer allgem^- 
nerem Verbrauche treffen, auf die Erhöhung des Arbeitslohnes 
steht in keinem Verhältnisa zu ihrer Grösse, weil eben der Arbei- 
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ter darauf verzichten kann, und auch lieber darauf verzicliten wird, 
als auf eigene Familie und Kinder. Je entbehrlicher die besteuer- 
ten Artikel, desto leichter wird sich der Arbeiter des Gebnuchs 
derselben entschlagcn, zumal er dadurch in seinem Familienleben 
nicht beeinträchtigt wird. Je unentbehrlicher und gewohnheits- 
mSssige^ dagegen die besteuerte Sache i?t, desto merklicher wird 
die Wirkung auf Erhöhung des Arbeitslohnes und Vertheuerung 
der Production überhaupt hervortreten. Nach Mas^abe als der 
Mittelpreis der Nothwendigkeiten des Lebens steigt, muss auch der 
natürliche Arbeitslohn steigen, oder vorerst muss der Familien- 
nachwuchs der arbeitenden Glossen verkümmern, bis die unbefiie- 
digte Nachfrage nach arbeitenden Händen den Lohn erhöbt. Auf- 
lagen auf Luxusartikel vertheuem also keine anderen Wsaren, als 
den Luxus selbst; Auflagen auf Sachen des strengen Bedürfnisses 
bewirken, indem sie den Arbeitslohn in die Höhe treiben, lind in 
allen Unternehmungen das Capitalerforderaiss ^wrmehren, also auch 
den Zinsfliss erhöhen, ein Steigen in den Preisen aller Manufactur- 
waaren und Industrie -Erzeugnisse einer-, eine Schmälerung der 
reinen Bodenrente wegen erhöhter Productionskosten andererseits. 
Luxussteuem fallen immer und zwar auf gleiche Weise jeder Art 
des Einkommens, das auf den Luxus sich hinwendet, zur Last, es 
bestehe nun aus Lohn, aus Zinsen oder Renten. 

Luxussteuem, insbesondere direct bei dem Aufwand selbst 
aufgelegt, wurden an sich also in die Oekonomie der Gesellschaft 
vortreflflicfa passen. Die Schwierigkeit liegt nur einmal in der Con- 
trole, die, soll sie wirksam sein, oft lästig fallen und auch verhält- 
nissmSsig kostspielig sein muss; sodann in der mit diesem Controb- 
apparat gewöhnlich ausser Verb ältniss stehenden geringen Ertrags- 
fähigkeit der eigentlichen Luxussteuern. Wollte' man an deren 
Stelle jedoch eine allgemeine directe AulVandssteuer, die mit der 
Grösse des Luxus stiege, einführen, so würde solche — im Grund 
eine Vermögenssteuer und mit allen Unbilligkeiten derselben ver- 
knüpft — vieUeicht einen finanziellen Zweck erreichen, gewiss aber 
den social- Ökonom! sehen Zweck verfehlen lassen, abgesehen davon. 
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dass der Mfussatab und die Ornndlagen für eine solche Steuer noth- 
■wendig den ärgsten WilltÜrliclikeiteD unterworfen -wären. 

Inunerhin kann qb im Principe kein Bedenken ünden, den 
Luxnsaafvraud an bestitnoiten GegomtSnden da, vo derselbe scb 
leicht und klar direct treffen lässt, zu besteuern. So ^rd der 
Aufwand an Corossen uiidWifgcn, Pferden und Hunden obuc 
besondere Schwierigkeit y,n controliren sein. Hier ist die Besteue- 
rung um so passender, als der Besitzer diewr Gegenstände die 
freie Bewegung der übrigen Menschen oft erheblich stört und ihm 
manche öffentliche Anstalten vorwiegend zu Kutsen gereichen. Bei 
der Hundesteuer kämmt zudem noch die Gefnhr der Wajssersoheu 
in Betracht, gegen welche noch kein Mittel gefunden ist j je höher 
die Steuer, desto geringer die Zahl der Hunde, desto leichter also 
die Abwehr der Wasserscheu, Ebenso ist der Aufwand an Bedien- 
ten, die nicht in einem Erwerbsgeachiift verwendet siiid, ein'um 
so schicklicherer Gegenstand der Luxusbesteucrung , als der oft 
übertriebene Luxus mit Bedienten der Production nicht blos Ct^- 
tal, sondern auch Arbeitskräfte entzieht. Schwieriger wird es schon 
den Luxus in den Fahrnissen und in der Ausstattung der Woh- 
nungen zu tieffcii, am schwierigsten den Kleiderprunk und Tei- 
le tten seh muck , dessen liebenswürdige Tri^erinnen nie daran den- 
ken dürften, wie viel unfruchtbar gewordene Arbeitslöhne der 
leere Tand reprääentii-t, vrie viel Hütten durch dessen Umwand- 
lung in arbeitnährendes Capital ■ dauernd Brod verschafft werden 
könnte ! 

Einer weiteren Ausdehnung der Luxussteuern steht überhaupt 
die praktische Scliwierigkeit enigegen, dass sich in den meisten 
Fällen das Gut, zumal so lange es sich im Verkehr befindet, als 
eigentlich volksökonomisches von dem gleichs:un unwirthschaft- 
iichen, d. h. dem blossen Luxus dienenden, gar nicht unterscheiden 
iääst. Die Luxuasteuer muss also immer , sollen nicht andere 
Uebelstände eintreten, dkect auf den Verbraucher ausgehen, d. h. 
sie soll nirgends zu einer Productions-Aufiage auf die Artikel 
selbst wei'den, weil solche bei nur einigOTmassen genügender, stets 
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koatapieüger Contrcde für die Luxusgcwerl« selbst fauchst lästig 
, sein ntüsste *). 

Aber auch blos die oben befürworteten Luxussteuern würden 
dem Staotsscliatze schon ein Erkleckliches eintragen, zumal in 
Oesterreich ein übeitriebAier Aufwand an Bedienten, Portiera, 
Wfigen, Pfei-den und Hunden eine Schwäche zahlreicher Olassen 
äer Gesellschaft bildet, — ohne dass damit irgendeine nachtheilige 
Wirkung fiir die Froduction verknüpft sein würde. Vielmehr 
miissten sie im Ganzen auf die Tolkswirthschaft günstig zurück- 
wirken. Wie gesagt, sie sind noch mehr vom social-Ökouomisclieu 
aiä vom rein finanziellen Standpunct aus zu empfehlen. — 

Ungefähr dasselbe, wenngleich aus einem anderen Grunde, 
läaat sich von der Erbsteuer sagen. Anerkannte staatswissen- 
schaftliche Autoritäten haben die Erbsteuer dringend empfehlen 
als ein finanziell einträgliches und zugleich als ein sociales Mittel, 
um die mehr und mehr wachsenden grellen Vermögensunter- 
schiede doch einigermassen in gesetzlicher Weise auszugleichen. 
Ich will hier diesen Gedanken nicht weiter verfolgen, der von 
jeder Bedenklichkeit nicht frei l^t. In jenem Sinn müsste die 
Erbschaftssteuer consequent eine Progressivsteuer seip, deren 
Fuss sich mit der Grösse der Hinterlassenschaft erhöhte. Selbst 
Robert Mohl hat keinen Anstand gefunden, einer progressiven 
Erbschaftssteuer das Wort zu reden ; auch Leon F a u c h e r schrieb 
für eine solche, deren Frocentsatz also mit dem Betrage d&r Erb- 
schaft wechseln soll. Ebenso sind Bentham und J. Stuart 

*] Weil imPunzirungswesec schon aus anderen GrliodeD eineCon- 
trole für Edelmetall waai-cii besieht, hat man voi^eschlagen, wenigstens die 
Fansirungsgebilhr (droit de garantie) ausser als Entgelt ftir die dabei aaf- 
gewendeten Stalitskosten auch als eioe Art Luxussteiier aaf den Gebrauch 
von Gerithen ans edlen Uetallen in behandeln.' Allein leicht könnte dieser 
Nebenivrfeck Jenem Hauptzweck der Punsirutig selbst geßthrlich werden^ 
auch mllsBt« eine Rückvergütung der Sleuer bei der Auafuhr der Waaren 
stattfinden. Wenn überhaupt, dürfte die Punzirungsgebülir doch nur in der 
ra&esigsten Weise dem Steuerzweck dienen. 
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Mill wenigstens enlsciiiedeD für eine stärkere Benützung der Hin- 
terlussenschaften ab E^nahmsquclle des Fiscus. ' 

Eine Art Erbsteuer besteht übiigens beinahe in allen Staaten. 
Nur verbirgt sie sich häufig lünter Stempel und Gebühren. In 
der That, streng genommen 4)eruht sie nur auf einem Fiscalror- 
rechte, sie kann bloä aus diesem Grruud gerechtfertigt werden, 
nicht eigentlich nach dem Grebühren - oder nach dem Steuer- 
principe. Allein wenn irgendwo, so lässt sich bezüglich der 
Hinterlasäenschafiten ehi Fiscalvorrecht ip Verbindung mit einer 
Abgabe als zweckmässig geltend machen. Eine Erbschaftssteuer 
nimmt nicht etwa, wie die Besteuerung nach dem Stammver- 
mögen, planlos aus tbätigen Einzelwirthschafteu CapitaltLeile bin- 
weg,, sondern macht hur auf ohnehin zur Vertheilung kommende 
' Vermögcnatbfeile Anspruch, und zwar eben hlos bei der Aus- 
einandersetzung der Erbschaften, ohne also sonst Jemand wirth- 
scbafUich zu belastigen; namentlich mit Kücksicht auf die indi- 
tecte Erbfolge empfiehlt sie sich noch in anderer Beziehung. Sie 
kann dem System der directen Steuern oLne weiters leicht einge- 
reiht und, zweckmässig angelegt, wie ganz ohne Nachtheil für die 
materielle Wohlfahrt, so auch ohne Verletzung des sittlichen Ge- 
fühls erhoben werden. Sie stellt sich in mancher Hinsicht als eine 
Ergänzung der Einkommensteuer und zugleich als eine Controle 
derselben dar, welche in solchen Fällen des Vermögenaübergangs 
oft nicht ohne Erfolg ausgeübt werden kann, wie dies z. B. in der 
Schweiz gescliieht. Bei directer Erbfolge zwar kann die Steuer, 
schon aus nstheliegenden sittlichen Gründen, nicht massig genug 
gegriffen werden und .sollte, vorerst wenigstens, von je^er Progres- 
sion- bezüglich der Grösse der Hinterlassenschaft abgesehen wer- 
den. Bei der indirecten Erbfolge dagegen wird die Steuer,pro- 
gressiv wenigstens mit der Abnahme des Verwandtschaftsgrades, 
wenn selbst nicht njit der Grösse der Erbschaft, steigen dürfen. 
Wenn die Hinterlassetischaft von Jemand, der ohne Verwandte 
und Testament stirbt, dem Staat vermöge seines Hoheitsrechts un- 
geschmälert zufallt, so acheint es nur comequoit und billig, dass' 
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vou der Hinterlasseuechaft, welche nicht Kindern, sondern ent- 
fernten Verwandten zuMlt, die Staatscaäee einen, dem mehr oder 
minder eq^tfernten Verwandtschaftsgrade des Erben entsprechenden 
Antheil erhalte. Es wSre schier ungereimt, das verwandtschiifUiche 
Erbrecht bis zu einem so entfernten Grade gehen zu lassen, wo die 
Fiimilien-Tradition selbst aufgehört hat. 

Aber auch .bezüglich der directen Erbfolge ist das Verhällniss 
ein anderes, ob die Kinder beim Todesfalle bereits grossjährig und 
selbstständig, oder ob sie es nicht sind. Der Tod eines Vaters ist 
für die Hinterbhebenen, welche seither mit ihm in einem Hause 
gelebt haben, gewöhnhch mit einer Verminderung ihres Einkom- 
mens verbunden, indem sie einbüssen, was der Vatei' persönlich 
erwarb, einnahm oder als Bente auf Lebenszeit empfing. Es wäre 
daher in den meisten, Fällen grausam, ihren Verlust noch durch 
eine ÄuÜagc auf die Erbschaft erschweren zu wollen. Anders 
freilich stellt es sich bei bereite emancipirten Kindern, die nämlich 
hren Antheil am väterlichen Vermögen erhalten haben und sich 
belbstständig aus Fonds erhalten, .die unabhängig vom elterlichen 
Vormögen sind. Was solche Kinder noch aus der väterlichen Ver- 
lassenschalit erhalten, bildet einen wahren Zusatz zu ihrem Ver- 
mögen und kann ohne besondere Unbequemhchkeit der Steuer 
unterliegen. 

In Holland müssen — so war es wenigstens früher dort Gesetz 
— die Collateralerben nach Verhältniss ihres V erwandte chafts- 
gfades mit dem Erblasser von 5 bis zu SO**/)» der ererbten Summe 
abgeben. Vermächtnisse oder Geschenke, die durch Testamente 
. gemacht wei'den, unterliegen im gleichen Verhältniss denselben 
Abgaben. Beerbungen zwischen Mann und Fiau hingegen sind 
nur mit 2%, noch geringer ist die Erbfolge in absteigender direc- 
ter Linie, die in au&teigender, wenn Eltern ihre Kinder beerben, 
mit gar keiner Abgabe beschwert. 

Auf einem massigen Fusse zwar, doch sehr eingehend sind 
die gleichartigen Abgaben in Preussen geregelt. Dort erhebt nach^ 
dein Stempelgesetze vom 7. März 1832 der Staat eine Nach- 
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lasssteuer bis zu 8% in der Form aiaec Stempelsteuer, Erbschafts- 
stcmpel geiumnL Der Nat^as» eines jeden Verstorbenen wird vom 
Kachlaesncliter (aaa dem RichtercoUegium ernannt) ermittelt. Er- 
gibt sidi «in Stern pe^iffichtiger Betrag, d. Ii. be&'Sgt der Antbeil 
des einzelnen Erben oder Legatars mindestens 50 Thaler, so wird 
die Steuer berechne!^ dem Erben und Legata» aufgegeben, bei 3cr 
Steuerbehörde den Stempel zu lösen und diesen bei Gericht cinzu- 
reidien. Die vom Gericht tertialweise geiuhrten Erbscbaftsstenipel- 
Tabellen unleriiegen der Revision der Pro vinzial-Steuerdirection und 
des FinanzminiBteriums. Der Anfall ist gesetzlich jedoch stem- 
pelfrei, wenn er gelangt: an A^cendenten, an Descendenten, an 
übwlcbende Ehetranen, sofern sie mit Kindern des Erblasi<ers erben, 
an Dienstboten bis zur Höhe von 300 Thaleiii, an Kirchen, Armen- 
anatalten, Waisenhäuser, milde Stillungen, Schulen, Universitäten^ 
desgleichen an einige speciell bezeichnete Institute, und endlich, 
wenn er aus der Verlassenschaft eines diesseitig verstorbenen 
fremden Gesandten oder einer Person seines Gefolges herrührt. 
Dagegen wird der Anfall besteuert; 

A) mit 1% des Betrages,' wenn er gelängt: wi den überleben- 
den Ehdnann oder die tiberlebende Ehefrau, sofern Kinder nicht 
miterben, an HausofiTicianten und Dienstboten des Erblassers, wenn 
ihnen Pensionen oder Renten für geleistete Dienste zufliessen. 

B) mit 27o des Betrages, welcher gelangt: an natärliche, aber 
gesetzlich anerkannte jedoch per subseq. matrim. nicht legitimirte 
Kinder (also Braut oder per nat, prior, legitimirte Kinder) — die übri- 
gen unehelichen Kinder zahlen 4"/o ~- i »Q adoptJrte oder nach Form 
der Einkindschaft zur Erbschaft gelangende Kinder, und an voU- 
bürtige oder Halbgeschwister und deren Descendenz. 

C)'mit4Vg wenn der Anfall gelangt: an anderweite Verwandte 
nicht über den sechsten Grad hinaas, an Stiefkinder und 8tief<ritern, 
an Schwiegerkinder und Schwdegereltem, und 

D) mit 8% wenn der Anf^ gelangt: an solche, die nur im 
7. oder noch entfernteren Grade mit dem Erblasser verwandt sind, 
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an Schwäger und ScbwSgei'inDen, sowie an alle übrigen Nicht- 
verwandte. 

Bei'dci' Berechnung desEtbEchaftastenipcIa treten verscliiedene 
Modi£oittionen ein, insbesondere, Trenn Gittei^emeinschatl zwischen 
Eheleuten bestand, oder bei Lehns- und FideiconunisTerbaltnissen, 
bei im Auslande gelegenen Grundstücken' oder sonstigem Ycrniö- 
gen, beiNutznngslcibrente oderNiessbrauchsrecbten. Nach Berech- 
nung aller Erbschaftsstempel-Gefälle ertheilt das Gericht dem Erben 
ein Attest, in welchem der Betrag der ganzen Erbschaft, der ein- 
zelnen Erbtheile resp. VeimNcbtnisse oder Schenkungen, das Vei'- 
wandtachaftsverhältniss und die Beträge der von jedem Einseinen 
zu lösenden Stempel ausgedrückt sind, und wird dem Erben auf- 
gegeben auf Höhe des Totalbetrages den Stempel bei der Steuer- 
behörde zu lösen und binnen einer zu bestimmenden Frist b^i Ge- 
richt einzureichen, widrigenfalls der doppelte Betrag von iTim ein- 
gezogen werden würde'). — 

Gewöhnlich war es die Höhe der Steuer und das Lästige ihrer 
Ermittlung, was die Erbateuer verhasst gemacht hat. Dies wai' auch 
in Oesterreich der Fall, wo die Erbsteuer mitunter iO'/o überetieg, 
und im Jahre 184S in dieser Form beseitiget wuide. Sie ersuhien 
jedoch bald wieder, -nui' jetzt iu der Gestalt unmittelbarer Gebüh- 
ren von Uebertragungen unter Lebenden oder in Todesfallen **). 
•) Auch wird in Preussen bei sonatigen üebertraguiigen von 
beweglichem oder uii beweglichem Vermögen, ausMr deu turi t'sm äsHigeii 
Gebühren für AiifuftLnie und Ausfeciiguiig der VeräHaaerungsvei'träge, zwar 
noch eine Procentual -Stempelabgabe erhoben, welche bei Immobi- 
lien 1%, bei »nderen Gegenständen '/j','. beträgt. Eine selbatgtändigeUebor- 
, gangsateiier als solche, welche dann auch Güter todter Hand zu trelTen 
hatte, besteht \ber nicht. In dieser Hinaicht miiidestena bleibt daa Ge- 
bühren priuuip gewahrt. Auch ia( die SlempeUreibeit in vjeleu Eällen theile 
allgemein, tkeils apeciell für gtwiase Angelegenheiten oder Personen (i. 8. 
Kirchen, Waigenhäuaer, Schulen, Dniversitütec) , sowie durch Privilegien 
eingeräumt, und dann fallt die Stempel abgäbe in der Regel mit den gericht- 
lichen Gebühren ganz hinweg. 

**) Diese Gebuhren beziehen aicli aueli auf andere Uebertragungen, als 
durch Todeafall und -Schenkung. Wo indeas die weaentlichenErtragMtenem 
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Besser aber, dUokt mir, sie wäre alä eigene müsi^ Erbsteuer refor- 
mirt und ergänzt, als in das complicirte Grebiibrengesetz einbezo- 
gen worden. Denn ihrer Natdr nach weit mehr (mit einem FiBcal- 
Torrecht verknüpfe) Steaer als Gebühr, trägt die hier nur zur 
grösseren Verwicklung des Gebühiengesetzes bei. Die Erbsteuer 
aber hätte progressiv zu sein, d. h. vpn den Fällen, bei welchen 
keine verwandtschaftliche Erbberechtigung mehr anzuerkennen 
wäre und wo dem Fiscus, die ganze Inlestat-Veiiassendch^t zufällt, ' 
mit dem höchsten Frocentaatz der Steuer ausgehend, würde dieser 
. mit der Nähe des Verwandtschaftsgrades abiiehmcu. 

Die Coosequenz zwar . der unmittelbaren Uebertragungsge- 
bühren unter Lebendeä und in Todesßillen hat zu der Aequiva- 
lentengebühr (taxe de main morte) auf Be^tzungen, die sich 
wegen der besonderen Beschaflenheit ihrer Eigenthiimer dem 
Durcbsehnittsgesetze des übrigen Besitzwechsels entziehen, nament- 
lich in Oesterreich, Frankreich und Italien getiihrt. Allein dies ist 
imGrunde nur ein consequenter Missbrauch mit dem Begritt'Oebühr. 
Würde man in Oesteneich dem Namen, wie der Sache nach,^ zu 
einer (refoimirten) Erbsteuer zurückkehren ; so wUrde es nur folge- 
richtig sein, hier, und nicht in das Gebührengesetz , auch die 



bestehen und einer periodiscbeu RevlBioii unterzogen werden , haben die 
Steuer-GebUhreo, d.'h. so hohe Gebtthren, daes sie die Natur vou wirk- , 
liehen Abgaben aimehmen, tüi- üebertragungen des beweglichen und unbe- 
weglichen EigenthnniB, durch Kauf und Verkauf eigentlich keine Berech- 
tigung. Denn unter jener Voraussetzung würden die Gebühren nur das- 
«elb« Object wie die Ertragsfltenern , nnd mittelbar in deraelben Hand 
treffen. Anders stellt sich die Sache, wenn die Ertrogsstenern niedrig an 
sich sind oder unverändert auf der gleichen Grundlage bestehen, weil sie 
dann mindestens zum Theil ab amortisirt' angenommen werden können. 
In Frankreich und Engtand sind (Hock p. 238) die hohen auf dem Grand- 
eigenthnm lastenden UebertragungsgebUhren nur darum nicht ganz uner- 
schwinglich, weil sonst der Grundbesitz zam mindesten durch den Staat 
'nur mtissig belastet ist. Auch erst das Nichtvorhandensein einer Zins- 
renten- und Einkommensteuer macht die hohen ausgiebigen Erbschafts- 
gebtlhren in Frankreich erträglicher. 
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Aequivalenten-Steuer eiuzubeziehen für steuerpöicbtige 
Güter todter Hand, überhaupt für alles uDbewegliche und beweg- 
liche Vermögen, daa weder durch Todesfall noch durch Veräusse- 
rung übertragen wird, und nur seine Nutzmesser wechselt. Diese 
Güter wären also mit einei- entsprechenden Steuer, welche der 
mittleren Erbateuer äquivalirte, für die StaAtsbedürJnisse zu bele- 
gen. Denn schon ihrem Begriff nach setzt die Gebühr eine beson- 
dere Gegenleistung des Staats voraus, welche lediglich dem Ge- 
bührenentrichter zu Gute kommt, und sie soll strenggenommen die 
Kosten der öffentlichen Gegenleistung nicht übersteigen. Darum 
stellt sich in Wahrheit das vorgeschriebene Äequivulent einer Gre- 
bühr, welche man entrichten muss, ohne wirklich eine besondere 
Gegenleistung dafUi* zu empfangen, als eine coutiadictio in adjecto 
dar. Die Steuer dagegen beruht auf einem allgemeinen Princip, 
auf allgemeinea Gründen der Zweckmässigkeit und schliesslich auf 
den allgemeinen Leistungen des Staats, der, alles Eigenthum 
Schützern], das WaohstLum aller Renten ermöglichend, dafür seinen 
Anthcil fordert. Wenn nun diese allgemeinen Leistungen des Staa- 
tes oder diese Zweckmässigkeitsgründe sich ganz ebenso, ja viel- 
leicht In noch höherem Grade auf das Vei-mögen b^^'^^i^ ^^ ids 
solches nicht vereibt und nicht übertragen wird, als auf alles andere 
Vermögen, was von Zeit zu Zeit der Erbthellong anheimfällt; so 
rechtferdgt es sich vollkommen und ist nur consequent, auch jenem 
Besitzthum, sofern es überhaupt ateuerpäichtäg ist, das gleiche 
Opfer aufzulegen, und es In angemessenem Verhältniss zur Erb- 
steuer gleichartig zu besteuern. — 

Wie massig übrigens auch die vorgeschlagenen Luxussteuem 
und insbesondere die Erbsteuer und ihr Äequivalent gegriffen wür- 
den, weniger als sechs Millionen Gulden dürften sie . imter keinen 
Umstanden den Finanzen eintragen. Dieses Erträgniss möchte sich 
allmahg ohne Sehwierigkeil , Störung und Druck verdoppeln 
lassen.' 
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XV. 
S c h I U 8 8. 

Zorn Schlu33 muss ich vor allem nocli einmal die Nodi- 
Avendigteit eknei durchgreifenden Rdbim der directen Beateuentng 
in Oesterreit^ betonen. In Anbetracht unserer ganzen Fioanziage 
und um endlich der capitalfressenden Staatsanlehen , welche zu- 
gleich fiir die gesammte Production den Zinsfuss steigern und 
deren MitwerbsfiShigkeh erschweren, wenigstens in gewöhnlichen 
Zeiten entrathen zu können ; in Anbetracht ferner des fiir die 
nächsten Jahre schon wegen der auf die Guthaben der National- 
bank Tcrtragsmäsaig zu leistenden Rückzahlungen sich steigernden 
Staatäerfordernisses ; in Anbetracht, dass diese» Mehrerfordemiss 
durch Ersparnisse der Civil- und Militärverwaltung , wie weit sie 
auch noch ausgedehnt werden soUen und müssen, allein nicht aus- 
geg^chen werden kann ; — in Anbetracht endlich , dass die in- 
directen Steuern schon unverhtiltnissmäsaig gross und für die 
arbeitenden Classen empfindlich, auch die Gebühren äussa'st 
hoch gespannt sind — stellt es sich als uoerlässllch dar, den regel- 
mässigen Ertrag der directen Steuern zu steigern. Dies aber ist 
auf den bestehenden Steuergrundlagen, bei deren Gebrechen, ohne 
Härte und noch grössere Ungleichmässigkeit, als ohnehin schou 
vorhanden, nicht durchflihrbar. Steuer - Erhöhungen würden nur 
um so stärkei- auf die bisher vorzugsweis Getroffenen drücken, die 
schon Begünstigten aber nur noch um so mehr begünstigt werdea, 
ohne dass eine sofortige Ausgleichung dieses Missrerhältniases 
mittelst üeberwälzung möglich wäre. Ein Uebelständ, der ekit 
untec gjeicböji ÜMständc« immer wiederholen muss , Und zwar so 
lange ', -bis ^laä Steuersystem zu gleichmäsaigen Steuererhöhungen 
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brauchbar gemacht sein wird. In der ungleichen VertheDung dw 
Steuerlast liegt alaa nicht blos ein ungerechten- Druck fiir einen 
Thal der Stenertrfiger, sondern auch eiiie hemmende Fessel fijr 
den Staat eelbst, eine Gebundenheit desselben in Bezug auf die 
zwet^mässige Benützung der Steuern und zumal der Schazungen, 
da die indirecten Steuern gerade in schwierigen Zeiten versagen. 
Aus solcher Gebundenheit, die witweder zur Machtlosigkeit ver- 
urtheilt, oder zum Schuldenmachen und zur MissTrirthscbafl ver- 
leitet, muss der Staat dadurch befreit werden, dass das Steuer- 
ßjstem vervollkonunet , zu gleicbmassigerer AnapAnnung der " 
Steueriiräfite und zu gi'össeren Leistungen befähigt wird. 

Die Reform soU also die gleichmässigere Vertheüung der 
Steuerlast bewirken und, im Fall gesteigerten Bediirfhbses , die 
Steuererhöhung auf eine Weise ermöglichen, welche alle Staats- 
angehörigen verhältnissmässig belastet. Das Steuerwesen soll so 
angelegt und eingerichtet sein, dass eine allseitige Anspannung 
der Finanzkräftc des Volkes für den Nothfall relativ leicht möglich 
ist, ohne jedesmal erst an durchgreifende, in schwieriger Zeit am 
mühseligsten durchzuführende Steuerreformen , an neue in ihrem 
£rtrag unsichere Abgaben denken , oder zu solchen Zuschlügen, 
■welche die UnTerhältnbsmÖssigkeit noch vergrössem, oder gar zu 
■verzweifelten Mitteln greifen zu müssen, welche, wie Papiergeld- 
Emissionen, in Handel und Wandel, in die gesanunte ^^olkswirth- 
schoft Verwirrung bringen. 

Die bierfür entwickelten Refoimideen halten an den Grund- 
lagen der Besteuerung fest, wie sie sich in allen deutschen Staaten, 
insbesondere in Oesteireich und Preussen, historisch angesetzt 
und bis fu einem gewissen Punct — freilich nirgends schon zur 
systematischen Vollständigkeit -^ ausgebildet haben. Ihr Wesen 
besteht in der principiellen Ünterscheidimg der EHrags- to[i der 
Einkonmienbesteuerung und in der sich gegenseitig ergänzenden 
und ausgleichenden Verbindung beider, darin, dass es auf der 
Basis besondere Ertragssteuem je nach den verschiedenen Quellen 
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irirthschaftliclieii Ertrages und Erwerbs von relatiTer Stabilität, 
und darüber eine beweglichere allgemeine Einkommensteuer gibt, 
welche die verschiedenen freien Einkünfte in der einzelnen Hand 
■wieder zuflammen&sst. , Sie zielen auf grössere VoUständigkeit und 
richtigere Yeranlt^ung der Ertragsteuem und zugleich auf höhere 
Ausbildung der Einkommensteuer in der Richtung, dass die Steuer- 
last sich der Leistungaföhigkeit entsprechend vertheile. Das in 
beiderlei Beziehung Fehlende bedingt eben jene Grebundenheit 
nnd den Mangel an ElasttcitÜt. Der grösste Gewinn systematischer 
Vollständigkeit liegt gerade darin, dass, je nachdem das Staats- 
bedtlrfhiss Steiiererhöhungen vorübeigehend oder dauernd noth- 
wendig macht, entweder blos die allgemeine Einkommensteuer, 
oder aber aoch stfmmtliche Zweige der directen Besteuerung gleich- 
zeitig in richtiger Verhsltnissmäafflgkeit erhSht werden können; 
waa gegenwärtig nicht möglich ist, wenigstens nicht ohne Störun- 
gen in den Wirthschafts- und BesitzverhSltnissen hervorzurufen 
und ohne den ersten Grrundsatz der justitia distributiva zu verletzen, 
dass Steuererhöhungen mindestens Annähernd alle Volksclassen 
nach ihrer LeistungsfiJbigkeit treffen sollen. — 

Herrscht erst Einverständniss über die Principien der Reform, 
so kann die Auseinandersetzung im Einzelnen keinen besonderen 
Schvderigkeiten mehr begegnen. Auch wäre es überflüssig sich jetzt 
schon auf Berechnung der Erträge der einzelnen Steuern im refor- 
mirten System umständlicher -einzulassen, zumal hier ohnehin 
theils das bestehende Verhältntss, theils das StaatsbedUrfnias mass- 
gebend sein miisste. Immerbin ist es nicht ohne Interesse, wenig- 
stens die Hauptbeträge der gleichartigen Steuern in ihrem ungefiih- 
ren normalmässigen Verhältniss auf Grund der hier befürworteten 
Reform den gegenwärtigen Steuererti^gen übersichtlich gegenüber- 
zustellen ; wenngidch mehr nur, um an einem Beispiel die neue 
Gruppirung zu illustriren, als um dem ZÖfferverhältniss, das ja erst 
aus der genauesten Ermittlung und Berücksichtigung aller einschlä- 
gigen Thatsachcn richtig hervorgehen kann, schon irgend welchen 
endgiltigen Werth beizulegen. 
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Dem zu Folge wäre das upgefähre Normal ■ ErtrSgniss in 
runder Summe von Golden Oe. "W. 
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Im Ganzen, . .108,430.000.125,430.000 . — — .18,000,000 
Hiernach würden im normalen Voraftschlag der Bedeckung 
die Renten- und Einkommensteuern (II) beinahe den vierten 
Theil, dieErtragä8teiiem(I)circadrei Viertel des ganzen direc- 
t«n Stßuererträgnisses antznbringen haben, während gegenwärtig 
jene (freilich ausschliesslich des Drittelzuschlags zu den Real- 
steuern) fast nur Y, desselben beitragen. Und während jetzt vom 
Gresammtbetrage der ErtragBstenern die Erwerbssteuem nur Yg 
und die ReaJsteuern '/s aufbringen, würden jene bei ihrer vollstän- 
digeren Veranlagung fortan '/^ jenes Gresammtbetrages zu liefern 
haben — ein jeden&lls mehr angemetisenes Verbältniss. 

Nicht blos das richtigere Verbältniss der verschiedenen direc- 
ten Steuern zu einander, sondern auch ihre grössere Vollständig- • 
keit und gleichmassigere individuelle Vertheilung würden eben 
die Elasticität des ganzen Steuersystems ungemein erhöhen und 
dasselbe befähigen sich dem wechselnden Bedürfniss anzupassen. 
Im ÄUgemeinen wäre bei blos vorübergehend grösserem Staatser- 
fordemiss lediglich der Steuerfuss der allgemeinen Kinkommen- 
steuer, unter Umständen zugleich auch der der besonderen Rentfin- 
stenem zu erhöhen ; bei dauernd grösserem Erfordemise dag^en 
würden vornehmlich die Ertragesteuem im Steuerfuss zu erhöhen 
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neiiij die besonderen Rentemteuern und die aJlgemein&Einkommea- 
pteuer dagegen erst in zweiter Lisie und jedenfeüla im miod^^en 
VerhSltnjss, um diese Steiiem für Fslle von voiübergehender An- 
spannung brauchbar zu erhalten. Bei Steawerieichterungen wäre 
der glcicKe Vorgang nur in uragekehi-ter Richtung zu beobachten. 
Dauernde Erleichterungen würden* vornehmlich derErtragabesteue- 
rung, vorübei^ehenj^e dagegen der Einkommenbestenemng zu 
Gute kommen. Und was von besonderer Wichtigkeit ist: alle diese 
Veränderungen, die An- und Abspannung, könnten eben wegen 
der Vollatiindigkeit beider Besteuerungeai;jen vor sich gehen, ohnfe 
die gleichmässige Vertheilung der Steuerlast über alle Einzel-Ein- 
kommen erst allmülig von der Macht des Verkehrs und dem 
Gesetze der Ueberwälzung erwarten zu müssen, ohne dass also 
davon eine irgend erheblich störende Einwirkung auf die naturge- 
mässe Gestaltung der Productionsverhältnisse zU befürchten wäre. 
Ohne Zweifel, Manche werden immer noch Anstosa an dwn 
Doppelsystem directer Besteuerung nehmen, und dahei' vielleicht 
glauben, dasselbe principiell bekämjrfen zu sollen. Auch wäre dies 
nicht zum erstenmal geschehen. Eine bedeutende Erinnerung taucht 
hier in meinem Gedächtniss auf. Es war im Jahre 1847 zur Zeit 
des vereiüigten Landtages, als die preussieche Regierung zuerst mit 
der Vorlage auf Einführung einer allgemeinen Einkoramenstea«r 
neben und über den bestehenden Ertragssteuern hervortrat Die 
Einkommensteuer sollte die allgemeine Classensteuer bis auf die 
beiden untersten Hauptclassen, nämlich bis zu 400 Thaler Eink(nu- 
men, ersetzen und unterschiedslos von jedem reinen Einkommen 
darüber mit 2 bis 3^^ erhoben werden. Am vereinigten Landtag 
waren nach der damaL'gen provinzialständischen 'Verfassung die 
Vertreter des grossen Grundbesitzes weitaus überwiegend. Diese 
Herren, die dem Stande der Ritterschaft imd den Mitgliedern der 
Herrencorie das nobile officium vindicirten diejenigen zu vertreten, 
welche in dem weissen Saale keine Vertretung genossen, bekämpf- 
ten in der Mehrzahl leidenschaftlich die Regierungsvoriage und 
überhaupt das Prindp der Einkommensteuer. Ihnen voran erklärte 
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ein berUliniter weBtßLliscber Abgeordneter, dass, wolle man eine 
Einkommensteuer einfuhren, solches dann immer eine einzige 
directe Steuer, mit Ausschluss aller übrigen, bestehenden, von 
' 'allem Einkommen sein müsse : eine Einkommensteuer neben der 
Grund- und der Gewerbesteuer, welche schon besondere TheÜe 
des Einkommens treffen, sei eine principielle Verkehrtheit, Ob 
ihm die einzige englische Einkommensteuer als Vorbild vor- 
schwebtej oder ob man auf jener Seite die Einkommensteuer nur 
dann nicht ungern sehen Inochte, wenn sie, in ihren letzten Wir- . 
kungen die Belastung des Grundbesitzes erleichterte? Wo blieb 
dann aber der für seine Mitstände beanspruchte Vorzug der Ge- 
sinnung und Pflicht in Bezug auf die Sorge für die unbemit- 
telten Volk Belassen ? 1 Die finanzkundigsten Männer der Ver- 
sammlung, ein Kühne, ein Hansemann, ein Camphausen, 
widerlegten die freiberrliche Argumentation. Schon bisher seien 
neben der Grund- und Gewerbesteuer sowohl die allgemeine Clas- 
sen- als auch die Mahl- und ScMachts teuer erhoben, und wenn man 
jetzt fiir diese, die unteren Volksclassen am meisten drückenden 
Steuern, welche die Immoralität des Schnauggelns auch in das In- 
nere desLandes verpflanzten, Ersatz suche, müssen daherncben die- 
ser Ersatzsteuer auch die beiden anderen direct«n Steuern noch 
fort erhoben wferden. Sollte die beantragte Einkommensteuer alle 
directen Steuern ersetzen, so würden, statt 3% des Einkommens, 
24% desselb; n erhoben werden müssen. Schlösse dies aber auch 
nur eine theilweise Abschaffung der alten Grundsteuern in sich, so 
wSre solches ein pures Geschenk an die besitzenden Classen im 
Werthe des capitalisirten Steuerunterschiedes, während es sich doch 
vielmehr umgekehrt um den Ersatz von die unvermögenden Classen 
drückenden Steuern durch eine Steuer handle, welche verhältniss- 
mässig die wohlhabenden Classen trifft. — Man hätte hinzufügen 
können, wie wenig das englische Vorbild in diesem Fall für ganz ver- 
schiedene Verhältnisse passe. Die englische Einkommensteuer fand 
tabula rasa bezüglich der directen Steuern, einfachere Verhältnisse 
bei den Steuerquellen und ein unverhältnissmässiggrossesNational- 
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einkommen vor, welches die Steuer&eilieit von Einkommeu bis zu 
1000 Gulden gestattet, währeDd in den Continentalstaaten von Al- 
ters Iier ausgebildete Brtragssteuem bestehen, die durch die Macht 
des Verkehrs grijsstentheils schon ihre Ausgleichung gefunden 
haben, und die Einkommen bis zu 1000 Gulden gerade den grössten 
Beitrag auch an directen Steuern liefern. 

Doch gesetzt, das englische System verdiene prinoipieil den 
Vorzug, was ich entschieden läugne ; so darf man auf dem Gebiet 
der Steuern, wo Stnbilität von grosser Bedeutung ist, nicht das ab- 
solut Beste haben und auf alles Andere verzichten wollen, wenn 
jenes nicht zu erreichen ist. Vielmehr muss man das Bessere unter 
den gegebenen Umständen zu erreichen trachten. Die Politik der 
Abschlagszahlung ist auf diesem Felde ganz vorzüglich praktisch 
und vernünftig, 

Indeas auf dem preussischen voreinigten Landtage fiel die Re- 
gierungsvorlage vor einer achwachen ständischen Majorität (ich 
glaube mit 23Z gegen 248 Stimmen). Aber — schon wenige Jahre 
darauf feierte die Einkommensteuer neben und über den Ertrags- 
steuern ihren gesetzlichen Einzug in Preussen. 

Ich furchte nicht, dass der preusaische Vorgang vom Jahre 
1847 sich in Oesterreich in den 60ger Jahren wiederholen könne. 
Zu grosse Interessen stehen hier auf dem Spiele, zu sehr drängen 
das Staatsbedürfniss, die Nothwendigkeit den öflfentlichen Credit 
dauernd aufzurichten, die ungleich massige Vertheilung der Abga- 
benlaat auf eine gründliche systematische Steuerreform. 

Unsere Production , insbesondere unsere Industrie geht, wo 
nicht einer Exisis, doch einer schweren Zeit, harten Kämpfen ent- 
gegen. Die Herateilung der Valuta, so glücklich für die Gesammt- 
heit, wird die auswärtige Conourrenz beflügeln, während die hei- 
mische Unternehmung noch zum Theil mit künstlich erhöhten 
Materialprei^en und Löhnen zu ringen haben wird. 'Was für eine 
Lösung die deutsche Zolleinigungsfrage vorläufig auch finde, eine 
durchgreifende Ermässigung des Zolltarifes wird nicht ausbleiben, 
sie liegt gleichsam in der Luft, und eine verstärkte Ooncurrenz ist 
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auch hier die Folge. Ich zweifle niciit, die österreichiaclie Industrie, 
schon fest begründet und durch manche natürliche Bedingungen 
begünstiget, wird geläutert, gesunder, stärker, mit verjüngter Kraft 
auch aus diesem Wettkampfe hervorgehen. Aber die Gesetzgebung 
darf ihr diesen Uebei^ang nicht noch erschweren, sie muss ihr den- 
selben nach Thunlichkeit erleichtern. Die schon hoch gespannten 
indirecten Abgaben und Gebühren können nicht noch höher ange- 
zogenwerden, sie würden ^ur die heimische Production unmittel- 
bar vertheuern und belästigen, ihr den Mitwerb noch schwerer 
machen. Um so nothwendiger sind energische Entschlüsse, ein 
rechtzeitiges Handeln für die Reform der directen Besteuerung im 
echt Volks wir thschaftlichen Geiste. 

Das thatkräftige erfolgreiche Streben nach einer gleichraässi- 
gen Vertheilung der Steuern auf Grund der wirksamen Mitbethei- 
ligung aller Steuerträger entspricht der Gerechtigkeit, dem Wohl 
aller Volksclassen, dem socialen Fortachritt, der Humanität, den 
höchsten politischen Rücksichten. Es wird manche Härten des Le- 
bens, manche Ursachen ■welche die grellere Herausstellung zwi- 
schen Armen und Reichen bewirkt haben, mildem helfen. Es be- 
fördert die dem Staatswohl so sehr entsprechende Anerkennung der 
grossen Constitution eilen Wahrheit, dass Regierung und Volk die 
gleichen Interessen haben. Es belebt den Gemeinsinn, das öffentliche 
Pflichtgefühl und die Opferwilligkeit. Das Gefühl der Pflicht aber 
stärkt auch das Gefühl des Rechts. So wie überall eine Pflicht 
dem Rechte gegenübersteht, so ist auch die schärfere Auffassung 
des Rechtes eine Folge der schärferen Auffassung der Pflicht. 
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